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(Beginn um 9.01 Uhr.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Sitzung des Wiener Gemeinderates ist eröffnet.

Entschuldigt für die heutige Sitzung während des gesamten Tages sind Frau GRin Cammerlander, Frau GRin Klicka, Frau GRin Schubert und Frau GRin Schrödl. Entschuldigt ab 16 Uhr ist Herr VBgm Dr Michael Ludwig, der sich ab diesem Zeitpunkt auf einer Dienstreise befindet; die Klubs wurden in der Präsidialkonferenz hievon entsprechend informiert.

Ich darf Sie bitten, sich von den Plätzen zu erheben. (Alle Anwesenden erheben sich von den Plätzen.)

Vorigen Samstag erreichte uns die traurige Mitteilung, dass Bundesministerin a D und Bürgerin von Wien Prof Johanna Dohnal wenige Tage nach ihrem 71. Geburtstag verstorben ist.

Johanna Dohnal erlebte eine nicht immer leichte Kindheit, die ihr Leben jedoch sehr prägte. Sie erlernte den Beruf einer Industriekauffrau und begann sehr früh ihr politisches Engagement bei den Wiener Kinderfreunden und in der SPÖ der Bezirksorganisation Penzing.

Von Mai 1969 bis Juli 1973 war sie Mitglied der Penzinger Bezirksvertretung. Von Juli 1973 bis Oktober 1979 war sie Mitglied des Wiener Landtages und Gemeinderates. In dieser Funktion setzte sie sich vor allem für die Ausweitung der Sozialdienste und die Forcierung der Sexualaufklärung an den Schulen ein. 1978 wurde auf Initiative von Johanna Dohnal das erste Frauenhaus Österreichs hier in Wien in Betrieb genommen. 

Im November 1979 wurde sie als Staatssekretärin für allgemeine Frauenfragen im Bundeskanzleramt angelobt. Und von 1980 an wurde Johanna Dohnal mit der Abwicklung des von Dr Bruno Kreisky ins Leben gerufenen Nationalfonds „Hilfe für Kinder der Dritten Welt" betraut. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass sie von 1983 bis 1991 die Koordinatorin des überparteilichen Hilfskomitees für Nicaragua war. Von 1990 bis April 1995 war sie Bundesministerin für Frauenangelegenheiten im Bundeskanzleramt.

Johanna Dohnal hat mit ihrem unvergleichbaren Einsatz die österreichischen Gesetze im Zusammenhang mit mehr Chancengleichheit für Frauen und Beseitigung von Frauendiskriminierung besonders stark beeinflusst. Das Selbstbestimmungsrecht für Frauen, die Öffnung von traditionellen männerdominierten Berufen für Frauen und die Schaffung eines engmaschigen Netzes an frauenspezifischen Beratungseinrichtungen und Frauenvereinen war beispielhaft aufgezählt Teil ihrer großen Initiativen. Viele Frauen und Mädchen allen Alters, jeder Herkunft und jedes Bildungsstandes profitierten und profitieren von diesen gesellschaftspolitischen Änderungen.

Johanna Dohnal war und ist wegen ihrer Hartnäckigkeit, auch oftmals ihrer Kompromisslosigkeit, um das gesteckte Ziel zu erreichen, ihres entschiedenen Auftretens gegen Alltagsfaschismus und gegen das, wie sie selbst sagte, kollektive Vergessen für viele Menschen weit über unser Land hinausgehend ein Vorbild. Viele von uns – und da bin ich überzeugt, nicht nur Frauen – werden ihr Wirken fortsetzen. Johanna Dohnal stand immer auf der Seite jener Menschen, die in unserer Gesellschaft besonders ungerecht behandelt wurden und leider auch noch werden.

In Würdigung ihrer großartigen Leistungen für Wien wurde Johanna Dohnal im Jahr 2005 zur Bürgerin der Stadt Wien ernannt. Unser Gedenken und unser Empfinden sind bei den Familienmitgliedern von Johanna Dohnal, ihrer Tochter und ihrer Lebenspartnerin. Wir wollen ihr stets ein ehrendes Andenken bewahren. (Die Anwesenden verharren einige Zeit in stummer Trauer.)

Ich danke. (Die Plätze werden wieder eingenommen.)

Bevor wir mit der Fragestunde beginnen, möchte ich auf ein Thema zurückkommen, das wir bei der letzten Gemeinderatssitzung behandelt haben und das uns beschäftigt hat, nämlich die Wortmeldung von Herrn StR Ellensohn bei der Dringlichen Anfrage an den Herrn Bürgermeister, wo er am Beginn seiner Rede behauptete, dass die FPÖ einen großen Beitrag zur Kriminalität leistet. In Folge begründete er dies, indem er mehrere Funktionäre der FPÖ anführte und deren Vergehen beschrieb. Da ich davon ausgehe, dass vielleicht die eine oder andere Person nicht im Saal anwesend ist, werde ich ausschließlich Zitate aus dieser Rede bringen, damit man auch meine Schlussfolgerung dann entsprechend versteht.

Genannt hatte er Karlheinz Klement, er soll dreimal aus der FPÖ ausgeschlossen worden sein und behauptet haben, das jüdische Volk hätte aus dem Holocaust nichts gelernt und brauche eine zweite Lektion. Er wurde wegen Volksverhetzung verurteilt.

Dipl-Ing Fröhlich, ehemaliger Bezirksrat – ich sage jetzt nur die Stichworte –: Holocaust-Leugnung, rechtskräftig verurteilt.

Susanne Winter, Nationalrätin, ehemalige Stadträtin in Graz: rechtskräftig verurteilt wegen Verhetzung und Herabwürdigung von religiösen Lehren.

Michael Winter: wegen der Behauptung, alle Muslime seien Sodomisten, rechtskräftig verurteilt.

John Gudenus: rechtskräftig verurteilt wegen Wiederbetätigung.

Peter Rosenstingl, ehemaliger FPÖ-Nationalrat: gewerbsmäßiger Betrug, Untreue, Gesamtschaden von über 50 Millionen Schilling.

Ferdinand Spielberger, Stadtrat in Graz: rechtskräftig verurteilt wegen sexueller Übergriffe an Sekretärinnen.

Ernest Windholz: verurteilt wegen Körperverletzung.

Wolfgang Haberler: verurteilt wegen schweren Betrugs, Missbrauchs fremder Ausweise und falscher Zeugenaussage.

Und schlussendlich – alle, die genannt wurden, will ich nicht nennen –: Harald Weiß, Stadtparteiobmann von Wiener Neustadt: Da zitierte Ellensohn aus einer niederösterreichischen ÖVP-Zeitung, wobei Verdacht nach § 207a – pornographische Darstellung mit Jugendlichen – gegeben sei.

Das sind Zitate aus dem Redebeitrag von StR Ellensohn.

Vor Ende seiner Rede führte er aus – und ich zitiere: „Nachdem Sie immer so schnell mit den Pauschalverurteilungen sind, muss ich das jetzt auch machen. Mehrere Dutzend FPÖ-Politiker in hohen Funktionen sind kriminell, also ist die FPÖ eine kriminelle Organisation und jedem Einzelnen" – und er hat also hingezeigt – „muss ich das unterstellen."

Wegen dieser Aussage: „die FPÖ ist eine kriminelle Organisation" gab es heftige Proteste seitens der FPÖ und das Verlangen nach einem Ordnungsruf. Ich habe die Überprüfung des Wortprotokolls versprochen. In Absprache mit dem Dritten Vorsitzenden, Herrn GR Mag Reindl, der zu diesem Zeitpunkt auch den Vorsitz führte, darf ich festhalten, dass keine der hier im Gemeinderat befindlichen Parteien als kriminelle Organisation bezeichnet werden kann. Ich selbst würde mir allerdings wünschen, dass straffällig gewordene Personen in unseren Parteien nichts verloren haben. 

Ich wünsche mir auch, dass trotz des bevorstehenden Wahlkampfes ein sorgfältiger Umgang mit der Sprache angebracht wäre. Es gibt immer den Tag nach der Wahlentscheidung und die demokratiepolitische Notwendigkeit, eine sinnvolle Gesprächsebene im Interesse unserer Bürgerinnen und Bürger aufrechtzuerhalten.

Herrn StR Ellensohn erteile ich wegen seiner Schlussfolgerung in der zitierten Rede einen Ordnungsruf.

Wir kommen nun zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 00648-2010/0001 - KSP/GM) wurde von Herrn GR Ing Christian Peterka gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. (Vor einem Jahr hat der Wiener Gemeinderat die Einrichtung der Wiener Zuwanderungskommission beschlossen. Welche wesentlichen Ergebnisse formulierte der Bericht dieser Kommission?)

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Einen schönen guten Morgen von meiner Seite!

Danke für die Frage. Sie gibt uns die Gelegenheit, einen sehr, sehr tollen Bericht hier näher auszuführen beziehungsweise darüber zu diskutieren. Wir haben vor über einem Jahr im Wiener Gemeinderat gemeinsam mit der ÖVP und mit den GRÜNEN eine Einrichtung der Kommission, der so genannten Zuwanderungskommission beschlossen. Der Hintergrund der Einrichtung war der, dass wir gedacht haben, es geht auf der einen Seite darum, ein Integrationskonzept zur Verfügung zu stellen und auch zu planen, aber es geht auf der anderen Seite auch darum, zu diskutieren und einen Vorschlag von ExpertInnen zu erhalten, wie sich Zuwanderung in der Zukunft gestalten soll, wie sie klar und transparent gestaltet werden soll, sodass alle, die hier sind, wissen, unter welchen Voraussetzungen jemand kommen kann, und auch alle, die kommen möchten, wissen, unter welchen Voraussetzungen sie kommen können und unter welchen Voraussetzungen nicht. 

Wir haben uns dann in dieser politischen Runde sehr lange damit auseinandergesetzt, wie sich die Kommission zusammensetzen soll, wie sie arbeiten soll, und haben heuer, Anfang des Jahres gemeinsam den Bericht der Kommission nun vorgelegt. Es ist ein Bericht, der auf der einen Seite die Szenarien und großen Herausforderungen im Zusammenhang mit der Integrationspolitik einer Metropole, wie es Wien letztendlich ist, sehr gut darstellt, und es ist ein Bericht, der Zuwanderungsphänomene beschreibt und gleichzeitig auch etwas bietet, was eine tolle Sache ist: Er ist wie ein Navigationsinstrument durch die Organisation von Zuwanderung zu verstehen. 

Wenn ich Navigationsinstrument sage, dann kann ich das auch deshalb so klar sagen, weil er sehr, sehr konkrete Punkte anführt, die jetzt von der Stadt sukzessive, begleitet durch dieses breite politische Bündnis für Integration, umgesetzt werden. 

Wenn ich sage, er beinhaltet konkrete Handlungsanleitungen, dann sagt uns der Bericht, dass wir es in Zukunft mit drei Phänomenen zu tun haben werden. Das erste Phänomen ist, dass die Zuwanderung aus den EU-Staaten am meisten zunehmen wird. Wenn man sich die Statistik anschaut, so sieht man, es war schon im Jahr 2009 so, dass wir mehr ZuwanderInnen aus dem EU-Staatenbereich hatten als aus Drittstaaten. Natürlich sagen uns dieser Bericht und die Kommission mit all ihren ExpertInnen, dass wir uns diesem Thema in der Integrationspolitik in einem besonderen Ausmaß widmen müssen, weil wir sonst das Schicksal erleiden, das wir schon einmal erlitten haben, nämlich im Zusammenhang mit der gesamten GastarbeiterInnenproblematik – das sage ich jetzt bewusst an dieser Stelle –, wenn wir nichts in Richtung Integration wie Sprachmaßnahmen, Orientierung am Arbeitsmarkt, Kennenlernen des Bildungssystems, et cetera für diese Menschen anbieten. Das ist der eine Punkt.

Das zweite Phänomen ist, dass uns die Kommission auch darauf hinweist, dass wir uns im Wettbewerb um die besten Köpfe und Hände in Europa natürlich auch anstrengen müssen. Wir haben hier einen Standort, einen Wirtschaftsstandort, der sehr attraktiv ist, aber wenn wir eben für Wien die besten Köpfe gewinnen möchten, dann müssen wir letztendlich auch in diesen Wettbewerb investieren und schauen, dass wir diese tatsächlich auch bekommen. Ich sage bewusst nicht nur, die besten Köpfe, denn es geht nicht immer nur um WissenschafterInnen oder um ÄrztInnen, wie es immer diskutiert wird, sondern es geht wirklich auch um die FacharbeiterInnen, die wir brauchen, um wettbewerbsfähig am Standort bleiben zu können. 

Diesen Wettbewerb werden wir wiederum nur gewinnen, wenn wir auch entsprechende Maßnahmen setzen. Da gibt uns der Bericht einige Hinweise, aber gleichzeitig weist er uns auch darauf hin, dass wir diesen Wettbewerb nur gewinnen können, wenn wir das Klima in dieser Stadt auch entsprechend integrationsfreundlich gestalten können, denn es ist meistens auch mit einem Familiennachzug et cetera verbunden. Wir wissen, dass es ganz, ganz wichtig ist, diesbezüglich eine klare Haltung der Stadt zu zeigen und diese Menschen willkommen zu heißen, wenn wir sie auch hier haben wollen, um erfolgreich sein zu können.

Das dritte Phänomen ist eines, das dem Bild widerspricht, das die meisten Menschen im Kopf haben, wenn sie über Integrationspolitik oder über Zuwanderungspolitik diskutieren, nämlich dass der Zuzug aus den Drittstaaten der größte Zuzug ist. Das stimmt nicht mehr, das stimmt schon lange nicht mehr, er ist auch letztes Jahr wieder um 1 000 zurückgegangen. Wir wissen mittlerweile, dass der Zuzug – ich habe es vorher bereits gesagt – aus der Europäischen Union viel größer ist. Trotzdem wissen wir auch, dass dann, wenn wir zum Beispiel über Ängste in dem Zusammenhang diskutieren, wenn wir über Konflikte im Zusammenleben diskutieren, im Kopf der Menschen in erster Linie diese Bilder der Drittstaatszugehörigen im Kopf sind. Deshalb wird es ganz wichtig sein, ein kriteriengeleitetes Reglement zu finden, wie man diese Zuwanderung steuern kann und wie man sie letztendlich organisieren kann. 

In einem gesagt: Der Bericht hat uns – wie ich glaube – nicht nur ein gutes Instrument in die Hand gegeben, das Besondere an ihm ist auch noch dieses breite Bündnis für Integration in dieser Stadt. Dafür möchte ich mich auch noch einmal bei den Vertreterinnen und Vertretern der GRÜNEN und der ÖVP ganz, ganz herzlich bedanken. Es ist nicht selbstverständlich, hier in diesem breiten Bündnis aufzutreten, aber es ist ein ganz, ganz essentieller Beitrag zur Versachlichung der Debatte. Das ist die eine Sache. 

Die andere Sache ist, dass ich mich an dieser Stelle bei den Mitgliedern der Zuwanderungskommission, die ehrenamtlich gearbeitet haben und hervorragende Arbeit geleistet haben, ganz herzlich bedanken möchte. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Frau GRin Matiasek gestellt.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Ich habe mich ein bisschen über die Anfrage gewundert, denn alles, was Sie gesagt haben, ist ja sehr klar und deutlich und – wie ich gestehe – in einem sehr guten, ausführlichen Bericht, aber auch in einer Medienunterlage, in der alles kompakt zusammengefasst ist, auf der Internetseite Europaforum nachzulesen. 

Nach 30 Jahren unkontrollierter Einwanderung oder Zufallsmigration – so kann man es auch bezeichnen – ohne wirksame Integrationsmaßnahmen geht nun der Kurs in Richtung gesteuerte Zuwanderungspolitik und nähert sich ja durchaus mit dem einen oder anderen Punkt auch dem an, was wir ja schon seit Jahrzehnten – so kann man nur mehr sagen – propagieren. 

Dennoch, die vergangenen 30 Jahre haben es mit sich gebracht, dass wir auch hier in Wien eine durchaus beachtenswerte Gruppe integrationsunwilliger und integrationsunfähiger Menschen haben: bildungsferne, kulturfremde Menschen, die in der zweiten und dritten Generation hier in Wien noch immer nicht angekommen sind, das heißt, die Sprache nicht sprechen, ihre eigenen Medien konsumieren und auch nicht bereit sind, die hiesigen gesellschaftlichen Normen und Regeln anzunehmen.

Meine Frage daher: Ist es für Sie im Rahmen einer gesteuerten Zuwanderungs- und Integrationspolitik auch denkbar, dass man gezielte Rückführungsmaßnahmen solcher Menschen durchführt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Frau Stadträtin! Bevor die Frage beantwortet wird, würde ich bitten, da ich hier am Vorsitz überhaupt nichts höre, hinter den Bankreihen den Lärmpegel so weit als möglich zurückzuhalten. Wenn es in größeren Gruppen etwas Wichtiges zu besprechen gibt, so weise ich darauf hin, dass es auch ein Besprechungszimmer gibt. Es ist sehr, sehr rücksichtslos, wenn man hinter den Bankreihen so laut spricht. 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: In dem Zusammenhang ist Folgendes sehr spannend: Wir sind sehr oft mit Anschuldigungen konfrontiert, dass wir in dieser Stadt keine Konzepte vorlegen, dass wir in dieser Stadt keinen Weg oder kein Ziel haben. Dem muss ich entgegenhalten, dass wir ein klares integrationspolitisches Ziel haben. Unser integrationspolitisches Ziel ist es, dass wir auf der einen Seite eine gemeinsame Sprache sprechen, dass wir respektvoll und rücksichtsvoll miteinander zusammenleben, und das getragen durch eine klare Haltung für die Integration und gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit. Wir haben ein integrationspolitisches Konzept, das in seinem Fundament sagt, Zuwanderung soll klar und transparent geregelt werden und ist unabdingbar an Integrationsmaßnahmen zu koppeln. 

Dass diese unabdingbar an Integrationsmaßnahmen zu koppeln ist, hat bedeutet, dass wir mittlerweile vor über einem Jahr alle unsere Erstmaßnahmen für die Integrationsbegleitung gebündelt haben und „Start Wien" konzipiert haben. „Start Wien" attestiert ein ganz anderes Bild, als Sie es hier beschreiben. Das ist einfach der ideologische Unterschied zwischen uns beiden, und nicht nur zwischen uns beiden, sondern zwischen vielen hier im Raum und Ihnen in der FPÖ. 

Sie sagen, dieser Bericht ist auf der Internetseite Europaforum herunterzuladen. Ja, das stimmt. Aber ich denke, er ist allemal wert, hier in diesem großen demokratischen Gremium besprochen und diskutiert zu werden. 

Da komme ich jetzt auf Ihre Frage zurück: Was tun wir denn mit diesen Menschen? Noch einmal entgegenhaltend – und da gibt uns der Bericht auch in allen Längen recht –: Wir haben ein anderes Bild der Zuwanderung, als es die FPÖ permanent versucht zu beschreiben. Es kommen zwei Drittel gut qualifizierte Menschen hierher. Sie sprechen im überwiegenden Ausmaß Deutsch, und sie haben ein ganz prioritär wichtiges Anliegen: Sie mögen so rasch wie möglich die Sprache lernen und sie möchten sich so rasch wie möglich gut in dieser Stadt zurechtfinden und integrieren. Alles andere ist einfach eine Unterstellung, die nichts anderes als eine populistische Grundlage hat. (Beifall bei der SPÖ.)

Wenn wir jetzt aber zum Beispiel über jene sprechen, die ich heute schon bei der Darstellung des Berichtes angesprochen habe, nämlich jene, die schon länger in dieser Stadt leben und vielleicht nicht so gut Deutsch können, sich vielleicht noch nicht so gut zurecht gefunden haben, dann wissen wir – der Befund sagt das auch klar –: Das sind Menschen, die zu einem Zeitpunkt nach Wien gekommen sind, wo es noch keine Maßnahmen gegeben hat, wo es noch keine Steuerung gegeben hat und wo es noch nicht die Angebote gegeben hat. 

Wir wissen aber, gerade bei niedrigschwelligen Maßnahmen wie „Mama lernt Deutsch", dass wir auch die Frauen erreichen, die sehr, sehr lange da sind, und die Deutsch lernen, weil es einfach leichter ist und leicht zugänglich ist. Und das ist letztendlich das Rezept dafür, wie wir diejenigen erreichen, die schon lange da sind und noch nicht Maßnahmen in Anspruch genommen haben, die sie dabei unterstützen. 

Ich bin bei Ihnen, diese Maßnahmen muss man setzen. Wir haben uns auch vorgenommen – und das sagt uns auf der einen Seite die Zuwanderungskommission, auf der anderen Seite haben wir es auch konzipiert und haben uns das auf der Ausschussreise in Paris gemeinsam angeschaut –, gerade für die älteren Migrantinnen und Migranten, die zum Teil schon viel besser Deutsch gesprochen haben, nämlich zu dem Zeitpunkt, als sie noch im Berufsleben gestanden sind, jetzt im Alter auf einer sehr leicht erreichbaren Ebene wieder ein Sprachenangebot zu machen. Am Anfang muss das einen leichten Einstieg bieten, aber letztendlich soll es den Menschen eine Unterstützung geben. Da sind wir dran. 

Ich sehe auch, dass wir solche Leute haben. Aber ich möchte Ihnen eines entgegenhalten: Von den Menschen, die kommen, müssen pro Jahr 4 000 Menschen Sprachmaßnahmen besuchen. Und in den Sprachmaßnahmen selbst sind 10 000 Menschen. Das heißt, wir sehen eindeutig, dass die Menschen die Sprache lernen wollen, weil sie für sich auch selbst wissen, dass das der Schlüssel zur Integration ist. 

Und wenn ich sage, der Schlüssel zur Integration, dann kann ich Ihnen eine klare Antwort geben: In unserer Diskussion im breiten Bündnis für Integration ist selbstverständlich nicht über Rückführung debattiert worden. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Vassilakou gestellt. Bitte schön.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich hätte gerne gewusst, wie es jetzt mit der Umsetzung der Vorschläge der Zuwanderungskommission weitergeht.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wir haben bei der Präsentation des Berichtes schon gesagt: Es kann nicht sein, dass jetzt der Bericht da ist und 28 Punkte vorliegen und dass wir jetzt ein Navigationsgerät in der Hand haben, und dann schauen wir einmal. Ich würde vorschlagen, dass wir uns ehestbaldig noch einmal zusammensetzen und diese 28 Punkte besprechen und dann eine Prioritätenliste erstellen und überlegen, womit wir anfangen und was sozusagen eines der brennendsten Punkte ist. 

Ich glaube, dass zum Beispiel dieses Thema der Integrationsangebote für EU-BürgerInnen eines ist, das wir ehestbaldig angehen müssen. Ich glaube auch, dass es wichtig sein wird, dieses Bündnis genauso wie den Bericht weiter hochzuhalten, um etwas in der Hand zu haben, und zwar auch in einer Wahlkampfauseinandersetzung, nämlich gemeinsam zu sagen: Wir machen hier einen Beitrag zur Versachlichung, wir wollen das Thema angehen! Eines der größten Herausforderungen von Metropolen ist der Umgang mit ZuwanderInnen und das Gestalten der Integrationspolitik. Und das gehen wir geschlossen an! 

Deswegen würde ich vorschlagen, dass wir gemeinsam mit dem Ergebnis jetzt auch weiterarbeiten. Das eine war das Darstellen und Berichten, das andere ist es, jetzt ans Eingemachte zu gehen. Ich habe jetzt schon einmal die MA 17 damit beauftragt zu überlegen, inwiefern man ein „Start Wien" für EU-BürgerInnen konzipieren könnte, wo wir wissen, die Erreichbarkeit ist nicht dieselbe wie bei den NeuzuwanderInnen, weil diese ja nicht auf die Behörde kommen müssen und einen Aufenthaltstitel abholen müssen. Wir werden aber sicher Wege finden, wie wir diesen Menschen ein Angebot machen können. Und ich bin sicher, sie werden es gerne annehmen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Ekici gestellt. – Bitte schön.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Guten Morgen, sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Meine Frage wird etwas in eine andere Richtung gehen. Bekanntlich feiern wir ja am Montag in einer Woche den internationalen Frauentag. Ich bin überzeugt, dass wir wieder die üblichen Bekenntnisse hören werden, wie wichtig Ihnen Frauenrechte sind. Umso irritierter und befremdeter war ich, als ich vernommen habe, dass die soziale Einrichtung „Multikulturelle Wohngemeinschaft" des Verbandes Kolpingwerk mit dem Überleben kämpft. Es ist dies ein Verein, der sich vor allem mit Frauen beschäftigt, die von Gewalt und von Zwangsheirat betroffen sind. Ihre Zimmer und Betten sind ausgelastet. Sie leisten eine hervorragende Arbeit. Sie bekommen aber von der Stadt so viel, dass sie nicht sterben, dass sie gerade nur so überleben können, aber zu wenig, um weiterarbeiten zu können. 

Ich möchte noch ausführen: Bekanntlich bekommen Frauenhäuser beziehungsweise Mutter-Kind-Heime Subventionen nach einem Schlüssel von 1 zu 6, das heißt, für 6 Personen erhalten sie eine Ganztagskraft. Kolpingwerk bekommt Subventionen nach einem Schlüsselsatz von 0,5 zu 6, das heißt, für 6 Personen nur eine Halbtagskraft. Die Frauen arbeiten dort wirklich sehr, sehr intensiv. Sie haben dort 24 Stunden Bereitschaftsdienst. Und für mich ist es fragwürdig, warum sie nur eine 0,5-Stelle und keine Ganztagsstelle bekommen. 

Meine Frage konkret: Wie erklären Sie diese Maßnahme, beziehungsweise was gedenken Sie als nächsten Schritt zu tun, und werden Sie dies ändern?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Der 99. internationale Frauentag am 8. März ist sicher auf der einen Seite ein Tag zum Feiern, auf der anderen Seite auch ein Tag zum Kämpfen. Natürlich kämpfe ich immer um die Frauenrechte, und ich glaube, so wie wir auch heute unser Gedenken an Johanna Dohnal gemacht haben, dass der Tag ein ganz besonderer Kampftag sein wird, auch wenn sich der Schatten des Todes von Johanna Dohnal auf diesen Tag werfen wird. 

Zur Frage mit der Wohngemeinschaft und der Zwangsverheiratung: Ich denke, Wien hat sich da gar nichts vorzuwerfen. Wir haben in einer sehr engagierten Arbeitsgruppe einen Fahrplan ausgearbeitet: Wie geht man um, wenn man davon erfährt? Oder wie geht man dann um, wenn in der Schule so ein Fall bekannt wird? Wie geht man in den einzelnen Behörden um, die damit konfrontiert sein könnten? Das ist das eine. Das ist ein Leitfaden, der von der gesamten Europäischen Union übernommen wurde und als Best-Practice-Modell abgefeiert wurde. 

Wir haben uns auch sehr, sehr intensiv damit auseinandergesetzt, welche unterschiedlichen Bedürfnisse welche unterschiedlichen Altersgruppen haben. Die Frau Frauenministerin hat erst vor Kurzem ihr Engagement in die Richtung von WGs für junge Frauen vorgestellt. Wir von der Stadt Wien unterstützen das natürlich sehr stark und werden in Wien sicher einen Standort bekommen. 

Zur Kolping-WG möchte ich sagen: Es ist eine ganz hervorragende Arbeit, die dort geleistet wird. Wir sind nicht die einzigen SubventionsgeberInnen. Wir haben wieder ein Ansuchen von der Kolping-WG um Unterstützung vorliegen. Es ist dies ein Antrag, der wieder durch unsere Gremien gehen wird. Ich bin jederzeit dabei, diese ausreichend zu unterstützen und gut zu unterstützen. Das, was sie eingereicht haben, das werden sie auch erhalten, und das ist gut und wichtig so. Und die Arbeit von diesen Frauen dort ist sehr qualitätsvoll und passt einfach sehr gut in dieses ganze Netzwerk zur Bewältigung des Phänomens der Zwangsverheiratung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Ing Peterka gestellt. – Bitte. 

GR Ing Christian Peterka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich habe ihren Worten entnommen, dass Sie bezüglich der Zuwanderung in der Stadt Wien sehr bemüht sind und sie im Speziellen nichts dem Zufall überlassen wollen. Sie haben hier ganz klar einen Bericht vorgelegt. Sie haben ganz klar Ihre Strategie vorgelegt. 

Wie geht es mit der Zuwanderungskommission weiter? Welche Ziele hat sich die Zuwanderungskommission für das Jahr 2010 gesteckt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Was ich beschrieben habe, ist, wie wir im Bündnis für Integration weiterarbeiten möchten, nämlich dass wir mit der ÖVP und mit den GRÜNEN zusammenkommen wollen und diese konkreten Vorschläge der Kommission bearbeiten möchten. 

Wir haben aber auch schon Folgendes angesprochen: Wir möchten, dass die Zuwanderungskommission und auch das Europaforum weiter beauftragt werden und dass die Expertinnen und Experten, die eine hervorragende Arbeit geleistet haben, jetzt auch noch in so etwas wie eine Detailplanung gehen. Wenn wir sagen, die Drittstaatenzuwanderung stagniert beziehungsweise geht sogar zurück, und trotz allem gibt es hier die größten Unsicherheiten, unter welchen Bedingungen sie passieren kann – wir haben ein sehr unnachvollziehbares Quotensystem in dem Bereich –, dann haben wir uns auch darauf geeinigt, diese ExpertInnenkommission auch einmal wirklich abseits der politischen Auseinandersetzung einen Vorschlag erarbeiten zu lassen, wie denn ein kriteriengeleitetes Zuwanderungsmodell für Drittstaatsangehörige aussehen könnte. 

Das heißt, es wird eine Weiterbeauftragung geben. Und wir werden auch da und dort zu sehr spezifischen Themen einzelne Expertinnen und Experten bitten, uns da auch Vorschläge zu machen, die wir dann in diesem breiten Bündnis diskutieren und auch sukzessive umsetzen werden. 

Ich denke, der Bericht ist ein Meilenstein, aber er ist gleichzeitig auch nur ein Beginn, nämlich in diesem Wiener Integrationskonzept die transparente Regelung permanent zu begleiten und auch Vorschläge zu machen. Deswegen war es uns auch so wichtig, dass die Zuwanderungskommission mit den ExpertInnen arbeitet, aber dass auch wirklich auf einer sehr wertschätzenden Ebene alle PlayerInnen im Zusammenhang mit Integration einbezogen werden: Religionsgemeinschaften, große Vereine, Communitys, die auch ihre Vorstellungen präsentieren konnten, die jetzt schon in den Bericht eingeflossen sind, aber die auch ein ganz wertvolles Gut für die Weiterentwicklung in der Frage der Zuwanderungspolitik und der Integrationspolitik in dieser Stadt sind. 

Ich denke, das ist eine tolle Sache und Dr Oliva und sein Team haben eine hervorragende Arbeit geleistet. Er hat uns gleich bei der Präsentation des Berichtes zugesagt, weiter zur Verfügung zu stehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Beantwortung der 1. Frage. 

Wir kommen nun zur 2. Frage (FSP – 00657-2010/0001-KFP/GM). Sie wurde von Herrn GR Mag Ebinger gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet. (Die Wiener Secession erhält von der Stadt Wien nicht unbeträchtliche Subventionen und fördert nun offensichtlich, als Teil eines Kunstprojektes des Schweizers Christoph Büchel, einen Swinger-Klub. Sind Sie der Meinung, dass Swinger-Klubs zum kulturellen Erbe gehören und daher einer Förderung bedürfen?)

Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat!

Ihre Frage beantworte ich mit Nein, füge aber hinzu: Wenn das, was Sie da immer behaupten, tatsächlich so ein riesengroßer Skandal ist, dann sage ich Ihnen, die FPÖ ist die beste Werbeagentur für diesen Skandal. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur 1. Zusatzfrage. Sie wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt. – Bitte.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Ich möchte Sie gerne fragen, weil es hier steuerrechtlich nicht klar ist, wie das alles funktioniert, wer denn konkret den Eintritt erhebt? Über die Homepage der Secession erfährt man nichts über den Eintritt. Man kommt dann über die Homepage zu „Element6", und dort stehen dann diese Eintritte angeführt. Da steht, die Abendeintrittspreise werden von der Secession erhoben und betragen je nach ... und so weiter. Gleichzeitig wird aber dann festgestellt, dass man eine Konsumation von 20 EUR erwartet. 

Meine Frage ganz konkret an Sie: Werden diese Eintrittspreise und die Konsumationen von der Secession oder von „Element6" erhoben?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Nein, ich kann Ihnen nicht die Einzelheiten über die Eintrittspreisgestaltungen von über 5 000 Kultureinrichtungen in dieser Stadt, die bei uns um Förderungen einkommen, nachtragen. (GR Mag Gerald Ebinger: Es reicht eine!) 

Ich sage Ihnen aber gerne eines: Die Secession ist eine Kultur- und Künstlereinrichtung von unabhängigen Künstlern, die sich zu zwei Drittel selbst finanziert, über Einnahmen über Sponsoringgelder. Und auch dieser eine Raum, von dem Sie immer behaupten, er werde mit 90 000 EUR subventioniert, was nicht stimmt (GR Mag Wolfgang Jung: Mehr! 140 stimmt!), finanziert sich selbst (GR Mag Wolfgang Jung: Wie?), beziehungsweise hat sich auch der Künstler in dem Vertrag mit der Secession verpflichtet, dass er, sollten Zuschüsse aus öffentlichen Geldern für diese Ausstellung, für diesen Teil der Ausstellung notwendig sein, diese selbst tragen wird. 

Ich halte daher noch einmal fest – auch wenn es Ihnen nicht gefällt und Sie da als Werbeagentur für diesen Skandal vielleicht dann Ihre Argumente noch etwas schärfen müssten –: Dieser Teil der Ausstellung erhält kein öffentliches Geld. Und weil er kein öffentliches Geld erhält, ist es nicht möglich und sinnlos, eine Rückforderung zu erheben. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist ja nicht wahr!) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Schreuder gestellt. – Bitte.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Herr Stadtrat!

Bitte erlauben Sie mir noch vorher eine kleine Anmerkung: Man ist nicht jeden Tag im Gemeinderat Teil eines Kunstprojekts. Ich finde es sehr erstaunlich und auch schön, dass wir heute sogar mehrere Stunden Teil eines Kunstprojektes sind. Man kann einem Schweizer Künstler, der das schafft, nur gratulieren, dass die Politik Teil der Kunst wird und inszeniert wird, und zwar gar nicht von uns selbst, sondern von ihm. Ich finde das allerhand, ich finde das großartig! (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Ernst Woller.) 

Erlauben Sie mir diesbezüglich auch eine Zusatzfrage! Diese Diskussion eröffnet ja durchaus auch Chancen, nämlich generell zu fragen: Hat die Politik die Aufgabe, Kunst moralisch oder unmoralisch zu finden? Um das zu diskutieren, schlage ich vor – und vielleicht können Sie sich meinem Vorschlag anschließen, das ist eben die Frage –: Könnten wir nicht die Secession besuchen? Sie laden die Mitglieder des Wiener Gemeinderates oder des Kultursausschusses, insbesondere die freiheitliche Fraktion ein, in die Secession auf Fact Finding Mission zu gehen, da die FPÖ ja diesbezüglich über einschlägige Erfahrungen verfügt.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich finde das einen sehr interessanten Vorschlag, der mir natürlich auch schon in den Sinn gekommen ist. (Ruf bei der FPÖ: Wer zahlt das?) Die Fact Finding Mission ist ja geradezu eine Spezialität der FPÖ. Angesichts der einschlägigen Wortwahl, die der FPÖ so schnell eingefallen ist, wie zum Beispiel „Gang Bang" und „verschwitzt" und „Gruppensex" und anderes mehr, habe ich mir auch gedacht, da muss schon einschlägiges Wissen vorhanden sein, denn Menschen von der Straße verwenden wahrscheinlich diese Begriffe nicht so oft. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Aber vielleicht handelt es sich da um Tiefenpsychologie, sozusagen: Je lauter man sich über etwas aufregt, desto mehr wünscht man sich das vielleicht. (Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN.) Oder man wäre gerne dort. Aber das ist ein bisschen zu weitgehend, was die Tiefenpsychologie anbelangt. 

Ich glaube, eine Fact Finding Mission wollen wir doch der FPÖ überlassen. Ich glaube allerdings auch, dass vielleicht – und das jetzt ernsthaft gesprochen – in dieser gesamten Debatte ein wenig mehr Gelassenheit an den Tag zu legen wäre. Eine Kulturstadt wie Wien, eine Großstadt wie Wien, die sehr auch davon lebt, dass es ein offenes, ein liberales Klima gibt, tut gut daran, mit diesen Dingen auch etwas gelassener, auch etwas selbstverständlicher umzugehen.

Ich verneine nicht, dass es viele Menschen gibt, die sich angesichts der Darstellung der Werbeagentur FPÖ im Zusammenhang mit dieser Kunstaktion fragen, wozu Steuergeld dafür auszugeben ist und ob das überhaupt Kunst ist. 

Meine Antwort darauf ist: Was Kunst ist, definiert mit Sicherheit nicht die Politik. Was Kunst ist, definiert auch mit Sicherheit nicht eine einzelne Partei. Sondern was Kunst ist, ist eine über die Geschichte hinweg sehr, sehr lange und offen gebliebene Auseinandersetzung. Ich sage, ich bin froh, dass wir in einer Stadt und in einem Land leben, wo nicht eine Partei oder wo auch nicht das Rathaus oder wo auch nicht die Regierung definiert, was Kunst ist, und wo auch nicht Kulturpolitik ist, dass man sich von einer Institution etwas vorlegen lässt und der Kulturstadt dann gewissermaßen seinen Zensurstempel „genehmigt“ draufgibt. 

Denn das, meine Damen und Herren, passt in ein Regime, von dem ich hoffe, dass wir alle dieses Regime ablehnen, nämlich in ein totalitäres Regime. Wien hat gerade darin jedenfalls in der jüngeren Vergangenheit eine gute Tradition, solche Sachen offen zu diskutieren und auch mit Offenheit zu begegnen. (Beifall bei der SPÖ.)

Das Entscheidende, meine Damen und Herren, ist doch auch, dass hier – sagen wir einmal – mit einer extensiven Auslegung von Wahrheit operiert wird. Die Steuergelder, die da hineinfließen sollen, gibt es nicht – zum einen. 

Zum Zweiten ist das, was nicht verboten ist in dieser Stadt, erlaubt. Und zu dem, was in dieser Stadt nicht verboten ist und wo nicht die Gerichte und die Behörden agieren, gilt grundsätzlich und generell der Bereich der Freiheit der Kunst und auch der freien Meinungsäußerung. Das ist auch in diesem Fall hier richtig und gut so. (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Wolf gestellt. – Bitte.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Es wird ja heute noch Gelegenheit sein, sehr intensiv die Dinge zu diskutieren. Ich gebe Ihnen in zwei Punkten recht. Der eine ist, dass die FPÖ in der Tat die beste Werbeagentur für diese Aktion ist. Und zweitens wird man die Grenzen der Kunst und die Kunst an sich diskutieren müssen. 

Sie haben aber bei der Wortmeldung – und ich habe sehr genau zugehört – einmal von Skandal gesprochen. Meine Frage daher: Halten Sie die Aktion in der Secession für einen Skandal oder für eine unterstützenswerte künstlerische Aktion?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wenn Sie mir tatsächlich so genau zugehört hätten, dann hätten Sie gehört, dass ich gesagt habe: Wenn das denn der Skandal ist, den die FPÖ dauernd heraufbeschwört und den sie behauptet, dann ist sie der beste Werbeträger dieses Skandals. 

Was ein Skandal ist, das wird ja auch in der Öffentlichkeit abgehandelt. Ich versuche auch darzulegen, dass es Aufgabe weder des Kulturstadtrates und – wie ich hoffe und meine – auch nicht des Gemeinderates oder einer politischen Partei ist, Geschmacksurteile zu fällen und zu sagen: Das ist gut und das ist schlecht, und deshalb wird das gefördert und das andere nicht. Denn noch einmal: Dieses ist Vorgehensweise eines totalitären Regimes oder von Regierungen, die sich anmaßen, selber zu sagen, was gut und was schlecht ist. 

Wir haben dem gegenüber – wie Sie ja wissen – ein sehr ausgefeiltes System von Jurys, von Experten, von vorgeschalteten Gremien und Kuratorien, die darüber befinden, ob etwas eine Förderung bekommen soll oder nicht.

Darüber hinaus ist die Secession im konkreten Fall gesprochen auch eine der ganz großen international anerkannten Kunsteinrichtungen. Diese bekommt eine Jahresförderung. 

Und noch einmal: Ich glaube, wir wären ganz schlecht beraten, würden wir im Vorhinein gegenseitig sozusagen die Meinung austauschen wollen und sagen: Ihnen gefällt das, mir gefällt das nicht und einem Dritten gefällt das vielleicht so mittelprächtig! Und daraus kämen dann die Empfehlungen für Kultur- und Kunstförderungen. Nein, es gibt ein gutes System von Experten, die vorgeschaltet sind, es gibt Kuratorien, es gibt Jurys, und diesen Gremien und Experten folgen wir auch. 

Aber die persönliche Meinung, das persönliche Urteil darüber, ob jemandem etwas gefällt oder nicht, hat auch in der Politik wohl Privatsache zu sein. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Ebinger gestellt.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Ich stimme Ihnen völlig zu, dass man als Politiker nicht beurteilen sollte, ob jetzt der Herr Büchel ein guter oder kein guter Künstler ist. Das werde ich auch sicher nicht tun. Zu Kollegen Schreuder: Ich nehme das gerne auf, dass wir alle Teil dieser Konzeptkunst geworden sind, aber dann sind natürlich nicht nur wir diejenigen, die sabbern wie der Pawlow’sche Hund, sondern ich sehe das Sabbern ja bei Ihnen auch! 

Bei Ihnen gibt es zwei kleine Unterschiede: Erstens einmal, Sie müssen das verantworten! Sie müssen das verantworten. Ob Sie jetzt genau das gefördert haben: Das Geld hat kein Mascherl! Sie geben Förderungen, und da kommen Sie einfach nicht heraus! Das müssen Sie den Menschen erklären. 

Wenn Sie sagen, dass die Politik sich nicht einmischen soll, muss ich Ihnen schon entgegnen: Indem Sie Subventionen vergeben oder nicht vergeben, machen Sie Zensur. Sie vergeben das nach Kriterien, die ich nicht nachvollziehen kann, die wahrscheinlich korrekt sind oder nicht, aber es ist eine Art Zensur. Sie vergeben Sie nicht an jedermann, also haben Sie auch eine politische Verantwortung gegenüber der Bevölkerung. 

Meine Frage ist aber eine andere. Beim Studium der unzähligen Zeitungsmeldungen ist mir aufgefallen, es gibt noch ein anderes Thema die Frau Kollegin Frauenberger betreffend: Knalleffekt im Streit um das überbordende Sexgeschäft in Fünfhaus und Penzing. Ein Vorschlag der Stadt soll vorsehen, dass nur bestimmte Straßen für Prostituierte geöffnet werden. Die Pläne werden mit Magistrat und Bezirk diskutiert. Man befände sich in der Phase der Problemsichtung und Ideenfindung. 

Wenn Sie auf meine vorhergehende Frage zurückgehen, ist das schon interessant. Das hat ja massive steuerrechtliche Auswirkungen, ob da im Rahmen einer Ausstellung vielleicht keine Vergnügungssteuer, keine Körperschaftssteuer, keine Umsatzsteuer gezahlt wird oder schon. Das wäre auch eine wunderbare Einnahmequelle für Ihre Museen mit vielleicht kränkelnden Besucherzahlen. Kann man das jetzt als Vorschlag der Ideenfindung nehmen, wie man dieses ganze Problem, das offenbar die Kollegin Frauenberger hat, in den Griff bekommt? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich sehe mich außerstande, diese Frage zu beantworten: Ich habe Sie nicht verstanden. (Heiterkeit und Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Man muss auch nicht jede Frage in einer Ausführlichkeit behandeln. Das war auch schon eine Antwort.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber vielleicht wäre der Herr Gemeinderat willens und auch in der Lage, sie so zu präzisieren, dass sie ein normal ausgebildeter Mensch versteht. (Ruf bei der FPÖ: ... Überheblichkeit! – GR Mag Wolfgang Jung: Das ist einmalig im Gemeinderat, Herr Vorsitzender! – GR Mag Gerald Ebinger: Ich habe kein Mikro mehr! Der Herr Stadtrat hat gesagt, ich soll die Frage wiederholen!) – Sie ist zu präzisieren! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Nur damit man nicht von Präpotenz spricht: Es ist dem Stadtrat selbst eigen, die Frage zu beantworten, wie er es meint. Es ist nicht eine Partei berechtigt, ihm vorzuschreiben, welche Antwort er zu geben hat. Aus diesem Grunde war das auch eine Antwort. Wenn er sagt: Ich habe das nicht verstanden, was Sie da gesagt haben, muss das als Antwort ausreichen. (GR Mag Gerald Ebinger: Die Nerven liegen blank!)

Wir kommen zur 3. Frage (FSP – 00653-2010-0001 – KGR/GM). Sie wurde von Herrn GR Dipl-Ing Martin Margulies gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal gerichtet. [Im Zuge der Volksbefragung wurden offensichtlich zehntausende Briefwahlstimmen erst nach Vorliegen des ersten Ergebnisses vom Sonntagabend (14. Februar 2010) von WählerInnen an die Stadtwahlbehörde übermittelt. Gerade die hohe Anzahl legt auch die Vermutung nahe, dass zumindest ein Teil der Stimmzettel nach Wahlschluss ausgefüllt wurde. Auch die Zeitschrift „Österreich“ hat am Montag, dem 15. Februar 2010, unter dem Titel „So ändern sie jetzt das Ergebnis“ aufgezeigt, wie einfach „Nachwählen“ funktioniert. Was werden Sie unternehmen, um sicherzustellen, dass bei den kommenden Volksbefragungen, Gemeinderats- und Bezirksvertretungswahlen Wählen nach Wahlschluss (mittels Wahlkarte bzw Briefwahl) nicht mehr möglich ist?] 

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wie Ihnen sicherlich bekannt ist, wurden mit der vom Nationalrat beschlossenen Wahlrechtsvolle 2007 des Bundes die Stimmabgabe per Brief und auch die Regelung eingeführt, wonach die Briefstimmkarten bis Ende der Wahlzeit ausgefüllt und bis spätestens dem 8. Tag nach dem Wahlsonntag bei der Bezirkswahlbehörde rückgelangt sein müssen. Diese Regelung war von allen Bundesländern in deren Wahlvorschriften mit den entsprechenden Wahlgesetzen zu übernehmen. Und so ist es auch im Bundesland Wien in der Gemeindewahlordnung 1996 und im Wiener Volksbefragungsgesetz geschehen. 

Wie Sie ebenfalls wissen, wurde die Regelung, wonach die Briefstimmkarten bis Ende der Wahlzeit ausgefüllt und bis spätestens am 8. Tag nach dem Wahlsonntag bei der Bezirkswahlbehörde rückgelangt sein müssen, bereits bei der Nationalratswahl 2008, bei der Europawahl 2009 in der Praxis angewandt. Auch bei der kommenden Bundespräsidentenwahl im Jahr 2010 wird diese Regelung in ähnlicher Form wieder gelten. 

Weder der Bundeswahlbehörde noch der Wiener Landeswahlbehörde sind Missbräuche bei den entsprechenden Wahlgängen bekannt geworden. 

Es wäre für die Wählerinnen und Wähler aus unserer Sicht weder nachvollziehbar noch zumutbar, wenn wir bei den unterschiedlichen Wahlgängen und bei den unterschiedlichen Anwendungen von demokratiepolitischen Instrumenten abwechselnd unterschiedliche gesetzliche Regelungen zur Anwendung bringen, das heißt, eine Vermischung von Fristen, eine Vermischung von landes- und bundesgesetzlichen Regelungen. Genau aus diesem Grund ist es auch ganz, ganz wichtig, diesbezüglich eine Klarheit bei der Bevölkerung zu erreichen. Diese Klarheit haben wir versucht durch eine sehr intensive und sehr, sehr klare Öffentlichkeitsarbeit und Informationspolitik zu erreichen, um zu zeigen, wie abgestimmt wird. 

Eine Änderung der Fristen in den Wiener Wahlvorschriften könnte aber auch nur dann passieren, wenn sie im Einklang mit dem Bund erfolgt. Solche Änderungen der Wahlvorschriften des Bundes wurden bereits einige Male beim zuständigen Ministerium, beim Bundesministerium für Inneres, deponiert, aber bisher wurden diese Änderungen entsprechend abgelehnt. 

Im Übrigen wurde das Wahlrechtsänderungsgesetz 2010 erst jetzt beschlossen. Es geht dabei um Erleichterungen im Zusammenhang mit der Briefwahl et cetera. Dieser Beschluss wurde am 29. Jänner 2010 auch mit den Stimmen der Grünen im Parlament beschlossen. 

Dessen ungeachtet hat die Stadt eben sehr stark in die Öffentlichkeitsarbeit investiert, sowohl bei den Europawahlen als auch bei den Nationalratswahlen 2008 als auch eben jetzt bei der Volksbefragung 2010. Wir haben in allen Internetauftritten, in allen Medien immer und immer darauf hingewiesen und es auch der Wahlkarte als Informationsblatt beigefügt, wie sich die gesetzlichen Verpflichtungen im Zusammenhang mit dem Ausfüllen einer Wahlkarte gestalten und dass die Wählerinnen und Wähler oder in dem Fall die Abstimmerinnen und Abstimmer eidesstattlich erklären, dass sie ihre Wahlkarte bis zum Schluss der Abstimmungslokale, nämlich dem 13. Februar um 18 Uhr ausgefüllt haben. Eine gesetzeswidrige Rückdatierung einer Wahlkarte – auch darauf haben wir hingewiesen – würde natürlich auch eine strafbare Handlung darstellen. 

Wir haben uns das genau angeschaut. Ich möchte hier an dieser Stelle ganz klar sagen: Wir teilen Ihre Vermutung nicht, dass die Briefstimmkarten rückdatiert wurden. Man muss auch dazu sagen, dass der überwiegende Teil der Briefe, die als Stimmkarten verwendet wurden, bereits am Montag, dem 15. Februar um 12 Uhr bei der Zählung dabei waren. Das heißt, an diesem Rücklauftag 2 war der überwiegende Rückfluss der Stimmkarten bereits bei uns eingelangt. Und – das wird derzeit sehr oft sehr fälschlich und irrtümlich dargestellt – der offizielle Abstimmungsschluss war eben der 8. Tag um 14 Uhr, in dem Fall der 21. Februar um 14 Uhr. 

Ich teile Ihre Bedenken nicht, dass zehntausende Wienerinnen und Wiener ihr Wahlrecht, ihr Abstimmungsrecht fälschlich genutzt haben, ganz im Gegenteil: Ich halte das für demokratiepolitisch höchst bedenklich, wenn wir nach gesetzlichen Regelungen, die vorhanden sind, den Menschen unterstellen, ihr demokratisches Recht nicht ordentlich gebraucht zu haben. Ganz im Gegenteil: Das ist eine Unterstellung, und das ist aus meiner Sicht wirklich ausgesprochen bedenklich. 

Es ist auch die Aufgabe von Politikerinnen und Politikern, demokratiepolitische Instrumente zu diskutieren, sie einzurichten, sie zu reglementieren und auch dann letztendlich zu beschließen. Ich denke, der richtige Platz hiefür ist der Wiener Gemeinderat und die Debatte hier. Der falsche Platz für so eine Debatte ist aus meiner Sicht die Stadtwahlbehörde. Warum? Weil die Stadtwahlbehörde als Behörde agiert und dort letztendlich ein Ergebnis von den Wählerinnen und Wählern oder von den Abstimmerinnen und Abstimmern zur Kenntnis zu nehmen hat und zu beschließen hat. Deswegen war Ihr Vorgehen in der Stadtwahlbehörde für uns demokratiepolitisch bedenklich. 

Sie stellen damit das Recht des Instruments einer Volksbefragung in Frage. Okay, das kann man gerne diskutieren. Aber ich denke, es ist auch ein bisschen wehleidig, denn die Wienerinnen und Wiener haben eindeutig abgestimmt. Wir hatten eine Wahlbeteiligung von 35,9 Prozent. Es gab über 410 000 Menschen, die sich beteiligt haben. Sie haben keine Freude mit der Geschichte, mit diesem demokratiepolitischen Instrument gehabt, aber dass Sie deswegen hergehen und einen Missbrauch dieses demokratischen Instrumentes unterstellen, dagegen möchte ich mich auch verwahren. 

Ich möchte mich an dieser Stelle ganz, ganz herzlich bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der MA 62 bedanken, die in einer hervorragenden Art und Weise diese Volksbefragung abgewickelt haben. Da gab es keine Zwischenfälle. Und selbstverständlich war sowohl beim 2. als auch beim 8. Tag ein ganz großes Augenmerk darauf gerichtet, ob sozusagen die eidesstattlichen Erklärungen stimmen, ob sie unterschrieben wurden, ob der Ort angegeben wurde, die Zeit angegeben wurde. Wir konnten in keiner Art und Weise einen Missbrauch bei der Auszählung der Stimmen letztendlich feststellen. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dipl-Ing Margulies gestellt. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Es ist natürlich bedauerlich, dass Sie für die Beantwortung zehn Minuten Zeit haben und ich jetzt gerade nur zwei, um zu erwidern, da doch einiges falsch war und die Frage an sich: Wie wollen Sie hinkünftig verhindern, dass das nicht passiert?, überhaupt nicht beantwortet wurde. Vielleicht auch für die Damen und Herren auf der Galerie ganz kurz: Was war die Frage? Wie erklären Sie sich angesichts dessen, dass sehr viele Wahlkarten erst nach Wahlschluss – also nach Schluss der offiziellen Wahlhandlung – abgegeben wurden ... Ich will das jetzt präzisieren: Sie sagen, zwei Drittel der Wahlkarten sind rechtzeitig eingelangt. Ja, das stimmt. Aber rund ein Fünftel aller Stimmen wurde Dienstag, Mittwoch oder Donnerstag erst abgegeben. Mehr als 80 000 Stimmen wurden erst ... (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Woher wollen Sie das wissen?) – Das weiß ich deshalb, weil der Leiter der Wahlbehörde, so wie in der Wahlbehörde vereinbart und wie auch das Gesetz es vorsieht, jeden Tag eine Zählung machen muss, wie viele Stimmen zu welchem Zeitpunkt in der Wahlbehörde eingelangt sind. Und wenn am Donnerstag, 5 Tage nach der Wahl 55 000 Stimmen bei der Wahlbehörde einlangen, dann bedeutet das im Regelfall mit Ausnahmen – das bestätige ich –, dass zumindest 50 000 dieser 55 000 Stimmen dienstags oder mittwochs in die Postkästen in Wien eingeworfen wurden. 

Und der zweite Punkt ist, dass diese Stimmen und weitere 20 000 auch noch nachher in die Postkästen eingeworfen wurden. 

Ein Punkt zur Unterscheidung noch: Wen ich wähle und ob ich überhaupt wähle, ist ein und dieselbe Entscheidung. (GR Karlheinz Hora: Wo ist die Frage?) Tut euch das so weh, dass ihr mich ständig unterbrechen wollt, dass ihr demokratiepolitisch nicht einmal in der Lage seid, sinnvoll eine Volksbefragung durchzuführen und Millionen zu vergeuden? Und dann regt ihr euch noch auf, wenn man der Meinung ist, man könnte es besser machen! (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.)
Meine Frage: Angesichts dessen, dass das Innenministerium in Bezug auf Oberösterreich festgestellt hat, dass es überhaupt kein Problem ist, dass die Wahlkarten am Wahlschluss eingelangt sein müssen, weil keine Auslandsösterreicher und Auslandsösterreicherinnen bei Landtagswahlen stimmberechtigt sind, womit sozusagen sichergestellt wäre, dass taktisches Nachwählen verhindert werden kann – und es gibt möglicherweise einige umstrittene Bezirke bei der nächsten Bezirksvertretungswahl, und auch das Wiener Ergebnis wird nicht so einfach sein –: Werden Sie sich dafür einsetzen, dass hinkünftig taktisches Nachwählen ausgeschlossen ist? (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Ihre Spekulationen hinsichtlich Manipulation muss ich absolut zurückweisen! Sie verwechseln hier zum Teil Begriffe, und ich halte diese Verwechslungen für hoch problematisch! Wenn Sie nämlich sagen, die Menschen haben erst drei, vier Tage nach dem 13. Februar, 18 Uhr, abgestimmt, dann unterstellen Sie 50 000 Bürgerinnen und Bürgern, wie Sie selbst gerade spekuliert haben, dass diese erst nach dem 13. Februar, 18 Uhr, abgestimmt haben. Und das halte ich für höchst bedenklich, denn es ist ein Unterschied, ob man, obwohl man eidesstattlich bekannt gibt, dass man am 13. Februar bis 18 Uhr seine Wahlkarte ausgefüllt hat, diese erst später ausfüllt oder ob man das Kuvert am Dienstag in den Postkasten geworfen hat! 

Ich halte das, was Sie hier tun, für ausgesprochen bedenklich! Das muss ich zurückweisen! Dafür gibt es keinen Beweis! (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Das habe ich vorher schon gesagt! Ich habe Ihre Frage sehr wohl beantwortet! Bei der Auszählung der Beantwortungen am 2. und am 8. Wahltag wurde selbstverständlich ganz korrekt vorgegangen und ganz genau darauf geschaut, ob die eidesstattlichen Erklärungen vorhanden sind. Alles andere, was Sie hier vorbringen, ist Spekulation und Unterstellung!

Ich möchte Ihnen noch sagen: Wir haben diese Volksbefragung beschlossen und haben diese Volksbefragung auf Basis der gesetzlichen Regelungen durchzuführen. Das geltende Wahlrecht sagt uns, dass Abstimmungslokale am Tag X um die Uhrzeit Y schließen. Außerdem ergibt die Wahlstimmenregelung für diese Abstimmung, dass am 2. Tag nach der Abstimmung um 12 Uhr mit der Auszählung begonnen werden muss und diese am 8. Tag um 14 Uhr abgeschlossen sein muss. Das ist es! Und es ist alles absolut korrekt vonstatten gegangen! Wir haben das Ganze an allen Tagen hervorragend abgewickelt. 

Es haben sich 411 000 Menschen beteiligt. Diese hohe Beteiligung tut Ihnen weh! Dass Sie aber so weit gehen, dass Sie dann über 50 000 Menschen unterstellen, dass sie manipuliert haben, halte ich für ausgesprochen bedenklich! Ich bin neugierig, wie Sie das den Abstimmerinnen und Abstimmern beziehungsweise den Bürgerinnen und Bürgern erklären werden! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von GR Dr Tschirf gestellt.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin! Es gibt renommierte österreichische Verfassungsrechtler, welche die Fragestellung für manipulativ gehalten haben. Werden Sie das nächste Mal eine Fragestellung suchen, die auch auf breitem Konsens in diesem Haus fußt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Wichtig ist, dass wir nicht vergessen, was geschehen ist, bevor wir die Fragen beschlossen haben. Wir haben versucht, möglichst viele in diesem Haus einzubinden. Wir haben Fragen gestellt, zu denen es, wie wir wissen, zum Teil viele Emotionen gibt. Wir haben Modelle abgefragt. Und ich denke, die hohe Beteiligung zeigt uns, dass die Bürgerinnen und Bürger die Probleme mit der Fragestellung nicht hatten, die Sie offenbar haben!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Frank gestellt. – Bitte.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben jetzt wirklich sehr engagiert zu erklären versucht, wie toll diese Wahl war und wie sie vor sich gegangen ist! – Tatsache war, dass beim ersten Wahlvorgang mit rund 25 Prozent die Bürger dieser Stadt unterschiedlich nach Bezirken mit einer Bandbreite zwischen 17 und 28 Prozent abgestimmt haben. Das bedeutet, dass den einen etwas wichtiger war als den anderen.

Beim zweiten Wahlvorgang gab es nicht nur eine Gesamtdifferenz von zirka plus 40 Prozent, sondern das Ganze liest sich jetzt wie beim Installationsskandal die Angebote. – Ich lese Ihnen ein paar vor: 34,70, 34,79, 34,40, 34,89, 34,64, 34,86, 34,87 und so weiter. Von der ursprünglichen Bandbreite von 17 bis 28 Prozent ist überhaupt keine Rede mehr, denn nach dem zweiten Wahlvorgang pendelt sich das Ganze bei etwa 34 bis 35 Prozent ein! Ganz wenige Bezirke sind knapp darunter, und ganz wenige sind knapp darüber.

Wenn Sie jetzt sagen, dass es erst in allen Bezirken eine Bandbreite zwischen 17 und 28 Prozent gab, sich das Ergebnis dann aber bei 34 Komma irgendetwas einpendelte, dann kann ich das, weil das das Idealergebnis der SPÖ ist, so nicht als ganz korrekt nachvollziehen! Ich muss das jetzt schon ganz deutlich sagen, denn die Zahlen sprechen für sich, und ich habe diese aus den Statistiken der Stadt Wien! 
Meine Frage: Werden Sie bei den Briefwahlen, wenn Sie schon sagen, dass Sie nicht verhindern können, dass verspätet abgegeben wird, zumindest aber das Ergebnis – und jede Hochrechnung – erst dann bekannt geben, wenn die letzte Wahlstimme eingelangt ist? (GR Mag Wolfgang Jung: Sonst wäre das eine stalinistische Vorgangsweise! – Bgm Dr Michael Häupl: Der hat’s notwendig!) Das wäre nämlich fair. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Dazu haben wir überhaupt keine Möglichkeit, denn wir müssen nach dem Schließen der Abstimmungslokale und am 2. Tag und auch am 8. Tag sagen, wie viele Menschen sich beteiligt haben und wie sie letztlich abgestimmt haben. 

Unterschiedliche Ergebnisse kommen dadurch zustande, dass die Menschen zum Beispiel nicht alle Fragen beantwortet haben und dass sie eben abgestimmt haben, wie sie abgestimmt haben. Ich meine, das muss man hier anerkennen und das muss jedem recht sein! Wenn wir jetzt anfangen, darüber zu diskutieren, ob uns Ergebnisse recht sind oder nicht, dann weiß ich wirklich nicht mehr, wo wir eigentlich stehen!

Tatsache ist: Die Bürgerinnen und die Bürger haben sich beteiligt, und die Bürgerin und der Bürger haben entschieden. Wir haben Rechtsvorschriften für die Abwicklung von solchen Wahlen, und diese Rechtsvorschriften sind penibelst eingehalten worden. (GR Mag Wolfgang Jung: Das sind selbstgemachte Rechtsvorschriften!)

Es haben sehr viele von der Briefwahl Gebrauch gemacht, und wenn Sie diese Briefwahl hier jetzt immer so darstellen, möchte ich sagen: Das wollten eben viele. Wir haben immer wieder auch die Probleme im Zusammenhang mit Briefwahlen diskutiert, aber es ist jetzt jedenfalls klar, ob es uns hier passt oder ob es Ihnen nicht passt: 90 Prozent haben sich an dieser Volksbefragung – es war keine Wahl, es war eine Volksbefragung! – über die Möglichkeit der Briefwahl beteiligt. Das war ein Votum für die Briefwahl. Das ist Faktum. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von GR Dipl-Ing Margulies gestellt. – Bitte.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Vorweg ist mir eine Feststellung wichtig: Die von der SPÖ beschlossene Volksbefragung als große Meinungsumfrage ist okay! Wir haben nie das inhaltliche Ergebnis in Zweifel gezogen! Es ist dies eine Volksbefragung, und das ist das Ergebnis. So ist es! – Das wollte ich nur festhalten, damit das klar ist!

Der zweite Punkt ist, in welcher Art und Weise diese Volksbefragung durchgeführt wurde. Man ist so vorgegangen, wie es im Gesetz geregelt ist, und da muss man sich eben einmal fragen, ob das Gesetz in Ordnung ist! (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz. – Weitere lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) Hört doch einmal zu!

Es ist zu hinterfragen, ob es zulässig ist, dass jedem Bürger und jeder Bürgerin einfach eine Stimmkarte nach Hause geschickt wird und man diese in Empfang nehmen kann, ohne dass man sich irgendwie legitimierten muss, dass man überhaupt berechtigt ist, diese Stimmkarte zu empfangen. (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Wir wissen, dass in Wien 5 Prozent bis 10 Prozent der Menschen nicht dort wohnen, wo sie gemeldet sind. Wie kommen diese zu ihren Wahlkarten?

Ich ersuche wirklich um präzise Erklärung, nur um sicherzustellen, dass alles in Ordnung war! Es gibt die so genannten nicht mit einbezogenen Stimmkarten, das sind diejenigen, bei denen das Kuvert falsch ausgefüllt ist et cetera. Deren Zahl liegt bei rund 10 Prozent. In allen Bezirken liegt diese Zahl zwischen 9 und 15 Prozent. Allerdings gibt es drei Ausreißer, und diesfalls würde mich ein Erklärungsmodell von Ihnen interessieren, wieso es, während es überall anders in Wien rund 10 Prozent oder mehr sind, bei derselben Wahlkommission im 13. Bezirk nur 1 Prozent und im 14. Bezirk 2 Prozent sind!

Ich frage Sie jetzt ganz bewusst: Glauben Sie wirklich, dass die Menschen im 13. und 14. Bezirk, wo die Wahlbeteiligung genauso ist wie überall anders, um so viel intelligenter und gescheiter sind als die Leute in den anderen Teilen Wiens, dass es dort einen solchen statistischen Ausreißer bei der Anzahl der nicht gewerteten Stimmkarten gibt?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Sandra Frauenberger: Das ist sicherlich ein Zufall! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist kein Zufall! – Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)

Ich muss Ihnen jetzt an dieser Stelle wirklich noch einmal sagen: Das ist schon wieder Ihre Spekulation beziehungsweise Konstruktion! Warum wollen Sie den Leuten im 13. Bezirk unterstellen, dass sie von ihrem Wahlrecht weniger Gebrauch machen können oder weniger dazu in der Lage sind als in einem anderen Bezirk? – Dagegen verwahre ich mich! Bei dieser Spekulation mache ich nicht mit! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Es ist umgekehrt!) Diese Frage hat aus meiner Sicht gar keine Grundlage, umgekehrt hin oder her! Das ist auf jeden Fall eine komische Frage!

Worum geht es denn hier? – Es geht darum, dass weit über 410 000 Menschen bei dieser Wiener Volksbefragung mitgemacht haben. Sie haben zu 90 Prozent den Weg der Briefwahl gewählt. Sie haben entschieden. Und wir haben korrekt ausgezählt, und zwar auf Basis unserer gesetzlichen Regelungen.

Natürlich obliegt es jedem, Ergebnisse zu analysieren und zu interpretieren. Ich möchte das von dieser Stelle aus nicht tun, denn ich habe auch die Funktion der Wahlleiterin in der Stadtwahlbehörde und bin daher gar nicht berechtigt, solche Spekulationen anzustellen. Das möchte ich an dieser Stelle auch einmal klar legen.

Ich meine aber, dass auf jeden Fall ganz klar herausgekommen ist, dass die Bürgerinnen und Bürger die Instrumente der direkten Demokratie nutzen wollen. Das haben wir mit dieser Volksbefragung ermöglicht, und das war eine tolle Sache. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor wir zur 4. Frage kommen, möchte ich die ZuhörerInnen auf der Galerie sehr herzlich begrüßen. Darunter befinden sich Schülerinnen und Schüler aus der Fachoberschule Neuulm, die drei Tage in Wien verbringen und im Besonderen auch Zeit in diesem Hause verbringen. Ich freue mich schon, wenn wir uns ungefähr in einer Stunde treffen und ich euren Wissensdurst darüber stillen kann, wie Wien mit der Krise umgeht. – Herzlich willkommen hier! (Allgemeiner Beifall.)
Die 4. Frage (FSP – 00651‑2010/0001‑KVP/GM) wurde von Herrn GR Mag Wolfgang Gerstl gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. 

(Laut Medienberichten übt der Rechnungshof Kritik an der mangelnden hochrangigen Verkehrsanbindung des im Bau befindlichen Hauptbahnhofes durch die U-Bahn, konkret die U2. Während Verkehrsstadtrat Dipl-Ing Rudolf Schicker die U2-Anbindung weiterhin als nicht notwendig erachtet, hört man laut Medienberichten, dass selbst in SPÖ-Rathauskreisen eine ebensolche Direktanbindung aus Kapazitätsgründen nicht mehr ausgeschlossen wird. Wird nun letztendlich die U2 an den neuen Hauptbahnhof der Stadt Wien angebunden werden?) 

Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich fürchte sehr, dass wir beide jetzt nicht mit demselben Emotionslevel dienen können, der die Fragestunde bisher beherrscht hat!

Ich darf Ihnen die sich aus der durchaus nicht erst jüngst begonnenen Diskussion ergebende Frage wie folgt beantworten:

Der Hauptbahnhof wird durch eine Passage direkt an die U1 und an elf Schnellbahnlinien, die S1, die S2, die S3, die S5, die S6, die S8, die S9, die S15, die S60, die S70 und die S80 angeschlossen werden. Drei Straßenbahnlinien D, O und 18 sowie zwei lokale Autobuslinien, 13A und 69A, sowie regionale Autobuslinien werden zusätzlich auf kurzen Wegen erreichbar sein. Bis zur Teilinbetriebnahme des Hauptbahnhofes im Dezember 2012 wird sowohl die Kapazität der Linie U1 als auch jene der Linie D durch Umrüstungs‑ und Umbaumaßnahmen sowie verkürzte Intervalle deutlich erhöht werden. 

Laut Berechnungen betreffend das Passagieraufkommen ist die Erschließung des Hauptbahnhofes durch die genannten Linien und ihre erhöhten Transportkapazitäten auch in Zukunft ausreichend. Aus verkehrlicher Sicht besteht daher keine Notwendigkeit, den Hauptbahnhof mit einer zweiten U-Bahn zu erschließen, da ausreichend Alternativen im hochrangigen ÖV mit der U-Bahn ähnlichen Intervallen angeboten werden.

Lassen Sie mich noch zwei Punkte hinzufügen: Ich verstehe nicht, warum Sie sich in Ihrer Fragestellung auf Medienberichte beziehen, denn man kann auch im Rechnungshofbericht lesen, was der Rechnungshof in der Tat kritisiert, und zwar im Gegensatz zu dem einen oder anderen Punkt, der dazu öffentlich dargestellt wurde. 

Betreffend SPÖ-Rathauskreise und die diesbezüglichen Medienberichte war das natürlich eine kleine Schelmerei! Ich verstehe das schon! Die Medienberichte haben nämlich von Rathauskreisen und nicht von SPÖ-Rathauskreisen gesprochen. Und zu den Rathauskreisen gehören auch Sie! – Wahrscheinlich stammen diese Späßchen von Ihnen! Aber ich vergönne Ihnen das von Herzen, das ist ja wirklich noch der lustigere Aspekt dieser Diskussion!

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 1. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. – Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke. Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Vielleicht wird es jetzt doch noch emotionsvoll, denn Sie haben jetzt die Unterstellung geäußert, dass von uns vielleicht etwas in die Medien getragen wurde. Wir gehen natürlich von SPÖ-Kreisen aus. – Ich glaube, wir lassen es einmal dahingestellt, von wem das wirklich war und wer wirklich ein Interesse daran hat! 

Sie haben es jetzt selbst angesprochen: Man sollte eigentlich näher auf den Rechnungshofbericht eingehen. Sie sind in Ihrer Antwort jedoch überhaupt nicht darauf eingegangen, was der Rechnungshof an Kritik vorgebracht hat! Außerdem gibt es auch namhafte Verkehrsexperten, die hiezu Kritik anbringen, und es wäre mir wichtig, dass Sie als Bürgermeister sich auch mit dieser Kritik auseinandersetzen und versuchen, auf diese Kritik konstruktiv einzugehen!

Der Verkehrsexperte Gerd Sammer sagt, dass die Investition in dieses Jahrhundertprojekt – er meint damit den Hauptbahnhof – in Höhe von hunderten Millionen beziehungsweise in Milliardenhöhe für Wien gut ist, aber sozusagen auch Herausforderungen beinhaltet, etwa dass auch die Anbindung an den innerstädtischen Verkehr insgesamt passt. – Er meint: „In Sachen U2 muss es einen Kompromiss geben, denn bis jetzt wurde nicht sachlich konform untersucht.“

Und es war der Verkehrsstadtrat, der gesagt hat, dass er sich vom Rechnungshof inhaltlich jetzt nichts mehr vorsagen lässt.

Ich finde es sehr interessant, dass Sie sagen, dass man genauer lesen sollte, was der Rechnungshof gesagt hat. – Dann begeben wir uns also in diese Kritik hinein! Der Rechnungshof sagt, dass eine U5-Anbindung interessant wäre. Es wäre interessant, die U5 über den Matzleinsdorfer Platz nahe an den Hauptbahnhof heranzuführen um damit insgesamt eine Entlastung der U1 und der U6 zu erreichen. 

Können Sie sich diesem Vorschlag beziehungsweise dieser Alternative des Rechnungshofes auch anschließen, oder ist das für Sie keine Alternative?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Es wird das Ganze trotzdem nicht temperamentvoll genug werden, weil die Diskussion ja schon so lange geführt wurde, insbesondere auch mit den Experten. Daher werden Sie mir verzeihen, wenn ich sage: Ich nehme dieses Inserat für einen Auftrag zur Kenntnis! Wenn gesagt wurde, dass noch zusätzliche Untersuchungen notwendig sind, weiß man im Prinzip auch, was das heißt. Das ehrt ja auch, das ist ebenfalls keine Unterstellung, genauso wie ich Ihnen nicht unterstellen wollte, dass Sie der Rathauskreis sind, was Sie ja gnädig übergangen haben, wofür ich sehr dankbar bin!

Aber wenden wir uns nun in der Tat der Rechnungshofkritik zu. Ich möchte wirklich darauf hinweisen, diese kennen nämlich die wenigsten, weil diese bedauerlicherweise nicht gelesen wird. Dort heißt es, dass bei der Verkehrsanbindung zwecks Verbesserung der Erreichbarkeit, kürzerer Wegzeiten und eines höheren Komforts Varianten unter Kosten-Nutzen-Analysen zu erwägen wären. – Das ist ein Zitat aus dem Rechnungshofbericht.

„Im Bereich der U1 wären entsprechende Reservekapazitäten vorzusehen und auch noch Überlegungen hinsichtlich weiterer Planungsvarianten anzustellen.“ – Auch dem hat der zuständige Stadtrat in seiner Stellungnahme zugestimmt. 

Zur Verlängerung der U2-Süd sagt der Rechnungshof konkret: „Es sollten klare Kosten‑ und Wirksamkeitskriterien definiert und dem kommenden U-Bahn-Ausbau zugrunde gelegt werden.“ – Der Rechnungshof spricht von klaren Kosten‑ und Wirksamkeitskriterien!

„Es sollten zeitgerecht Überlegungen angestellt werden, welche Transportkapazität vor allem in den stark belasteten Streckenabschnitten künftig gewährleistet werden kann.“ – Auch darauf habe ich, wenn auch kurz und der bisherigen Länge der Diskussion Rechnung tragend, hingewiesen. 

Dann heißt es: „Als Alternative zur direkten Anbindung der U2-Süd an den Hauptbahnhof käme die Aufsplittung der U2 in die Linien U2 und U5, das so genannte Linienkreuz, mit zusätzlich großen Vorteilen für das Gesamtnetz in Frage. Der Ausbau des U-Bahn-Netzes sollte im Sinne eines Gesamtkonzeptes anhand von Kosten‑ und Wirksamkeitskriterien nochmals überdacht werden.“ – Dies wird stattfinden. Es steht aber heute schon fest, dass diese Variante im Minimum um 2 Milliarden EUR mehr kostet. Und ob das den vom Rechnungshof mehrmals geforderten Kosten‑ und Wirksamkeitskriterien tatsächlich Rechnung trägt, das wage ich ernsthaft zu bezweifeln! Es sagen nämlich Verkehrsexperten – und ich bin kein Verkehrsexperte – ernsthaft, dass das keine tatsächliche Verbesserung ist, sondern eher eine Verlängerung der Fahrzeiten über die U2 bringen würde. Außerdem stellt das, wie gesagt, keine Notwendigkeit dar, weil mit den Anbindungen, die ich genannt habe, insbesondere mit der U1, eine hinreichende Kapazität gegeben ist, um die voraussichtlichen Fahrgäste tatsächlich auch hin‑ und abzutransportieren. 

Lassen Sie mich das ein bisschen vergegenwärtigen: Die voraussichtlich pro Tag anfallende Fahrgastmenge wird sich, allerdings auch erst im Jahr 2025, etwa auf eine Zahl von 210 000 Fahrgästen belaufen. Wenn es in etwa 220 000 Einpendler täglich von außen nach Wien gibt, dann ist die Bemessung allein für den Südbahnhof mit 210 000 ohnehin sehr großzügig, wenn man weiß, dass der Anteil der Fernreisenden etwa 10 Prozent beträgt. Allein die Kapazität der U1 wird zu diesem Zeitpunkt insgesamt 250 000 betragen. – Ich denke also, dass wir diesbezüglich sehr ordentlich Vorsorge getroffen haben, sodass die Menschen, nachdem sie nach Wien gekommen sind, ihre weiteren Ziele durchaus bequem erreichen können.

Glauben Sie mir: Wir legen natürlich größten Wert darauf, dass die Verkehrserschließung dieses Jahrhundertprojektes durch öffentliche Verkehrsmittel optimal erfolgt. Selbstverständlich tragen wir den Ausführungen des Rechnungshofs im Besonderen auch dadurch Rechnung, dass wir dabei auch auf die Kosten aufpassen. Das ist überhaupt gar keine Frage! Ich bitte Sie, das jetzt als eine eher grundsätzliche und nicht detailverliebte Stellungnahme zur Kenntnis zu nehmen, denn für die Details fühle ich mich tatsächlich nicht zuständig. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 2. Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Madejski gestellt. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! 

Ich glaube, in einer Frage gehen wir konform. Die U-Bahn hat 100-prozentig den Sinn, zu den Menschen, zu den Wohnungen und zu den Arbeitsplätzen zu fahren. Das ist das Grundprinzip einer U-Bahn oder eines öffentlichen Verkehrsmittels. Weiters darf man dann nicht auf die maximale, sondern muss auf die optimale Anbindung an die anderen Netze achten, und hiezu gibt es jetzt die Diskussion, die U2 über die Gudrunstraße zu führen beziehungsweise mit dem Hauptbahnhof zu verbinden.

Es würde zum Beispiel Sinn machen, die U6 in Richtung Stammersdorf zu verbinden. Genauso sinnvoll wäre es aber – und das ist eine alte Forderung von uns –, mit der U2 theoretisch, aber auch praktisch die Möglichkeit zu bieten, dass es irgendwann in einer übernächsten Bauphase eine Verlängerung in Richtung Süden gibt, weil sich ja auch dort sehr große Wohngebiete befinden.

Daher meine Frage an Sie: Wäre eine technische Anbindung der Verlängerung der U2 nach Süden auch von einer Station beim Hauptbahnhof möglich oder nur von der Station Gudrunstraße?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister!

Bgm Dr Michael Häupl: Als Nichtspezialist kann ich Ihnen diese Frage natürlich nicht beantworten, jedenfalls nicht jetzt in einer Fragestunde. Da müsste ich mich selbst schlau machen, was auch in der Natur der Sache liegt.

Ich darf aber von der generellen Planung her darauf hinweisen, dass in den Süden Wiens sowohl die U6 führt als auch – wie bereits in Planung – die U1 führen wird, was völlig unabhängig von Diskussionen, die sich in der Zwischenzeit mangels Financier erübrigt haben, trotzdem wichtig ist, weil es natürlich auch zu einem entsprechenden Ausbau im Süden kommen wird. Es ist nämlich selbstverständlich, dass, wenn südlich der S1 Betriebsansiedlungen durch die niederösterreichische Betriebsansiedelungsgesellschaft erfolgen, nicht nördlich der S1, also auf Wiener Stadtgebiet, wogende Ährenfelder sein können. – Ich habe für vieles Verständnis, gar keine Frage, in dieser Stadt; dies ist fraglos so nicht hinzunehmen! Das wäre ein extremer Nachteil für die Wiener Wirtschaft, so wie es seinerzeit durchaus auch ein Nachteil war, dass die SCS vor den Toren Wiens zu Lasten des Wiener Handels gebaut wurde. 

Ich denke, dass dies Argumente sind, die man hier berücksichtigen muss. Der überwiegende Teil der Abgeordneten ist wirtschaftlichen Argumenten auch vor dem Hintergrund der Stadtentwicklung ja durchaus zugänglich. Daher sollte man das auch überlegen.

Ihre eigentliche technische Frage dazu kann ich leider nicht beantworten. Aber ich bin sicher, dass der Herr Stadtrat das kann und bei guter Gelegenheit auch tun wird. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 3. Zusatzfrage wird von Frau GRin Puller gestellt. – Bitte schön.

GRin Ingrid Puller (Grüner Klub im Rathaus): Ich habe mich auch schon gewundert, dass Herr Gerstl Rechnungshofkritik über Medienberichte erfährt! Das heißt für mich, dass Herr Gerstl den Rechnungshofbericht nicht durchgelesen hat. Daher möchte ich ihm kurz weiterhelfen, was der Rechnungshof berichtet hat, und zwar auf Seite 34, dritter Absatz: „Es gab eine Studie, den Hauptbahnhof mit der U2 zu erschließen, entweder als direkte Verbindung vom Karlsplatz parallel zur U1 oder als Ringführung. Beide Varianten wurden negativ beurteilt.“

Weiter kann ich Ihnen berichten, Herr Gerstl, dass der Rechnungshof keine Anbindung der U2 an den Hauptbahnhof empfiehlt, allerdings meint, dass es durch das vermehrte Fahrgastaufkommen zu Kapazitätsengpässen auf den Linien U1 und U6 kommen kann und empfiehlt daher – wie schon ausgeführt wurde – den Ausbau der U2 beziehungsweise den Bau der U5. – Diese Empfehlung würde sich allerdings als milliardenschwer entpuppen und wird – da können Sie jeden Verkehrswissenschafter und jede Verkehrswissenschafterin fragen – für dieses dicht verbaute Gebiet nicht zweckmäßig sein, weil dadurch die Infrastruktur leidet und freier Straßenplatz nur für den Individualverkehr geschaffen werden würde. 

Meine Frage: Der Rechnungshof hat auch den vorhersehbaren Kapazitätsengpass der U6 kritisiert. Wie denken Sie über die Möglichkeit, diesen Kapazitätsengpass der U6 dadurch zu beheben, dass man die Wiedereinführung der Gürtellinie 8 in Betracht zieht?

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das weiß ich im Detail nicht. Ich habe mich aber auch mit der Frage vorhersehbarer oder nicht vorhersehbarer Kapazitätsengpässe im Bereich der U-Bahn-Linien beschäftigt, die den Hauptbahnhof unmittelbar und entsprechend anbinden: In beiden Fällen wurden – wie ich vorher angedeutet habe – natürlich Planungsmaßnahmen getroffen, respektive auch Baumaßnahmen angedacht, die ohnehin noch zu Diskussionen deswegen führen werden, weil sie natürlich zu einer temporären Behinderung auch während des Umbaus der U1 führen werden.

Aber das ist halt so: Auch wenn man eine Wohnung herrichtet, muss man kurzzeitiges Ungemach in Kauf nehmen, damit man es nachher entsprechend attraktiver hat. – Ich nehme diesen Gedanken aber gerne auf und werde mich erkundigen und schlau machen, was es mit diesem Detail der Fragestellung auf sich hat oder inwiefern es dem gemeinsamen Sinn dienlich ist, dass man hinreichend Transportkapazität für Personen zur Verfügung stellen kann.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Die 4. Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Gerstl gestellt. – Bitte schön. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke, Herr Bürgermeister. 

Erlauben Sie mir bitte noch einen kurzen Ausflug zu meiner Vorrednerin. Sie hat wahrscheinlich den Rechnungshofbericht doch nicht so genau gelesen, denn in der letzten Zeile steht: „Verschluss. Nicht für die Öffentlichkeit bestimmt.“ – Als Mandatarin sollte sie daher genau wissen, dass man das vertraulich zu behandeln hat und wir hier in einer öffentlichen Sitzung nur über das reden können, was bereits öffentlich bekannt ist. Über die Details können wir uns unter vier, sechs oder acht Augen unterhalten, und das ist auch unsere Aufgabe als Mandatare, wir dürfen das aber nicht öffentlich hier darlegen.

Herr Bürgermeister! Ich freue mich, dass ich heute die „gute Gelegenheit“ habe, mit Ihnen zu reden, und ich hoffe auch, dass Herr StR Dipl-Ing Schicker noch „eine gute Gelegenheit“ haben wird, das näher zu erklären. 

Ich möchte noch eine Frage anschließen. Wenn wir bei U-Bahn-Anbindungen sind, sollten wir nämlich nicht nur über den Hauptbahnhof und deren anschließenden Sinn reden, sondern wir sollten eventuell auch über das nächste U-Bahn-Paket reden, das die Stadt Wien dem Bund vorschlägt, um auf die nächsten U-Bahn-Ausbauten in Wien auch für die Zeit nach 2019 vorbereitet zu sein. Es steht eine nächste Regierung an, und es steht eine nächste Legislaturperiode an, und ich nehme an, Sie werden sich auch etwas vorgenommen haben, wie das Paket in der nächsten Periode ausschauen soll, welches Sie dem Bund vorschlagen wollen. Verraten Sie uns doch Ihre Geheimnisse, die Sie vielleicht noch in sich tragen! Wohin geht der U-Bahn-Ausbau in Wien aus Ihrer Sicht? 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Zunächst, Herr Gemeinderat, möchte ich sagen, dass Sie die gute Gelegenheit, sich mit dem Stadtrat zu unterhalten, schon heute haben hätten können, wenn Sie die Frage gleich an ihn und nicht an mich gestellt hätten! Aber das bleibt selbstverständlich Ihnen überlassen! Ich spreche genauso gerne mit Ihnen, überhaupt keine Frage! Ich bin zwar vielleicht weniger im Detail sachkundig als der Herr Stadtrat, dafür ist es aber vielleicht umso angenehmer, wenn das Gespräch nicht allzu sehr von Details belastet ist! Das hat ja auch etwas für sich!

Was nun die Frage der angeblich in pectore befindlichen nächsten Planung betrifft, so kann ich sagen: Das ist kein Geheimnis! Ich nehme an, Sie meinen die nächste Legislaturperiode in Wien und nicht im Bund, denn dort haben sie gerade erst angefangen zu arbeiten. Die sollen erst einmal etwas tun!

Was Wien betrifft, so sind alle diesjährigen Planungen schon gemacht und vor allem die Finanzierungsvereinbarungen mit dem Bund natürlich auch für die ganze nächste Legislaturperiode durchaus ausgebucht, gar keine Frage! Dass es für die Zukunft schon eine Fülle von vorgeschlagenen Projekten auch für den U-Bahn-Ausbau insbesondere auch in die Stadterweiterungsgebiete gibt, steht außer jedem Zweifel.

Ich weiß schon, dass Sie eine U-Bahn besonders interessiert, auch wenn sie primär zu einem Einkaufszentrum und weniger zur Bevölkerung führt. Lassen wir diese Details jetzt aber einmal weg! Das ist natürlich auch so eine Sache: Eine Mall ist natürlich auch nicht schlecht! Das ist auch ganz okay! Mir sind zwar, wie Sie verstehen werden, die kleinen Händler natürlich ein bisserl wichtiger als die Malls, aber auch Malls sind okay. All das ist in Ordnung! Ob extra eine U-Bahn dorthin führen muss, ist eine andere Geschichte, aber wie dem auch immer sei. Es gab, wie ich mich erinnere, eine entsprechende Abmachung und Planung mit dem damaligen Verkehrsminister. Daher sage ich: Ausgemacht ist ausgemacht. Das gilt. Daher wird das sicherlich auch im nächsten Paket enthalten sein müssen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. Damit ist die 4. Frage erledigt. 

Wir kommen zur 5. Frage (FSP – 00649 – 2010/0001 – KSP/GM). Sie wurde von Frau GRin Veronika Floigl gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet. (Vor einem Jahr wurde die Novelle der Sanierungsverordnung beschlossen. Wie wurde diese von den Förderungswerbern angenommen?) 

Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat!

Wir haben vor einem Jahr die Wiener Sanierungsverordnung verabschiedet. Sie ist in Kraft getreten, und man kann jetzt nach einem Jahr bereits sagen, dass es in der Tat ein großer Erfolg war. 

Wir konnten im Wesentlichen zwei Dinge miteinander verbinden. Es wurden die strengeren thermisch-energetischen Grenzwerte für mehr Klimaschutz und Umweltschutz einerseits mit höheren Förderansätzen andererseits verbunden. Das hat bewirkt, dass es gesteigerte Anreize für umfassende Wohnhaussanierungen gegeben hat. Zusätzlich gab es, was gerade in der jetzigen Wirtschaftslage von Bedeutung ist, auch einen Impuls für die Wiener Wirtschaft, und zwar vor allem für Klein‑ und Mittelbetriebe, und für die Schaffung von Arbeitsplätzen.

Wir haben sehr genau beobachtet, wie sich diese Sanierungsverordnung auf die Sanierungsvorhaben ausgewirkt hat, und haben festgestellt, dass wir im vergangenen Jahr die Vorprüfberichte und Baubewilligungen deutlich steigern konnten, nämlich von dem sehr hohen Standard von 10 900 Wohneinheiten im Jahr 2008 auf 17 700 geförderte Wohneinheiten. Die Anträge sind im vergangenen Jahr, also in dem Zeitraum, seit die Sanierungsverordnung in Kraft getreten ist, um 70 Prozent gestiegen, was dazu führt, dass es eine Heizwärmereduktion um 50 bis 75 Prozent gab. Das ist gerade auch vom Aspekt der internationalen Finanz- und Wirtschaftskrise ein wichtiger Impuls für die Klein- und Mittelbetriebe und für den Arbeitsmarkt, und dieser Impuls ist mit hohem finanziellem Einsatz der Stadt Wien erfolgt. Die insgesamt 346 Sanierungsprojekte, denen ein positiver Förderprüfbescheid und eine Baubewilligung ausgestellt wurde, sind in der Größenordnung von 415 Millionen EUR unterstützt worden. Mehr als die Hälfte der Gesamtbaukosten für diese Sanierungsvorhaben werden direkt aus den Wiener Wohnbauförderungsmitteln finanziert.

Wenn man nun auch noch die Brücke zu den Eigentümern schlägt, dann kann man sagen, dass es ein besonders erfreulicher Effekt ist, dass die Wohnungseigentümer und Hausgemeinschaften durch diese zusätzlichen Förderungen besonders unterstützt wurden. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die 1. Zusatzfrage stellt Herr Kollege Univ-Prof Dr Eisenstein. – Bitte

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen, Herr Vizebürgermeister.

Allein diese Frage, die hier gestellt wurde, zeigt, dass offenbar sehr wohl nicht nur Erklärungs‑, sondern Aufklärungsbedarf besteht. 

Daher jetzt gleich meine Frage an Sie: Könnten Sie sich vorstellen, dass es etwas Ähnliches wie einen regelmäßigen Sanierungsbericht als Information an die Mitglieder des Gemeinderates beziehungsweise unseres Gemeinderatsausschusses gibt, in welchem natürlich keine Details stehen und nicht die Privatsphäre von Personen verletzt wird. Es sollten darin aber Eckdaten und Zahlen stehen. Sie haben jetzt sehr interessante Zahlen genannt, und ich meine, man sollte regelmäßig erfahren können, wie viele Sanierungen vorgenommen wurden, wie hoch die Förderungen waren und wie es mit den Heizungsförderungen, Ökoförderungen und so weiter ausschaut.

Interessant wäre natürlich auch, ob bestimmte Gebiete in Wien davon mehr oder minder zufällig besonders betroffen sind. Wird in bestimmte Grätzl vielleicht mehr investiert als anderswo? – All das sind Dinge, die ich auf Grund meiner Tätigkeit im Gemeinderat selbst nicht weiß und nicht so leicht in Erfahrung bringen kann. Daher noch einmal meine Frage beziehungsweise Bitte an Sie, eine Art Finanzierungs‑ und Sanierungsbericht einigermaßen regelmäßig, wie gesagt, als Information vorzulegen, weil wir hier ja nicht darüber zu befinden haben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Der Großteil der Sanierungsmaßnahmen, die in unserer Stadt gefördert erfolgen, werden über den Wohnfonds Wien abgewickelt. Ich bin auch Präsident des Wohnfonds Wien, und wir führen in den verschiedensten Gremien immer wieder auch Diskussionen über den Stand der Sanierungen. Wir haben auch einen Beirat, in dem alle politischen Parteien vertreten sind. Ich bin aber gerne bereit, Ihren Vorschlag aufzugreifen, dass wir im Rahmen des Wohnbauausschusses einmal einen inhaltlichen Schwerpunkt zum Thema Sanierung setzen und ich etwas umfassender über die Schwerpunkte berichte.

Ein Anlass dazu könnte sein, dass wir sagen, dass es jetzt die neue Sanierungsverordnung ein Jahr lang gibt, und die Fragen erörtern: Welche Maßnahmen sind daraus abzuleiten? Welche auch geographischen Schwerpunkte sind in der Stadt gesetzt worden? Inwieweit gelingt es uns, auch private Hauseigentümer hier mit einzubeziehen? 

Ich glaube, es hat sich sehr bewährt, dass wir uns im Wohnbauausschuss neben den Tagesordnungspunkten immer wieder einzelne Themenschwerpunkte vornehmen. – Ich nehme Ihren Vorschlag gerne auf! Wir werden in der Tagesordnung einer der nächsten Sitzungen diesen Sanierungsschwerpunkt behandeln, und ich werde eventuell mit einer Power Point Präsentation darstellen, wo die finanziellen und geographischen Schwerpunkte der Sanierungstätigkeit liegen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Es gibt in Wien viele Leute, die Althäuser besitzen, bei denen beispielsweise das Straßenhaus als Haupthaus gewidmet ist, die bestehenden Häuser im hinteren Bereich aber nicht mit dem Ziel gewidmet sind, Entkernung und mehr Luft und Grün auch innerstädtisch zu ermöglichen. Oft sanieren die Eigentümer diese Häuser dann bestandsgemäß, nachdem aber nicht entsprechend gewidmet ist, bekommen sie keine Thewosan-Förderung. – Halten Sie das für sinnvoll?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Wir können auf Grund der Bauordnung nur auf dem Flächenwidmungsplan aufbauen. Wir haben bei der letzten Novelle der Bauordnung ganz besonders präzisiert, dass für uns der Flächenwidmungs‑ und Bebauungsplan eine ganz wichtige Grundlage darstellt. Wir versuchen in vielen einzelnen Informationsgesprächen, die Hauseigentümer zu beraten, um ihnen, wenn es besonders schwierige Situationen im Zusammenhang mit Widmungen gibt, die sich im Laufe der Jahrhunderte – wie man in manchen Baugebieten sagen kann – verändert haben, behilflich zu sein.

Es ist für uns auch ein ganz wichtiges Ziel, dass wir vor allem im dicht verbautem Gebiet Druck herausnehmen. Wenn wir beispielsweise auch bei historischen Gebäuden Dachgeschoßausbauten bewilligen, verlangen wir sehr oft Abzonungen, damit die Innenbereiche dieser Häuser auch mit Licht, Luft und Sonne in Berührung kommen und die Lebensqualität auch für die Menschen, die in den Innenhöfen leben, steigt. 

Man muss sich das sicherlich von Einzelfall zu Einzelfall anschauen. Prinzipiell ist für uns aber der Flächenwidmungs- und Bebauungsplan das wichtige Material, auf Grund dessen wir alle Entscheidungen im Bereich der Bauordnung und damit verbunden auch der Sanierung realisieren. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die nächste Zusatzfrage wird von Herrn GR Kenesei gestellt. – Bitte. 

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Man sieht im Stadtbild durchaus, dass mit diesen Sanierungsgeldern beziehungsweise Förderungsgeldern, die es gibt, etwas geschieht. Das muss man so sehen und durchaus akzeptieren.

Es kommt aber immer wieder vor, dass einzelne Bereiche offensichtlich von dieser Sanierung ausgenommen bleiben, weil es vielleicht keine entsprechenden Gespräche gibt, weil die Gebietsbetreuung nicht die notwendige Aufklärungsarbeit leistet oder der Hauseigentümer ganz einfach nicht Willens ist, sich einer Sanierung seines Gebäudes zu unterziehen. Ich glaube, da ist noch sehr viel Aufklärungsarbeit notwendig!

Meine Frage daher: Wird es in nächster Zukunft begleitend zu den Geldern, die zur Verfügung gestellt werden, auch einen Schwerpunkt von Seiten der Gebietsbetreuungen geben, um in einem Grätzl tatsächlich ein gemeinsames Vorgehen bei einer Sanierung voran zu bringen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Das ist richtig! Wir beobachten manchmal in Blocksanierungsgebieten das Phänomen, dass es, wenn acht bis zehn Häuserblöcke saniert werden, immer wieder einzelne Hauseigentümer gibt, die sich an den Sanierungsanstrengungen nicht beteiligen wollen. Das ist deshalb manchmal besonders schade, weil wir ein ganzes Gebiet entwickeln könnten und einige wenige, die nicht mitmachen, das Gesamterscheinungsbild beeinträchtigen. Wir versuchen nämlich insbesondere bei den Blocksanierungsgebieten neben der Renovierung der Häuser auch beispielsweise Verkehrsberuhigungen vorzunehmen, eine Unterstützung für die Nahversorgung zu bieten oder Grün‑ und Freiflächen zu etablieren. 

Daher ist es richtig, dass das manchmal ein Problem darstellt. Ich bin allerdings überzeugt, dass es nicht daran liegt, dass wir zu wenig finanzielle Unterstützung bieten. Ich meine, wir haben jetzt schon eine Höhe der Finanzierung und Unterstützung erreicht, über deren Maß man wirklich nicht mehr hinaus gehen sollte. Daher sollten wir im Bereich der Information für manche Hauseigentümerinnen und Hauseigentümer unter Einbeziehung der Gebietsbetreuung und des Wohnfonds noch speziellere Angebote stellen. Oft verhält es sich sicherlich auch so, dass sich manche kleineren Hausverwaltungen oder Hauseigentümer, die nur ein, zwei Häuser und gar keine Hausverwaltung haben, sondern das selber betreuen, oft die zusätzlichen Anforderungen, die mit einer Sanierung verbunden sind, nicht antun wollen.

Wir bemühen uns daher sehr, mit zusätzlicher Information und vor allem mit zusätzlicher Unterstützung, Beratung und auch mit dem Angebot, solchen Hauseigentümern bei der Abwicklung der Sanierung behilflich zu sein, zu helfen. Das ist sicherlich ein Bereich, den wir noch stärker ausbauen wollen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Die 4. Zusatzfrage wird wiederum von Frau Kollegin Floigl gestellt. – Bitte.

GRin Veronika Floigl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister! Seitens einiger Immobilienentwickler wird die Behauptung vorgebracht, dass Dachgeschoßausbauten auf Grund der derzeitigen Bestimmungen nahezu nicht möglich sind oder verhindert werden. Können Sie diesen Vorwurf nachvollziehen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Michael Ludwig: Ich höre das immer wieder! Dieses Thema wird manchmal in den Medien behandelt, und auch von manchen Immobilienentwicklern kommt es als Vorstellung und Vorschlag.

Ich kann mir das nur so erklären, dass es im Jahr 2009 strengere Anforderungen an die Statik eines Gebäudes gegeben hat. Es wurde auf Grund einer EU-Richtlinie, des Eurocode 6, ein stärkerer Aufwand im Bereich der statischen Erhebung vorgeschrieben. Das hat unter dem Begriff Erdbebenrichtlinie auch in die Diskussion Eingang gefunden. Grundlage dieses Eurocode 6 ist, dass die Standfestigkeit eines Gebäudes stärker bestimmt werden muss, und zwar insbesondere dann, wenn es zu Dachgeschoßausbauten-schwer kommt. Das sind jene Ausbauten, die mehr als 700 kg/m² mit sich bringen. In diesem Zusammenhang haben wir auch das Problem, dass wir neben der Gefährdung durch Erdbeben natürlich auch die Standfestigkeit vor allem von historischen Gebäuden insgesamt prüfen müssen. 

Deshalb bekenne ich mich auch zu diesen strengen Auflagen. Gerade Beispiele aus der jüngsten Vergangenheit haben gezeigt, dass das bei historischen Gebäuden, bei denen Dachgeschoßausbauten vorgenommen werden und welche Jahre oder Jahrzehnte vorher unten ausgeräumt wurden, weshalb die Statik insgesamt nicht mehr stimmt und die Standfestigkeit des Gebäudes beeinträchtigt ist, durchaus Sinn macht. All diese Maßnahmen, die vor allem zum Ziel haben, die Sicherheit der Bewohnerinnen und Bewohner zu forcieren, haben aber nicht dazu geführt, dass die Anzahl der Dachgeschoßausbauten zurückgegangen ist.

Ganz im Gegenteil! Wir haben im Jahr 2009 bei 435 Wohneinheiten Dachgeschoßaus- oder ‑zubauten bewilligt. Das ist eine Steigerung um mehr als 7 Prozent im Vergleich zum Jahr 2008. Wir hatten in den letzten fünf Jahren stets eine Zahl zwischen 405 und 441 Einheiten. Das heißt, auch mittelfristig kann man nicht davon sprechen, dass es zu einer Reduzierung gekommen ist. Das Gegenteil ist der Fall: Die Anzahl hat in Relation zum Vorjahr sogar deutlich zugenommen. Ich versuche, wo wir von Seiten des Ressorts können, diese Dachgeschoßausbauten zu unterstützen, wenn sie Sinn machen, wenn sie der Bauordnung und dem Stadtbild sowie der Sicherheit der Bewohnerinnen und Bewohner entsprechen. Wenn nämlich all diese Parameter eingehalten werden, kann man zusätzlich attraktiven Wohnraum im dicht verbauten Gebiet herstellen. Die diesbezügliche Nachfrage ist groß, und daher bemühen wir uns, den Wünschen der Wienerinnen und Wiener zu entsprechen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke schön für die Beantwortung der letzten Frage, Herr Vizebürgermeister.

Wir kommen jetzt zur Aktuellen Stunde. Der Klub der Sozialdemokratischen Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Die Wiener Ausbildungsgarantie – Meilenstein in der Arbeitsmarktpolitik Wiens“ verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt. Ich bitte nun die Erstrednerin, Frau Mag (FH) Tanja Wehsely, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass ihre Redezeit zehn Minuten beträgt. – Bitte.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen! Liebe Kollegen! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Gäste auf der Galerie! Wie ich sehe, sind die Jungen schon weitergezogen. Liebe Zuhörerinnen und Zuhörer im Internet!

Es manifestiert sich jetzt einmal mehr, wer in dieser Stadt junge Menschen ernst nimmt, unterstützt, sie einbindet und respektiert. Einmal mehr zeigt sich aber auch, wer als erwachsener verantwortlicher Mensch die Kombination aus Party Veranstalten und Freibier Ausschenken zur Jugendpolitik erhöht, ansonsten aber perfekt ist im Auseinanderspielen, Auseinanderdividieren und Hetzen und wahrscheinlich „Verantwortung“ und „Problemlösung“ nicht einmal buchstabieren kann. (Beifall von GR Mag Johann Gudenus, MAIS. – Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Danke schön! Gudenus ist einverstanden mit meinen Worten! Das freut mich besonders! Wir setzen ja besonders auf Lernfähigkeit beim lebenslangen Lernen! Es ist nie zu spät!

Um es aber ernst zu machen: Die Wiener Ausbildungsgarantie können wir – wie ich meine – mit Stolz und mit Fug und Recht tatsächlich als einen Meilenstein in der Wiener Arbeitsmarktpolitik für junge Menschen bezeichnen. Wir haben uns schon sehr lange mit der Ausbildung in Lehrwerkstätten, mit der Förderung der betrieblichen Lehre, mit der Verbesserung der Schulen und des schulischen Alltags beschäftigt, denn all das trägt dazu bei, vor allem jungen Menschen eine gute Zukunftsperspektive zu bieten.

In diesem Zusammenhang haben wir mit der Wiener Ausbildungsgarantie sicherlich wieder einen Meilenstein gesetzt. – Ich möchte das kurz ausführen. 

Wir Österreicher, die rot geführte Regierung, Bundeskanzler Faymann und Sozialminister Rudolf Hundstorfer, gelten definitiv als Vorreiter und Vorreiterinnen bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit. Das ist ganz notwendig!

Die Stadt Wien geht in dieser Bemühung noch ein Stück weiter. Wir haben die Wiener Ausbildungsgarantie auf fünf Säulen gestellt. Wir betrachten das als gesamtes Angebot für die jungen Menschen in Wien. Im Bereich der Schulen sind wir bestrebt, mit neuer Mittelschule und Schulsozialarbeit, also dem gesamten Helfersystem von PsychagogInnen und BeratungslehrerInnen, Jugendlichen Hilfestellung auf ihrem Weg in weiterführende Ausbildungen und in den Beruf anzubieten. 

Eine weitere Säule ist die Lehre, die auch vom Bund und besonders natürlich vom Land gefördert beziehungsweise befördert wird. Bei den Lehrwerkstätten haben wir mittlerweile schon auf 4 500 Plätze aufgestockt. (Beifall bei der SPÖ.)  

Die Lehrwerkstätten sehen seit dem Wechsel zum Berufsausbildungsgesetz eine ganze Lehre für junge Menschen vor. Das bedeutet den Eintritt in eine qualitätsvolle Ausbildung und den Abschluss in diesen Lehrwerkstätten. Erfreulicherweise konnten wir erst gestern eine weitere Lehrwerkstätte von „Jugend am Werk“ eröffnen. Wir haben dort zufriedene, fähige und leistungsorientierte junge Menschen getroffen, und es war wunderbar, mit ihnen zu sprechen und auch zu bemerken, dass ihnen das etwas wert ist und dass sie sich freuen. Sie kommen aus verschiedenen Bildungswegen. Sie haben teilweise nach der Pflichtschule die Schule abgebrochenen. Sie kommen nach langen Bewerbungsschleifen über das AMS. Sie kommen auch direkt aus der Schule. 

Wir haben jetzt eine hohe Qualität in den Lehrwerkstätten erreicht, wir können mit Lehre und Lehrwerkstätten eine eigene Säule errichten. Wir sind auch besonders engagiert, wenn es darum geht, Bildungsabschlüsse nachholen zu lassen beziehungsweise zu fördern, dass diese nachgeholt werden können. Das wird stark unterstützt, und ich sage dem WAFF, der ein ganz besonderes Instrument in Wien ist und ganz besonders viel leistet, unter anderem auch dafür ein herzliches Dankeschön! Ich werde aber noch zu viel mehr kommen, wofür ich dem WAFF insbesondere danken möchte! (Beifall bei der SPÖ.)
Unsere ganz neue Säule, die wir in mehr als einem Jahr Arbeit, vernetzt mit dem Bund, dem Ressort Rudi Hundstorfers, im Auftrag des Bürgermeisters gemeinsam mit Renate Brauner und Christian Oxonitsch aufgestellt haben, ist der Übergang von der Schule in den Beruf. Es ist dies eine neue Säule, die wir planvoll und sinnvoll gemeinsam mit Expertinnen und Experten und mit Trägern dieser Einrichtungen, die ich nun vorstellen will, entwickelt haben.

Wir haben eine Koordinationsstelle eingerichtet, die sich um diesen Übergang beziehungsweise Weg von der Schule in den Beruf kümmert und an dieser für junge Menschen heiklen Schnittstelle einschreitet. Wir haben ein Casemanagement gemeinsam mit dem AMS, dem WAFF und der Stadt Wien gemeinsam mit dem Arbeitsmarktservice Wien installiert. Mit „c’mon 14“ und „c’mon 17“ werden Jugendliche schon in der Schule sozusagen abgeholt, beraten und begleitet und weitergeführt. Es werden ihnen Möglichkeiten aufgetan, und sie werden unterstützt.

Wir haben gemeinsam mit dem Bund eine Jugendwerkstatt beziehungsweise Produktionsschule ins Leben gerufen, die auch einen Weg weiter in eine Lehre und in eine Lehrwerkstätte weisen soll. Es gibt ein niederschwelliges Projekt „Spacelab3“, das jungen Menschen, die noch mehr Orientierung brauchen, einen offenen Eingang in die Wiener Jugendarbeit auf dem Weg in den Arbeitsmarkt eröffnet. 

Im Zusammenhang mit dieser Säule wird überwacht und kontrolliert, ob es Doppelgleisigkeiten beziehungsweise Überschneidungen gibt. Es erfolgt eine Koordination mit anderen Angeboten, die wir schon länger haben, insbesondere für Jugendliche mit sonderpädagogischem Förderbedarf. Es wird darauf geachtet, wie es mit den Schnittstellen zu Clearing et cetera aussieht. 

Wir hatten gestern eine recht erfolgreiche Veranstaltung mit wichtigen Multiplikatorinnen und Multiplikatoren von Seiten des Stadtschulrats, des Arbeitsmarktservice, des WAFF, der Wiener Jugendarbeit, des Bundessozialamts sowie des Fonds Soziales Wien, die daran mitarbeiten und mitkonzipieren. 120 Personen haben sich die Präsentation dieses Übergangsmanagements angehört und angesehen und haben das sozusagen mitgenommen.

Über allem darüber haben wir zur Wiederausbildungsgarantie die Kümmer-Nummer eingerichtet. Sie haben sicherlich schon davon gehört beziehungsweise darüber gelesen. Sie lautet – zum Mitschreiben: 0800 20 20 22. Aber verwechseln Sie es nicht! Zur Dringlichen kommen wir dann nachher! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Diese Nummer ist die Kümmer-Nummer für die Wiener Ausbildungsgarantie. Dort können Jugendliche, deren Eltern, Verwandte, Omas und Opas, kurz: alle Menschen, die sich sorgen und die Informationen, Unterstützung und Hilfe brauchen, anrufen. Dort werden die Menschen sehr kompetent und einfühlsam beraten und gegebenenfalls weiter verwiesen. Alles, was gleich geklärt werden kann, wird dort geklärt.

Es gibt schon weit über 200 Zugriffe auf die Homepage. Diese ist über SMS und über soziale Netzwerke wie Headlock und Facebook zu bedienen. Die Kümmer-Nummer wird bereits sehr stark angenommen, und wir sind uns sicher, dass wir mit dieser Kümmer-Nummer die Wiener Ausbildungsgarantie mit ihren fünf Säulen Schule, Lehre und Lehrwerkstätte, Übergangsschule sowie Nachholen von Berufs- und Ausbildungsabschlüssen auch mit der Unterstützung der vernetzten Wiener Jugendarbeit sehr gut an den Mann, die Frau und vor allem an die Jugendlichen bringen und damit an dieser Schnittstelle von Schule zu Beruf einen großen Schritt weiter sind! (Beifall bei der SPÖ.)
Das Ganze ist grundsätzlich vernetzt gedacht, das möchte ich noch einmal betonen. An dieser Ausarbeitung sind unter Federführung des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds natürlich auch der Stadtschulrat für Wien, das Arbeitsmarktservice für Wien, der Fonds Soziales Wien, das Bundessozialamt und die Jugendarbeit beteiligt. Es geht nur gemeinsam. So ist etwa die neue Einrichtung der SchulsozialarbeiterInnen von Haus aus als Schnittstelle auch zu diesem Übergangsmanagement konzipiert. Eines greift ins andere. Das Ganze läuft super. Es läuft verzahnt. 

Wir hatten 2009 eine Steigerung der Anzahl an angetretenen Lehrstellen in Lehrwerkstätten oder in einer betrieblichen Lehre um 16 Prozent. Ich glaube, darauf können wir stolz sein! Wir sind die Jugendpartei Wiens. Wir nehmen die Jugendlichen ernst. Wir bieten ihnen etwas an. Wir bieten euch etwas an! Wir freuen uns, wenn die Jugendlichen sagen: Ich bin Wien! Und wir sagen zu ihnen: Ja! Du bist die Zukunft! Du bist Wien! Wir lassen keinen und keine zurück! Wir nehmen alle mit. Jeder und jede sind uns wichtig. – Das ist das, was wir unter Freundschaft verstehen! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Für alle weiteren Wortmeldungen erinnere ich die Kolleginnen und Kollegen daran, dass sie sich nur einmal zu Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. Als nächster Redner hat sich Herr GR Mag Gudenus gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Schönen Morgen, meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich will nicht allzu lang auf die Worte meiner Vorrednerin eingehen, dafür sind mir meine fünf Minuten zu schade. 

Es war dies eine reine Selbstbeweihräucherungsorgie auf dem Rücken der Wiener Jugendlichen. Wenn Sie von 200 Zugriffen auf die Homepage sprechen, dann sage ich: Das haben wir wahrscheinlich pro Minute! Das ist wohl lächerlich! Das Wort Meilenstein haben Sie 34 Mal erwähnt. Ich habe mitgezählt. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dass Sie bei Ihrer Lobhudelei nicht rot werden, ist eigentlich eigenartig! Aber Sie sind ja schon rot, röter geht es wahrscheinlich nicht! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Was Sie hier marktschreierisch verkündet haben, bricht eigentlich alle Rekorde. So findet sich zum Beispiel heute im „Heute“ die Schlagzeile: „Action, Service, Beratung: Wien schaut auf die Teens.“ – Das glaubt wahrscheinlich niemand mehr außer Ihnen! 

Ihr Wahlkampfberater Stanley Greenberg sagt: Wien ist eine der wenigen Städte weltweit, deren Bürger glauben, dass die Stadt in einem besseren Zustand ist als vor vier Jahren.“ – Entschuldigung! Welcher Bürger glaubt das eigentlich, außer Herr Greenberg und Sie? Das glaubt überhaupt keiner! Niemand glaubt, dass Wien in einem besseren Zustand als vor vier Jahren ist! Das ist vollkommen lächerlich! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Herr Greenberg sagt: „Es geht darum zu zeigen, wie sozialdemokratische Politik das ermöglicht hat.“ – Wo lebt Herr Greenberg? Sicherlich nicht in Wien!

Und das nächste Luftschloss ist eben jetzt diese Wiener Ausbildungsgarantie, und all das rein zufällig vor der Wiener Wahl, die in ein paar Monaten stattfinden wird! In den letzten 15 Jahren gab es so etwas nicht! Da haben die jetzigen Jugendlichen, die das betrifft, zumindest das Glück der später Geborenen! Die davor Geborenen können auf eine solche Möglichkeit leider nicht zurückgreifen! 

Unser Bürgermeister Häupl hatte 15 Jahre Zeit, so etwas umzusetzen. Das ist aber nicht geschehen. Und wenn Frau Vizebürgermeisterin Brauner sagt, dass es einen Teil gibt, der sich schwer tut und aus dem System heraus fällt, dann frage ich: Warum wohl? Warum fällt dieser Teil aus dem System?

Weiter sagt Frau Brauner: „Es ist unser Ziel, möglichst vielen Jugendlichen in Wien eine über die Pflichtschule hinaus gehende Ausbildung mitzugeben, denn es gilt noch immer eine Faustregel: Wer besser qualifiziert ist, wird seltener arbeitslos.“ – Na bravo! Super! Eine tolle Erkenntnis! Wie schaut es denn in den Wiener Pflichtschulen aus? – Unter jeder Kritik!

Es gibt eine neue Studie im Auftrag der Wirtschaftskammer, die vor ein paar Wochen veröffentlicht wurde. Dort heißt es, dass das Niveau sinkt. In der Studie wurden 300 Wiener Betriebe aus allen Branchen befragt, und daraus geht ganz klar hervor – und das sagt auch die Präsidentin der Wirtschaftskammer Wien Jank –, dass 68 Prozent der Wiener Unternehmen über Schwierigkeiten klagen, geeignete qualifizierte Jugendliche zu finden. Seit Jahren geht das Niveau der Pflichtschulabsolventen zurück. Das stellt auch Frau Jank von der Wirtschaftskammer fest: Immer mehr Schulabgänger verfügen über nur geringe Grundkompetenzen in Lesen, Schreiben und Rechnen. Das ist also ein ganz eindeutiges Urteil. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Also ein ganz eindeutiges Urteil, und bei folgenden Fähigkeiten ist man bei den Jugendlichen in Wien leider überhaupt nicht zufrieden: Mathematik, sprachliches Ausdrucksvermögen, logisches Denken, technisches Verständnis, gute Schulnoten im Allgemeinen. Darauf wollen die Betriebe zurückgreifen, aber es ist leider nicht möglich, weil die Wiener Pflichtschulen auf Grund Ihrer Misserfolge eben unter jeder Kritik sind. 

Oder ein Tischlermeister, der Innungsmeister Johann Burgstaller, sagt, das Basiswissen der jungen Menschen sei in den letzten Jahren alarmierend stark abgefallen, sodass nur mehr einige wenige den Berufsanforderungen gewachsen sind. Ja, meine sehr geehrten Damen und Herren, das ist hausgemacht, das ist hausgemacht in Wien, das ist hausgemacht von der SPÖ-Wien. Und es ist wieder eine wissenschaftliche Studie, die beweist, dass die Wiener Pflichtschulen an Qualität verloren haben. Und das ist eben auch schließlich Ihre Verantwortung, meine sehr geehrten Damen und Herren der SPÖ, da haben Sie versagt, aber zehntausende junge Menschen können das ausbaden, und Sie spielen sich hier als Feuerlöscher auf mit dieser Aktion, obwohl Sie eigentlich die Brandstifter sind, die das verursacht haben. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wer hat denn das gemacht!) Und da helfen Ihnen auch nicht irgendwelche Auftragswerke der Wochenzeitung „News", die jetzt sagen, die SPÖ sei die Jugendpartei, weil das glauben Sie ja selber nicht, wenn Sie das marktschreierisch verkünden. Die SPÖ ist nicht die Jugendpartei, der SPÖ rennen vor allem die jungen Wähler in Scharen davon, nämlich zur FPÖ, weil eben der Heinz Christian Strache der einzige verlässliche Partner für die jungen Leute ist. (Beifall bei der FPÖ. – Heiterkeit bei der SPÖ. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ja, das glaube ich auch!)
Es ist kein Zufall, und die Wiener Bevölkerung merkt es auch, wenn Sie hier wenige Wochen vor der Wiener Wahl plötzlich hyperaktiv werden mit tausenden Aktionen in Inseraten. Das glaubt Ihnen keiner, und das werden Sie am Wahlzettel auch so erfahren. (Beifall bei der FPÖ. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ja, ja!) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Unsere Galerie hat sich wieder gefüllt. Ich begrüße die Besucherinnen und Besucher der Meidlinger Pensionistenklubs auf der Galerie. 

Als nächster Redner ist Herr StR Ellensohn gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

StR David Ellensohn: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

„Die Wiener Ausbildungsgarantie - Meilenstein in der Arbeitsmarktpolitik Wiens" – so nennt sich jetzt die Stunde und ich will nicht da lange herumpolemisieren, sondern das ist ein ernsthaftes Thema und trifft viele Jugendliche. Nur, so schön sich dieser Satz auch anhört, denkt man doch im Moment, wo habe ich das schon gehört, weil im Gegensatz zum Vorredner von der FPÖ glaube ich eben nicht, dass man das jetzt erst in diesem Wahlkampf erfunden hat, sondern in jedem Wahlkampf wird diese Garantie erfunden. Und offensichtlich glauben Sie es selber nicht, sonst müssten Sie es nicht ständig wie ein Mantra immer wieder und immer wieder wiederholen.

Der Letzte, der das versprochen hat, war erst letztes Jahr der Herr Hundstorfer. Der sagt, Ausbildungsgarantie – und der Satz von ihm lautet: „Wer eine Lehrstelle haben will, bekommt eine, Punkt, und ohne Wenn und Aber.“ Offensichtlich glauben Sie ihm die Garantie nicht, weil Sie garantieren jetzt dasselbe, was er garantiert, (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Die Garantie ist aber mehr wert!) dasselbe, was Sie übrigens 2005 im Wahlkampf garantiert haben, und 2001. Ich war zweimal bei den Wiener Wahlkämpfen dabei und ich bin etliche Male auf Podien gesessen, auch mit Vertretern/Vertreterinnen der Sozialdemokratie. Und es war immer das Gleiche: „Wer in Wien eine Lehrstelle will, bekommt hundertprozentig eine.“ 

Die Zahlen sagen aber was anderes. Man muss es nicht überdramatisieren im Sinne von das ist das Schlechteste in Wien, und es gibt Städte, die noch einen Haufen mehr Probleme haben, nur nützt das unseren jungen Leuten da nichts. 

Stand Jänner 2010: 1 081 vorgemerkte Jugendliche suchen eine Lehrstelle und bekommen keine. Denen nützt die Garantie von Hundstorfer nichts, denen nützt die Garantie von Häupl, von Brauner von den letzten Jahren nichts. Die 1 081 (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Nein, nein, nicht schwindeln!) können sich das immer wieder anhören. Und was ich nicht möchte, ist, dass wir in fünf Jahren da stehen und die, die heute 10 Jahre alt sind, können sich dann wieder die Garantie anhören, und in zehn Jahren kommen die heute 5-Jährigen und die, die frisch geboren sind, hören den gleichen Schmäh in 15 Jahren. 

Da muss man sich überlegen, was man da machen kann. Eine Dunkelziffer gibt es ja auch noch, aber die 1 081 sind die, die hingehen, sich anmelden und sich tatsächlich bemühen, eine Lehrstelle zu bekommen und keine kriegen. Letzte Woche hat die Caritas 30 Jahre Sozialberatung gefeiert und ich war dort und habe mit Einzelnen geredet. Da sind ja viele Institutionen oder viele Gruppen dabei und da gibt es eine Gruppe, die kümmert sich in erster Linie um Frauen, die schwanger werden mit 16, 17, 18. Und das Wesentliche bei denen ist, dass nahezu alle, die dort sind und mit 17 schwanger sind, sagen, die letzten zwei Jahre habe ich nichts gemacht. Gar nichts. Die stehen auch in keiner Statistik, die werden aus der Schule ausgesondert und das war es dann, und zwei Jahre später hängen sie bei der Caritas, haben ein Problem mehr, ein großes Problem mehr, nämlich, wie bewältigen sie die Schwangerschaft und das Kind auch, aber die sind in dieser Statistik von den 1 081 Jugendlichen noch gar nicht drinnen. Da gibt es nämlich auch eine Dunkelziffer. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das Problem wurde erkannt!) Jetzt will ich nicht irgendeine Zahl erfinden, weil ich weiß das auch nicht, wie viele es sind, aber alleine, dass wir in Wien irgendwas zwischen 1 000 und 1 500 Leute haben, die 15, 16, 17 Jahre alt sind und die nichts bekommen, heißt, dass die Garantie nicht erfüllt wurde. 

Jetzt sage ich für mich, Wahlkampf hin oder her, ich bin gnädig und sage, okay, nehmen wir es als Wahlkampf, ich sage jetzt nicht einmal Wahlkampf-Gag, betonen Sie diese Geschichte im Wahlkampf, sagen Sie es so oft wie möglich, so laut wie möglich, und wenn es alle glauben, wird man es vielleicht auch nachher nicht einklagen können, aber wenn sich die Leute daran erinnern, kann man vielleicht nach dem 10. Oktober tatsächlich daran gehen und sagen, machen wir nicht Wahlkampf, sondern, wie machen wir das. Ich weiß, dass wir in Wien immer mehr Lehrlingsplätze haben als in den Lehrwerkstätten. Das ist ohnedies positiv, weil es notwendig ist, weil offensichtlich die freie Wirtschaft nicht in dem Ausmaß mitspielt, wie wir es gerne hätten. Aber das genügt den 1 000 Jugendlichen, die heuer vorgemerkt sind, die 2011 vorgemerkt sein werden, die in den letzten Jahren vorgemerkt waren, nicht. Es waren ja immer über 1 000, mit Stichtag 1. Jänner, immer über 1 000, das ist ja nie weniger geworden. In Wirklichkeit haben wir auch nicht viel Neues gehört. Das Neue war halt die Kummer-Nummer. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Kümmer-Nummer!) Kümmer-Nummer heißt sie, Entschuldigung, Kümmer-Nummer, und diese Nummer wird hoffentlich auch in Anspruch genommen und führt dann also auch zu Ergebnissen. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Nun, das geht schon!) 
Was den Lehrlingen auf die Schnelle was nützen würde oder den jungen Leuten, wäre eine Lehrlingsfreifahrt auf den Öffis. Die haben wir hier schon mehrfach gefordert und ist abgelehnt worden. Und was ich gerne sehen würde, wenn man immer sagt, man soll den jungen Leuten helfen: Wir haben für Studierende nach meiner Meinung zu Recht die Universitäten frei gemacht, so sollten wir auch jungen Leuten, die einen Lehrberuf abschließen und die eine Meisterinnenprüfung, eine Meisterprüfung machen, diese kostenfrei geben. Da sind wir auch noch weit hinten, denn das, was den Studierenden recht ist, sollte uns für Lehrlinge recht und billig sein. Die sollten den gleichen Anspruch haben und ihre Ausbildung ebenfalls kostenlos machen können. Das gibt es auch nicht, das gibt es auch nicht, weil vorher gesagt worden ist, Bundeskanzler und Sozialminister, und so weiter. Das hatten sie viele Jahre, und das gibt es alles noch nicht. Das würde auf die Schnelle was nützen. Und den 1 081 vorgemerkten Jugendlichen wünsche ich, dass die Garantie tatsächlich eingelöst wird. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Also, nur soviel zur Kollegin Wehsely: Man sollte diese Aktuelle Stunde, wenn es um dieses Thema geht und Kollegin Wehsely spricht, in Märchenstunde umbenennen, (Beifall bei der ÖVP.) weil man sollte die Aktuelle Stunde, wenn Sie über das Thema sprechen, in Märchenstunde umtaufen aus dem einfachen Grund, dass diese fünf Säulen – die Kollegin Wehsely hat ja eigentlich nur einmal eine Zahl genannt in ihrer Rede, also immer dieselbe, (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Aber bitte!) und diese fünf Säulen, also die fünf Säulen, die sind relativ alt, die gibt es seit vielen Jahren. Ich glaube auch, dass das nur ein Wahlkampf-Gag sein sollte. 

Bitte, ich komme jetzt zu meiner Rede und möchte nur noch sagen, dass man diese Kümmer -Nummer - etwas verwunderlich ist das schon – nur von 12 bis 17 Uhr telefonisch erreichen kann. Also wenn Ihnen das Thema wirklich so wichtig ist ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Telefonisch 1611!) Sie haben gesagt, da kann dann jede Großmutter oder Oma anrufen, wenn sie sich um das Enkerl sorgt. Also, wenn jetzt die Oma um 19 Uhr die Sorge hat, muss sie warten bis nächsten Tag 12 Uhr. Und ich glaube also, daran sieht man wieder, wie wichtig Ihnen dieses Thema ist. (Beifall bei der ÖVP.) 

Also, die Wiener Ausbildungsgarantie wurde kürzlich präsentiert. 100 Millionen EUR werden da eingesetzt, ein Großteil davon, zirka 85 Millionen EUR, werden in diese Lehrwerkstätten, diese übergebührlichen Lehrwerkstätten, laufen. Die Frau Stadträtin hat auch gesagt, gerade diese Lehrwerkstätten seien ihr wichtig, und ich möchte mich in meinen paar Minuten kurz mit diesen übergebührlichen Lehrwerkstätten auseinandersetzen. 

Die SPÖ glaubt immer, das sei die Lösung des Problems. Wir sehen das nicht so - denn mit den meisten übergebührlichen Lehrwerkstätten wird ja Arbeitslosigkeit nur verschoben, hier wird auf dem Rücken verzweifelter junger Menschen Parteipolitik und Wahlkampf betrieben - und zwar aus folgendem Grund: Ein Jugendlicher sucht einen Ausbildungsplatz, findet keinen, wird in eine überbetriebliche Lehrwerkstätte verschoben, wird ausgebildet, wenn es gut geht, und steht dann wieder auf der Straße. (Beifall bei der ÖVP.) Damit wird aber in Wirklichkeit der Jugendliche, der junge Mensch, nur im Kreis geschickt und da wird versucht ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Und was ist, wenn er überhaupt keinen Ausbildungsplatz hat!) Nein, also Herr Stadtrat, es gibt ein Manko Ihrerseits, (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist super!) dass Sie jetzt den Kontakt zu den Wiener Betrieben nicht suchen in dieser Frage. (Beifall bei der ÖVP. – Amtsf StR Christian Oxonitsch: Na, dann!)
Und wir wissen, was passiert ist mit diesen 85 Millionen EUR. In Wirklichkeit, 5 Säulen hin oder her, wird weiter geschult. Wir haben im Jahr 2009, und ich sage eine Zahl, 23 000 Wienerinnen und Wiener, in den Schulungsmaßnahmen gehabt. Wenn ich jetzt da noch die zirka 79 000 Menschen dazunehme, die so arbeitslos gemeldet waren, haben wir einen Arbeitslosenstand von 100 000 Menschen im Jahresmittel 2009 gehabt. Frau Wehsely geht da heraus und erzählt uns zehn Minuten lang, wie intensiv die SPÖ arbeitet, damit wir das Problem wegbekommen. Also, in Wirklichkeit ist das Resultat Ihrer Arbeit 100 000 Arbeitsplatzsuchende. 

Zum Thema wieder zurück, nämlich zur Wiener Arbeitsgarantie: Warum wir glauben, dass das mit den Lehrwerkstätten der falsche Ansatz ist, zeigt ja auch die steigende Zahl der Lehrstellensuchenden in Wien. Wir haben Ende 2009 35 Prozent mehr Lehrstellensuchende gehabt als 2008, haben aber nur mehr 17 Prozent offene Lehrstellen gehabt - ich weiß schon, das wird dann seitens der SPÖ als Erfolg verkauft –, ich habe mir dann andere sozialdemokratisch regierte Bundesländer angeschaut, die befinden sich auch vor einer Wahl, da werden natürlich auch die Zahlen geschönt, aber wenn ich mir die Steiermark anschaue, diese hatte Ende 2009 49,9 Prozent offene Lehrstellen, das Burgenland 41 und die Steiermark 49 Prozent offene Lehrstellen. Spitzenreiter war voriges Jahr Vorarlberg mit 58,5 Prozent. Da sieht man, dass auch in Wien dringender Handlungsbedarf dafür besteht, dass man seitens der Stadt viel intensiver auf die Betriebe zugeht. Also, es hat ja zum Beispiel - und das wurde auch im WAFF angesprochen - dieses relativ gute Projekt Job-Veränderung, und einen Lehrlingsfinder gegeben. Leider wurde unserer Forderung, dass man das budgetär massiv aufstockt, damit wirklich diese Experten in die Betriebe hineingehen und versuchen, dort Lehrstellen zu lukrieren, so wie das auch in anderen Bundesländern geschieht, nicht entsprochen. Wir bieten an, oder die Stadt Wien bietet jetzt an, fünf Säulen, wir werden das werbetechnisch machen, von 12 Uhr bis 17 Uhr kann ich irgendwo anrufen und dann versuchen wir, die Jugendlichen in den vielen Lehrwerkstätten unterzubringen. Ich glaube, es gäbe so viele Möglichkeiten, wo man die jungen Menschen unterstützen könnte. Aber so, mit dieser Ausbildungsgarantie, ist das leider nur ein Tropfen auf dem heißen Stein, und den Meilenstein in der Arbeitsmarktpolitik kann ich nicht erkennen. Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Günther. Ich erteile es ihm. 

GR Dr Helmut Günther (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Kollegin Wehsely hat sehr schön dargestellt, was Frau StRin Brauner gemeinsam mit Sozialminister Hundstorfer bei einer Pressekonferenz vor ein paar Tagen vorgestellt hat, nämlich dieses 100 Millionen Paket für die Lehrlingsausbildung. Und dabei ist auch ganz deutlich hervorgekommen, von 100 Millionen gehen nicht ganz 85 Millionen in die Neueinrichtung von 1 000 Lehrstellen in Lehrwerkstätten, das heißt, es wird von 3 500 auf 4 500 erhöht, und wenn man das jetzt umrechnet, dann kostet jeder einzelne dieser 1 000 zusätzlichen Lehrwerkstättenplätze 84 500 EUR. 

Und jetzt sage ich Ihnen, die Klein‑ und Mittelbetriebe in Wien würden sich sehr freuen, jeder einzelne, wenn er nur einen Bruchteil davon bekäme, wenn er einen Lehrling aufnimmt. Und darum habe ich mir auch erwartet, dass hier nicht Kolleginnen und Kollegen herausgehen, die nicht aus der Wirtschaft kommen, sondern dass zum Beispiel der Kollege Strobl da herausgegangen wäre als Spitzenkandidat bei der Wirtschaftskammerwahl oder Kollege Aichinger und sagen, Lehrstellen sollten nicht in Lehrwerkstätten gegründet werden, sondern sollten vor allem dort gegründet werden, wo sie möglich sind, und zwar in der Wirtschaft, Herr Kollege. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Erfolg, super!) 
Nur, es ist trotzdem wichtig, dieses duale Ausbildungssystem, und ich glaube, Sie stehen auch dazu. Aber es ist wirklich ein Verschieben oder ein teilweises Verschieben der Arbeitslosigkeit der Jugendlichen von 14, 15 Jahre auf 18, 19, (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Aber den Erfolg sehen Sie doch!) das ist das Problem dabei. Denn ich kann mich auch erinnern, das Sozialministerium und viele andere Ministerien haben Lehrlingsprogramme durchgeführt, wir haben 30 Lehrlinge ausgebildet, zwei konnten wir im Unternehmen behalten und die anderen 28, die auch als Verwaltungsassistenten ausgebildet waren, haben keinen Job gehabt und waren dann auf einmal halt nicht mit 14, 15 arbeitslos, sondern mit 18,19, und das ist eines der Probleme dabei. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Damals haben 4 000 Leute einen Job gesucht!) Wenn ich auf die jungen Leute schaue, darf ich nicht vergessen, dass sie mit 18 dann keine Arbeit haben, sondern man muss schauen, wie es mit der Nachhaltigkeit solcher Maßnahmen steht. Und die Nachhaltigkeit ist sicher eine der wichtigsten Fragen in diesem Bereich. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja!) Die Frage ist auch: Da gibt es noch einmal 3,5 Millionen, wenn ein Arbeitgeber einen neuen Job anbietet. Das halte ich für eine gute Idee, das heißt, ich kann mit 2 000 EUR einmalig 1 750 Arbeitsplätze unterstützen. 

Und jetzt stellt sich die Frage, wer bekommt diese 2 000 EUR. Eine große Firma, die vielleicht kurz 200 Lehrlinge aufnimmt, dafür 40 000 EUR als Mitnahmeeffekt hat oder 200 kleine Mittelbetriebe oder Kleinbetriebe, die halt auch einen Job einrichten. Und dann ist die Frage, wie lange hält dieser neue Posten, wie lange muss der Beschäftigte diesen neuen Job durchführen, damit der Unternehmer die 2 000 EUR auch behalten darf, denn ich habe nichts davon, wenn er heute 2 000 EUR bekommt und den Beschäftigten morgen wieder hinausschmeißt. Da kommen wir nicht hin, also gehören dann auch Richtlinien dazu, wie das verwendet werden muss, um die Sicherheit zu bieten, dass der neue Job auch ein Job wenigstens auf eine gewisse Zeit ist. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sicherlich!) 
Früher war es ja so, dass man sein ganzes Leben beim gleichen Dienstgeber gearbeitet hat, das ist heutzutage nicht mehr der Fall. Hier stellen sich für unsere jungen Leute wirklich die Probleme, und wir haben eben viele Junge in der Ausbildung. Das ist im AMS ein großer Bereich und auch die Zahlen, die Hundstorfer bekannt gegeben hat und dass er gesagt hat, von den 40 000 im vorigen Jahr waren 22 000 in Schulung, und 18 000 haben auch einen Job bekommen und heuer im Jänner waren 1 370 in einem neuen Job, aber fast 2 000 in Schulung. 

Das heißt also, wir haben 30 bis 40 Prozent nur im Jobbereich, aber den Rest in Ausbildungsbereichen. Und da ist die Frage, was bringt mir jetzt dieser Ausbildungsbereich und bekomme ich die Leute wieder in den ersten Arbeitsmarkt? Und das ist wirklich wichtig, und darum ist das Ganze nicht so toll. Das einzig Bemerkenswerte, das dort auch steht ist, dass die Frau Stadträtin bekannt gegeben hat, man gibt und untersucht und schaut, dass Lehrlinge nicht nur in typische Ausbildungsberufe gehen, sondern dass nun auch andere neue Medien, et cetera dafür herangezogen werden und dass dort ausgebildet wird. Da bin ich zu 100 Prozent bei ihr, sage aber, es ist schwer zu beeinflussen. Im Lehrwerkstättenbereich kann die Politik das beeinflussen, weil dort geht es darum, welche Angebote mache ich den Jugendlichen und dort kann ich auch andere, nicht typische Lehrlingsausbildungen machen, die ich vielleicht am normalen Arbeitsmarkt nicht so leicht bekomme, wobei es heute auch dort schon das eine oder andere gibt. Wirklich wichtig erscheint mir die Nachhaltigkeit dieser Maßnahmen, und an der werden wir diese Maßnahmen auch messen, denn es nützt nichts - ich habe es zuerst schon erwähnt -, wenn der Lehrling drei Jahre oder vier Jahre in einer Lehrwerkstätte arbeitet und seine Arbeitslosigkeit nur um drei bis vier Jahre hinausgeschoben wird. Das ist zuwenig. (Beifall bei der FPÖ) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau GRin Smolik. Bitte! 

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich gebe zu, ich bin jetzt etwas verblüfft über die Debatte, die sich entsponnen hat. Offensichtlich wird jetzt die Sinnhaftigkeit von Lehrwerkstätten in Frage gestellt. Jetzt kann man natürlich kritisieren, wie Kollege Günther es auch getan hat, dass dort zu wenige Angebote für eine Umorientierung in zukunftsträchtige Berufe gemacht werden und dass man es unterlässt, die Menschen zu informieren, dass man auch diese Lehrberufe ergreifen kann. 

Aber die grundsätzliche Kritik, wie sie ja auch gekommen ist, verstehe ich nicht ganz, denn was soll man denn tun? Die Wirtschaft bietet offensichtlich zu wenige Lehrstellenplätze an und wir haben Jugendliche, die auf Lehrstellensuche sind. Jetzt kann man sich hinsetzen und sagen, okay, dann nehmen wir das zur Kenntnis und wir tun einfach nichts, oder man versucht - wie es ja auch gemacht wird und was wir auch immer wieder gefordert haben - Lehrwerkstätten einzurichten, damit die Jugendlichen zumindest eine Ausbildung haben. Das löst noch nicht die Situation am Arbeitsmarkt, das gebe ich schon zu, aber sie haben zumindest eine Ausbildung und ich glaube nicht, dass es in diesem Raum jemand absprechen kann, dass es sinnvoller ist, dass 15‑ bis 18‑Jährige eine Ausbildung, eine Berufsausbildung, bekommen als keine, denn was habe ich dann, wenn sie das nicht machen. Dann haben wir Jugendliche, die entweder einen Pflichtschulabschluss haben oder selbst den nicht, nicht einmal einen Hauptschulabschluss oder einen Abschluss des Polytechnischen Lehrganges haben, und dann haben sie einfach keine Ausbildung. Und dass diese Jugendlichen noch weniger Chancen am Arbeitsmarkt haben, ist uns hier allen klar. 

Das heißt, in den Lehrwerkstätten haben sie zumindest die Chance, eine Ausbildung zu bekommen, eine Idee von Berufen zu bekommen und sich dann vielleicht, auch wenn sie keinen Arbeitsplatz bekommen, auch weiterbilden, denn auch diese Möglichkeiten haben sie nachher. Das heißt, die grundsätzliche Kritik an den Lehrwerkstätten konnte ich hier nicht nachvollziehen. 

Schauen wir uns die Situation der Jugendlichen am Arbeitsmarkt doch einfach einmal an. Wir haben eine steigende Zahl von arbeitslosen Jugendlichen. Das ist jetzt verknüpft mit der Krise oder auch nicht, das ist so seit Jahren, es steigen die Zahlen der arbeitslosen Jugendlichen auch in Wien, und jetzt im Jänner wieder um 3,9 Prozent. Das ist unbefriedigend, das ist frustrierend für uns als PolitikerInnen, aber natürlich und vor allem für die Jugendlichen, die damit null Perspektiven geboten bekommen und eigentlich in eine total unsichere Zukunft gehen. Bei den älteren Jugendlichen, nämlich den 20- bis 24-Jährigen, steigt die Arbeitslosigkeit noch viel mehr, nämlich um 5 Prozent. Das heißt, auch hier haben wir die Situation, dass Jugendliche Schwierigkeiten haben, in den Arbeitsmarkt hineinzukommen, in das Berufsleben einzusteigen und Perspektiven für sich zu bekommen. 

Zu den Lehrstellensuchenden hat Kollege Ellensohn schon gesagt, dass es im Jänner in Wien 1 000 vorgemerkte Lehrstellensuchende gab und 304 von der Wirtschaft als offen gemeldete Stellen. Da ist eine Lücke, die man zu schließen versucht. Offensichtlich ist das aber nicht gut genug gelungen. 

Schauen wir uns jetzt diesen Meilenstein noch einmal an. Ich war ein bisschen verwundert, auch wie ich dann zum Titel der Aktuellen Stunde recherchiert habe, dass haargenau derselbe Titel der Aktuellen Stunde sich auch auf der WAFF-Startseite wieder findet, nämlich „Die Wiener Ausbildungsgarantie – ein Meilenstein in der Arbeitsmarktpolitik der Stadt Wien“ und dann die Verweise auf die Kümmer-Nummer, und dann immer wieder dabei eine Initiative von Frau VBgmin Brauner. Jetzt halte ich diese Initiative für ein „Na ja – machen wir es halt“. 

Ich finde, der Meilenstein wurde von Ihnen noch nicht so ganz dargelegt, denn was beinhaltet er. In Kurzem hat ja Frau Kollegin Wehsely versucht, es hier zu skizzieren, aber mir ist der Meilenstein noch nicht klar. Vielleicht kann Kollege Bacher-Lagler den Meilenstein noch einmal besser herausarbeiten. 

Also, es wird versprochen, alle Jugendlichen, die eine Lehrausbildung machen wollen, bekommen einen Ausbildungsplatz in einem Betrieb oder in einer Lehrwerkstätte, oder sie bekommen eine Beratung und Unterstützung. Gut, das gibt es aber jetzt auch schon, auch das gibt es schon. Es gibt ja den WAFF nach wie vor, es gibt das AMS für Jugendliche, dort bekommen sie die Unterstützung und Beratung, wenn sie den Weg dorthin finden, auch. Und dann gibt es angekündigterweise für Jugendliche, für die es schwierig ist, nach der Schule ins Berufsleben einzusteigen, weitere Unterstützung. Und diese Jugendlichen, und das fand ich sehr interessant, werden dort abgeholt, wo sie gerade stehen. Wie, ist mir durch das Studium dieser ganzen Unterlagen, die es ja gibt, noch nicht nachvollziehbar. Wo sie sind, wissen wir, sie sind vor dem AMS, sie hoffen auf eine Lehrstelle, auf einen Arbeitsplatz, und ich glaube nicht, dass die Kümmer-Nummer, oder das Üben, damit es leichter geht, umgewandelt, die Kummer-Nummer, hier sehr viel weiterbringt. Ich hoffe sehr, dass die Jugendlichen diese Nummer anrufen werden, aber was sie dort bekommen, ist nichts Neues. Sie bekommen dort das, was es schon gibt, jetzt bloß besser verkauft als Kümmer-Nummer. Ob das die Situation der Jugendlichen und der arbeitslosen Jugendlichen in Wien lösen wird, wird sich zeigen. Ich hoffe es sehr für die Jugendlichen, aber das wird sich erst in einem Jahr oder in den nächsten Monaten, wenn wir die Zahlen haben, auch ablesen lassen. 

Noch einmal, so ganz verstehe ich den Meilenstein nicht, und was ich wirklich nicht nachvollziehen kann, ist die Kritik an den Lehrwerkstätten. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Die Weihrauchnebel haben sich schon wieder ein bisschen gelichtet. Am Anfang war man ja wirklich fast benebelt und hat geglaubt, man lebt in einer anderen Zeit, in einer anderen Stadt. Am selben Tag, wo wir wieder über 1 Million EUR beschließen müssen, dass wir Containerklassen anschaffen, wird uns hier vorgetragen, wie toll das Wiener Schulsystem beisammen ist. Und da meine ich denn doch, fragen Sie sich einmal, mit welchen Voraussetzungen schicken Sie unsere Jugendlichen ins spätere Leben, ins Berufsleben. (Beifall bei der ÖVP.) 
Sie beginnen im Container und werden dann in der Lehrwerkstätte mehr recht als schlecht sozusagen auf die spätere Arbeitslosigkeit vorbereitet. Meine Damen und Herren, das ist um 85 Millionen EUR zusätzlich ein ein bisschen trauriges Ergebnis. (Beifall bei der ÖVP. – GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Das ist nicht in Ordnung!) 
Eine Schulkarriere soll nicht im Container beginnen, sondern in einem schönen ausgebauten Schulgebäude, wo nicht die Decke auf den Kopf fällt und es gehören in Problemschulen Schulsozialarbeiter hin, die Sie zu bezahlen hätten. Was machen Sie? Sie schaffen teure, durch und durch sozialistische Strukturen. Darin sind Sie groß. (Beifall bei der ÖVP.) 
In diesem Jugendbereich sind Sie ja überhaupt sehr heftig unterwegs. Denken Sie an die teuren Jugendzentren, und so weiter. Es werden auch hier zusätzlich Moloche geschaffen, Sie entziehen sich der Evaluierung, des Schnittstellenmanagements. Wenn man es beantragt, dann heißt es, wir machen es ohnedies, nur nachprüfen kann man es nicht. Genau so ist es bei den Lehrwerkstätten, es kümmert sich niemand darum, was nachher mit den Jugendlichen geschieht, und das muss Ihnen doch auch klar sein, die Arbeitsplätze werden nicht in irgendwelchen sozialistischen Einrichtungen geschaffen, die werden von der Wirtschaft geschaffen (Beifall bei der ÖVP.) und sonst von niemandem. 

Lehrlingsförderung intelligent gemacht, das haben Bundeskanzler Schüssel und die Ära Blum schon gezeigt, das sind wirklich Lehrplätze, (Beifall bei der ÖVP.) da sind Lehrplätze in der Wirtschaft geschaffen worden. Aber wenn Ihr Schulsystem - und es ist das Wiener Schulsystem, das Wiener Pflichtschulsystem, das solche Probleme hat - nicht einmal die Grundrechnungsarten nach acht Schuljahren zusammenbringt, dann brauchen wir wirklich eine neue Schule. Nur keine neue Schulstruktur, sondern neue und andere Zugänge zum Schulsystem. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Bitte!) 

Meine Damen und Herren ... (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: So red’ do mit deine Leit!) Bitte? (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: So red’ do mit deine Leit’ im Bund!) Mit meine Leit’ im Bund, ja? Also, das ist ein Slang, der dem Hohen Haus, glaube ich, nicht gut ansteht, so können wir dann beim Mundl und so weiter reden. Aber der Bund funktioniert, wo wir das Sagen haben, der Wirtschaftsminister kümmert sich sehr wohl darum, und es ist jetzt Ihre Verantwortung, da etwas zu machen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Es kann ja nicht das Ziel sein, möglichst lange in stationären Einrichtungen aufbewahrt zu werden, sondern wichtig wäre es, fähig zu machen, zu ermöglichen, zu erleichtern, dass es Lehrstellen gibt und die Voraussetzungen, die Rahmenbedingungen dafür zu schaffen. Das ist Ihre Aufgabe, und da haben Sie bis dato versagt. Die Zukunft liegt in der dualen Ausbildung, in der Durchlässigkeit der verschiedenen Ebenen, aber nicht im großen sozialistischen ... (Von der Galerie werden Flugzettel von einigen laut schreienden weiblichen Jugendlichen herabgeworfen.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend, an die Galerie gerichtet): Bitte, meine Damen, schweigen Sie oder verlassen Sie die Galerie. (Das Geschrei von der Galerie hält an.) Bitte, meine Damen, Sie dürfen nichts von der Galerie herunterwerfen. Bitte verlassen Sie die Galerie oder sind Sie still. (Das Geschrei hält an.) Leider muss ich Sie bitten, die Galerie zu verlassen. Bitte, meine Damen, bitte verlassen Sie die Galerie, da darf man nicht schreien. (Die Jugendlichen schreien weiter und werden von Ordnern aus dem Sitzungssaal geführt.) 

Ich weiß nicht, worum es gegangen ist, Entschuldigung, Herr Kollege Aigner, für die Unterbrechung, Sie haben jetzt noch ein bisschen Verlängerung. 

GR Dr Wolfgang Aigner (fortsetzend): Ja, danke. Ich möchte jetzt Ihre Aufmerksamkeit nicht über Gebühr weiter beanspruchen, aber einen Gedanken möchte ich noch vorbringen: Ich frage mich wirklich, wieso entwischen so viele SchülerInnen dem System, ohne einen Abschluss zu haben. (Beifall bei der ÖVP.) Das ist ja wirklich absurd, man geht acht Jahre in die Schule, dann ist man auf einmal weg, und dann man muss die Bildungsabschlüsse nachholen. Wenn Ihnen an der Zukunft der Jugendlichen wirklich soviel gelegen ist, dann kümmern Sie sich bitte darum, dass niemand ohne Schulabschluss aus der Pflichtschule in einen Arbeitsmarkt, den es dann nicht mehr gibt, entwischen kann. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr Kollege Bacher-Lagler. Ich erteile es ihm. 

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zur letzten Wortmeldung: Was ich feststellen kann, ist, dass Sie, Herr Dr Aigner, vielleicht bei bestimmten Themen eine Kompetenz haben, aber in der Jugendausbildung und in der Berufsausbildung scheint die Kompetenz bei Ihnen nicht greifbar zu sein, (Beifall bei der SPÖ.) denn die Ausführungen, die sie hier jetzt getan haben, die Unterstellung, dass Jugendliche, die aus den Lehrwerkstätten herauskommen, eigentlich für die Jugendarbeitslosigkeit vorbereitet werden, hat keine Qualität und ist auch zurückzuweisen. Ich werde versuchen, hochdeutsch zu sprechen, aber wenn einer aus einer Lehrwerkstätte herauskommt so wie ich, der einen Lehrberuf in einer Lehrwerkstätte erlernt hat, werde ich mich ein bisschen schwerer tun als vielleicht manche HochschulabsolventInnen in diesem Raum, (Beifall von GRin Ingrid Puller.) aber ich werde versuchen, hier trotzdem mir naheliegende Ziffern und Daten vorzulegen. 

Die Wiener Ausbildungsgarantie ist - wir haben das in einem doch langwierigen Prozess in mehr als einem Jahr vorbereitet - nicht die Finanzierung, sondern ein Übergangsmanagement. Ein Übergangsmanagement, wo wir versuchen, gerade jene Jugendlichen, die heute keine Ausbildung haben, die keinen Zugang zum Bildungswesen haben, weil sie aus der Schule ausgeschieden sind, weil sie eventuell neu zugewandert sind, weil sie vielleicht andere Philosophien und ein anderes Leben haben wollen, zu erreichen. Wir haben versucht, alle Organisationen, Stadtschulrat, AMS, Bundessozialamt, Jugendzentrum, gemeinsam zusammenzubringen und zu schauen, wie man diese Jugendlichen ansprechen kann und wir haben das mit der Ausbildungsgarantie Jugendlicher auch hier in Wien jetzt geprägt und werden das in den nächsten Jahren auch so vollziehen, dass wir in einem halben Jahr hier Bericht legen können, dass diese Maßnahme ein Erfolg ist. 

Im Unterschied zu Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren von der FPÖ und der ÖVP, haben wir, seit Bundesminister Hundstorfer die Agenden des Sozialministeriums übernommen hat, die Ausbildungsgarantie und einen Schwerpunkt für die Jugendarbeit, für die Jugendausbildung auch dementsprechend durchgeführt, denn in der ÖVP- und FPÖ-Regierung wurden den Lehrlingen nicht nur die Lehrlingsstiftungen, wo Lehrlinge ausgebildet wurden, weggenommen, es wurde die Probezeit verlängert, es wurde die Behaltefrist verlängert, und das sind alles Nachteile für Lehrlinge, die sie durch die FPÖ- und ÖVP-Regierung erlitten haben. 

Und jetzt auch noch so zu tun, dass zwölf Jahre Gehrer´sche Bildungspolitik hier in Wien auch heute unveränderbar ist, ich denke, hier leben manche Menschen auf dem Mond, aber das ist leider nicht so. (Beifall bei der SPÖ.) Und zur Kritik auch des Kollegen Hoch: Auch hier wieder, lies bitte die AMS-Stellungnahmen in der Vermittelbarkeit von Jugendlichen, die in einer Lehrwerkstätte ausgebildet werden, und du wirst sehen können, dass das AMS sagt, die Vermittlungsquote von Lehrlingen nach der Lehre in einer Lehrwerkstätte ist genauso hoch wie die Vermittlungsquote von Lehrlingen in Betrieben. Das heißt, da gibt es keinen Unterschied, das ist gleich, und dementsprechend möchte ich auch diesen Vorwurf zurückweisen. 

Und noch eines auch hier: Die Qualität der Ausbildungsgarantie in Wien und die Ausbildungsgarantie von Bundesminister Hundstorfer ist jene, dass wir die Jugendlichen nicht in eine Jahresmaßnahme schicken, wo sie für zehn Monate eine Ausbildung haben und dann wieder ansuchen können, sondern wir gewährleisten eine Ausbildung bis zum Lehrabschluss und wir gewährleisten auch den Jugendlichen in Wien einen Bildungsabschluss mit Matura, wenn sie wollen, und wir garantieren auch Jugendlichen, wenn sie einen höheren Abschluss tätigen wollen, dass dieser auch in Wien kostenlos ermöglicht werden kann. 

Das ist der Inhalt dieser Ausbildungsgarantie, die Sie hier schlecht machen. Wir wissen, dass wir mit dieser Maßnahme ein erfolgreiches Konzept umsetzen können und werden, und wir werden auch dementsprechend in einem halben Jahr Bericht erstatten, denn jeder Cent, den wir in die Ausbildung von Jugendlichen speziell in Wien stecken, ist eine gute Investition für die Zukunft dieser Stadt und auch für die Unternehmungen dieser Stadt. Ich würde mir nur wünschen, dass die Förderpolitik der Wirtschaftskammer, die derzeit die Förderungen vergibt, auch dementsprechend die ist, die auch der Bundesminister Hundstorfer in Erwägung gezogen hat. 

Und zum Abschluss noch ein Vermerk über die Förderung der Betriebe: Jeder Betrieb, jede Unternehmung in Österreich und somit auch in Wien, bekommt derzeit im Durchschnitt 456 EUR Förderung pro Lehrplatz. Das heißt, es gibt in Wien kein Unternehmen, das nicht eine Förderung erhält, wenn sie einen Lehrling ausbildet. Und soviel zu dieser Qualität der überbetrieblichen Lehrausbildung, zur Qualität der Ausbildungsgarantie, und zur Qualität der Maßnahmen der Wiener Landesregierung. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Herr Bürgermeister hat sich gemäß § 16 der Geschäftsordnung zu einer Mitteilung betreffend das Ergebnis der Volksbefragung zum Wort gemeldet. (GR Siegi Lindenmayr: Er kommt schon!) Er war gerade da? Er kommt gleich. Okay, gut. Ich habe ihn nämlich gerade hinter den Reihen gesehen. Er ist im Kommen. Sobald er anwesend ist, werde ich ihm das Wort erteilen. Ich bitte um ein bisschen Geduld. Ich werde inzwischen, um Ihnen die Zeit zu verkürzen, mitteilen, dass nach der Rede des Herrn Bürgermeisters dann die Besprechung erfolgt. Die Geschäftsordnung bestimmt, dass bei der nachfolgenden Besprechung kein Redner öfter als 2 Mal und nicht mehr als insgesamt 20 Minuten sprechen darf. (Bgm Dr Michael Häupl geht zu seinem Sitzplatz und holt ein Manuskript.) 
Sehr geehrter Herr Bürgermeister, ich erteile Ihnen das Wort, bitte sehr. Ich hatte übersehen, dass der Herr Bürgermeister noch nicht im Saal war, ich habe ihn jetzt erst gesehen. Die Redezeit wäre mit 40 Minuten beschränkt. 

Bgm Dr Michael Häupl: Hoher Gemeinderat! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Die Wiener Bevölkerung war in den vergangenen Wochen aufgerufen, bei einer Volksbefragung ihre Meinung zu fünf wichtigen kommunalpolitischen Fragen zu äußern. Es ging um Fragen, zu denen es in der Wiener Bevölkerung, zum Teil seit vielen Jahren, unterschiedliche Meinungen gab, die auch entsprechend emotionell diskutiert wurden. Das Instrument der Volksbefragung und insbesondere die Zeit vor der Stimmenabgabe ermöglichten daher, alle Für und Wider der einzelnen Themenbereiche kennenzulernen, Argumente zu diskutieren und abzuwägen, um am Ende der Politik eine Entscheidungshilfe in die Hand zu geben. Mehr als 411 000 Stimmberechtigte haben an dieser Volksbefragung teilgenommen. Mit 35,9 Prozent aller Stimmberechtigten war die Beteiligung bei dieser Volksbefragung die zweithöchste, die wir in Wien jemals bei Volksbefragungen hatten. Das ist, so meine ich, ein deutliches und erfreuliches Zeichen dafür, dass viele Menschen in unserer Stadt sowohl die Fragestellungen wie auch die Beteiligung an dieser Volksbefragung als wichtig empfunden haben. 

Ich darf Ihnen daher, wie es die Wiener Stadtverfassung vorsieht, die wichtigsten Ergebnisse der Volksbefragung zur geschäftsordnungsmäßigen Behandlung mitteilen. 

Die Frage 1: Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue Hausbesorgerinnen beziehungsweise Hausbesorger mit modernem Berufsbild einzustellen, haben 81,67 Prozent mit Ja beantwortet, 15,74 Prozent mit Nein. 

Die Frage 2: Sind Sie für ein flächendeckendes Angebot an Ganztagsschulen in Wien, haben 63,54 Prozent mit Ja und 22,51 Prozent mit Nein beantwortet. 

Die Frage 3: Soll in Wien eine City-Maut eingeführt werden, haben 22,97 Prozent mit Ja beantwortet, 74,85 Prozent dagegen mit Nein. 

Die Frage 4: Sind Sie dafür, dass die U-Bahn am Wochenende in der Nacht fährt, haben 53,98 Prozent mit Ja und 44,29 Prozent mit Nein beantwortet. 

Und die Frage 5: Sind Sie dafür, dass es in Wien für so genannte Kampfhunde einen verpflichtenden Hundeführschein geben soll, haben 88,23 Prozent mit Ja und 10,39 Prozent mit Nein beantwortet. 

Das sind, wie ich meine, durchwegs klare Ergebnisse. Ich habe mehrfach erklärt und sage es auch an dieser Stelle, dass ich die Ergebnisse dieser Volksbefragung als klaren Arbeitsauftrag betrachte, diese also umzusetzen sind, insbesondere auch angesichts der hohen Beteiligung und des durchwegs eindeutigen Votums. 

Ich werde daher unverzüglich an diese Umsetzung gehen, wobei ich hinzufügen muss, dass eine ordentliche und gewissenhafte Umsetzung auch gewisse Zeitabläufe erfordert. In der Frage der Wiedereinführung des Hausmeisters-neu stellt sich die Sachlage so dar, dass der Bundesgesetzgeber von mir schon aufgefordert wurde, eine entsprechende Gesetzesreparatur vorzunehmen, zumal sich die Abschaffung der Hausbesorger als Fehler erwiesen hat. 

Ich hoffe und erwarte, dass das nunmehr klare Votum der Wiener Bevölkerung ernst genommen wird und rasch durch den Bundesgesetzgeber die entsprechenden Schritte gesetzt werden, und zwar so, wie wir es immer gesagt haben: Als Wahlmöglichkeit zwischen Hausbetreuungsfirma oder Hausbesorger. Wir wollen und werden niemanden zwangsbeglücken. Aber dort, wo Mieterinnen und Mieter ihren Hausmeister vor allem als Ansprechpartner wieder haben wollen, sollen sie ihn bekommen. 

Eindeutig ist auch die Zustimmung der Wienerinnen und Wiener zum Angebot einer flächendeckenden Ganztagsschule. Die Ganztagsschule hat sich seit ihrer Einführung im Zuge der Bildungsreformen unter Bruno Kreisky für viele Eltern und Kinder als sehr wertvolle Form der Schule erwiesen. Sie ist nicht nur ein wesentlicher Beitrag zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie, sondern bietet auch bessere Möglichkeiten der Wissensvermittlung, ein intensiveres Bildungserlebnis und damit auch mehr Schulerfolg. Wir werden daher die notwendigen Voraussetzungen schaffen, dass in jedem Bezirk das Angebot zumindest einer Ganztagsschule, in größeren Bezirken mehrerer, besteht. Die baulichen wie auch finanziellen Mittel dafür wird es geben. Es ist dies eine hervorragende Investition in die Zukunft unserer Stadt. Schon jetzt wird sowohl im Rahmen der laufenden großen Schulsanierungsaktion als auch bei sämtlichen Schulneubauten auf die Ermöglichung eines Ganztagsschulbetriebes Rücksicht genommen. 

Eine Mehrheit hat sich auch für einen 24 Stunden Betrieb der U-Bahn am Wochenende ausgesprochen. Eine Umsetzung scheint mir vordergründig am einfachsten, ich weise aber darauf hin, dass auch hier eine Reihe vorbereitender Schritte notwendig ist, etwa die Änderung des Streckennetzes der Nachtbusse an Wochenenden, weil Parallelführungen hier wenig Sinn machen. Es müssen auch Vorkehrungen getroffen werden für die Reinigung, die Sicherheit, die Fahrtaufsichtsdienste, aber auch den Lärmschutz, und vieles andere mehr. Ich rechne, dass eine Umsetzung des 24 Stunden Betriebes spätestens im Frühherbst des heurigen Jahres möglich ist. 

Eine deutliche Mehrheit hat auch die Einführung eines Hundeführscheins für gefährliche Hunde befürwortet. Auch ich teile die Meinung, dass dies ein wichtiger Beitrag zu mehr Sicherheit in der Stadt sein kann, zu mehr rücksichtsvollem Verhalten. In einer Großstadt ist der gemeinsam genutzte Freiraum für die Bewohner geringer als am Land, und da soll es in Parks oder auch im Straßenraum keine unnötigen Ängste, Gefährdungen oder gar Verletzungen geben. Durch den Hundeführschein kann sichergestellt werden, dass auch die Handhabung so genannter Kampfhunde erlernt werden kann. 

Zur Einführung des Hundeführscheins ist bereits ein Gesetzesentwurf in Vorbereitung. Wenn alle Schritte ohne Verzug gesetzt werden können, könnte schon mit 1. Juli des Jahres der Hundeführschein in Wien eingeführt werden. 

Eine große Mehrheit hat sich schließlich gegen die Einführung einer City-Maut, in welcher Form auch immer, ausgesprochen. Eine diesbezügliche Maßnahme wird daher seitens der Stadt Wien nicht ins Auge gefasst. Mit der Parkraumbewirtschaftung in den dicht bebauten Stadtteilen verfügt Wien seit einigen Jahren über eine durchaus erfolgreiche Verkehrslenkungsmaßnahme, die innerhalb des Gürtels zu einem Rückgang des Individualverkehrs geführt hat. 

Lassen Sie mich daher abschließend sagen: Ich habe und ich hoffe, wir alle haben stets große Achtung vor den Einrichtungen der Demokratie gezeigt, sie stets verteidigt und gefördert und werden dies auch in Zukunft tun. Ich habe daher kein Verständnis dafür, wenn Instrumente der Demokratie, egal, ob auf Ebene der repräsentativen oder direkten Demokratie, schlecht gemacht werden oder gar zu deren Boykott aufgerufen wird. Die Freiheit sollte in einer Demokratie dort ihre Grenzen haben, wo der Demokratie selbst und ihren Einrichtungen Schaden zugefügt wird. 

Wir werden daher in Fortsetzung dessen, was Bürgermeister Leopold Gratz anlässlich der Beschlussfassung der Instrumente direkter Demokratie im Wiener Landtag sagte, auch in Zukunft diesem von der Bevölkerung gewünschten Zusammenspiel von parlamentarischer und direkter Demokratie Rechnung tragen. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. (Lange anhaltender Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. Wir kommen jetzt zur Besprechung der Mitteilung. Die Redezeit beträgt 20 Minuten. Ich bitte Herrn GR Dr Schock zum Rednerpult. 

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! Herr Bürgermeister! 

Sie haben dankenswerterweise diese ganzen Fragen jetzt noch einmal im Wortlaut vorgelesen und ich frage Sie, wo gibt es wirklich sonst noch eine Volksbefragung, wo eine öffentliche Behörde suggestiv Fragen stellt. Oder: Wo gibt es in ganz Europa eine Verfassung, in der es keine Rechtsmittel gegen diese Suggestivfragen gibt, wo man sich als Bürger, als Wahlberechtigter, als Betroffener, gegen diese Fragestellung gar nicht wehren kann, wo dies doch in vielen anderen österreichischen Bundesländerverfassungen gang und gäbe ist. Und ich frage Sie auch, wo auf der Welt gibt es eine Wahl, wo das persönliche Wahlrecht, das ja ein Grundpfeiler unserer Verfassung ist, eigentlich überhaupt nicht mehr zum Tragen kommt, weil ja bei dieser Vorgangsweise dem Missbrauch Tür und Tor geöffnet ist.

Herr Bürgermeister, so etwas gibt es nicht, nirgendwo auf der Welt, das gibt es leider nur bei uns in Wien. Und ich meine daher, Herr Bürgermeister, auf diese Volksbefragung brauchen Sie ganz sicher nicht stolz zu sein. (Beifall bei der FPÖ.)
Aber, meine Damen und Herren, das ist ja nur das erste Beispiel, wo am Ende dieser Legislaturperiode generell Machtmissbrauch und Präpotenz immer mehr zunehmen, diese Volksbefragung um 7 Millionen EUR mit lauter „No-na-Fragen“, aber es gibt ja viele andere Beispiele, und es ist ja kein Zufall, dass sich gerade im Wahljahr in allen Ausschüssen plötzlich Akten finden, wo Werbebudgets beschlossen werden. Etwa im Oxonitsch-Ausschuss zuletzt 2 Millionen EUR Werbung im Wahljahr. Oder im Frauenberger-Ausschuss 5 Millionen EUR, davon 1,5 Millionen EUR für die Bundespräsidentenwahl und 3,5 Millionen EUR, meine Damen und Herren, 3,5 Millionen EUR für unsere Gemeinderatswahl im Herbst. 

Wenn man sich das anschaut, wie das vor fünf Jahren war, dann ist das ja sehr illustrativ. Da hat nämlich diese Werbung für die Gemeinderatswahl noch 900 000 EUR gekostet, jetzt kostet sie 3,6 Millionen EUR, also genau das Vierfache. Wir können uns alle schon bildlich vorstellen, wie das ausschauen wird, wie bei der Volksbefragung jetzt, wo aus vielen Inseraten, Plakaten, die Frau Frauenberger, der Herr Oxonitsch und vor allem der Herr Bürgermeister herunterlachen. 

Und ein weiterer Beweis für diesen Missbrauch der Macht sind ja die Wiener Stadtwerke, meine Damen und Herren, wo Unsummen für Werbekampagnen ausgegeben werden, für sündteure Werbekampagnen. Die Stadtwerke haben ja auf Weisung des Bürgermeisters bei der letzten Wahl schon 15 Millionen EUR in die Wahlschlacht im Wahljahr werfen müssen, und heuer wird das sicher getoppt werden, meine Damen und Herren. 

Das ist nur ein leichter Vorgeschmack, was zum Jahreswechsel in den Zeitungen inseriert war, Sie alle haben das hier sehen können. Da hat es zum Jahreswechsel in allen Zeitungen, in allen Hochglanzmagazinen, in Beilagen ganzseitige Inserate gegeben: „Es lebe das Arbeitsplatzkonzept“, „Das Wiener Modell“, und so weiter und so fort. 

Meine Damen und Herren, ich frage Sie, wer zahlt denn das? Das zahlt der Energiekonsument, das zahlt der Stromkonsument, der Gaskonsument. Das ist der klassische Missbrauch eines öffentlichen Unternehmens, meine Damen und Herren, wenn der Bürgermeister ein öffentliches Unternehmen zwingt, seine Gewinne nicht in den Betrieb zu reinvestieren, sondern im Wahljahr hier in diese Wahlschlacht zu investieren und hineinzuwerfen. 

Meine Damen und Herren, es muss ja eine Volksbefragung nicht so teuer sein, das hat man ja bei der letzten im Jahr 1991 gesehen, als damals die FPÖ gegen die Weltausstellung mobil gemacht hat. Und schauen wir uns an, was damals diese Volksbefragung gekostet hat. Das waren damals 400 000 EUR, und wir haben damals 43 Prozent Wahlbeteiligung erreicht, Herr Bürgermeister. 43 Prozent Wahlbeteiligung vor 19 Jahren um 400 000 EUR, und heuer haben Sie mit dem irrsinnigen Aufwand von 7 Millionen EUR gerade einmal 36 Prozent geschafft. 

Wenn man das jetzt alles zusammenzählt, was allein in den letzten beiden Monaten hier an Geld verschwendet worden ist, diese 7 Millionen EUR Werbung für die Volksbefragung, dann die 2 Millionen EUR im Oxonitsch-Ausschuss, die 5 Millionen EUR im Frauenberger-Ausschuss, dann sind das zusammen alleine 14 Millionen EUR nur in den letzten beiden Monaten. 

Und, meine Damen und Herren, was man mit 14 Millionen EUR alles machen könnte: Mit 14 Millionen EUR könnte man zum Beispiel 400 Sicherheitsbeamte in Wien finanzieren, 400 Sicherheitsbeamte etwa im Rahmen einer Wiener Sicherheitswacht, doch dafür fühlt sich der Bürgermeister unzuständig. Das ist Bundeskompetenz, dafür hat er kein Geld, das ist ihm wurscht, aber für Geldverschwendung im Parteiinteresse, dafür ist das Geld da. Und, meine Damen und Herren, Herr Bürgermeister, ich fordere Sie daher auf, hören Sie doch auf mit dieser Geldverschwendung im Wahljahr, stoppen Sie den Missbrauch von Steuergeldern und investieren Sie diese Millionen lieber in die Sicherheitspolitik in Wien, Herr Bürgermeister. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren, es war ja auch die Zusammenstellung der Fragen interessant. Da hat man ja das Kalkül gemerkt, denn für jede Wählergruppe hat sich der Herr Bürgermeister eine Frage ausgesucht, für jede Wählergruppe, wo die SPÖ ganz schlecht liegt. Nun, das sind ohnedies fast alle Wählergruppen. Da hat man sich die Senioren ausgesucht, da hat man die Ablehnung der Kampfhunde genommen, weil die ein besonders großes Sicherheitsbedürfnis haben. Und für die jungen Familien, die ja auch alle längst nicht mehr rot wählen, die nicht wissen, wohin mit den Kindern, da hat man sich die Ganztagsschule ausgewählt. Die Jugend, die schon mehrheitlich freiheitlich und Strache wählt, die bekommt plötzlich, und der Herr Bürgermeister hat es ja gerade gesagt, im Spätherbst, also rechtzeitig vor der Wahl, die U-Bahn auch in der Nacht. Und der Gemeindebau, der auch längst mit fliegenden Fahnen zu uns übergelaufen ist, der Gemeindebau bekommt endlich wieder seine Hausmeister. 

Aber, meine Damen und Herren, viele andere Fragen, die die Wienerinnen und Wiener interessieren, die haben Sie nicht gestellt. Zum Beispiel eben: Sind sie dafür, dass die Polizei aufgestockt wird? Oder: Sind sie dafür, dass die Strompreise gesenkt werden, die Gaspreise gesenkt werden, um das Wohnen in Wien wieder leistbar zu machen? Alle diese Fragen haben Sie natürlich nicht gestellt, das wäre unangenehm. 

Und es gibt noch eine sehr interessante und unangenehme Frage, meine Damen und Herren, die Sie nicht gestellt haben, nämlich die Frage: Sind Sie dafür, dass die ÖVP auf Kosten der Steuerzahler ein Hotel bauen darf, dass die ÖVP auf der Marillenalm mit einer Kubatur von fast 40 000 m³ mitten in einem Parkschutzgebiet ein Hotel bauen darf? Sind Sie dafür? 

Das wäre eine interessante Frage gewesen. Sind Sie dafür, dass den Schwarzen in Wien auf diese Art und Weise 5,5 Millionen EUR zugeschanzt werden. Das muss man sich einmal vorstellen, ein Hotelklotz dort in einem Parkschutzgebiet mit 6 Geschoßen und einer Tiefgarage, wo 5 000 LKW-Fahrten im Zuge des Baues notwendig sein werden, mit einem Verkehrschaos am Grünen Berg, weil die ÖVP-Funktionäre dort nämlich eine eigene Ampel bekommen sollen, wo sie dann rechts abbiegen können, ein Verkehrschaos auf einer Hauptverkehrsader. Und es gibt auf dieser Marillenalm, meine Damen und Herren, nur einen Gewinner, nämlich die ÖVP. Es gibt die ÖVP als Gewinner mit 5,5 Millionen EUR, aber alle anderen sind die Verlierer: Die Autofahrer, der Naturschutz und vor allem die Kinder, die Jugendlichen, denen dort ein Naherholungsgebiet, denen dort ihr Spielparadies genommen wird. Und, meine Damen und Herren, das wäre doch die klassische Frage für eine Volksbefragung gewesen, und es sind ja im Bezirk auch all diese Anträge gestellt worden, und, meine Damen und Herren, der Bezirk hat auch diese Volksbefragung beschlossen, und wir haben heute diesen Akt auf der Tagesordnung. (StR Norbert Walter, MAS: Nun, ohnedies!) Und es war in der Präsidiale, ja, meine Damen und Herren von der ÖVP, ich weiß, dass ihnen das unrecht ist, weil jetzt wissen die Wienerinnen und Wiener, wie viel die ÖVP wert ist. Die ÖVP ist genau 5,5 Millionen EUR wert, und das ist peinlich für Sie, dass das jetzt endlich zu Tage gekommen ist, meine Damen und Herren. 

Aber das ist heute der ganz letzte Tagesordnungspunkt, und es war lustig zu beobachten, wie hier die Klubobleute von SPÖ und ÖVP in der Präsidiale versucht haben, klammheimlich, ganz zufällig, dieses Ressort Schicker, wo diese Marillenalm heute hineinfällt, mit irgendwelchen Argumenten ganz nach hinten ans Ende der Tagesordnung zu schieben, damit das möglichst unter der Tuchent ausgemacht werden kann, sodass die Öffentlichkeit nicht dahinterkommt. 

Meine Damen und Herren, man fragt sich schon natürlich, wie kommt eigentlich die SPÖ dazu, der ÖVP 5,5 Millionen EUR zuzuschieben. Und wir kennen alle die Antwort: Es ist das die Morgengabe für die Ehe mit den Schwarzen. Für eine Ehe, für ein Bündnis, für eine Koalition, die zwischen Rot und Schwarz eigentlich schon fix ausgemacht ist. 

Und, meine Damen und Herren, wir kennen auch alle das erste Gegengeschäft, den Skylink nämlich. Den Skylink, wo der Bürgermeister Tschirf im September, (GR Dr Matthias Tschirf: Danke!) der Klubobmann Tschirf, denn Bürgermeister werden Sie nie werden, Herr Klubobmann, wo der Herr Klubobmann Tschirf gesagt hat, die Untersuchungskommission soll die politische Verantwortung der SPÖ-Stadtregierung aufzeigen, mit der Untersuchungskommission soll Wiens Stadtregierung wachgerüttelt werden, und die SPÖ hat ja damals schon gehöhnt: „Na, die Schwarzen werden euch das nie unterschreiben.“, so hat man es gehört, und jetzt wissen wir auch, warum die nicht unterschrieben haben, weil der Antrag seit 12. Jänner zwischen den Oppositionsparteien vorliegt, und die ÖVP plötzlich untergetaucht ist. Sie ist nicht erreichbar, (StR Norbert Walter, MAS auf GR Dr Matthias Tschirf zeigend: Er ist ohnedies da, was wollen Sie!) sie ist plötzlich umgefallen. 

Und, meine Damen und Herren, das wäre die klassische Frage für eine Untersuchungskommission gewesen. Nicht die finanziellen Belange, die ja der Rechnungshof schon prüft und auch nicht die strafrechtliche Verantwortung, die die Gerichte prüfen, sondern eben die politische Verantwortung für den teuersten Rohbau der Welt, wo die Kosten von 400 auf 830 Millionen EUR explodiert sind, wo die Verantwortlichen über 30 000 EUR verdienen und wo nicht der Aufsichtsrat verantwortlich ist, wie der Bürgermeister immer behauptet, sondern wo der Bürgermeister selbst verantwortlich ist, weil nämlich er auf Grund dieses mysteriösen Syndikatsvertrages die Vorstände ausgesucht hat, nämlich den Herrn Schmid, den ehemaligen Büroleiter von Helmut Zilk, und den ehemaligen roten Nationalrat Kaufmann. Die beiden Vorstände sind auf Betreiben des Bürgermeisters Häupl auf Grund dieses Syndikatsvertrages hineinreklamiert worden. Sie waren erfolglos beim Errichten des Skylink, und genau diese Frage hätte gestellt werden müssen. (Ein junger Mann wirft Flugzettel von der Galerie in den Sitzungssaal hinunter.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Entschuldigung, bitte verlassen Sie die Galerie! (Der Zettelwerfer wird von einem Ordner hinausgeführt.) 

GR DDr Eduard Schock (fortsetzend): Und, meine Damen und Herren, es ist daher interessant, dass gerade bei dieser Frage der U-Kommission die ÖVP umgefallen ist, in dieser Frage des Skylink, wo ein Syndikatsvertrag abgeschlossen worden ist nach dem Motto: SPÖ hinein, aber Opposition hinaus. Und die ÖVP als Noch-Oppositionspartei macht hier die Mauer, macht der SPÖ hier die Mauer, um alles zu vertuschen. Der SPÖ, die in diesen Skylink-Skandal bis zum Hals verstrickt ist, hilft die ÖVP hier, alles einfach unter den Teppich zu kehren. 

Und, meine Damen und Herren, es ist ja auch die Rolle der Frau Marek dabei interessant. Da hat man sich gefragt, was wird ihre erste Aufgabe in Wien sein. Die erste Aufgabe von Frau Marek war die Vereinbarung dieser Koalition mit der SPÖ, jener Marillenalm-Koalition, bei der von vornherein klar ist, die ÖVP erhält als Geschenk die Marillenalm im Wert von 5,5 Millionen EUR, eine Koalition, in der Ihr aber, meine Damen und Herren von der ÖVP, von vornherein überhaupt nichts zu reden habt, wo ihr schon vor der Wahl nicht einmal mehr eine U-Kommission einsetzen dürft, wo die ÖVP schon vor der Wahl nicht einmal mehr mit der Opposition stimmen darf. Ihr seid schon vor der Wahl durch diese Koalition mundtot gemacht worden, und das ist der erste Erfolg der Frau Marek in Wien, sich von vornherein mit der Rolle des Steigbügelhalters abgefunden zu haben, des Steigbügelhalters der SPÖ in Wien. 

Und es ist der Erfolg der Frau Marek, um 5,5 Millionen EUR, meine Damen und Herren, eine ganze Partei gekauft zu haben, nämlich die Wiener Volkspartei.

Das erinnert mich ja fast an eine streng muslimische Ehe (GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Das ist das Beste! – Ironische Heiterkeit bei GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi), und es werden ja leider in Wien immer mehr streng muslimische Ehen geschlossen - Herr Al-Rawi wird das bestätigen können. Diese Koalition, die da ausgemacht worden ist, ist so etwas wie eine streng muslimische Ehe, wo die Braut nämlich gekauft wird (Ironische Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Gerstl.) – in diesem Fall um 5,5 Millionen EUR -, wo die Braut aber dann ihr ganzes Leben lang überhaupt nichts zu reden hat, meine Damen und Herren! (Ironische Heiterkeit bei StR Norbert Walter, MAS.) Das ist Ihre Koalition! 

Wir werden daher ganz genau aufpassen, meine Damen und Herren, wie Sie heute am Ende der Tagesordnung mit diesem heiklen Akt umgehen, wie Sie vor allem mit dieser Volksbefragung – und damit sind wir wieder beim Thema – auf der Marillenalm umgehen werden.

Und, meine Damen und Herren, wir werden ganz sicher den Menschen in diesem Jahr im Wahlkampf sagen, dass diese rot-schwarze Koalition nach den Wahlen im Oktober eine fixe Sache ist, bereits fix ausgemacht ist. Wir werden das den Wählerinnen und Wählern in Wien sagen: Wer Marek wählt, verlängert nur die rote Macht in Wien. Wer in Wien ÖVP wählt, kann gleich Häupl wählen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ. – GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Was haben der Islam und die Muslime mit der Marillenalm zu tun? – Allein der Vergleich! Das ist ja ungeheuerlich, diese Entgleisung!)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Eine Vorbemerkung zur Vorrede jetzt: Es ist tatsächlich ein bisschen eine Missachtung, wenn man ein Kraut und Rüben Referat hält, nur nicht zum Thema spricht. Aber es reiht sich nahtlos ein, dass die FPÖ nicht einmal in der Stadtwahlbehörde war, dass die FPÖ, bei aller Kritik der Inserate, zugestimmt hat, dass im Hinblick auf die Bundespräsidentenwahl natürlich mehr Inserate geschaltet werden. - Ja, liebe FPÖ, und dann redet ihr nicht einmal zum Thema! Das ist peinlich. Mehr sage ich gar nicht zur FPÖ. Aber so viel zur Glaubwürdigkeit! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Aber jetzt zu dem für mich entscheidenderen Punkt: Der Herr Bürgermeister macht eine Mitteilung - und es reiht sich nahtlos ins demokratiepolitische Verständnis, dass ihn die Reaktion auf diese Mitteilung wie ein Kropf interessiert. Er macht seine Mitteilung und geht. Und genau dasselbe ist mit der Volksbefragung. (GR Christian Deutsch: Ihr habt nicht einmal das Ergebnis zur Kenntnis genommen!) Die SPÖ hat mit dieser Volksbefragung vom Anfang bis zum Ende die Instrumente der direkten Demokratie gebogen und missbraucht! (GR Christian Deutsch: Ihr habt die Volksbefragung diffamiert!) Wir haben eine Volksbefragung diffamiert? - Überhaupt nicht! (GR Christian Deutsch: Nicht einmal das Ergebnis habt ihr zur Kenntnis genommen! - Undemokratisch!) 

Ich sage Ihnen etwas, Herr Kollege Deutsch: Die Meinung der Wiener, die in dieser Volksbefragung abgefragt wurde, hat als Ergebnis das gebracht, was wir auch vorher geglaubt haben. Es hat 7 Millionen EUR gekostet - wir hätten es billiger auch haben können. Das ist keine Überraschung.

Und für uns ist die Meinung der Wiener und Wienerinnen relevant! (GR Christian Deutsch: Die ist euch wurscht!) Aber – und jetzt kommt ein großes Aber: Politische Parteien sind dazu da, um ihren Vorstellungen durch Überzeugungsarbeit zum Durchbruch zu verhelfen. Und deshalb werden wir selbstverständlich weiter dafür eintreten und versuchen, die Menschen zu überzeugen, dass eine City-Maut eine verkehrspolitisch sinnvolle Lösung ist. (GR Christian Deutsch: Jetzt versteh’ ich es! – GR Godwin Schuster: Da braucht ihr ja deswegen nicht so beleidigt zu sein!) Es wäre die Abschaffung der Demokratie, wenn man, so wie Sie, tatsächlich der Meinung wäre: Die Menschen wurden über ein Thema befragt, und damit darf niemand anderer darüber reden. - Wir werden uns das Politikmachen von der SPÖ sicher nicht verbieten lassen, obwohl die Wiener SPÖ permanent alles daransetzt, die Menschen in dieser Stadt zu entmündigen! (GR Christian Deutsch: Wir beziehen sie ein!) Ganz sicher nicht! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Godwin Schuster: Du hast gesagt, 50 000 haben Urkunden gefälscht! 50 000 Urkundenfälscher! – GR Dr Kurt Stürzenbecher: Ein schlechter Verlierer!)
Lieber Gottfried – ah, Godwin; Entschuldigung, das war jetzt ganz bös –, ich komme gleich zur Wahlbeteiligung. Vorweg erlaube ich mir jedoch, noch einmal ganz kurz auch auf die Frage der Stimmabgabe zu sprechen zu kommen. 

Eine ganz generelle Einschätzung: Was ist eine Wahl, und worum geht es? - Ich weiß, wie gegenwärtig die bundesgesetzliche Regelung ist, ich weiß, wie das Wiener Volksbefragungsgesetz ist, dennoch etwas zum Nachdenken: Was ist das Entscheidende an einer Wahlhandlung? - Es gibt meines Erachtens zwei Dinge, die eine Wahlhandlung ausmachen: Das eine ist, ob ich überhaupt wähle oder nicht. Und der zweite Punkt ist, was ich wähle. Aber beides ist gleich wichtig. Und wenn ich die Entscheidung treffe, nach Vorliegen eines Ergebnisses überhaupt erst zu wählen, dann ist das genauso zu beurteilen, wie wenn ich nach Vorliegen des Ergebnisses die Entscheidung treffe, wen ich wähle. Und die letztgültige Entscheidung, ob ich wähle oder nicht, die erfolgt mit der Abgabe meiner Stimmkarte, und nicht vorher. Und die Problematik, die sich daraus ergibt, ist - ohne noch irgendjemandem etwas Böses unterstellen zu wollen -, dass mehr als hunderttausend Wiener und Wienerinnen die Entscheidung, ob sie sich überhaupt an der Wahl beteiligen wollen, erst nach Vorliegen des ersten vorläufigen Endergebnisses getroffen haben. Und das ist zutiefst problematisch.

Die bundesgesetzliche Regelung - nur um darauf auch hinzuweisen - wurde aus einem einzigen Grund bis zum 8. Tag gelegt: um den Auslandsösterreichern bei österreichweiten Wahlen das Wahlrecht zu ermöglichen und den Postweg, der aus manchen Ländern der Welt tatsächlich länger dauern kann, einzukalkulieren. Das ist der einzige Grund. Bei dieser Volksbefragung wie auch bei der Gemeinderatswahl und Landtagswahl im Herbst handelt es sich nicht um österreichweite Wahlen. AuslandsösterreicherInnen - unter Anführungszeichen - haben auch nicht die Möglichkeit mitzustimmen, sondern es geht um die Meldung in Wien. Und wer in Wien gemeldet ist, hat immer die Möglichkeit, bis zum Wahlabend seine Stimme abzugeben. Und das ist dasjenige, was meines Erachtens in einem geordneten Wahlsystem auch tatsächlich durchgeführt werden sollte.

Aber jetzt kommen wir zur Beteiligung. Es ist ja schon faszinierend, dass wir am Abend des 16. Februar eine Wahlbeteiligung von knapp 26 Prozent hatten – das sind jene Briefwahlkarten, die zu 99 Prozent vor Wahlschluss abgegeben wurden. Am Mittwoch kommen knappe 30 000 Stimmkarten dazu. Das sind die, die mit größter Wahrscheinlichkeit noch am Montag oder am Dienstag eingeworfen wurden. Am Donnerstag kommen plötzlich zusätzliche 55 000 Stimmkarten dazu. Das sind die, die größtenteils am Dienstag oder am Mittwoch, wo die gesamte Diskussion über die niedrige Wahlbeteiligung läuft, eingeworfen wurden. Und da sagt einem der gesunde Menschenverstand, dass von diesen 80 000 Menschen nicht jeder die Wahlkarte vorher ausgefüllt hat! Und ich werde das jetzt auch mit ein paar anderen statistischen Daten belegen, angesichts deren OECD-Wahlbeobachter, wenn sie gefragt werden und diese statistischen Daten sehen, zunächst einmal sagen werden, hier stimmt etwas nicht. (GR Godwin Schuster: Aber du meinst doch nicht, dass die SPÖ das organisiert hat?)

Godwin, nein, die SPÖ hat ein einziges Interesse, und ich sage jetzt ganz bewusst: Es ging nicht darum, wie die Fragen ausgehen, sondern die SPÖ hatte lediglich das Interesse, dass die Wahlbeteiligung hoch ist, um in einer irgendwie gearteten Form die extremen Werbeausgaben für Öffentlichkeitsarbeit in der Größenordnung von 4,5 Millionen EUR zu legitimieren.

Und dazu folgender Punkt. Wenn nach der Wahl ein Inserat geschaltet wird: „Wir setzen es um! - Michael Häupl, Bürgermeister", finanziert von der Stadt Wien, und einen Tag später ein Inserat: „Michael Häupl wird das umsetzen!", finanziert von der SPÖ - sagen wir einmal, da sind gewisse gegenseitige Nutzen durchaus irgendwie möglicherweise für die SPÖ drinnen, die die SPÖ der Stadt Wien aber nicht zurückzahlt. Die SPÖ macht mit der Gleichsetzung „Stadt Wien ist SPÖ" Werbung und benutzt das Geld der Stadt Wien für ihre eigene Werbung. - Das ist eine Sauerei! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Ein kurzer Punkt dazu: Wir haben für heuer einen Gebarungsabgang von 800 Millionen EUR budgetiert - und die Wiener Stadtregierung hält es für sinnvoll, mehr Geld für Werbung und Öffentlichkeitsarbeit auszugeben als die gesamte Bundesregierung zusammen! Das ist grob fahrlässig! (Beifall bei GRÜNEN und ÖVP.) 

Normalerweise gehört in so einem Zusammenhang, wenn das eine Firma wäre, dem Prokuristen sofort die Prokura entzogen. Entschuldigung, so mit dem Geld der Menschen umzugehen, ist absurd!

Aber jetzt zur Wahlbeteiligung. – Das Erste sind einmal die 35,9 Prozent. Wir haben 35,9 Prozent angebliche Wahlbeteiligung. Im Endeffekt, seien wir ganz ehrlich, sind es nur 32,37 Prozent. Denn dass man auf die Idee kommt, nicht einbezogene Stimmkarten in die Wahlbeteiligung mit einzubeziehen, das ist absurd! Entweder sie werden einbezogen, oder sie werden nicht einbezogen! Aber die nicht einbezogenen Stimmkarten, das ist jeder Schmierzettel, den - hypothetisch gesagt - jeder einwerfen hätte können, nachdem er vorher Wahlkarte oder Stimmkarte draufgeschrieben hat. - Nicht einbezogen heißt, nicht dabei! Ich weiß, was die formalen Kriterien sind, damit es nicht einbezogen wird. 

Und jetzt kommen wir zu ein paar ganz seltsamen Auffälligkeiten. - Jetzt nehme ich die Stimmkarten, diese knapp 80 000, die Mittwoch und in Folge eingelangt sind, oder knapp 100 000 – nein, Entschuldigung: 134 000 sind es, die nach dem Stopp am Dienstag eingelangt sind. Da merkt man auch, wie groß die Schwierigkeit der Menschen beim Ausfüllen war, denn der durchschnittliche Anteil der nicht einbezogenen Stimmkarten liegt in der Gesamtsumme bei 9,83 Prozent. Wenn man es bis Dienstag rechnet, liegt er bei 7,77 Prozent. Von den letzten Stimmkarten, den letzten 134 000 Stimmkarten wurden 14,08 Prozent nicht einbezogen. 

Und jetzt erklären Sie mir, wie das möglich ist: Von den letzten 134 000 verteilen sich auf den 12. Bezirk 6 244. Davon wurde mehr als ein Viertel nicht einbezogen, 27,67 Prozent! - Im 13. Bezirk haben wir 5 287. Von denen wurden 1,87 Prozent nicht einbezogen. – Entschuldigt: Da wurden unterschiedliche Maßstäbe in der Bezirkswahlbehörde angelegt! (GR Godwin Schuster: Sitzen da die GRÜNEN drinnen?) Nein! (GR Godwin Schuster: Warum nicht?) Wir bekamen nicht einmal eine ... - Ich habe im Volksbefragungsgesetz nachher gelesen, dass die Möglichkeit bestünde, von sich aus aktiv zu werden und hinzugehen. Es gab keine Verständigung, es gab keine Einladung der Stadtwahlbehörde vor der Volksbefragung! Gab es nicht! - Es gab eine einzige Sitzung der Stadtwahlbehörde, zur Bestätigung des Ergebnisses. Vorher gab es nichts! Zumindest ist keine Einladung zu uns in den Klub, zu mir persönlich und zu Robert Korbei, der mit mir in der Stadtwahlbehörde sitzt, gekommen. Es gab keine! (GR Godwin Schuster: Stadtwahlbehörde nicht! Bezirkswahlbehörde!)
Nein, ganz kurz: Die Bezirkswahlbehörde ist von sich aus auch nicht aktiv geworden. Darum geht es nicht. 

Und wenn man sich dann die statistischen Daten anschaut und überlegt - und es geht ja weiter, man kann sich das anschauen: Über die gesamte Summe liegt der Anteil der nicht einbezogenen Wahlkarten - ich habe es heute schon einmal gesagt - so grob zwischen 9 und 15 Prozent. Und es sind genau der Bezirk Hietzing und der Bezirk Penzing - wenn ich es richtig im Kopf habe, ist das de facto eine Bezirkswahlbehörde, nämlich jene am Hietzinger Kai -, wo es nur 1 Prozent und 2 Prozent sind? - Entschuldigt, da rennt irgendetwas nicht richtig! Das muss doch einfach auffallen! 

Und ich kann Ihnen auch sagen, wie zum Teil die hohen Anteile mit 27 Prozent erklärbar sind. Wir haben dann noch einen zweiten Bezirk, der eine dramatisch angestiegene Nichteinbeziehung von Wahlkarten aufweist, das ist der 5. Bezirk. Dort sind es 25 Prozent der Wahlkarten. Warum, glauben Sie, ist das der Fall? Das würde mich natürlich mindestens so interessieren. Aber es kann schon sein: Da hat jemand einfach ein Packerl Wahlkarten gefunden und hat es in den Briefkasten hineingeworfen! - Gott sei Dank haben wir die Wahlbehörde, die jetzt sagt, nein, die sind nicht stimmberechtigt.

Aber es hat auch die Intelligenteren gegeben, die haben halt irgendeinen Namen draufgeschrieben. Denn jeder von uns weiß: Die Wahlbehörde ist nicht in der Lage zu überprüfen, zu welchem Zeitpunkt eine Stimmkarte ausgefüllt wurde. Dazu ist sie nicht in der Lage. Die Wahlbehörde ist nicht einmal in der Lage zu überprüfen, ob die Unterschrift echt ist. Das ist sie nicht. Wie sollte sie das auch sein? 

Das heißt, dass bei dieser Volksbefragung ... (GR Mag Jürgen Wutzlhofer: Kann es sein, dass die Grünen auf Bundesebene einer Erleichterung der Briefwahl zugestimmt haben? Kann das sein? Ist das gut oder schlecht?) - Sofort. 

Das heißt, dass bei dieser Volksbefragung der Wahlmanipulation tatsächlich Tür und Tor geöffnet war. 

Dennoch: Das Ergebnis ist das Ergebnis. Das inhaltliche Ergebnis nehme ich - trotz Suggestivfragen et cetera - zur Kenntnis. Ich war nicht überzeugt davon, dass die City-Maut, selbst nach unserem Modell, wenn man sie abfragen würde, eine Mehrheit finden würde. Nein, wir müssen die Menschen dafür begeistern! Genauso, wie ich davon überzeugt war, dass die Leute den 24 Stunden Betrieb, den Betrieb rund um die Uhr wollen, dass sie die Hausmeister wollen und die anderen Punkte. Nur: Das hätte man billiger auch haben können! Aber mit der direkten Demokratie darf man nicht so spielen, und die darf man nicht so missbrauchen! (Beifall bei den GRÜNEN.)

Und jetzt komme ich zu dem, was die GRÜNEN auf Bundesebene gemacht haben: Ja, Erleichterung der Briefwahl. Ich persönlich – ihr hier im Gemeinderat wisst es - habe hier dagegen gestimmt. Ihr wisst es, dass wir auch grünintern bezüglich Briefwahl unterschiedliche Meinungen haben. Aber der zentrale Punkt sozusagen - diese acht Tage, habe ich gesagt, das war die Frage der Auslandsösterreicher: Ich glaube immer noch, dass die Briefwahl der erste Schritt zur Aufhebung des geheimen Wahlrechts ist. (Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) Ich halte Wählengehen für einen tatsächlichen Akt, einen selbstbestimmten Akt, der erkämpft wurde und den man nicht so geringschätzig - möglicherweise dann auch noch mit dem Schritt, dass wir irgendwann vom Internet aus wählen - abtun kann. (Neuerlicher Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) Ich halte Wählengehen für wichtig, und ich halte das geheime Wahlrecht für eine Demokratie für unantastbar! - Und die Briefwahl macht das. 

Jetzt respektiere ich aber den Wunsch von sehr vielen Menschen, die sagen, wir wollen eine Briefwahl. Aber dann bringen wir sie bitte in geordnete Bahnen, damit hundertprozentig sichergestellt ist, dass nach Vorliegen eines Wahlergebnisses nicht mehr gewählt werden kann! Darum geht es! Das wäre schon der erste Schritt. 

Und – das ist jetzt ganz wichtig – der Punkt, hinsichtlich dessen ich die größten Befürchtungen habe - das sage ich gleich vorweg -, ist ein noch größeres Erleichtern der Briefwahl, wie es ein bisschen von Bgm Häupl durchgedrungen ist: diese Idee, automatisch ein Abo zu machen, oder möglicherweise nun auf die Idee zu kommen, dass man hinkünftig auch bei Wahlen die Stimmkarten einfach an die Meldeadresse schickt und schaut, was passiert. - Ich warne davor! Das öffnet der Manipulation, das öffnet dem Stimmenkauf Tür und Tor. Schon die jetzige Briefwahl! 

Es gäbe viele andere Möglichkeiten: Man kann zusätzliche Wahltage einführen - überhaupt kein Problem. Man kann genau an dem Ort, wo man im Normalfall eine Stimmkarte beantragt, von Beginn an eine permanente Wahlurne zum Einwerfen aufstellen. Das kann man tun, das ist alles kein Problem - und das geheime Wahlrecht wäre dadurch gesichert. 

Bei der Gemeinderatswahl wird es einige umstrittene Bezirke geben, wird es möglicherweise auch ein umstrittenes Ergebnis geben. Wir wissen, dass der Trend zur Stimmkarte, zur Wahlkarte steigt. Es ist nicht unwahrscheinlich, dass wir bei der nächsten Wiener Bezirks‑, Landtags‑ und Gemeinderatswahl einen Anteil von bis zu 20 Prozent Briefwahlstimmen haben werden. - Na ja, es kann spannend sein für den einen oder die andere, einfach zu warten, was am Wahlsonntag herauskommt - dann hat meine Stimme nämlich mehr Gewicht, denn dann weiß ich, wo sie verloren ist, und weiß, wo sie wirklich zählt. - Das ist zutiefst gefährlich. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Jetzt vielleicht noch ein Schmankerl: In Oberösterreich ist bei den Landtagswahlen und Gemeinderatswahlen am Wahlabend Schluss mit den Briefwahlstimmen. Und wissen Sie, wer in Oberösterreich das am vehementesten gefordert hat? - Selbstverständlich aus der Opposition heraus, denn aus der Opposition heraus wird man sich seiner Rechte bewusst. - Es war die oberösterreichische SPÖ, die unbedingt wollte, dass am Wahlabend Wahlschluss ist! Das war richtig von ihr - deshalb haben auch die anderen Fraktionen alle zugestimmt -, denn damit ist dem Missbrauch, den Missbrauchsmöglichkeiten tatsächlich ein Riegel vorgeschoben.
Und dass es diese Missbrauchsmöglichkeiten gibt - und damit komme ich zum Schluss -, beweist Niederösterreich. Das ist nicht Ihre Hochburg, nicht Ihre Verantwortung. Aber wissen Sie, was sich gegenwärtig in Niederösterreich rund um die Gemeinderatswahlen abspielt? Wenn nicht, fragen Sie bei Ihren Kollegen und Kolleginnen nach! Dann haben Sie einen Grund mehr, dafür Sorge zu tragen, dass die Briefwahl tatsächlich eine Möglichkeit ist für Menschen, die, aus welchen Gründen auch immer - Auslandsaufenthalt, Krankheit, was auch immer -, am Wahltag nicht imstande sind, das Wahlrecht direkt und persönlich auszuüben, aber dass es nicht die gegenwärtige Hauptwahlform wird. 

Aus all diesen Gründen haben wir der rechnerischen Richtigkeit des Wahlergebnisses der Volksbefragung nicht zustimmen können und werden dies auch weiterhin nicht tun. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Bevor ich den weiteren Rednern das Wort erteile, möchte ich eine Bitte aussprechen: Kollege Margulies, du hast in deiner Rede einige sehr abfällige Worte verwendet, die ich jetzt nicht wiederholen möchte. Ich würde die restlichen Redner bitten, sich nicht daran ein Beispiel zu nehmen, also an Ausdrücken wie „Sauerei" oder „grobe Fahrlässigkeit". (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Ich glaube, solch eine Ausdrucksweise ist dieses Hauses nicht würdig. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Grobe Fahrlässigkeit? – Dann sage ich Absicht!) Ich bitte dich daher, Kollege Margulies, in deiner nächsten Rede darauf Rücksicht zu nehmen, und die anderen Redner, sich das nicht als Vorbild zu nehmen. (Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Bevor ich Herrn Klubobmann Dr Tschirf zu seinem Debattenbeitrag das Wort erteile, hat sich Herr Klubobmann Dr Tschirf zur Geschäftsordnung zu Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort und darf darauf hinweisen, dass er nach § 20 Abs 3 der Geschäftsordnung fünf Minuten Redezeit hat. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sie haben zu Recht auf die Würde des Hauses hingewiesen. Wir haben es mit einer Mitteilung des Bürgermeisters zu tun, und der Bürgermeister ist nicht anwesend. Ich frage daher den Vorsitzenden: Hat sich der Herr Bürgermeister für diesen Teil der Tagesordnung entschuldigt? Wer vertritt ihn? Und: Ist es mittlerweile auch „Würde des Hauses", dass es dem Bürgermeister einfach wurscht ist, was sich hier in der Debatte über eine Mitteilung, die er selbst beantragt hat, abspielt? (Beifall bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wenn ich es richtig verstanden habe, vertritt Herr Amtsf StR Oxonitsch den Herrn Bürgermeister.

Ich darf nun Herrn Klubobmann Dr Tschirf das Wort erteilen. Er hat eine Redezeit von 20 Minuten. – Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie können sicher sein, dass es Gegenstand der nächsten Präsidiale sein wird, wie in diesem Haus umgegangen wird. Der Herr Bürgermeister hat vorhin seinen Vorgänger Leopold Gratz erwähnt. Wenn man bei Leopold Gratz nachliest, wie er sein Amt verstanden hat, als er es im Jahr 1973 angetreten hat, dann kann man sehen: Sein Amtsverständnis war getragen von einem hohen Respekt für parlamentarisches Geschehen. - Ich muss feststellen, dass das bei der heutigen SPÖ und beim Herrn Bgm Häupl nicht der Fall ist. Das ist bedauerlich, und das ist sicherlich nicht gut für die Demokratie und für die Sitten in diesem Haus, meine sehr geehrten Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)

Bevor ich in das Thema der Tagesordnung einsteige, möchte ich nur ein paar wenige Bemerkungen - denn mehr zahlen sich wirklich nicht aus - zum Herrn Kollegen Schock machen. 

Ich habe ja den Eindruck, dass einem zwei verschiedene Schock entgegenkommen: Da gibt es einen recht freundlichen, netten, mit dem man über alles reden kann, der auch durchaus rechtlichen Argumenten zugänglich ist. Und dann gibt es einen, der rennt hier heraus - offensichtlich in einer unheimlichen Angst vor seinem Bundes- und Landesvorsitzenden Strache - und erzählt Unsinn. Beispielsweise vergisst er, dass er selbst schon Gespräche mit mir über die Frage Skylink geführt hat und dass wir dazu auch klar und deutlich eine Position eingenommen haben. Auch andere Oppositionsparteien in diesem Haus, beispielsweise die GRÜNEN, sehen das ja so, dass es wichtig ist, hier tatsächlich Material zu haben, dass man einmal schaut, was der Rechnungshof hier prüft. Das war eben damals nicht der Fall. Ich hoffe, dass für die FPÖ und für den Kollegen Schock nicht etwas gilt, was manche Propagandisten des 20. Jahrhunderts so gerne gesagt haben: Man muss eine Unwahrheit nur mehrmals sagen, dann wird sie geglaubt!

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese Zeit ist vorbei. Ich ersuche daher auch die FPÖ, sich wieder zur Wahrheit zurückzumelden. Das heißt, dass man von der FPÖ auch einmal das hören sollte, worum es wirklich geht. Und Sie wissen ganz genau, dass uns die lückenlose Aufklärung der Skylink-Geschichte ein Anliegen war, wo wir als Volkspartei auf allen Ebenen, nämlich sowohl im Landtag von Niederösterreich als auch im Nationalrat, als auch im Wiener Gemeinderat auf die Möglichkeit der Prüfung durch den Rechnungshof hingewirkt haben, dass wir an einer lückenlosen Aufklärung interessiert sind und dass es hier um etwas anderes geht als um Themen, die ihr damit verquickt. Das ist die Unwahrheit, das wissen Sie, und es wird nicht wahrer, indem Sie es immer wieder wiederholen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte mich aber eigentlich mit dem beschäftigen, worum es heute geht. Worum es heute geht, ist nämlich eine Volksbefragung. Der Herr Bürgermeister ist hier herausgegangen und hat mit einer, würde ich sagen, staatsmännischen Miene hier davon gesprochen, dass direkte Demokratie wichtig ist. - Vollkommen d'accord. Schade, dass seit 1991 keine Themen mehr den Wienerinnen und Wienern vorgelegt worden sind. Und schade vor allem, dass diese Volksbefragung nicht in dieser Art und Weise durchgeführt wurde, wie sie 1991 durchgeführt wurde. Damals war es so, dass hier ein Dreiparteienantrag vorgelegt wurde. Das heißt, dass die Fragen aufeinander abgestimmt waren. Das heißt, dass die Fragestellung außer Streit gestellt war. Ich glaube, es sollte schon auch der SPÖ zu denken geben, wenn renommierte Verfassungsrechtler, wie Prof Raschauer, hier von möglichen Suggestivfragen reden. Ich glaube, dass man im Vorfeld überprüfen hätte müssen, wie die Fragestellung ist, und ich glaube, es wird vielen so ergangen sein, dass sie darauf angesprochen worden sind: Na, ist das wirklich ernst gemeint, wenn da solche Suggestivfragen gestellt werden, oder ist das nichts anderes als ein Wahlkampfschmäh der SPÖ? Und es tut weh, wenn man weiß, dass die letzte Volksbefragung 6 Millionen Schilling, diese aber 7 Millionen EUR gekostet hat - in einer Zeit, in der das Geld wirklich anders verwendet werden könnte. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist bedauerlich, dass die SPÖ eine Volksbefragung durchführt und es um den Gag geht und nicht darum, wie wir tatsächlich die Bevölkerung einbeziehen. Es wird jedem so ergangen sein, dass er diesen Eindruck hatte, schon angesichts dessen, wie der Ablauf war, dass es keinen Aushang in den einzelnen Häusern gegeben hat. Man wusste daher gar nicht: Muss ich eigentlich eine Stimmkarte bekommen oder nicht? - Meine sehr geehrten Damen und Herren, das gehört klar geregelt! Und es wäre eigentlich Aufgabe des Gesetzgebers, darauf entsprechend einzugehen. 

Ich glaube, dass gerade die Erfahrungen anderer Bundesländer, wie etwa Niederösterreichs und Oberösterreichs, zeigen, wie man hier doch eine ganz andere Vorgangsweise wählt, um sicherzustellen, dass die entsprechenden Stimmen tatsächlich bis zu einem bestimmten Tag und zu einer bestimmten Stunde abgegeben worden sind. Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir sollten uns in diesem Haus zusammensetzen! - Aber der SPÖ ist das offensichtlich gleichgültig. Der SPÖ geht es nur darum, hier einen Wahlkampf-Gag gelandet zu haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist keine Frage, dass wir als Wiener Volkspartei die Entscheidungen, die getroffen worden sind, natürlich respektieren. - Wir hätten uns ein anderes Verfahren erwartet. Wir hätten uns auch erwartet, dass die SPÖ jetzt bereit ist, überhaupt diese Fragen einmal anzugehen - und hier nicht nur Steuergeld verbraucht zu haben. Es gibt einige Themen, die durchaus auch diskutiert werden hätten können und die nicht diskutiert wurden. Wie hier im Vorfeld umgegangen wurde, darüber haben wir ja schon das letzte Mal gesprochen, es zeigt aber das Verständnis der SPÖ in dieser Frage. 

Zur Frage der Ganztagsschule: Keine Frage, es soll Ganztagsschulen geben, aber wir sind der Ansicht, dass es darüber hinaus auch eine Vielfalt an Schulformen geben sollte, dass es um einen bedarfsgerechten Ausbau von ganztägigen Schulformen gehen sollte - das heißt, dass es eine Vielfalt und vor allem Wahlmöglichkeit geben sollte. 

Daher stellen mein Kollege Wolfgang Aigner und meine Kolleginnen Anger-Koch und Monika Riha den Antrag, dass der amtsführende Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport aufgefordert wird, für einen bedarfsgerechten Ausbau an Ganztagsschulen zu sorgen sowie zu garantieren, dass die Wahlfreiheit der Eltern, ihr Kind in einer anderen Schulform als einer Ganztagsschule wohnortnah unterzubringen, auch zukünftig gegeben sein wird. - In formeller Hinsicht fordern wir die sofortige Abstimmung. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir erwarten uns, wie gesagt, künftig eine andere Vorgangsweise bei Volksbefragungen. Wir sollten Volksbefragungen öfter durchführen, aber wir sollten sie so durchführen, dass die Bevölkerung den Eindruck hat, dass sie ernst genommen wird, dass hier nicht ein Wahlkampf-Gag stattfindet, sondern dass es hier darum geht, tatsächlich ein Gespräch mit der Bevölkerung zu führen, dass es darum geht, dass direkte Demokratie ein echter Faktor ist. Nehmen Sie sich hier als Wiener Bürgermeister ein Vorbild an Leopold Gratz, der tatsächlich direkte Demokratie ernst genommen hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr Klubobmann GR Lindenmayr. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Leute meiner Generation können sich noch erinnern an eine Fernsehsendung mit Robert Lembke, „Heiteres Beruferaten". Da wurde immer jemand eingeladen, und dieser musste eine typische Handbewegung machen. Hätte man beispielsweise Herrn Norbert Walter, den Landesgeschäftsführer der ÖVP, eingeladen und ihn gebeten, eine typische Handbewegung in Bezug auf die Frage: Was halten Sie von der Demokratie?, zu machen, dann hätte er so gemacht (Der Redner zerreißt ein Blatt Papier.), und zwar genau zwei Mal. Im Fernsehen hat er sich filmen lassen, und das wurde auf YouTube gestellt. (Ruf bei der SPÖ: Das ist ein Skandal!) Das versteht die ÖVP, oder Teile der ÖVP - ich möchte da nicht pauschal urteilen -, das versteht ein nichtamtsführender Stadtrat der ÖVP unter direkter Demokratie: einen Stimmzettel, einen Aufruf an die Wienerinnen und Wiener, sich an einer Volksbefragung zu beteiligen, zu zerreißen. (StR Norbert Walter, MAS: Das stimmt nicht! Ich habe gesagt ...) Das ist eine Ungeheuerlichkeit! Das kann man Ihnen nicht ersparen, da muss man immer wieder darauf hinweisen. (Beifall bei der SPÖ. – StR Norbert Walter, MAS: Das stimmt ja nicht! Herr Kollege Lindenmayr, nachschauen!)

Ich möchte nur weiters darauf hinweisen, dass sich fast alle Oppositionsparteien, oder Vertreter aller Oppositionsparteien, dazu entschieden haben, in der Öffentlichkeit dazu aufzurufen, nicht an der Volksbefragung teilzunehmen. (StR Norbert Walter, MAS: Das stimmt ja überhaupt nicht! – GR Mag Wolfgang Jung: Wo? Wo? - Welche? Welche?) Das ist das Demokratieverständnis von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN! (Anhaltende Zwischenrufe bei GRÜNEN, FPÖ und ÖVP.) Es sind genügend Zitate in den Medien nachzulesen, wonach Funktionäre und Mandatare aller drei Oppositionsparteien – ich habe es zuerst auch schon in Bezug auf die ÖVP gesagt: nicht die ganze Partei, sondern einzelne Funktionäre - dazu aufgerufen haben, nicht an der Volksbefragung teilzunehmen. (StR Norbert Walter, MAS: Das stimmt ja nicht!) 

Dann sind die ersten Ergebnisse bekannt geworden - etwas über 25 Prozent -, und alle haben sich sehr lustig gemacht. Ich möchte auch darauf hinweisen, dass diese 25 Prozent auch nicht nichts gewesen wären, denn berücksichtigt man, dass bei Wiener Wahlen im Schnitt 60 bis 65 Prozent der wahlberechtigten Wienerinnen und Wiener teilnehmen, dann muss man das als Messgröße heranziehen. Bei einer Wahlbeteiligung von 65 Prozent heißt das, dass 40 Prozent der an der Politik interessierten Wienerinnen und Wiener sich an der Volksbefragung beteiligt haben. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Geh! Es war doch eh noch nie so leicht, den Stimmzettel einzuwerfen, wie diesmal!) Diese 25 Prozent sind ja nicht nichts! 

Und dann - auch da komme ich dann noch auf die Äußerungen des Kollegen Margulies zurück - sind es 36 Prozent geworden. 411 000 Wienerinnen und Wiener haben daran teilgenommen. Wenn man das wiederum in Bezug setzt zur durchschnittlichen Wahlbeteiligung bei Wiener Wahlen von eben 60 bis 65 Prozent, dann heißt das, dass mehr als jeder zweite Wiener, dass über 55 Prozent der Wienerinnen und Wiener, die an Politik interessiert sind, sich an der Volksbefragung beteiligt haben. (Beifall bei der SPÖ.) - Der Applaus gilt den Wienerinnen und Wienern, die sich daran beteiligt haben. 

Und darüber hat man sich lustig gemacht! Und einer, nämlich Herr Strache, der Parteiführer der FPÖ, hat sogar von einer erbärmlichen Beteiligung gesprochen.

Was aber erbärmlich ist, ist Folgendes, und das können Sie Herrn Strache ausrichten. - Es ist ja lustig: Er ist früher hier herinnen gesessen und hat sich dann in den Nationalrat verabschiedet (GR Mag Wolfgang Jung: Wenn man so stark gewählt wird!), erklärt aber Ihnen – er hält Sie offenbar für nicht gut genug dafür, dass einer von Ihnen Bürgermeister werden soll -, er selbst möchte unbedingt Bürgermeister werden! – Er hat sich also in den Nationalrat zurückgezogen (GR Mag Wolfgang Jung: „Zurückgezogen"?!) und sagt von draußen, es sei erbärmlich. 

Erbärmlich sind ganz andere Dinge, die mit Wissen von Herrn Strache in diesem Land passieren, nämlich diverse Wahlplakate, wie sie erst kürzlich zu sehen waren - ich habe eines mitgebracht (Der Redner hält ein Plakat der Freiheitlichen Bauernschaft in die Höhe.): Wahlplakate, die in Salzburg veröffentlicht werden und wo draufsteht: „reinrassig und echt". (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, bei den Rindviechern!) Gerade bei der Vergangenheit mancher FPÖ-Funktionäre weiß man schon, was das wieder für Codeworte sind, „reinrassig und echt". (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, bei den Rindviechern!) 

Es ist ja direkt ein Wunder, dass Herr Strache nicht selbst auf dem Wahlplakat drauf ist, denn bei vielen Wahlen, die in letzter Zeit stattgefunden haben, hat er sich ja mit abbilden lassen. (Zwischenruf bei der SPÖ.) – Ja, das könnte man auch so sehen. – Und garantiert wird das auch bei der nächsten Bundespräsidentenwahl so sein: Egal, ob er selbst antritt oder ob Frau Rosenkranz antritt, er wird so oder so mit auf dem Plakat drauf sein. Und wenn man sich an diese Büttenrede, die er am Aschermittwoch gehalten hat, zurückerinnert, dann kann man ohnedies schon jetzt ahnen, was da draufstehen wird – es hat nämlich das gesamte Wahlprogramm der FPÖ Platz auf einem Plakat. Da wird wahrscheinlich draufstehen: „Blunzenfett statt Minarett" (Heiterkeit bei GR Godwin Schuster und ironische Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung), denn mehr haben Sie ohnedies nicht zu sagen. 

Man muss sich aber auch fragen: Wer finanziert denn eigentlich all diese Plakate? (GR Mag Wolfgang Jung, Richtung SPÖ weisend: Das muss man sich fragen!) Wenn man sich die BUWOG anschaut, wenn man sich die Hypo Alpe-Adria anschaut, dann weiß man ja, wie die Gelder fließen, und so, und dann wundert man sich schon weniger, woher die FPÖ das viele Geld für die Plakate hat. 

Und weil heute so von den Steuermitteln die Rede war und von dem angeblichen „Einkauf der ÖVP": Eingekauft hat sich ganz jemand anderer, denn die Steuermittel aus Kärnten, 1 Million EUR Steuermittel aus Kärnten, Mittel der Kärntner Steuerzahler (GR Mag Wolfgang Jung: Sie sind ein Märchenerzähler!), wurden erstens einmal sehr überraschend ausgezahlt (GR Mag Wolfgang Jung: Zurückgezahlt!) und wurden dann eins zu eins nach Wien zu Herrn Strache überwiesen. 1 Million EUR Steuergeld der Kärntner Steuerzahler, eines Bundeslandes, das von Ihnen in den Ruin getrieben worden ist, mit Ihren, sagen wir einmal, wirtschaftlichen Kenntnissen und Ähnlichem - etwas anderes als das Thema Ausländer oder sonst irgendwas haben Sie ja nicht auf Lager. 

Also dort, wo es einen Eins-zu-eins-Versuch gegeben hat, sieht man, was in einem Land passiert, wenn dort freiheitliche Rezepte ausprobiert werden: Dann geht ein ganzes Bundesland in Konkurs!

Das muss man immer wieder sagen. Herr Strache möchte unbedingt Bürgermeister werden. Ja, liebe Wienerinnen und Wiener, schauen wir uns das an: Ein ganzes Bundesland geht in Konkurs! - Das möchten wir den Wienerinnen und Wienern ersparen. Wien ist zu schade für derartige Experimente! (Beifall bei der SPÖ.) 

Zurück zum Thema Volksbefragung. - Ja, dann kam es zur Auszählung in der Stadtwahlbehörde, und da waren alle dagegen. Oder ich gehe vielleicht noch einen Schritt weiter zurück, nämlich in den Dezember, als wir das hier beschlossen haben: Eigentlich könnten wir ja sagen, 90 Prozent der hier Vertretenen haben der Volksbefragung zugestimmt, denn es war von den anderen Parteien nur genau einer hier anwesend. Das heißt, es hat drei Gegenstimmen gegen die Volksbefragung gegeben, alle anderen haben zugestimmt. Darauf muss man immer wieder hinweisen, was die anderen Parteien unter Demokratie verstehen. 

Jetzt hat die Stadtwahlbehörde getagt, und alle Oppositionsparteien haben gegen das Ergebnis der Stadtwahlbehörde gestimmt. Das muss man sich auch auf der Zunge ... (GR Mag Wolfgang Jung: Nicht gegen das Ergebnis! Der kennt sich nicht aus!) Gut. Die FPÖ war nicht anwesend. Aber wäre sie anwesend gewesen, dann hätten Sie auch dagegen gestimmt. Die Anwesenden haben jedenfalls alle dagegen gestimmt. 

Das heißt, Sie anerkennen demokratische Entscheidungen überhaupt nicht. Sie anerkennen nicht, dass 36 Prozent der Wienerinnen und Wiener teilgenommen haben, dass über 411 000 Wienerinnen und Wiener daran teilgenommen haben. Sie anerkennen nicht, dass beispielsweise bei der Frage: „Sind Sie dafür, dass in Wien die Möglichkeit geschaffen wird, neue Hausbesorger/innen - Klammer: mit modernem Berufsbild - einzustellen?", 84 Prozent, also 302 000 Wienerinnen und Wiener mit Ja gestimmt haben. Es sind aber auch weitere 58 000 Wienerinnen und Wiener hingegangen. Das alles anerkennen Sie nicht. - Gerade zu diesem Thema wird dann Kollege Deutsch noch einige Dinge ausführen.

Sie anerkennen nicht das demokratische Ergebnis, oder wollen es nicht anerkennen, dass hinsichtlich des flächendeckenden Angebotes an Ganztagsschulen 355 000 Wienerinnen und Wiener, oder mehr sogar, an der Befragung teilgenommen haben. Sie anerkennen nicht, dass bei der Frage zur City-Maut über 360 000 Wienerinnen und Wiener teilgenommen haben, dass bei der Frage U-Bahn am Wochenende über 364 000 Wienerinnen und Wiener teilgenommen haben. 

Da möchte ich gleich dazusagen, weil immer wieder gesagt wird, das sei eine „No-na-Frage“: So „no na" ist das nicht, wenn man sich anschaut, dass bei dieser Frage 55 Prozent mit Ja gestimmt haben. - Daher werden wir das so rasch wie möglich durchsetzen, das hat der Herr Bürgermeister auch heute in der Früh zugesagt. Selbstverständlich, 55 Prozent sind für uns Auftrag! Aber immerhin: 45 Prozent haben nicht mit Ja gestimmt.

Bei den so genannten Kampfhunden haben ebenfalls über 365 000 Wienerinnen und Wiener an der Befragung teilgenommen. - All das möchten Sie nicht akzeptieren. Das heißt, Sie anerkennen nicht, dass sich so viele Wienerinnen und Wiener beteiligt haben. 

Die FPÖ hat dafür eine andere Frage wieder ins Spiel gebracht, indem sie darauf verwies, dass bei der Volksbefragung nicht nach der Sicherheit und Ähnlichem gefragt wurde. Auch da kann ich es Ihnen nicht ersparen, nochmals darauf hinzuweisen - auch wenn wir das hier im Haus und auch sonst überall schon bisher immer wieder getan haben -, denn eines ist klar: Dass es so wenig Polizei gibt, daran sind Sie mit schuld! Das waren die ÖVP und die FPÖ! Diese Regierung hat dafür gesorgt, dass wir jetzt österreichweit um 5 000 Dienstposten weniger haben (GR DDr Eduard Schock: Vranitzky und Einem waren das!): statt 36 000 nur mehr 31 000 - weniger als im Jahr 2000. (GR DDr Eduard Schock: Vranitzky und Einem waren das!) Im Jahr 2000 war die FPÖ schon in der Bundesregierung und hat gemeinsam mit der ÖVP die Polizei zerschlagen. Und jetzt - so nach dem Motto: Haltet den Dieb! -, jetzt wollen Sie nicht dabei gewesen sein. 

Man muss immer wieder darauf hinweisen: Sie waren es, die die Sicherheit in diesem Lande stark gefährdet haben - und jetzt spielen Sie sich zum Retter auf, was das Thema Sicherheit betrifft. Das kann man Ihnen nicht ersparen, sehr geehrte Damen und Herren. (Beifall bei der SPÖ.)
Da passt übrigens gleich noch etwas dazu, weil da auch von diesen 50 000 die Rede war. Diese 50 000 wurden von den GRÜNEN sogar kriminalisiert! Man hat vorgeworfen, diese Unterschriften wären gefälscht oder diese Personen hätten im Nachhinein bestätigt, dass sie die Stimme vor Wahlschluss abgegeben haben. - Ich möchte Ihnen auch dazu nur ein kleines Beispiel erzählen, nämlich: Den Abbau bei der Post beispielsweise, den haben auch – Sie brauchen gar nicht zu raten, wer das war – Blau und Schwarz nach dem Jahr 2000 durchgeführt. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das heißt, die Post ist schuld? - Okay! – GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben eh 40 Postkästen aufgestellt!) Bei vielen Postkästen - man braucht sich ja nur zu überzeugen - steht drauf: Freitag Leerung. - Früher, da kann ich mich noch erinnern, sind Postkästen dreimal am Tag geleert worden, jetzt steht drauf: „Freitag, 17 Uhr", und die nächste Leerung: „Montag, 17 Uhr". Das heißt, wenn jemand am Sonntag seine Stimme am Vormittag abgibt, die Stimmkarte ins Postkastl reinwirft, wird das frühestens am Montag um 17 Uhr ausgeleert (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Darüber haben wir ja geredet!), ist daher am Dienstag nicht bei der Wahlbehörde, sondern ist frühestens am Mittwoch bei der Wahlbehörde.

Also all diese Dinge, wo Sie da irgendwelche Unregelmäßigkeiten hineingeheimnissen, haben ganz normale, einfache Erklärungen. (Weiterer Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Das ist einfach der Postweg. Daher ist es gut so, dass wir in Wien - und wir sind ja auch dazu verpflichtet - die Bundeswahlordnung nachvollziehen, dass wir all das harmonisieren mit diesen 8 Tagen. Das ist einfach notwendig, denn früher geht sich das gar nicht aus. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Eure oberösterreichische SPÖ ...) 

Das ist nur Vernebelungstaktik, die Sie da machen, künstliche Aufregung, um davon abzulenken, dass die Wienerinnen und Wiener sich zu einem sehr hohen Anteil an dieser Volksbefragung beteiligt haben. Das muss man nach wie vor anerkennen. Sie wollen das vernebeln, Sie wollen irgendwelche Dinge hineingeheimnissen, nur damit Sie nicht zugestehen müssen: Ja, es war eine gute Entscheidung, diese Volksbefragung durchzuführen!

Und wir werden jetzt Schritt für Schritt eine Frage nach der anderen, die entschieden worden ist, umsetzen. Die erste Umsetzung wird schon am 1. Juli dieses Jahres stattfinden, wenn wir die nötigen Beschlüsse gefasst haben. Das ist die Frage betreffend die Kampfhunde, den verpflichtenden Hundeführschein.

Zur Ganztagsschule. Die ÖVP predigt ja seit vielen, vielen Jahren - heute hat sich Herr Aigner wieder damit ausgezeichnet -, dass nur die Eliteschule wichtig ist. Ja, das kennen wir gut. Und wenn man das L vielleicht falsch ausspricht, dann ist das ganz, ganz böse - so der Vertreter der Elite. Sie vertreten nach wie vor Frontalunterricht und sogar die Rohrstaberlschule. (Widerspruch bei der ÖVP.) - Das ist die ÖVP.

Wir haben gesagt, es soll ein Angebot an ganztägigen Schulformen geben. Und: Ja, ich freue mich über den Antrag, den ihr eingebracht habt, und selbstverständlich wird die SPÖ diesem Antrag zustimmen. (GR Dr Matthias Tschirf: Na bitte!) Wunderbar! Wir freuen uns, dass auch ihr lernfähig seid. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir sind immer lernfähig!) – Na ja, das bezweifle ich, ob ihr immer lernfähig seid. Aber Ihrem Antrag stimmen wir selbstverständlich zu. (GR DDr Eduard Schock: Die Marillenalm-Koalition funktioniert schon!)
Summa summarum möchte ich zusammenfassen: Die Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten nehmen die Meinung der Bevölkerung ernst. Wir gestalten Politik nachhaltig, wir gestalten Politik mit den Wienerinnen und Wienern. Es ist richtig, wir sind dafür gewählt, Entscheidungen zu treffen (GR Mag Wolfgang Jung: Entscheidungen zu treffen!) und dann alle fünf Jahre vor die Wählerinnen und Wähler hinzutreten. Aber in ganz, ganz wichtigen Fragen - und diese fünf Fragen waren sehr wichtige Fragen, sonst hätten sich nicht so viele Wienerinnen und Wiener beteiligt - fragen wir die Wienerinnen und Wiener. 

Und wir werden alle vier Punkte so rasch wie möglich mit den Wienerinnen und Wienern umsetzen. Wir haben jetzt schon alles in die Wege geleitet, und auch der Herr Bürgermeister hat heute schon angekündigt, wie der Zeitplan in etwa aussieht: Der erste Schritt wird, wie gesagt, die Umsetzung des Hundeführscheins sein. Wir hoffen, dass wir spätestens mit Schulbeginn oder schon vorher den 24 Stunden Betrieb umsetzen können. Hiezu laufen im Hintergrund bereits die Vorarbeiten. 

Wir werden den Wienerinnen und Wienern klar beweisen: Wir haben immer die besseren Rezepte für diese Stadt! Wir hatten sie in der Vergangenheit, und wir haben sie auch in der Zukunft. Und daher können wir - denn für uns ist ja noch nicht Wahlkampf; für die Oppositionsparteien ist bereits Wahlkampf ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der war gut! Der war echt gut!) Wir arbeiten bis zum 10. Oktober! (Beifall bei der SPÖ. – Neuerlicher Zwischenruf des GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Nein, wir arbeiten bis zum 10. Oktober. Wir haben den Auftrag der Wienerinnen und Wiener. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ihr beginnt überhaupt erst am 11. Oktober mit dem Wahlkampf!) Wir haben selbstverständlich die Kompetenz, und wir müssen auch bis zum 11. Oktober arbeiten (GR Mag Rüdiger Maresch: Siegi, bei aller Wertschätzung: Ich glaub dir das einfach nicht! – Heiterkeit bei den GRÜNEN), denn bis sich der Gemeinderat neu konstituiert, ist ja der alte Gemeinderat noch in Funktion. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... das glaub ich dir nicht!) Es ist aber so! (Neuerliche Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Mag Rüdiger Maresch: Du hast mich nicht überzeugt!) 

Wir haben die Kompetenz, wir haben auch die richtigen Personen dafür - das haben wir in der Vergangenheit bewiesen, und das beweisen wir auch in der Zukunft. Daher werben wir wieder für das absolute Vertrauen der Wienerinnen und Wiener. 

Ich danke Ihnen allen für Ihre Aufmerksamkeit. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Jung. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Nach dieser Tour d'horizon des Klubobmannes der SPÖ, des wortgewaltigen Kollegen Lindermayr, kann man eines sagen (Rufe bei der SPÖ: Lindenmayr!) - Lindenmayr, ja. (GR Karlheinz Hora: Das sollte man schon wissen!) Die Panik muss bei Ihnen riesengroß sein! Sie müssen wirklich ganz hundselendige Umfrageergebnisse haben, dass man so zu arbeiten versucht! 

Gehen wir es einmal an mit der ganzen Geschichte, zuerst einmal jenem Herrn, der uns hier eine Erklärung abgegeben hat: Sprach's und verschwand! Das ist aber mittlerweile auch schon üblich beim Herrn Bürgermeister. Er begibt sich nicht mehr ins gemeine Volk, auch nicht zu den gemeinen Gemeinderäten. Nicht einmal seinem Klubobmann hört er mehr zu. Vielleicht ist er auch beratungsresistent. Dabei hätte ich ihm sogar Schneekugeln mitgebracht – „Wir sind Kaiser" -; er braucht das ja, damit er nachher zuhört. Aber: Er ist nicht da. 

Warum? - Da können wir uns wahrscheinlich beim Kulturstadtrat bedanken, denn dieser hat ihm nicht ein Ei, sondern ein Riesen-Osterei gelegt, das die ganze schöne Nachwerbung der SPÖ-Volksbefragung in den Medien in den Hintergrund gedrängt hat. Ich verstehe schon, dass Sie das ärgert, wo Sie doch 7 Millionen EUR hineingebuttert haben und jetzt noch immer hineinbuttern. Denn Sie haben ja noch immer nicht genug Geld aufgewendet, Sie sind ja noch immer dabei, die Medien anzuködern, wie man jetzt in verschiedenen Zeitungen und so weiter sieht. Da steht dann zum Beispiel so schön: „Volksbefragung 2010: 35,9 Prozent haben abgestimmt. Das wird jetzt umgesetzt!" - Sie können, Herr Kollege Lindenmayr, sogar beanspruchen, dass Sie schon etwas umgesetzt haben - das steht eh schon da -: die City-Maut. Sie können ja den Wienern sagen: Wir haben die City-Maut verhindert!, oder so etwas. - Das ist doch, bitte, jämmerlich, was Sie da wieder an Geld der Wiener hinauspfeffern und hinausschmeißen. 

„Sieg, großer Sieg!", Herr Kollege Lindenmayr, das hat der Läufer nach der Schlacht bei Marathon in Athen verkündet, „Großer Sieg!" - und nachher ist er tot umgefallen. Das wird eine Sache - das Umfallen nämlich -, die Sie nach der Wahl auch lernen werden müssen. Und das ist Ihnen bewusst. Das ist Ihnen bewusst, deswegen sind Sie so nervös. Das ist überhaupt keine Frage. Bestes Ergebnis so quasi aller Zeiten!, jubelt die SPÖ - nach dieser „No-na-Umfrage“, meine Damen und Herren. - Ja, es war ein recht brauchbares Ergebnis, vielleicht sogar ein gutes Ergebnis. - Aber für eine Hochschülerschaftswahl, und nicht für eine Wahl, wo Sie den Leuten die Kuverts ins Haus schicken! Gerade dass Sie niemanden dazugeben, der die Kuverts nachher abschleckt, abholt und abliefert! (GRin Mag Marie Ringler: ... bei den Wirtschaftskammerwahlen!) Das wird nämlich der nächste Schritt sein. Bei den Kammerwahlen sieht man das nämlich schon. Da treten schon Trupps auf, die dann die Kuverts auch wieder einsammeln. Da werden Sie dann überprüfen, ob die Gemeindebaubewohner brav und ordentlich auch ihre Stimmen bei den Volksbegehren, die die SPÖ einleiten wird, abgegeben haben. - Das ist die Demokratie, wie Sie sie verstehen, Herr Kollege Lindenmayr. Und das ist ein großer Unterschied zu unserem Demokratieverständnis, das sage ich Ihnen auch. 

Die hemmungslose Ausnutzung der Macht, die hemmungslose Ausnutzung von Geldern dieser Stadt, die Sie hinauswerfen für „No-na-Fragen“, das ist es, was Sie betreiben - und das ist auch das, was wir hier bekämpfen. (Beifall bei der FPÖ.)
7 Millionen EUR mehr Werbeaufwand, ORF-Trommelfeuer – täglich, wenn man um 19 Uhr den Fernseher aufgedreht hat, war die SPÖ mit dabei. Aber den Leuten reicht es, sie durchschauen Sie ja bereits. Das ist es ja. Und ich kann nur eines sagen: Ich bin selten mit den GRÜNEN sehr einig, aber das, was heute der Herr Kollege von den GRÜNEN zu dieser Manipulation - und ich halte es für eine Manipulation! - durch die Wahlgesetzgebung – die das zwar erlaubt, aber auch damit kann man manipulieren und verschieden arbeiten – gesagt hat, das kann ich nur unterschreiben. Diese zweifelhaften Modalitäten haben nichts mit Demokratie zu tun. Es fehlen, wie gesagt, nur noch die Einsammler. Sie haben sogar eigene Briefkästen aufgestellt! Sonst findet man in Wien ohnedies keinen Briefkasten mehr, wenn man einen sucht, aber da haben Sie 40 oder 50 eigene Briefkästen aufgestellt! - Nachher haben Sie sie schnell wieder eingesammelt, ja, das stimmt schon. 

Aber nicht nur das, Sie haben sogar eine eigene Werbetruppe, für die ein Mantel designt wurde - das Mäntelchen, das Sie sich jetzt umhängen können -, geschaffen. Das ist alles notwendig! (Zwischenruf von GR Siegi Lindenmayr.) Ja, ja, es wurde sogar in den Medien darüber gesprochen, über dieses seltsame Mäntelchen. - Das weiß der Kollege Lindenmayr gar nicht. Das ist an ihm vorbeigegangen. - Sie haben wirklich nichts ausgelassen, um die Leute dort hinzutrommeln. 

Aber realistisch betrachtet schaut das Ergebnis nämlich ganz anders aus. Sieger, Herr Kollege Lindenmayr, sehen anders aus! Sieger sehen nicht so aus wie Bgm Häupl in seinem Interview mit Frau Thurnher. Ich kann es Ihnen nur allen empfehlen: Schauen Sie sich das im Internet an! Es ist leicht zu finden mit „Häupl", „ZiB 2" und „Thurnher". Es ist ein Genuss, das zu sehen! Da wird genau demonstriert, was die SPÖ unter Demokratie versteht. Frau Thurnher - wirklich keine SPÖ-Feindin - wird da zusammengepfiffen. Es wird ihr unterstellt, irgendwelche gegen die SPÖ bösartigen Umfragen gemacht zu haben. Ein grantelnder, müder Bürgermeister schaut dort heraus. Ich weiß nicht, ob er schon so müde war, weil er vorgefeiert hat für den Heringsschmaus, der am Abend stattgefunden hat, oder ob es andere Gründe gehabt hat. So schaut es aus: ein grantelnder Bürgermeister! Der Farkas hätte gesagt: Schauen Sie sich das an! Ich empfehle Ihnen YouTube ... (GR Siegi Lindenmayr: Schauen Sie einmal den Strache mit dem Dörfler an! Sogar der einfältige Dörfler hat den Strache ...!) Der Strache ist ja wenigstens zum Sprechen gekommen mit dem Herrn Palfrader, weil er ihm diesen schönen Schneekristall zugeschickt hat. Der Herr Bürgermeister kommt ja nicht einmal zum Reden. Dem kann ich den ja bringen. Es wird ja gar nichts nützen. - Gut, also wie gesagt, Empfehlung: YouTube mit Frau Thurnher. 

Wir haben hier auch festgestellt, immer wieder – auch heute wieder –, es ist bei der Wiener SPÖ anscheinend wirklich schon Majestätsbeleidigung, wenn man an den Bürgermeister eine Anfrage stellt. Er grantelt, er antwortet nicht, er gibt eine kurze Antwort. Und das setzt sich ja fort: Heute haben wir den Herrn StR Mailath erlebt, der auch schon „No-na-“ oder keine Antworten mehr gibt. Und das wird dann vom Vorsitzenden goutiert. Das zeigt auch, wie weit wir in unserem Eigenverständnis und in unserer eigenen Würde gesunken sind: Der Vorsitzende, der die Interessen des Hauses gegenüber der Stadtregierung zu vertreten hätte, lässt sich das gefallen – mehr noch: er heißt es gut. 

Das ist keine unparteiische Vorsitzführung mehr, Herr Kollege Schuster, das ist etwas anderes gewesen, was wir hier heute gesehen haben. (GR Siegi Lindenmayr: Sie brauchen nur gescheite Fragen zu stellen, dann werden Sie auch Antworten bekommen!) Wir merken den Wahlkampf. Und wenn Sie ihn wollen, Herr Kollege Lindenmayr, dann bekommen Sie diesen Wahlkampf, das kann ich Ihnen sagen. (GR Siegi Lindenmayr: Das haben Sie eh schon gesagt!)

Übrigens: Auch ein YouTube, das ich sehr empfehle, war das Interview des Herrn Bürgermeisters nach der letzten Wahl. Da war er schon recht gut aufgelegt. Ich will nicht alle Sachen zitieren, die er da gesagt hat, weil die nicht ins Haus passen würden. Sie wissen genau, was ich meine, Herr Kollege Lindenmayr. Dieses YouTube ist auch sehr, sehr interessant. Er hat da von den „Koffern" gesprochen, die seine Gegner sind. „Koffer" sind die, die nicht seiner Meinung sind!

Aber - na, vielleicht hört er es sich an, oder er liest es im Protokoll nach - apropos Koffer, Herr Bürgermeister, da Sie dieses Wort doch so sehr lieben: Da gibt es auch noch einen anderen Koffer, über den wir uns ganz gerne mit Ihnen unterhalten würden. Das ist der im Untersuchungsausschuss vorkommende – mehrfach vorkommende – 2 Millionen Koffer mit der Geschichte im Sacher, bei der Sie, Herr Bürgermeister, und Ihre „rechte Hand", der Herr Kopietz - das steht wörtlich drinnen - erwähnt werden, mehrfach erwähnt werden. (GR Prof Harry Kopietz: Wo ist das erwähnt?) In den Abhörprotokollen! Ich zeige es Ihnen gern. (Weiterer Zwischenruf von GR Prof Harry Kopietz.) Nicht Abwehramt, Polizei!

Damit ich es Ihnen erkläre, Herr Kollege Kopietz - Sie kommen ja vor, ich kann es Ihnen erklären; (In Richtung seiner Fraktionskollegen.) geh, bringt mir einmal meine Mappe, bitte! Dort wurden ein Polizist und ein anderer wegen krimineller Aktionen überwacht. (GR David Lasar reicht dem Redner eine Mappe.) – Danke schön. - Ich kann es Ihnen zeigen: Untersuchungsausschuss des österreichischen Parlaments - veröffentlichte Protokolle. (Der Redner hält die Mappe mit einem ausgedruckten Protokoll in die Höhe.) - Nichts geheim! Das ist nur ein einziges Protokoll. Und überall, wo Sie da einen gelben Zettel drinnen sehen, kommen Sie, kommt der Bürgermeister, kommt die SPÖ, kommt der Abgeordnete Gaal, kommt der ehemalige Innenminister Blecha in sehr zweifelhafter Umgebung vor. - Das haben nicht wir produziert. Und das ist aber nur ein kleiner Teil von vielen Protokollen des Untersuchungsausschusses und von zehntausenden Seiten, die überhaupt nicht veröffentlicht wurden. Hier ist vieles faul! Und über diesen Koffer wüssten wir ganz gerne mehr. 

Ich werde Ihnen, weil Sie sich so sehr dafür interessieren, ein paar Dinge daraus zitieren. Also, wie gesagt, Herr Kollege Kopietz, die „rechte Hand Kopietz" wird erwähnt - das ist dieser Untersuchungsausschuss mit den Polizistengesprächen -:

„2 Millionen", heißt es wörtlich, „für bestimmte Parteizwecke." - 2 Millionen für bestimmte Parteizwecke! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Was ist das für ein Zitat?) - Von wo haben denn Sie so viel Geld für die Wahlen? Von wo haben Sie so viel Geld für die Wahlen?, diese Frage ist heute gestellt worden. Das können wir uns hier wirklich berechtigt fragen. - Sie könnten das jederzeit aufklären. (GR Siegi Lindenmayr: Flächendeckend grausliche Plakate! Woher haben Sie denn das Geld? – Tun Sie nicht ablenken!)

Oder - ich zitiere weiter, wörtlich: „Der Charly Blecha und natürlich der Toni Gaal." – „Ich war am Samstag bei der Austria," - das ist ein beliebter Verein beim Herrn Bürgermeister – „und da treff' ich immer den Charly. Der war natürlich auch nicht sehr begeistert, was da vor sich geht. Du, ich bin morgen beim Toni Gaal, ja, das ist ja ein Spieler in der Kasachen-Geschichte", ein großer Spieler. „Der Charly sagt," - der ehemalige Innenminister, Ihr Pensionistenchef – „die schüchtern ihn ein, er soll sich da raushalten. ... Da dürfte schon einiges Geld im Spiel sein!"

Und dann ein anderes Zitat - das sagt nicht einmal ein Polizist, das sagt der Ender. Und Sie wissen genau, woher der Herr Ender kommt: aus der SPÖ; also kein Feind Ihrer Partei. - Der sagt Folgendes: 

„..., der Gaal war entsetzt, ..." - Es war nämlich die Polizei dort, aber beim Herrn Gaal haben sie keine Hausdurchsuchung gemacht, sondern einen Besuch. - "..., der Bartl war bei ihm, ..."; „Im Grunde geht es darum, dass, musst dir einmal vorstellen, die eigentlich nur wissen wollten, ob Kasachstan die SPÖ finanziert hat." (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)
Ob Kasachstan die SPÖ finanziert hat! – Ja, es ist ja richtig, mit 2 Millionen kann man das, was Sie ausgeben, nicht alles finanzieren. Und man könnte zumindest einen Beitrag leisten. Es liegt an Ihnen, das aufzuklären. 

Die Staatsanwaltschaft hat interessanterweise auf Befragen des Polizisten gesagt: Wir brauchen keine weiteren Informationen dazu. Das interessiert uns nicht, das wurde eingestellt. Das sind keine bösartigen Erfindungen der FPÖ, das sagt alles ein ehemaliger Mitarbeiter der SPÖ, Journalist, auch in Ihrem Bereich, der nicht gewusst hat, dass er abgehört wird, und der keinen Grund gehabt hat, das zu sagen, damit ich ihn hier zitieren kann. 

Es gäbe noch eine Unmenge anderer, sehr bekannter. Vielleicht schildere ich sie Ihnen bei Gelegenheit. Aber wozu ich Sie auffordere in dieser Koffergeschichte: Klären Sie es doch auf! Es liegt doch an Ihnen. Ganz einfach. Eine Klage gegen diesen Herrn Ender, eine Klage gegen diesen Polizisten. Die Aussagen liegen fest, und Sie können sie festnageln und können feststellen ... (GR Prof Harry Kopietz: Das wäre interessant zu sehen!) Ich habe es Ihnen gerade gezeigt. Schauen Sie in die ... (GR Prof Harry Kopietz: Wo ist die Aussage?) Ja, sie sind alle protokolliert. (GR Prof Harry Kopietz: Wo sind die Protokolle?) Die Protokolle sind alle da drinnen. (GR Prof Harry Kopietz: Was hat der Kopietz gesagt?) Ich habe nicht gesagt, was der Kopietz gesagt hat, sondern was der Ender über den Kopietz gesagt hat. Aber der Herr Kopietz kann hergehen, den Herrn Ender klagen (GR Prof Harry Kopietz: Das kann man doch nicht klagen!), und dann wird sich herausstellen, dass es nicht wahr war, was ich für Sie hoffe. (GR Prof Harry Kopietz: Das ist ihnen doch wurscht!) Ja, ich weiß, das ist Ihnen wurscht. Was Sie daraus machen würden, wenn da die Freiheitlichen vorkämen, will ich ja gar nicht spielen. (GR Karlheinz Hora: Das genügt doch nicht, um zu klagen!)

Es genügt nicht? Warum Sie nicht klagen – der Verdacht drängt sich auf, der Verdacht bleibt (Zwischenruf von GR Prof Harry Kopietz); ja, ich weiß –, der Verdacht drängt sich auf, dass Sie nicht klagen, weil die Geschichte ... (GR Prof Harry Kopietz: Was soll man denn da klagen?) Eine Verleumdungsklage, Kreditschädigungsklage, alles Mögliche können Sie machen. Deswegen regen Sie sich auch so auf. Sie können es jederzeit tun. Sie tun es deswegen nicht, weil der Verdacht, Herr Kollege Kopietz ... (GR Prof Harry Kopietz: Sie haben keine Ahnung!) Ich habe mehr Ahnung als Sie, denn ich habe das mit beobachtet. Der Verdacht drängt sich einfach auf, man will nicht klagen, denn dann würde genau das passieren, was im Untersuchungsausschuss war: Es würde fortgesetzt, es gäbe Erhebungen, es gäbe Verhandlungen, der Herr Ender würde befragt, der Polizist würde befragt. Und wieso gibt es die nicht? (GR Prof Harry Kopietz: Es gibt keinen Verdacht!) Weil nach dieser Geschichte der Untersuchungsausschuss abgebrochen wurde. Mit Ihrem Betreiben, mit dem Betreiben der SPÖ. Es wäre, glaube ich, recht interessant, da weiter nachzuforschen. 
Wie gesagt, es gibt noch genügend Details. Vielleicht werde ich Sie von Zeit zu Zeit damit beschäftigen.

Aber jetzt zurück von der Finanzierung der Volksabstimmung zu den Fragen der Volksabstimmung. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Ich habe von der Finanzierung gesprochen, dass da hier jemand gesagt hat, dass Kasachstan zur Finanzierung der SPÖ beigetragen hat. (Neuerlicher Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) Ja, zur Finanzierung der SPÖ. Sie brauchen sich nicht zum Pflichtverteidiger von denen zu machen, Herr Kollege.

So. Gehen wir weiter! Zu Wiener Wohnen und zu den Fragen nach dem Hausmeister. Sie haben doch die ganze Zeit die Möglichkeit gehabt, Hausmeister einzuführen. Es wäre gar keine bundesgesetzliche Notwendigkeit dafür gegeben gewesen. Und jetzt mogeln Sie schon wieder. Jetzt sagt der Bürgermeister als Erstes, wir werden das weitergeben an die Bundesregierung. Ich habe geglaubt, Sie regeln die ganze Geschichte. Jetzt geben Sie es an die Bundesregierung, und dann erwartet er sich bis Mitte März Ergebnisse. 

Ja, das ist doch ein Holler! Jeder von uns weiß, wie lange die Werdung eines Gesetzes dauert. Das wird ausgesandt in einem Begutachtungsverfahren, kommt zurück und so weiter. Man redet sich ja schon wieder aus, und ich verstehe es auch, warum. Denn bekämen wir die Hausbesorger alten Stils, dann würde einiges überflüssig werden, zum Beispiel Wiener Wohnen mit seinem ganzen Rundherum und den Subfirmen und den Helferleins, die Reischl GmbH, zum Beispiel. Den Herrn Lansky, den haben Sie ja schon entsorgt, die früheren Rechtsberater Ostermayer und Deutsch sind auch schon weg von dort, aber es gibt noch genügend andere von Ihnen, die dort beschäftigt sind und für die man plötzlich Beschäftigungen finden müsste.

Und was machen Sie dann, wenn die Bundesregierung das nicht spielt? Dann haben Sie schon wieder die Ausrede, dass Sie eigentlich nichts tun können, nur dieses Mal können Sie es wenigstens nicht der schwarz-blauen Bundesregierung vorwerfen. 

Und was werden sie dann tun, diese Hausmeister? Diese Frage stelle ich mir auch. Welche Möglichkeiten werden sie haben? Ich werde Sie noch zum Abschluss mit einem Problem der Wiener Hausmeister, das Sie dann haben könnten, konfrontieren. (GRin Martina Ludwig-Faymann: Welches Problem?) Das spielt bei mir in Liesing in der Ketzergasse in einem Gemeindebau. Da ist auch ein SPÖ-Heim drinnen. Jugendliche, ständige Feste an den Wochenenden, Weitergabe an andere Vereine. Es geht ziemlich rund. Das sind Bauten aus den 50er und 60er Jahren mit schlechter Schallisolierung. Die Nachbarn beschweren sich seit Jahren darüber, seit Jahren! Nur, was geschieht, wenn man sich an Wiener Wohnen wendet? Es meldet sich ein SPÖ-Bezirksfunktionär – da sage ich Ihnen Namen, Daten und so weiter; das ist alles mit Zeugen belegbar, ich werde damit ohnedies noch kommen –, kommt dort hin, und der Höhepunkt der Diskussion mit den Mietern ist der, dass er sagt: Ihr könnt ja ausziehen! Das ist die Position, die Sie hier vertreten. Was soll denn da der Hausmeister machen? 

Die Mieter haben sich dann wieder an Wiener Wohnen gewandt, und die Dame dort hat ihnen recht gegeben, aber sie hat gesagt – und das ist auch bezeichnend für Wien; es war übrigens mehrmals die Polizei da, aber was will die Polizei schon gegen die Sozialistische Jugend machen –, also sie hat gesagt: Wissen Sie was, ich kann ja nicht die SPÖ delogieren!

Ja, glauben Sie, die Hausmeister können da mehr machen? Nein! Sie gaukeln den Wienern einiges vor. Sie haben viel versprochen. Wir werden sehen – und wir werden das genau beobachten –, wie Sie es umsetzen.

„Es ist meine Aufgabe", sagt der Bürgermeister – das haben Sie jetzt wieder plakatiert –, „den Auftrag mit meinem" – mit meinem! – „Team zu verwirklichen." Das haben Sie plakatiert, und gleichzeitig wenden Sie sich an die Bundesregierung. Ist die Bundesregierung Ihr Team? Ich glaube nicht. Hier suchen Sie sich nur wieder die Auswege.

Die Wiener glauben Ihnen schon lange nicht mehr, sind nicht mehr Ihre Wiener, wie Sie immer wieder sagen. Die Wiener sind skeptisch geworden und ihr Vertrauenskapital schrumpft einfach, wie derzeit die Schneemänner, meine Damen und Herren von der SPÖ. Wir werden sehen, was da nach der Wahl noch übrigbleibt.

Ich habe mit der Antike begonnen, hören wir auf mit einem anderen Satz aus dem gleichen Bereich: „Noch so ein Sieg, und wir sind verloren!" Das war ein gewisser König Pyrrhus, der das gesagt hat. Noch so ein Sieg, und Sie können sich Ihre Mehrheit, Ihre absolute Mehrheit, die Sie eigentlich in Wirklichkeit schon verloren haben, im Herbst in den Rauchfang schreiben. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Als nächster Redner zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gerstl. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Am liebsten hätte ich noch gesagt, Herr Bürgermeister-Stadtrat, aber ich glaube, jetzt ist uns auch der Bürgermeister-Stadtrat entschwunden. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Hier bin ich!) Ah, Entschuldigung! Danke, Herr Bürgermeister-Stadtrat. 

Es trifft sich sehr gut, dass Sie heute den Bürgermeister hier vertreten dürfen, denn ich glaube, Sie haben in einem Gastkommentar in der „Wiener Zeitung" vom 23. Februar auch des Pudels Kern perfekt getroffen. Sie sagen darin: „Das war die erste Wiener Volksbefragung seit 19 Jahren und ein Versuch, die Bürger für Abstimmungsformen zu gewinnen." 

Ja, das war ein Versuch und nicht mehr. Denn ich hätte mir eigentlich erwartet, wenn ich aus der Regierung wäre und hier eine solche Volksbefragung durchführen würde, dass man sagt: Mir war es wichtig, die fünf wichtigsten Fragen für die Stadt zu stellen. Aber diese fünf wichtigsten Fragen waren anscheinend doch nicht so wichtig, sondern es war einfach wichtiger, in einem Versuch zu schauen: Wie viele Wiener kann ich mobilisieren?

Oder ich hätte auch sagen können: Es war mir wichtig, zumindest eine dieser fünf Fragen ganz besonders zu diskutieren. Auch das ist nicht gefragt. 

Oder ich hätte mir vorstellen können, dass wir heute nicht nur darüber reden, was waren die Ergebnisse, denn die haben wir ja alle schon in der Zeitung gelesen. Stellen wir uns das vor: Wir brauchen einen Bürgermeister, der den Mandataren jetzt noch erzählt, wie die Ergebnisse der Volksbefragung waren, in Prozentsätzen genau. Na, glaubt er, dass wir alle nicht die Zeitung gelesen haben? Na, glaubt er, dass wir nicht alle offiziellen Amtsergebnisse bekommen haben? Und mehr hat er auch heute nicht gesagt.

Ich hätte mir aber heute zwei Dinge vom Bürgermeister erwartet:

Erstens hätte ich mir erwartet, dass er ganz konkrete Umsetzungskonzepte bekannt gibt und dass er genau sagt, wann was passieren wird. Doch da ist jeder von uns enttäuscht worden. Nichts war davon da.

Zweiter Punkt, den ich mir erwartet hätte, nachdem, was er medial angekündigt hat: Er äußert sich zur Briefwahl, über das Instrument der Briefwahl. Auch da bin ich enttäuscht worden, auch zur Briefwahl hat er nichts gesagt. (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Nevrivy: Tosender Applaus!) 

Meine Damen und Herren! Sie von der SPÖ müssen sich einfach den Vorwurf gefallen lassen, dass diese Volksbefragung nicht dazu gedient hat, wichtige Fragen der Stadt einer Lösung zuzuführen, sondern dass diese Fragen nur dazu gedient haben, 7 Millionen EUR Steuergeld für sich selbst, für die Bürgermeister-Partei, als Wahlwerbung in Anspruch zu nehmen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Nevrivy: Wieder starker Applaus! Zumindest vier haben applaudiert!)
Diesen Vorwurf werden Sie nicht mehr los. Und daher sage ich auch, wenn Sie ein wahres Interesse an direkter Demokratie hätten, dann würden Sie dafür sorgen – und ich sehe, da können wahrscheinlich auch wir von den Oppositionsparteien auf einen gemeinsamen Nenner kommen –, dass die Bestimmungen für die Volksbefragung in Wien geändert werden, damit das, was Ihnen heute hier passiert ist, nicht noch einmal vorkommt: Nämlich, dass Ihnen vorgeworfen werden muss, dass hier vielleicht Stimmzettel später ausgefüllt wurden, nämlich nach Ende der Wahlzeit, weiters, dass Ihnen vielleicht vorgeworfen werden muss, dass Sie die Fragen suggestiv gestellt haben, weiters, dass Ihnen vorgeworfen werden muss, dass Sie gar kein Interesse gehabt haben, dass diese Fragen auch wirklich einer Lösung zugeführt werden, weiters, dass Ihnen vorgeworfen werden muss, dass Sie eigentlich andere Fragen unterdrücken wollten, die in der Stadt so wichtig wären und für deren Lösung viel Geld erforderlich wäre. Et cetera, et cetera. 

Es gibt viele Möglichkeiten, wie Sie, wenn Sie Anstand hätten und wenn Sie sich wirklich als große Partei verstehen, über den Dingen stehen könnten. Sie könnten zum Beispiel sagen: Ich bin bereit, aus den Fehlern, die jetzt passiert sind, zu lernen und Änderungen vorzunehmen. Aber leider habe ich das Gegenteil hier bemerkt. Sie sind überhaupt nicht bereit, eine Metasicht einzunehmen, Sie sind nicht bereit, darüber zu diskutieren, was vielleicht da oder dort falsch gelaufen sein könnte und was man tun kann, damit so etwas in Zukunft vermieden wird. Das kritisiere ich an der arroganten SPÖ. (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Nevrivy: Drei von der ÖVP waren es jetzt!) 

Meine Damen und Herren! Ich weiß, das Wichtigste wäre eigentlich, dass wir nicht mehr über diese Volksbefragung reden, und das zeigen Sie mir ja hier auch schon die ganze Zeit. Sie haben ohnehin kein Interesse mehr. Sie wollen nur noch mehr Inserate schalten, Sie wollen nur noch mehr Auftrittsmöglichkeiten für den Bürgermeister schaffen. Und das alles auf Kosten des Steuerzahlers und nicht auf Kosten der SPÖ. Aber da wollen wir nicht mitspielen. (Beifall bei der ÖVP. – GR Ernst Nevrivy: Zwei haben noch applaudiert! Jetzt ist es bald nur mehr einer!)

Herr Kollege! Wenn Sie glauben, dass Sie nach Ihrer Parteimeinung, nach den Meinungen in Ihren Sektionen, nach den Vorgaben der Propagandisten in Ihrer Partei Auftrieb erhalten haben durch diese Volksbefragung, dann schauen wir uns das gerne an. Da sage ich: Ja, gut, mit Überheblichkeit hinein in die nächste Periode. Das wird der Wähler auf keinen Fall goutieren, und das werden Sie auch noch spüren. (Beifall bei der ÖVP.)

Denn Sie haben hier jetzt fünf Fragen gestellt, die sicherlich zu einem erheblichen Teil dem letzten Verfassungsgerichtshoferkenntnis widersprechen; jedenfalls sehe ich bei drei Fragen diese Rechtswidrigkeit. Der Verfassungsgerichtshof hat nämlich im Jahr 2000 entschieden, dass Manipulationen hintangehalten und Missverständnisse so weit wie möglich ausgeschlossen werden müssen. Fragestellungen, mit denen versucht wird, die Antwort in eine bestimmte Richtung zu lenken, entsprechen nicht – da ging es damals um ein Gesetz aus der Steiermark – den jeweiligen gesetzlichen Vorschriften. 

Ich würde Ihnen daher raten, dass Sie das entsprechend ändern und vor allem in Zukunft nur mehr Fragen betreffend die Gemeinde Wien zulassen. Wenn es nach uns ginge, würden wir das jedenfalls tun, nämlich Fragen, die in den Wirkungsbereich der Gemeinde fallen, bei den Gemeindebürgern abzufragen.

Erste Frage, die Sie gestellt haben: Hausbesorger: Bundesgesetzliche Rahmenbedingungen. Sie können es selbst gar nicht entscheiden. Sie beweisen es auch selbst, denn auf Ihrer „netten“ Webseite, wo Sie jetzt den WienerInnen und Bürgern erklären wollen, wie es nun weitergeht in dieser Volksbefragung, schreiben Sie ja selbst bei den Hausbesorgern: „Nicht ganz so schnell werden die Hausmeisterinnen und Hausmeister wieder eingeführt werden. Dafür bedarf es eines Beschlusses des Bundes und einer Änderung des Hausbesorgergesetzes. Die Stadt Wien wünscht sich dabei eine Initiative des Bundes." 

Na, Entschuldigung! Haben wir jetzt eine 7 Millionen teure Volksbefragung gebraucht, damit Sie in der Lage sind, dem Bund zu sagen: Bitte, könntest du eine Initiative dazu machen? Wo ist der Kontakt geblieben zwischen dem Bgm Häupl und dem ehemaligen Mitglied der Wiener Stadtregierung Faymann? Braucht er jetzt eine Volksbefragung, damit er Herrn Faymann sagen kann: Geh, bitte, könntest du da jetzt eine Initiative machen? Also ich dachte, die SPÖ ist stark, ich dachte, der Herr Bürgermeister ist eine starke Persönlichkeit in der SPÖ. Jetzt braucht er eine Volksbefragung, ist sich aber trotzdem nicht sicher, ob das auf Bundesebene umgesetzt werden kann, weil das schreibt er schon selbst in seiner Aussage. 

Aber das Schlimmere daran ist noch, dass Sie den Bürgerinnen und Bürgern vorher weisgemacht haben oder versucht haben weiszumachen – so ist es besser ausgedrückt –, dass mit dieser Volksbefragung eine unmittelbare Entscheidung möglich wäre. Eigentlich tun Sie der Demokratie – nicht eigentlich –, Sie tun der Demokratie hier nichts Gutes, vor allem nicht der direkten Demokratie, wenn der Wähler danach draufkommen muss, dass das, was er gewählt hat, eigentlich gar nicht entschieden werden kann. 

Ich muss Ihnen vorwerfen, dass Sie dazu beitragen, dass die Wählerinnen und Wähler eigentlich noch mehr frustriert sein werden und dass Sie dieses Instrument daher schädigen. Daher rufe ich Sie auf, dass Sie spätestens in der nächsten Periode mit allen Parteien über eine Änderung des Volksbefragungsgesetzes diskutieren, dass wir uns zusammensetzen und darüber diskutieren, wie dieses Instrument neu gestaltet werden kann. Und ich halte es für enorm wichtig, dass eine solche! Volksbefragung in Zukunft nicht mehr stattfindet.

Daher möchte ich Ihnen auch noch ein paar Zahlen geben, was man mit den 7 Millionen alles hätte machen können. Wir hätten eine Park & Ride Anlage schaffen können. Wir hätten für zwei, drei, vier, fünf Jahre - je nachdem, wie aufwendig Sie den 24 Stunden Betrieb bei der U-Bahn gestalten - diesen auch schon finanzieren können. Wir hätten 23 000 Elektrofahrräder finanzieren können. Wir hätten Intervallverkürzungen auf den U-Bahnen durchführen können. Wir hätten den Heizkostenzuschuss von 200 EUR auf 300 EUR erhöhen können. Aber am letzten Beispiel sieht man, dass Ihnen offensichtlich die Werbekampagne wichtiger ist als die Ärmsten der Armen in dieser Stadt. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte Ihnen zum Schluss auch noch etwas von einem Verfassungsexperten mitgeben, der Ihrer Partei, glaube ich, nicht wirklich ferne steht. Es wurde sogar schon vorgeworfen, dass dieser Verfassungsexperte sehr oft gegen die ÖVP Stellung nimmt. Er selbst beharrt darauf, unabhängig zu sein, und erklärt heute in Radio Wien – es geht um den Verfassungsrechtsexperten Dr Mayer –, dass einer Manipulation Tür und Tor geöffnet sein kann bei einer solchen Briefwahl, wie sie hier abgehalten wurde. 

Daher glaube ich, dass wir das wirklich ein für alle Mal beenden sollten. Es darf in Zukunft nie mehr möglich sein, dass eine Briefabgabe nach dem Ende des Wahltages noch möglich ist. Ich glaube, dazu sind Sie aufgerufen, diese Änderungen vorzunehmen. (Beifall bei der ÖVP.)

Als Beispiel gebe ich Ihnen abschließend noch – ich glaube nämlich, es ist sogar auch von der SPÖ zitiert worden – die direkte Demokratie in der Schweiz mit. Ja, ich glaube, dass wir unsere Demokratie nicht so umbauen müssen, dass wir zu einer solchen direkten Demokratie kommen, wie die Schweiz sie lebt. Wir leben in einer repräsentativen Demokratie, aber ich glaube, dass die direkte Demokratie als Ausgleich für die repräsentative Demokratie notwendig sein wird. Aber das muss genau bestimmt sein. Wenn Sie sich zum Beispiel die Bestimmungen – ich habe mir das angeschaut – vom Kanton Zürich oder vom Kanton Bern anschauen, dann sehen Sie genau, was dort konkret abgefragt werden kann. Da geht es immer um den Erlass, die Änderung oder die Aufhebung von Gesetzen. Da geht es um konkrete Beschlüsse des Kantonsrates über eine bestimmte Summe von Geld. Da geht es um ganz konkrete Vorlagen, und da darf es keine Suggestivfrage geben. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist dann aber eine Volksabstimmung!) Das sind Volksabstimmungen, ja. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist ja ganz was anderes!) Das ist korrekt, aber ich denke, dass man auch bei Volksbegehren die Fragen konkreter stellen müsste. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Sie sollten den Unterschied zwischen Volksbegehren, Volksbefragung und Volksabstimmung kennen!) Ja, aber Sie müssen sie auf die Möglichkeiten abstellen, was Sie auch beschließen können. Das ist einfach unfair, Herr Kollege Oxonitsch, zu sagen, machen wir eine Änderung des Hausmeistergesetzes, und dann haben Sie keine gesetzliche Grundlage dafür. Das geht nicht. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Trotzdem sollten Sie zwischen Volksbefragung und Volksabstimmung unterscheiden!) Ja, Befragung und Abstimmung ist ein Unterschied. Und Legistik, Gemeinderat und Vollzug ist auch etwas anderes. 

Aber es wäre klug, denn wir sollten in Volksbegehren ganz konkret das fragen, was wir heute hier umsetzen könnten, was wir als Gemeinderat umsetzen könnten oder was die Stadtregierung als solches umsetzen könnte. Da muss die Fragestellung ganz klar und konkret sein, und da muss es automatisch auch eine Konsequenz geben. Nicht, dass wir heute wieder hier stehen und sagen, wir wissen eigentlich nicht genau, wann das umgesetzt werden kann, was gefragt worden ist. 

Das ist eine Situation, wie ich sie mir eigentlich nicht wünsche – nicht eigentlich; wie ich sie mir nicht wünsche –, wie ich sie auch in Zukunft nicht haben möchte. Ich rufe Sie daher auf, sich einmal zumindest auf die Metaebene zu begeben, um draufzukommen, was vielleicht die Bürgerinnen und Bürger an dieser Volksbefragung gestört hat, was nicht in Ordnung sein kann, warum viele Experten, warum viele Meinungsträger dieses Landes sagen, dass es nicht klug war, wie Sie das durchgeführt haben, dass Sie hier möglicherweise auch einen Schaden für die direkte Demokratie herbeigeführt haben. 

Ich würde mir wünschen, dass Sie aus dieser Perspektive heraus zu einer Änderung des Volksbegehrensgesetzes kommen, in eine Änderung der Wiener Stadtverfassung in diesem Bereich auch hineingehen, damit in dieser Stadt in Zukunft ehrlicher, rücksichtsvoller und demütiger vorgegangen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Als nächster Redner ist Herr GR Deutsch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Mit einer Beteiligung von nahezu 36 Prozent an der Volksbefragung liegt diese Volksbefragung an der zweiten Stelle aller bisherigen Wiener Volksbefragungen, und das ist ein schöner Erfolg, über den wir uns auch freuen und den wir uns von Ihnen mit Sicherheit nicht miesmachen und schlechtreden lassen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sie waren von Anfang an gegen die Befragung, Sie haben permanent dagegen opponiert, Sie haben die Volksbefragung schlechtgeredet und haben nun sogar das Problem, einen demokratischen Entscheidungsprozess nicht zur Kenntnis nehmen zu wollen. Ich frage Sie daher: Wo bleibt ihr Demokratieverständnis? Diese Frage werden Sie noch zu beantworten haben. Das werden die Wienerinnen und Wiener in ihrer Entscheidung am 10. Oktober auch berücksichtigen, dass die Wiener Oppositionsparteien kein Interesse daran haben, die Bevölkerung zu fragen und mitentscheiden zu lassen. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Schauen wir einmal!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bürgermeister Dr Michael Häupl hat von Anfang an gesagt, und er hat es heute in seiner Mitteilung noch einmal betont: Das Ergebnis der Volksbefragung ist für ihn verbindlich, es ist ein Arbeitsauftrag, und diese Ergebnisse werden auch umgesetzt. Die Wienerinnen und Wiener können sich auf die SPÖ und auf ihren Bürgermeister verlassen, denn wir nehmen die Anliegen ernst, wir präsentieren Lösungen für Probleme, und wir setzen diese Konzepte auch konsequent um. Wir beweisen damit aber auch Tag für Tag, Woche für Woche Problemlösungs- und Handlungskompetenz, eine Problemlösungs- und Handlungskompetenz, von der Sie, meine sehr geehrten Damen und Herren, nur träumen können, denn was Sie in den letzten Wochen, aber auch heute hier geboten haben, spottet ja wirklich jeder Beschreibung. 

Ich beginne vielleicht beim entlarvenden Verhalten der Wiener Grünen. Sie haben sich in den letzten Wochen wirklich vorgestellt, Sie, die sie gerne immer vom Einsatz und vom Ausbau der demokratischen Instrumente philosophieren, aber wenn es dann konkret wird, sich davon verabschieden. Der Vorschlag der Frau Vassilakou ist ja mittlerweile legendär, denn sie wollte die Bevölkerung eigentlich aussperren. Ihr Vorschlag hier in diesem Hause war ja, dass sich die Parteivorsitzenden im stillen Kämmerlein treffen, die Projekte vereinbaren und dann entsprechend umsetzen. Sie hatten kein Interesse daran, hier die Wienerinnen und Wiener einzubeziehen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Da ist es um die Fragestellungen gegangen!) Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, für dieses unmoralische Angebot waren wir natürlich nicht zu haben, davon halten wir auch nichts. Mit so einem Angebot können Sie sich an Ihre neuen Freunde bei der ÖVP und bei der FPÖ wenden, aber sicherlich nicht an uns. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dipl-Ing Martin Margulies: Wir sind nur so enttäuscht von Ihrem Verhalten gegenüber der Öffentlichkeit!)
Aber Sie nehmen ja nicht einmal Entscheidungen vergangener Volksbefragungen zur Kenntnis. Eine dieser Entscheidungen war vom März 1980, wo die Bevölkerung entschieden hat, dass es außerhalb von Wahlzeiten keine Dreieckständer in der Stadt geben soll. Das war Ihnen völlig wurscht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ja, denn Volksbefragungen sind Wahlen!) Sie haben einfach, weil Sie diese Entscheidung ignorieren wollten, begonnen, Dreieckständer aufzustellen und haben dann in Ihrer wehleidigen Art herumgejammert, als diese Dreieckständer zu Recht wieder abtransportiert wurden. Aber ich kann Ihnen sagen, auch die Grünen müssen sich an diese Entscheidungen halten. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Darf man jetzt welche aufstellen bei einer Volksbefragung oder nicht?) Nein! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Ja!) Nein, darf man nicht. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie kennen die Verordnung nicht einmal!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie sind ja noch einen Schritt weitergegangen. Sie wollten eigentlich den Wienerinnen und Wienern ... (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das ist so ein Unsinn!) Nein, das ist kein Unsinn, das ist eine Verordnung, mit der diese Volksbefragung vom März 1980 auch zur Kenntnis genommen wurde. Aber Sie wollten eigentlich den Wienerinnen und Wienern die Stimmabgabe sogar noch erschweren, denn Sie waren sogar gegen die Aufstellung der Postkästen. Sie waren gegen alles. Ihr einziges Ziel war es, die Volksbefragung zu verunmöglichen, und jetzt haben Sie das Problem. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Die WienerInnen würden sie brauchen! Warum sind die Postkästen wieder weg? – GR Mag Wolfgang Jung: Es gibt viel zu wenig Postkästen in Wien!)
Sie waren dagegen, dass sehr breite Möglichkeiten angeboten wurden, an dieser Volksbefragung teilzunehmen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sie haben den WienerInnen die Postkästen weggenommen!) Daher brauchen Sie uns mit Bürgerbeteiligung, Mitbestimmung und Partizipation eigentlich nicht mehr daherzukommen. Sie haben eindrucksvoll demonstriert, was Sie von der Mitbestimmung der Wienerinnen und Wiener halten, indem Sie sich dann, wenn es konkret wird, eigentlich davon verabschieden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die ÖVP wiederum hat sogar öffentlich demonstriert, was Sie davon hält, die Bevölkerung in den Entscheidungsprozess einzubeziehen, nämlich gar nichts. Herr StR Norbert Walter etwa zerreißt vor laufender Kamera den Stimmzettel. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Skandal!) Ein symbolischer und vielsagender Akt. (GR Prof Harry Kopietz: Undemokratisch! – GR Siegi Lindenmayr: Unerhört!) Ein symbolischer und vielsagender Akt, denn damit haben Sie Folgendes demonstriert: Volkes Stimme ist für die ÖVP nichts wert. (Beifall bei der SPÖ.) Es ist Ihnen völlig egal, es interessiert Sie nicht, dass die Wienerinnen und Wiener mitreden und mitgestalten wollen. 
Aber es gibt ja noch weitere Beispiele. Auch die Frau StRin Leeb wiederum fordert Schülerinnen und Schüler auf, nicht an der Volksbefragung teilzunehmen. Gerade in einer Zeit, wo es auch die Aufgabe der Politik wäre, junge Menschen für Politik zu interessieren und auch zu begeistern, stellt sich die Frau Stadträtin hin und sagt: Bleibt daheim! Das ist ja eigentlich unfassbar. 

Und die Draufgabe war dann noch von der designierten Obfrau Marek, die ausrichten hat lassen: Machen wir eine Meinungsumfrage mit 500 Leuten, aber letztendlich finden wir, dass das Instrumentarium der direkten Demokratie unnötig ist. Das, meine sehr geehrten Damen und Herren von der ÖVP, lässt sehr tief blicken. 

Die FPÖ wiederum – und das wissen wir aus vielen Debatten – hat ja grundsätzlich ein Problem damit, wenn Menschen in die Entscheidungsprozesse einbezogen werden. Sie haben von Anfang an ein Problem mit dieser Befragung gehabt, weil Sie es ja waren, die mitverantwortlich sind, dass in der Zeit der blau-schwarzen Bundesregierung das Hausbesorgergesetz abgeschafft wurde. Sie hatten nämlich jetzt auch das Problem, dass Sie öffentlich haben einbekennen müssen, dass Sie mitverantwortlich sind am Desaster, das die blau-schwarze Bundesregierung hinterlassen hat, mitverantwortlich am Schaden, der dem Land, der der Stadt, aber auch den Menschen entstanden ist. Sie waren beteiligt – an Ihrer Stelle würde mir das Lachen wirklich vergehen – am größten Sozialabbau in der Geschichte dieses Landes, an der Zerschlagung der Polizeistruktur und sind damit natürlich auch mitverantwortlich an den Folgen der Kriminalitätsentwicklung. 

Und Sie haben auch ungeniert daran mitgewirkt, dass das Hausbesorgergesetz abgeschafft wurde. Sie haben damit, meine sehr geehrten Damen und Herren, in dieser Zeit den Mieterinnen und Mietern auch die Wahlmöglichkeit, von der Sie so gerne theoretisch philosophieren, genommen, damit die Menschen überhaupt die Entscheidung treffen können, ob sie Hausbesorger oder etwa Reinigungsfirmen haben wollen. Sie sind einfach über die Interessen der Bürgerinnen und Bürger drübergefahren. Aber jetzt haben die Wienerinnen und Wiener entschieden, dass es eben wieder Hausbesorger in den Wohnhausanlagen geben soll, und dieses Ergebnis sollten Sie auch zur Kenntnis nehmen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Der Redebeitrag des Kollegen Jung war allerdings auch eine unglaubliche Entgleisung insofern, als er aus Abhörprotokollen der Polizei (GR Mag Wolfgang Jung: Aus Parlamentsprotokollen!) – Sie haben von Abhörprotokollen der Polizei gesprochen (GR Mag Wolfgang Jung, einen Aktenordner in die Höhe haltend: Parlamentsprotokolle sind das!) –, aus Akten des parlamentarischen Untersuchungsausschusses zitiert hat, und das in einer öffentlichen Sitzung. Ich möchte daher Ihre fragwürdigen, rechtlich bedenklichen Methoden, aber vor allem auch Ihre Unterstellungen gegenüber dem Bürgermeister, dem Landtagspräsidenten und früheren Abgeordneten Gaal sowie ihre aberwitzigen Schlussfolgerungen deutlich und schärfstens zurückweisen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die intensive Information und Diskussion im Vorfeld der Volksbefragung war auch ein wichtiger Meinungsbildungsprozess, und dieser wurde von der Bevölkerung im Vorfeld auch eingefordert. Es wurde daher in der Tat über viele Wochen in der gesamten Stadt ausführlich über die gestellten Fragen diskutiert. Es waren nicht, wie Sie das hier so geringschätzig und diffamierend bezeichnet haben, „No-na-Fragen“, sondern es waren Fragen, die die Menschen bewegt haben und die auch zu entscheiden waren. Es waren aber auch Fragen, die in den Wirkungsbereich der Gemeinde gefallen sind, die in der Kompetenz der Stadt liegen. Auch wenn es die FPÖ und Kollege Schock nicht hören wollen, ist es so, dass es eben gesetzliche Bestimmungen gibt, die besagen, dass etwa über die Festsetzung einer Flächenwidmung eine Volksbefragung unzulässig ist. Sie brauchen nur in der Wiener Stadtverfassung die entsprechenden Bestimmungen nachzulesen, die die Modalitäten einer Volksbefragung klar regeln und auch eindeutig vorsehen, dass behördliche Angelegenheiten wie etwa die Festsetzung von Flächenwidmungs- und Bebauungsplänen nicht Gegenstand einer Volksbefragung sein können. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Verhalten der Opposition in den letzten Wochen war erbärmlich. Es war eigentlich unfassbar, wie Sie in den letzten Wochen mit dem Instrumentarium der Volksbefragung, der direkten Demokratie umgegangen sind und wie Sie auch die Volksbefragung selbst diffamiert haben, nur weil Sie die Menschen nicht fragen wollten. Das werden Ihnen aber die Wienerinnen und Wiener nicht vergessen. 

ÖVP, FPÖ und Grüne haben sich gemeinsam geoutet und sind gemeinsam gegen die Bevölkerung angetreten. Sie waren dagegen, dass die Wienerinnen und Wiener in den demokratischen Meinungsbildung- und Entscheidungsprozess einbezogen werden. Sie waren dagegen, dass die Meinung der Bevölkerung gehört wird. Sie waren dagegen, dass als Ergänzung zur repräsentativen Demokratie auch das Instrumentarium der direkten Demokratie ermöglicht wird. Sie waren auch dagegen, dass umfassend über die Volksbefragung informiert wird und haben das auch heute wieder mit den Kosten begründet. Aber schlussendlich ist es Ihnen darum gegangen, dass Sie keinen öffentlichen Diskurs über diese Fragen wollten. 

Und das unterscheidet uns ganz wesentlich. Denn wir stehen für Mitbestimmung und Partizipation. So wie Sie aufgetreten sind, stehen Sie für Überheblichkeit und Arroganz. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Diesen Vorwurf müssen Sie sich gefallen lassen, denn Sie haben in den letzten Wochen sehr viel Energie aufgewendet, die Volksbefragung schlechtzumachen, schlechtzureden, aufzurufen, nicht daran teilzunehmen, dann die Wahlbeteiligung zu kritisieren und nachher nicht einmal das Ergebnis anerkennen zu wollen. Das war eigentlich der Gipfel der Unverfrorenheit vorgestern in der Stadtwahlbehörde, nämlich die Kenntnisnahme des Abstimmungsergebnisses verweigern zu wollen, und zwar durch ÖVP und Grüne. Die FPÖ ist ja bei der Stadtwahlbehörde gar nicht erschienen (StR Johann Herzog: Wir haben keine Einladung bekommen!), aber Sie haben sich bei der Bevölkerung ja ohnehin bereits abgemeldet. Aber ich halte es für einen demokratiepolitischen Skandal, dass diese beiden Parteien, die anwesend waren, diese Ergebnisse der Volksbefragung nicht akzeptieren wollten, nicht zur Kenntnis nehmen wollten. Wir nehmen das Ergebnis natürlich ernst, haben dieses natürlich in der Stadtwahlbehörde auch zur Kenntnis genommen und wollen auf Grund des Votums der Bevölkerung diese Ergebnisse auch umsetzen. 

Die Grünen allerdings haben – nachdem der Kollege Margulies so ausführlich darauf eingegangen ist, möchte ich dazu auch noch Stellung nehmen – den Wienerinnen und Wienern, deren Wahlkarte vor dem 13. Februar 18 Uhr ausgefüllt wurde, was diese auch mit ihrer Unterschrift bestätigt haben, deren Wahlkarte aber nach dem 13. Februar, jedoch innerhalb der gesetzlich vorgesehenen Frist bei der Wahlbehörde eingelangt ist, Wahlbetrug, Missbrauch, Demokratiebetrug unterstellt. Und das ist eine ungeheuerliche Ignoranz gegenüber dem Votum der Bevölkerung, das zwar einer gewissen oppositionellen Wehleidigkeit und einem Beleidigtsein entspringen mag, aber das sind absurde Vorwürfe, die wirklich durch nichts zu belegen sind. Ich möchte Sie daher wirklich auffordern, das hier auch zu widerrufen. 

Frau StRin Frauenberger hat bereits in der Fragestunde darauf hingewiesen, dass die Wiener Briefwahlregelung der Bundesregelung der Nationalratswahlordnung entspricht und diese Bundesregelung auch von den Ländern umzusetzen ist, weil es auch darum geht, dass jenen Personen, die sich im Ausland befinden, die Möglichkeit gegeben sein soll, innerhalb dieser Frist die Wahlkarten zurückzusenden. Es entspricht aber auch – darauf haben Juristen hingewiesen – dem verfassungsrechtlichen Homogenitätsprinzip, dass ein Land eben keine Regelungen fassen kann, die enger sind als jene des Bundes. 

Daher fordere ich sie noch einmal auf, entweder Beweise für die ungeheuren Vorwürfe, die Sie heute hier wieder erhoben haben, auf den Tisch zu legen oder diese Vorwürfe mit dem Ausdruck des Bedauerns und der Entschuldigung zurückzuziehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich komme damit zum Schluss. Der Wiener SPÖ und Bgm Michael Häupl war und ist es ein wichtiges politisches Anliegen, die Wienerinnen und Wiener, die Betroffenen in den demokratischen Meinungs- und Entscheidungsbildungsprozess einzubeziehen und ihnen damit auch die Wahlmöglichkeit zu geben. Diesen Weg einer bürgernahen Politik, die Menschen nicht ausgrenzt, sondern Menschen einbezieht, werden wir auch in Zukunft fortsetzen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zu Wort gemeldet hat sich Herr GR Dr Tschirf. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich werde zu dieser verspäteten Faschingsdarbietung sonst nichts sagen, aber ein paar Dinge doch zurechtrücken. 

Erstens einmal ist es unrichtig, dass die Frau Staatssekretärin gegen direkte Demokratie auftritt. Das ist ja völliger Blödsinn, das wissen Sie ganz genau. In Wirklichkeit geht es eben darum, dass man ein Instrument der direkten Demokratie ernst nimmt und nicht als Wahlkampf-Gag, so wie Sie das jetzt getan haben, abtut. Das ist die Wahrheit. (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderäten der FPÖ.) 

Es gehört dazu, dass es nicht um Suggestivfragen geht, sondern darum, die Bürger ernst zunehmen. Das ist die Realität, nur damit können Sie sich nicht anfreunden, meine sehr geehrten Damen und Herren. 

Das Zweite: Das gilt genauso für diese absurden Beschuldigungen hinsichtlich unserer beiden Stadträte. Sie wissen ganz genau, dass diese darauf hingewiesen haben, dass es darum geht, dass man ernsthafte Fragen stellt und in ernsthafter Weise diskutiert. Aber das wollen Sie nicht. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Eines ist klar, und das können Sie mitnehmen: Es gibt einen, der an einer Diskussion über direkte Demokratie kein Interesse hat, das ist der Wiener Bürgermeister, denn der glänzt durch Abwesenheit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Dipl-Ing Margulies, ebenfalls zu einer tatsächlichen Berichtigung. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Ursprünglich war es eine, während der Rede von Christian Deutsch sind es mittlerweile, glaube ich, fünf oder sechs geworden. Deshalb in aller Kürze.

Das erste Unrichtige war: Während einer Volksbefragung dürfen keine Werbeständer aufgestellt werden. 

Verordnung des Magistrats der Stadt Wien betreffend Freihaltung des Stadtbildes, § 2: Maximal 1 100 mit fortlaufender Nummer gekennzeichnete Anlagen je wahlwerbender Partei, die ausschließlich der politischen Wahlwerbung vorbehalten sind, sind vom Verbot nach Abs 1 zu Wahlzeiten ausgenommen. Als Wahlzeit gilt jeweils bei der Wahl des Bundespräsidenten und bei den Wahlen zum Europäischen Parlament, zum Nationalrat, zum Gemeinderat, zu den Bezirksvertretungen der Zeitraum von fünf Wochen vor der Wahl bis zum Ablauf einer Woche nach dem Wahltag, sowie bei Volksabstimmungen nach bundes- und landesgesetzlichen Vorschriften der Zeitraum von fünf Wochen vor der Volksabstimmung bis zum Ablauf einer Woche nach der Abstimmung. Dasselbe gilt sinngemäß bei Volksbefragungen nach dem Wiener Volksbefragungsgesetz. 

Das steht im Übrigen seit 1980 drinnen, und als Landesgeschäftsführer der Sozialdemokratie sollte man so etwas wissen. (Beifall bei GRÜNEN, ÖVP und FPÖ.)
Ebenso unrichtig und zu korrigieren ist, dass die Stadtwahlbehörde darüber entscheidet, ob das Ergebnis inhaltlich akzeptiert wird oder nicht – darüber entscheidet jede Fraktion –, sondern sie entscheidet darüber, ob die sachliche Richtigkeit festgestellt werden kann. Und das konnten wir angesichts der Vorgänge rund um die Wahlkarten einfach nicht machen. Ich sage nicht einmal, dass es falsch ist, aber ich kann nicht garantieren, dass es richtig ist, wenn über 80 000 Wahlkarten mit einer Verspätung eingelangt sind. 

Jetzt kommen wir zum nächsten Punkt, lieber Christian Deutsch. Es ist auch falsch, dass ich gesagt hätte, alle 80 000 WienerInnen hätten ihre Wahlkarte verspätet abgegeben und verspätet gewählt. Nein! Ich sage, dieses System gibt die Möglichkeit, und ich kann es angesichts der vorliegenden Daten nicht ausschließen und es deutet auch einiges darauf hin, dass so mancher dies getan hat, ohne der großen Mehrheit dies unterstellen zu wollen. 

Ebenfalls falsch: Maria Vassilakou hat nicht gesagt, sagen wir die Volksabstimmung ab, mauscheln wir das aus, Maria Vassilakou hat gesagt, entwickeln wir gemeinsam die Fragen. Was hat die demokratiepolitisch absolut herrschende SPÖ getan? Sie hat gesagt: Nein, nicht gemeinsam, nur die Sozialdemokratie befragt auf Kosten der Stadt Wien die Bevölkerung und macht sich einen Werbe-Gag daraus. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Mag Jung zu einer tatsächlichen Berichtigung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Kollege Deutsch hat vorhin festgestellt, ich hätte aus Abhörprotokollen zitiert, und hat gemeint, dass das rechtlich fragwürdig wäre. 

Herr Kollege Deutsch! Wir haben gerade gehört, Sie haben Probleme mit dem sinnerfassenden Lesen, auch beim Zuhören offenkundig. Ich habe nicht aus Abhörprotokollen zitiert (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das haben Sie dreimal gesagt!) – Sie können noch so mit der Hand wacheln; es ist Ihnen gerade bewiesen worden, welchen Unsinn Sie geredet haben –, ich habe zitiert aus dem Untersuchungsausschussprotokoll des Parlaments zur Untersuchung von Abhör- und Beeinflussungsmaßnahmen, Protokoll der 15. Sitzung vom 25. November 2009. In diesem Protokoll sind Auszüge aus Abhörprotokollen zitiert. Dieses Protokoll ist für jeden von Ihnen, der es lesen will – und viele andere Protokolle auch noch – zugänglich. Das ist rechtlich einwandfrei und nichts anderes.

Ich habe auch nicht gesagt, der Kollege Kopietz ist mit dem 2 Millionen Koffer durchgegangen. Ich habe gesagt, hier wurde das behauptet, und es wäre eigentlich nicht schlecht, wenn man das – und das könnte man in einem Prozess – widerlegen würde. Nichts anderes, Herr Kollege Deutsch. Verdrehen Sie es nicht, schwächen Sie es aber auch nicht ab! 

Das ist nicht meine Erfindung. Gehen Sie zur Frau Präsidentin Prammer, die hat das ins Internet gestellt. Wenn Sie ein bisserl mehr lesen würden, hätten Sie sich das jetzt erspart. (Beifall bei der FPÖ. – Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Herr GR Baxant zu einer tatsächlichen Berichtigung.

GR Petr Baxant (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Klubobmann Tschirf hat behauptet, die Kollegin Leeb hätte eh nichts gegen die direkte Demokratie einzuwenden. 

Ich möchte hier und jetzt berichtigen und klarstellen: Ich bin mit der Frau Kollegin StRin Leeb in der Vienna Business School vor ungefähr 60 Schülern und Schülerinnen auf einem Podium gesessen. Wir haben unter anderem auch die Fragen der Volksbefragung diskutiert. Darauf sagte die Frau Stadträtin, die Volksbefragung sei nicht nur hinterfragenswert, sondern sie hat die Schüler und Schülerinnen ganz explizit dazu aufgerufen, nicht an dieser Volksbefragung teilzunehmen. 

Das ist ein demokratiepolitischer Skandal, und ich behaupte einmal, wer so etwas behauptet und möchte, dass junge Menschen nicht zu einer Volksbefragung gehen, hat natürlich und ganz klar ein Problem mit direkter Demokratie und damit, dass sich Menschen und junge Menschen demokratiepolitisch zu Wort melden. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau StRin Leeb zu einer tatsächlichen Berichtigung. (GR Christian Deutsch: Peinlich!)

StRin Ing Isabella Leeb: Herr GR Baxant! Und wenn Sie es 4 Mal sagen, wenn Sie es 20 oder 200 Mal sagen, es ist nicht wahr. Ich wurde gefragt, ob ich teilnehme, und ich habe gesagt, nein. 

Und wenn wir schon dabei sind: Sie haben dort vor 60 Schülern gesagt: Natürlich haben wir suggestive Fragen gestellt. (Lebhaft-ironische Rufe des Erstaunens bei ÖVP und FPÖ.) Jetzt frage ich Sie: Wo ist das Demokratieverständnis? (Beifall bei der ÖVP. – GR Mag Wolfgang Jung: Ein aufgelegter Elfer! – Lebhafte Rufe bei ÖVP, FPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich fahre fort in der Rednerliste mit der Wortmeldung des Herrn GR Dr Madejski. – Bitte schön. (Anhaltende Rufe und Unruhe im Saal, auch deshalb, weil GR Dr Herbert Madejski in einem Robin Hood Kostüm zum Rednerpult geht. – GR Prof Harry Kopietz: Jetzt kommt der Büttenredner Madejski!)

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur eingangs, bevor ich die Symbolik erkläre: Sieger sehen wirklich anders aus als die SPÖ, aber wirklich! Wenn ich mir die Wortmeldungen anhöre, ein Wahnsinn! (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Das Symbol des Robin Hood: Er ist gegen Unterdrückung, gegen Machtmissbrauch, gegen Willkür, er bietet Hilfestellung für die kleinen Leute, er ist für die Gerechtigkeit, er ist für die Einhaltung der Gesetze. 

Und folgende Situation in Wien hat sich nun ergeben, meine sehr geehrten Damen und Herren: Sie verstoßen gegen Gesetze, der Bürgerwille wird nicht beachtet, Verhältnismäßigkeiten werden nicht beachtet, überfallsartige Flächenwidmungen werden heute hier noch beschlossen. Ich bin daher der symbolische Robin Hood der Marillenalm, meine Damen und Herren. Das ist es! (Beifall bei der FPÖ. – Lebhafte Heiterkeit im gesamten Plenum.)
Aber dazu später, meine Damen und Herren, noch etwas später. Übrigens haben wir heute festgehalten: Die Welt ist Bühne, jeder ist Künstler, jeder kann sich selbst darstellen, jeder kann machen, was er will. Wir sind ja hier in einem Theatersaal, habe ich heute gehört. So arg ist es wirklich nicht, wir sind nicht in einem Theatersaal, und jetzt werde ich ernst. 

Der Herr Bürgermeister ist nicht hier, dabei wollte ich ihm jetzt schon einiges erklären und einiges erzählen zu der Volksbefragung, meine Damen und Herren.

Da fällt mir aber noch etwas ein zu den Postkästen. Ich weiß nicht, wer das war, der Kollege Deutsch, glaube ich, war das mit den Postkästen. Ich kann mich erinnern, dass die rote Post in Wien 60 Prozent der Postkästen weggeschafft hat. Da müssen die Leute heute kilometerlang rennen oder zum Hauptpostamt gehen, und Sie stellen nur für Ihre Volksbefragung welche auf. Hätten Sie sie installiert, hätten Sie sie der Post geschenkt, dann hätten die Bürger die Möglichkeit, ihre Briefe wieder dort einzuwerfen, wo sie sie vor einem Jahr noch einwerfen konnten, meine Damen und Herren. Das ist an sich auch sehr eigenartig, was Sie hier erzählt haben.

City-Maut, die Umfrage City-Maut: Drei Jahre lang – ich habe das recherchiert –, von 2007 an, haben der Herr Bürgermeister, der Herr StR Schicker und einige SPÖ-Abgeordnete 63 Meldungen abgegeben: Kommt nicht in Frage! Das bedeutet Nein, wenn man 21 Behandlungen durchsteht. Jetzt frage ich mich: Wieso stellen Sie überhaupt diese Frage nach der City-Maut, wenn Sie eh diese Meinung schon haben? Und korrekt haben Sie ja die Frage auch nicht gestellt. 

Wir sind gegen die City-Maut, aber wir sind sehr wohl für Fairness bei einer Fragestellung. Es kann nicht sein, dass Sie die Fragestellungen, egal, ob das jetzt uns oder wem anderen passt, so suggestiv formulieren, dass die Leute das dann eigentlich schon so ausfüllen oder in Ihren Sektionen ausfüllen müssen und das dann ins Postkastl geschmissen wird. Das ist so in Wirklichkeit sinnlos. Die Frage war unsinnig gestellt, sie war unvollständig und sie war falsch. 

Ganztagsschule: Bundessache. Meine Damen und Herren! Wie wollen Sie in Wien eine Ganztagsschule einführen, wenn in manchen Schulen Wiens in jedem Bezirk der Physiksaal als Turnsaal genützt wird, wenn die Sanitäreinrichtungen desolat sind, wenn es dort dreckig ist? Wie wollen Sie eine Ganztagsschule in diesen Schulen einrichten? Schauen Sie, dass die Infrastruktur funktioniert, dann können wir über die Ganztagsschule diskutieren, die sicher auch ihre Vorteile hat. Aber eine Frage zu stellen und dann zu sagen, das macht der Bund, wir können die Räumlichkeiten eh nicht zur Verfügung stellen (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wer sagt das?) – meine Damen und Herren, das ist skandalös. Note 5 für eure Fragestellung! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Wer sagt das? Wer sagt das?)
Hausbesorger, Hausbesorger, das Nächste. Der Herr Bürgermeister inseriert: Wir setzen durch: Hausbesorger. Na, nichts könnt ihr durchsetzen. Ihr sitzt jahrelang in der Koalition mit der ÖVP. Bis heute hättet ihr ein Gesetz für die Hausbesorger machen können. Das ist ja Ihre Möglichkeit. Sie haben es nicht geschafft. (GR Siegi Lindenmayr: Ihr habt es abgeschafft!) Ich sage dir auch, Herr Klubobmann, warum. Weil die Hausbesorgergewerkschaft der Stadt Wien und Wiener Wohnen diese Form der neuen Hausbesorger, die nur als Mediatoren und Glühlampenwechsler auftreten werden, gar nicht wollen, meine Damen und Herren. 

Und wenn schon von Kosten die Rede ist, dann hättet ihr bei allen Fragen auch den Kostenfaktor berücksichtigen müssen. Ihr hättet sagen müssen, was für Auswirkungen die Neueinstellung oder die neue Konzeption von Hausmeistern hat. Gibt es finanzielle Vorteile, gibt es finanzielle Nachteile, Betriebskosten und, und, und. Auch das ist nicht geschehen. Note 5 für euch!

24 Stunden U-Bahn. Na bitte, meine Damen und Herren! Erstens waren die Kosten falsch. Die 5 Millionen sind falsch. In Wien gibt es 45 Prozent der U-Bahn in Hochlage, es gibt aber nur in sehr wenigen Bereichen Schwellen, die in der Nacht zum Beispiel den Lärm der Züge dämpfen. Wenn man das alles umstellen würde – und das muss dann passieren, wenn die 24 Stunden kommen, sonst können die Leute am Gürtel, während die U6 Richtung Alterlaa-Siebenhirten fährt, gar nicht schlafen; das müsst ihr machen –, wenn das kommt, bin ich dafür, aber die Kostenwahrheit ist nicht gegeben. Es kommen nämlich zirka 7,5 Millionen EUR noch dazu, wenn man diese Sanierungsarbeiten durchführt. Auch hier habt ihr den Leuten nicht die Wahrheit gesagt. 

Hundeführschein. Spezialthema, nicht nur, weil ich selbst Hundebesitzer bin, ich habe mich damit wirklich beschäftigt. Wir haben eine wirklich super Homepage, die könnt ihr alle anschauen: „www.bravehunde.at”. Wir haben uns derartig vernetzt. Ich kann euch nur sagen, schaut euch das an. Das ist die einzig seriöse, die einzig unabhängige Plattform für Hundebesitzer, wo informiert wird über Hundeführschein, Tierschutzgesetz, Tierhaltegesetz. Schaut auch das an!

Das war ja überhaupt die ärgste Fragestellung. Das ist ja unglaublich. Da kommen Sie mit Rassen daher, in Wien mit zwölf Rassen, die angeblich Kampfhunde sind, in Niederösterreich sind es sieben. Was mache ich auf der Perchtoldsdorfer Straße, wenn ich mit meinem Hund spazieren gehe. Darf ich von Niederösterreich nach Wien gehen oder von Wien nach Niederösterreich? Brauche ich dort einen Hundeführschein, wenn ich über die Straße gehe zum Mann-Bäcker? Oder wie ist denn das? Ich verstehe das alles nicht. 

Und jetzt kommt der größte Fehler, den ihr macht. Und wenn ihr von der Sozialdemokratie diesen Fehler macht, dann garantiere ich euch etwas. Wenn ihr die Schäferhunde als Kampfhunde stigmatisiert (GR Erich Valentin: Vor allem die deutschen Schäferhunde!) – das ist unglaublich; dazu kommen noch weniger Doggen und Dobermänner –, dann garantiert die FPÖ und ich persönlich etwas, dann organisieren wir am Ring eine Demonstration mit den Leuten, mit den Haltern von Schäferhunden und auch noch anderen, mit den Kindern, und dann könnt ihr einmal ausprobieren, wie eure neue 2er-Linie beim Parlament vorbeifährt, ob die funktioniert oder nicht. Aber wenn ihr das macht, dann garantiere ich euch vor der Wahl eine ordentliche Demonstration, und ihr werdet auf die Nase fallen mit dem Hundeführschein. Das garantiere ich euch schon jetzt! (GRin Mag Marie Ringler: Na, hallo!)

Meine Damen und Herren! Volksbefragung generell: Volksbefragungen sind ja modern bei der SPÖ. Im Burgenland gibt es so eine Ausländervolksbefragung vom Niessl; die kann man durchaus als Ausländervolksbefragung titulieren. Es gab zwar jetzt eine Bürgerbefragung, aber der Herr Landeshauptmann Niessl glaubt ja, sich hier noch Kleingeld abholen zu können. 

Übrigens gibt es eine neue Plattform „Unser Burgenland ist anders", von der Resetarits-Familie angefangen bis zum evangelischen Bischof, die sagen: So kann es ja nicht sein! Das sind keine Leute von uns, die sind auch nicht von der ÖVP wahrscheinlich, sondern das sind Leute von Ihnen, die sagen, so etwas braucht man nicht mehr durchzuführen. Aber das ist Ihr Problem. 

Und jetzt komme ich zu der repräsentativen Demokratie – der Herr Gerstl hat dieses Wort von der repräsentativen Demokratie heute in den Mund genommen; na selbstverständlich –, und jetzt komme ich zu einem Beispiel im Bezirk Meidling. Der Bezirk Meidling hat zirka 50 000 Wähler und fast 86 000 Einwohner. Wenn dem so ist, Kollege Gerstl von der ÖVP, wenn dem so ist, dass Sie die repräsentative Demokratie so hochhalten – ich halte sie hoch, aber bei Ihnen mache ich mir Sorgen –, wenn das wirklich so ist, dann repräsentiert der Bezirk, wenn er einstimmig etwas beschließt, genau diese Bewohner, ob sie jetzt schon wahlberechtigt sind oder nicht, das es heißt, insgesamt zirka 90 000 Menschen. Und denen wollen Sie nicht die Möglichkeit geben, über ein Projekt, wo der Naturschutz ruiniert wird, wo ein Hotel geplant wird, abzustimmen, ob der Bezirk oder die Leute das wollen oder nicht. Das hat nichts mit repräsentativer Demokratie zu tun, Herr Kollege Gerstl, Kollegen von der ÖVP und der SPÖ, das ist Willkür, das ist reine Willkür. 

Noch dazu hat der Bezirk einen Beharrungsbeschluss gefasst. Das kommt ja ganz selten vor. Einstimmig! Alle Fraktionen wollen diese Volksbefragung, die Anrainerbefragung in diesem Bereich. Das ist abgelehnt worden. Wird heute auch nicht mehr kommen. Wir kommen noch zu einem eigenen Tagesordnungspunkt. 

Meine Damen und Herren! Als sicheres Zeichen, und das wollte ich demonstrieren: Volksbefragung auf der einen Seite, wenn mir etwas passt, wenn das Thema passt, wenn ich Suggestivfragen stellen kann, da wird es gemacht. Demokratiepolitisch bedenklich. Wenn es aber wirklich um eine Volksabstimmung geht, um eine Anrainerbefragung über ein Projekt, wo wirklich tausende Quadratmeter ruiniert werden, da gibt es plötzlich keine Volksbefragung. Ja, wo ist denn hier die Verhältnismäßigkeit, meine Damen und Herren? 

Und daher komme ich noch einmal dazu: Meidling braucht symbolisch – und jetzt komme ich wieder zum Anfang – eben einen, der wie Robin Hood damals für die Leute eingetreten ist, und daher sage ich noch einmal: Meidling braucht den Robin Hood der Marillenalm, und als dieser werde ich kämpfen gegen diese Verbauung der Marillenalm, meine Damen und Herren, und Sie können sicher sein, wir werden den einen oder anderen Teilerfolg noch haben. 

Aber, meine Damen und Herren, was passiert dort jetzt? Ganz kurz. Heute widmen wir um, und Sie tauschen dann die Grundstücke. Na, bisher haben Sie ja zwei relativ wertlose Grundstücke getauscht: Natur, Natur. Ab heute Nachmittag oder am Abend, keine Ahnung, tauschen Sie ja bereits einen mit einem Flächenwidmungsplan belegten Grund mit 5,5 Millionen gegen wertlosen Grund. Das ist wirklich unglaublich, ihr hättet ja warten können. (GR Alfred Hoch: Kuhhandel!) Es ist keine Frage, es deutet alles auf einen Kuhhandel hin. 

Und jetzt noch die Rolle der Magistratsdienststellen dazu: 

Die MA 19 hat sich textlich verbogen – das kennen inzwischen eh schon alle, ich will nicht darauf eingehen –, wie man das argumentieren kann, dass das Hotel einen öffentlichen Zweck erfüllt. Natürlich ist es ein wirtschaftlicher und kein öffentlicher. 

Die MA 69 ist bis heute nicht in der Lage, einen Vertrag zu entwerfen mit der ÖVP oder der PolAk oder den Wiener Volksheimen, mit wem auch immer, in dem die Auflagen drinnen stehen, wie das in Zukunft ausschaut für dieses Grundstück. Das können sie nicht. Also ich kenne keinen Entwurf, es werden vielleicht Geheimverhandlungen geführt. Die Opposition, so weit ich weiß, kennt diese Texte oder diesen Entwurf nicht. 

Der Verkehr ist nicht geregelt. Das einzige, was geregelt ist: Es wird wahrscheinlich diese Linksabbiegespur nicht geben, weil das sogar für die Stadt Wien zu desaströs geendet hätte. Wie dann der Verkehr läuft, das wird eine andere Sache sein. 

Und die MA 22, meine Damen und Herren, die spielt überhaupt eine ganz eigenartige Rolle. Die MA 22, die ja eigentlich am Naturschutz interessiert sein müsste, schreibt am 10. August 2009 an den Herrn StR Schicker einen über drei Seiten langen Brief, und ich zitiere nur ganz wenige Worte, ganz wenige Worte, die unglaublich sind. Wie man überhaupt so etwas schreiben kann, so etwas schriftlich festhalten kann, verstehe ich nicht, aber bitte. 

„Ein naturschutzbehördliches Genehmigungsverfahren für ein Hotel mit Chance auf ein positives Ergebnis können wir nur dann abwickeln," – da ist schon der Gedanke dahinter –, „wenn die Prüfung der Auswirkungen auf Landschaftshaushalt und Erholungswirksamkeit zu keiner wesentlichen Beeinträchtigung des Landschaftsschutzgebietes führt. Das ist nur möglich, wenn ..." – da werden einige Punkte angeführt, das sind genau die, die jetzt im Text stehen; und am Schluss steht –: „Nur unter diesen Voraussetzungen lässt sich argumentieren," – nämlich von der MA 22 – „dass der Eingriff in das Landschaftsschutzgebiet vertretbar ist."

Das ist ja unglaublich. Die Dienststelle, die verantwortlich ist für den Naturschutz, kommt daher und empfiehlt eigentlich, wie man es so macht, damit sie nicht mehr verantwortlich ist. 

Und jetzt kommt noch etwas ganz Interessantes: „Unter Berücksichtigung der Gebäudehöhen" – gemeint ist das Hotel – „im angrenzenden Baumbestand müssen die Begrenzungen der Zimmeranzahl nicht unbedingt mit 95 getroffen werden." 

„Nicht unbedingt" - was heißt denn das? Ihr könnt es größer bauen! Die MA 22 für Naturschutz empfiehlt, dass man dort das Hotel noch größer plant, das ist ja wirklich unglaublich! Wir werden uns im Ausschuss darüber unterhalten müssen, wie das zustande gekommen ist.

Aber jetzt kommt das Highlight am Schluss dieses Briefes. Der ganze Fragenkomplex erinnert an die Diskussion in den 70er Jahren um eine Bebauung des Altmannsdorfer Schlossparks, das ist ja euch allen von der SPÖ bekannt. Auch damals ist es gelungen, die Baukörper von Renner-Institut und Gartenhotel an den Rand des Parks, an die Hoffingergasse, zu verschieben.

Meine Damen und Herren! Wir wissen jetzt, wie es gelaufen ist. Das haben wir nun schwarz auf weiß. Es ist wirklich unglaublich, und mir ist ja alles weggeblieben, als ich es gelesen habe.

Meine Damen und Herren! Abschließend: Sie kennen alle die Geschichte von Robin Hood und wissen, wie sie geendet hat. Sie kennen den Ausgang: Es war ein Desaster für den Sheriff von Nottingham, für den Ersatzkönig, für seine Statthalter!

Meine Damen und Herren! Es müssen die Gesetze in Wien wieder das gelten, was drinsteht, formal richtigerweise - darüber haben wir heute schon diskutiert -, auch was die Volksbefragung betrifft. Die Bürger müssen wieder ernst genommen werden in unserer Stadt. Echte Volksbefragungen zu wirklich wichtigen Themen müssen abgehalten werden.

Meine Damen und Herren! Die Chancen, dass sich die Geschichte des Robin Hoods und des Sheriffs von Nottingham wiederholt, gibt es am Wahltag in Wien. Ich hoffe, die Geschichte endet so wie in der Historie! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Ich lasse nun einen Beschlussantrag der ÖVP betreffend bedarfsgerechten Ausbau an Ganztagsschulen abstimmen. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier stelle ich die Zustimmung von allen vier Fraktionen fest, der Antrag ist einstimmig angenommen.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich bekannt, dass es folgende schriftliche Anfragen gibt: fünf vom Klub der Freiheitlichen, zwei vom Grünen Klub und acht vom ÖVP-Klub.

Von den GRen Mag Gerald Ebinger und Mag Wolfgang Jung wurde eine Anfrage an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft betreffend „Gruppensex in der Secession" gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der Dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der Dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern folgende Anträge eingelangt: vier des grünen Klubs und vier des ÖVP-Klubs. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenates zu den Postnummern 8, 9, 14, 15, 18 bis 21, 23, 24, 26, 27, 30, 31, 35, 36, 38, 41, 42, 47 und 49 bis 52 gelten gemäß § 26 der Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn der Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre gemäß § 26 der Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderates gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 17 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Die Postnummern 56, 17, 16, 22, 25, 28, 29, 45, 46, 48, 53, 1, 2, 3, 4, 5, 6, 7, 11, 12, 10, 13, 39, 40, 43, 44, 32, 33, 34, 37, 54 und 55 gelangen in dieser Reihenfolge zur Verhandlung.

Wir kommen nun zur Postnummer 56 der Tagesordnung: Wahl eines Schriftführers.

Zunächst ist über die Art der Abstimmung zu entscheiden. Gemäß der Wiener Stadtverfassung sind Wahlen mittels Stimmzettel vorzunehmen, wenn der Gemeinderat nicht mit Zweidrittelmehrheit anderes beschließt. Ich schlage vor, die vorgesehene Wahl durch Erheben der Hand vorzunehmen. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderates, die mit meinem Vorschlag einverstanden sind, um ein Zeichen mit der Hand. - Mein Vorschlag ist einstimmig angenommen.

Herr GR Petr Baxant hat seine Funktion als Schriftführer zurückgelegt. Der entsprechende Wahlvorschlag der Sozialdemokratischen Fraktion lautet auf Herrn GR Ing Christian Peterka.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die diesem Vorschlag ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Wir kommen nunmehr zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand Postnummer 17: Aufstellung und Ausstattung von Mobilklassen im 14. Bezirk. Berichterstatterin ist Frau GRin Mag Kato. Ich bitte sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Kato: Danke schön. - Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. - Bitte.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Zu diesem Poststück, zu diesem Schwerpunkt möchte ich einmal vorausschicken, dass es seitens der SPÖ auch sehr mutig ist, dass sie dieses Thema als Schwerpunktgegenstand vorgeschlagen hat. Es handelt sich nämlich um die Einführung von Containerklassen als Ersatz für Schulklassen, als Ersatz für Schulgebäude. 

Wir müssen in den letzten Jahren immer mehr feststellen, dass diese Containerklassen mittlerweile schon eine fixe Funktion von Schulklassen und Schulgebäuden übernommen haben und dass das Ganze eben nicht mehr ein Provisorium ist, sondern zunehmend zu den fixen Bestandteilen zählt. Man kann diese Containerklassen mit Baucontainern vergleichen, und das ist auch symptomatisch für diese Baustelle Bildungspolitik und Baustelle Schulpolitik in Wien. 

Vor einem Jahr ist in der „Presse" gestanden, man erhält den Eindruck von Käfighaltung; das hat, glaube ich, Frau Kollegin Jerusalem gesagt, und ich kann ihr nur vollkommen recht geben. Es geht heute wieder um die Aufstellung und Ausstattung von Mobilklassen im 14. Bezirk, es sollen sechs Container aufgestellt werden. 

Letztes Jahr haben wir Container im 10., 11., 14. und 23. Bezirk beschlossen. Es handelt sich nicht mehr um Ausnahmen oder Notlösungen, sondern eben immer mehr um einen fixen Bestandteil der Schulpolitik und einen fixen Bestandteil der Raumplanung. Man kann durchaus feststellen, dass die SPÖ anscheinend kein strategisches Schulplanungskonzept und Raumplanungskonzept in der Bildungspolitik hat und so eines bisher auch nicht vorgelegt hat. Denn mittlerweile sind mehr als 4 000 Schüler in solchen Containern untergebracht und werden dort tagtäglich unterrichtet. Es gibt, glaube ich, sogar Schulen, die nur aus Containern bestehen, nicht wenige. 

Als Ausnahme sind wir mit solchen Containerklassen durchaus d'accord, aber als Dauerlösung sind wir jedenfalls dagegen. Deswegen lehnen wir dieses systematische und jahrzehntelange Stehenlassen von Containern ab.

Frau Kollegin Jerusalem hat vor einem Jahr ganz richtig gesagt: Natürlich ist die Schulklasse auch ein Lebensraum, der Lernraum der Schüler, sie verbringen eigentlich das halbe Leben, kann man sagen, oder ein Drittel des Lebens in diesen Schulklassen. Wenn man dann sagt, man bringt die Schüler in Containern unter, so mutet das seltsam an, und es stellt sich schon die Frage, ob das nicht eher menschenverachtend ist. 

Wenn man jetzt die Linken, die Grünen und die Roten, damit konfrontieren würde, zum Beispiel Asylanten oder Schubhäftlinge in Containern unterzubringen oder Häftlinge in Containern unterzubringen, dann wäre der Aufschrei wahrscheinlich sehr groß. Sie würden Lichtermeere, Lichterketten veranstalten, sie würden demonstrieren gehen, sie würden Randale und Lichterketten veranstalten. Aber bei Schülern ist das anscheinend vollkommen egal. Da geht es zwar um die Zukunft unserer Gesellschaft, das sind unsere Kinder, aber wo Sie einerseits bei anderen Beispielen demonstrieren gehen würden, stimmen Sie hier einfach zu und scheinen dieses Konzept in Wien auch noch auszubauen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist eben eine völlig verfehlte Politik hier in Wien, die Bildungspolitik, die Baustelle Bildung, eine völlig verfehlte Planungspolitik, was die Schulräume betrifft. Sie handeln immer erst dann, wenn es zu spät ist. Das hat man auch gemerkt, als die Decken der Schulklassen den Kindern fast schon auf den Kopf gefallen sind. Dann haben Sie schnell Budgets hergezaubert - es ist viel zu wenig -, und jetzt eben diese Containerklassen. Man sieht eine völlige Konzeptlosigkeit der SPÖ-Wien, und wir lehnen diesen Akt ab. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Jerusalem ist zum Wort gemeldet. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Mein Vorredner hat gerade von einer verfehlten Planungspolitik gesprochen. Ich befürchte, das ist das Optimistischste, was man dazu sagen kann. Mein Eindruck ist vielmehr der, dass nicht geplant wird, sondern dass gerade bei der Schulpolitik die Dinge passieren. Da wird improvisiert, und dann sieht man: aha, dort braucht man noch einen Platz, da braucht man noch einen Platz oder dort, und dann stellt man eben irgendwelche Container auf. 

Auch ich bedauere es zutiefst, dass man jetzt sagt, das ist Teil der Politik und Teil der Planung, und dass es nicht mehr heißt, Container werden dort aufgestellt, wo vorübergehend mehr Raum gebraucht wird, um eine Spitze abzudecken, sondern dass es nunmehr heißt, die Container werden aufgestellt, weil wir sie brauchen, weil der Bedarf an Plätzen größer geworden ist, auch durch das Ziel, mehr ganztägige Angebote zu machen. Ich halte das für eine falsche Politik und hätte auch gerne, dass wir uns von dieser wieder entfernen. 

Ich möchte auch - nicht, weil dabei das Zuhören so rasend spannend ist, sondern damit es im Protokoll vorkommt - einen kleinen Überblick darüber geben, was derzeit in Wien an Containern aufgestellt ist. Denn dadurch wird sehr drastisch vor Augen geführt, was sich da eigentlich tut.

Es stehen in Wien derzeit 177 Container. Würden in allen diesen Containern Klassen untergebracht sein, würde das 4 425 Kindern entsprechen, wenn man 25 Kinder pro Klasse der Rechnung zugrunde legt. Jetzt weiß ich schon, nicht in allen Containern sind wirklich Klassenräume untergebracht, sondern es gibt auch Container, die als Werkräume oder allgemeine Räume zur Verfügung gestellt werden.

Nun ein Überblick: Im 10. Bezirk stehen seit Langem an eins, zwei, drei, vier, fünf Standorten Container. Im 11. Bezirk stehen an sieben Standorten Container, wobei man dazusagen muss, dass im 10. Bezirk zwei Schulen zur Gänze aus Containern bestehen - das sind überhaupt Containerschulen - und es auch im 11. Bezirk eine Containerschule gibt. Im 12. Bezirk sind zwei Standorte betroffen, einer davon ist auch zur Gänze eine Containerschule. 13. Bezirk: zwei Standorte. Im 14. Bezirk - oh, da muss ich überhaupt zählen - sind es fünf Standorte. Im 15., im 19. und im 21. Bezirk sind es auch fünf Standorte. Im 22. Bezirk sind es vier und im 23. drei.

Wir haben auch im Jahr 2009 vier Standorte beschlossen, an denen wieder Container dazugestellt worden sind. Heute beschließen wir einen weiteren Standort, an dem erneut Container aufgestellt werden. Es kommen zwei alte weg und sechs neue hinzu. 

Die Eltern sind in der Regel nicht darüber begeistert. Von den Kindern einer Schule habe ich sogar große Begeisterung gehört - das möchte ich auch gleich dazusagen -, denn sie haben gesagt: Unsere Lehrerin ist zu faul, sich Schuhe und Mantel anzuziehen, dadurch sehen wir sie selten, und das begrüßen wir sehr. Das ist natürlich auch ein Argument, die freuen sich, dass sie unter weniger Kontrolle leiden müssen. Insgesamt bin ich aber eindeutig der Meinung, dass es für die Kinder ein großer Nachteil ist, in Containern untergebracht zu sein, schon deshalb, weil sie ja zum Beispiel nicht in den Genuss von großen Pausenräumen kommen, keine Bewegungsräume haben und die Beengtheit eine wirklich sehr, sehr große ist. 

Ich weiß, es ist weit gegriffen, wenn man dann zu dem Ausdruck „Käfighaltung" greift. Aber im Grunde genommen ist es genau das, was so störend ist, und ist es genau das, was einem so aufstößt; es ist einfach schiach. Es gibt ja einige unter uns, die sich für ihre Kinder oder ihre Enkelkinder in den nächsten Jahren auf Schulsuche befinden, und die Vorstellung, dass ein Kind dann vielleicht wirklich vier Jahre in einem solchen Container verbringt, ist keine schöne.

Ich möchte daher in diesem Zusammenhang einen Antrag einbringen, der sich konkret auf die Diesterweggasse bezieht und der da lautet, dass diese Container nicht länger als drei Jahre stehen sollen. Die Volksschule Diesterweggasse soll baulich derart erweitert werden, dass für alle Kinder eine qualitativ hochwertige Nachmittagsbetreuung ermöglicht wird. 

Ich stelle diesen Antrag jetzt einmal sehr konkret auf die Diesterweggasse hin, weil dort eine bauliche Erweiterung möglich wäre, die Nachfrage sicher nie mehr sinken wird, sondern eher auch in den nächsten Jahren eine steigende sein wird, da wir ja mehr Nachmittagsplätze benötigen, und weil ich der Meinung bin, man sollte das gleich jetzt angehen, eine Planung in Angriff nehmen und schauen, dass diese Schule erweitert wird. 

In formeller Hinsicht beantrage ich da die Zuweisung. Ich hoffe, dass wir im Ausschuss auch inhaltlich eine sehr qualitätsvolle Auseinandersetzung darüber führen können.

Ich möchte, nachdem ja nunmehr die Würfel für Ganztagsschulen gefallen sind, auch dazu einige Worte sagen. Ich bin sehr froh, dass das Suggestivfragen waren und dass auch Herr GR Baxant das als Suggestivfragen bezeichnet hat. Denn wären das keine Suggestivfragen, würden Sie ja zugeben, dass Sie schulpolitisch inkompetent sind. Das würde ja unterstellen, Sie wissen nicht, dass es einen ganztägigen Bedarf gibt, was ich jetzt doch nicht annehmen will. Ich weiß, Sie wissen es, ich weiß, Sie wollen Anstrengungen unternehmen, dass es mehr ganztägige Angebote gibt, und Wien braucht das auch dringend. 

Aber ich möchte jetzt Ihr Augenmerk auch auf jene Eltern lenken, die als ganztägige Lösung eine Kombination aus Schule und Hort gewählt haben. Da gibt es ja sehr viele Eltern, und diese Eltern haben vermehrt das Problem, dass bei der Schuleinschreibung unklar ist, wer dann die Kinder von der Schule zum Hort bringt. Oder die Eltern haben das Problem, dass ihre Kinder bereits in eine Schule gehen und es auch einen Hort gibt, aber wer führt die Kinder zu diesem Hort? Oder es gibt Eltern, die in ihrem Bezirk für ihren Erstklassler auf der Suche sind und überhaupt nicht dazu in der Lage sind, eine zusammenpassende Schule und einen Hort zu finden. Wir haben das schon einige Male besprochen, dafür muss es eine Lösung geben, und zwar rasch!

Ich möchte daher auch aus E-Mails zitieren, die ich bekommen habe und die Sie auch bekommen haben. Das heißt, die Probleme sind ja nicht nur mir, sondern auch Ihnen bekannt. Die Frauen haben gesagt, man kann sie durchaus zitieren. Interessanterweise sind es ja immer die Frauen, die dann mit dem Problem konfrontiert sind. 

Die eine schreibt hier: Weil es keine Begleitung gibt von Schule zum Hort, so muss unsere sechsjährige Tochter auf ihrem zirka 20-minütigen Weg zum Hort zwei große Straßen mit Ampel, zwei Straßen mit Zebrastreifen und vier Straßen ohne Zebrastreifen überqueren, und das, obwohl klar ist, dass Kinder ein so vorausblickendes Gefahrenbewusstsein ja gar nicht haben. 

Die Frau hat ihr Kind in der Julius-Meinl-Gasse, und der Hort befindet sich in der Rosenackerstraße. Jeder kann sich also anschauen, wie das in etwa geht. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich habe beides besucht!) Bitte? (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich war in beiden, in der Schule und im Hort! - GR Heinz Vettermann: Er hat es geschafft! - Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ich war in beiden!) Ja, okay. 

Ich glaube also nicht, dass diese Mütter aus Jux und Tollerei blöde Mails in der Gegend herumschicken, sondern dass sie das Problem tatsächlich haben. Die eine schreibt auch, dass der Hort auf freiwilliger Basis die Kinder eine Zeit lang abgeholt hat. Aber das endet jetzt im Februar, und ab jetzt ist dieses Problem ein ganz großes. 

Herr Stadtrat, Sie schütteln dauernd den Kopf. Es würde mich sehr freuen, wenn Sie recht haben und die Kinder begleitet werden. Aber die Frauen haben jetzt das Problem. Sie haben auch schon öfter an Sie geschrieben. Es ist bisher noch keine Antwort gekommen. Ich denke, sie wird dann kommen. 

Eine Mitarbeiterin des Büros hat gefragt, ob das Kind kein Handy hat. Das sind ja keine zulässigen Fragen! Aber wie auch immer, ich erwarte, dass die Stadt Wien dieses Problem löst. Denn die Eltern sind nicht dazu in der Lage, zu Mittag an ihrem Arbeitsplatz alles fallen und liegen zu lassen und wegzugehen, um die Kinder von der Schule zum Hort zu bringen. Das ist unmöglich! Auch das ist eine ganztägige Betreuungsform, und da bedarf es einer Lösung. Ich habe daher folgenden Beschlussantrag eingebracht, und auch den möchte ich im Ausschuss besprechen:

„Der Gemeinderat fordert den Herrn amtsführenden Stadtrat für Bildung, Jugend, Information und Sport auf, dafür Sorge zu tragen, dass die Betreuungslücke zwischen Schule und Hort durch Maßnahmen der Stadt Wien geschlossen wird. Abhängig von Entfernung und Gefährlichkeit des Weges sowie dem Alter der Kinder soll für eine Begleitung der Kinder durch eine erwachsene Person gesorgt werden. 

In formeller Hinsicht beantrage ich ebenfalls die Zuweisung."

Das ist nicht lustig. Wirklich, für die Mütter ist das ein schwerwiegendes Problem, und wahrscheinlich auch für die Väter, wenngleich vielleicht weniger realitätsnah für die Väter. Aber ich fordere für diese Familien eine rasche, eine umgehende Lösung des Problems. Die Verantwortung muss bei der Stadt liegen. Das ist eine Variante der ganztägigen Schulform - Punkt. 

Einen letzten Punkt möchte ich heute ansprechen, und zwar in aller Kürze. Wenn die Schulen in Wien zunehmend ganztägig werden, dann ist überhaupt nicht mehr einzusehen, wieso eigentlich der Besuch des Kindergartens, zum Glück und zur Freude aller, kostenlos geworden ist, aber die Schule jetzt etwas kostet. Da sollte man den nächsten Schritt setzen, auch die Schule wieder kostenfrei machen und nicht ein verstecktes Schulgeld einheben. Daher mein für heute letzter Beschlussantrag:

„Der Gemeinderat beschließt, dass die Nachmittagsbetreuung von Schülerinnen und Schülern in Horten, Offenen Schulen, Ganztagsschulen, Lern- und Freizeitklubs von Tagesheimschulen ab sofort kostenlos angeboten wird. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrages."

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Sie haben uns in den letzten Jahren sehr oft erzählt, dass die häufig schlimme Lage der Wiener Schulen großteils dem Bund anzulasten ist - damals war es die Gehrer -, dass die Nichteinführung der Gesamtschule alles blockiert und dass das die Schwachstellen des Systems sind. 

Es stimmt, das Nichteinführen der Gesamtschule ist eine Schwachstelle. Aber das sollte Sie nicht daran hindern, die Wien-eigenen, die ureigensten Schwachstellen, die die Stadt Wien selbst auftut - meiner Meinung nach durch jahrzehntelang verabsäumte Planung -, jetzt einmal zu beseitigen. 

Dass man 35 Jahre, nachdem es möglich geworden ist, Ganztagsschulen zu führen, plötzlich draufkommt, dass es noch immer nicht ausreichend Plätze gibt, und dann die Leute befragt - was hätten Sie denn eigentlich gemacht, wenn diese Volksbefragung mit einem Nein zu den Ganztagsschulen ausgegangen wäre?! Der Herr Bürgermeister hat immer gesagt: „Das ist bindend; was die Leute wollen, machen wir!" Na, hätten Sie dann keine Ganztagsschulen gemacht? Das ist eine politische Entscheidung, die man zu treffen hat, das ist doch nichts, was man davon abhängig macht, wie viele Leute da zustimmen! Noch dazu wurden die Leute gar nicht ausreichend informiert, das ist ja alles nicht in der Form dabeigestanden. 

Seien Sie mir also nicht böse: Ich orte in diesem Wiener Schulsystem einen Mangel an Planung, der sich gewaschen hat! Jetzt weiß ich, Herr Stadtrat, Sie sind erst kurz in dieser Funktion, ich kann Ihnen das jetzt nicht vorwerfen. Aber trotzdem wird Wien einen Zahn zulegen müssen, wenn es ein erträgliches Schulsystem in Wien werden soll. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Berichterstatterin! 

Ich möchte wieder ein bisschen mehr auf den Akt selbst zurückgekommen, und zwar auf die Diesterweggasse im 14. Bezirk, wo wir ja wissen, dass dies eine Offene Schule ist - das heißt, es gibt eine Tagesbetreuung. Dass dort Platznot herrscht und räumliche Erweiterungen erfolgen müssen, steht außer Frage. Die Erweiterung erfolgt aber nicht in der Weise, dass Klassenräume erweitert werden, sondern es ist wieder ein Aufstellen von Containern der Fall. Wir wissen auch - wie wir von meinen Vorrednern schon gehört haben -, dass es sich hier um keinen Einzelfall handelt, sondern ein weiterer Fall ist, wo Containerklassen aufgestellt werden. 

Es müsste Ihnen eigentlich seit Jahren bekannt sein, dass Bedarf an Klassenräumen besteht, und dass auch ein Ausbau dieser notwendig ist. Man sieht wieder, dass statt Einlösung von Versprechen, die von Ihrer Seite gekommen sind - damals eben von VBgmin Laska -, und zwar, dass Containerklassen verringert werden sollen, passiert genau das Gegenteil: Es werden mehr aufgestellt, und es werden keine abgebaut. 

Ich hoffe, dass Ihnen schon bewusst ist, dass wir in Zukunft einen höheren Bedarf an Klassenräumen und an Räumlichkeiten für Kinder haben werden. Ich frage mich nur, wie Sie in Zukunft die Nachmittagsbetreuung ausführen wollen. In den Containern wollen Sie dann den Kindern auch vermitteln, dass der Raum, der Container oder Pavillon, wie Sie das so gerne nennen, dann besteht und sie ihre Freizeit darin verbringen dürfen? Ich glaube nicht, dass das eine wirkliche Lösung für die Kinder ist. 

Dass diese Container eine Notlösung sind, wie Sie immer sagen, glaube ich auch nicht, weil es keine Notlösung ist, sondern es ist - wie wir auch schon von meinen Vorrednern gehört haben - anscheinend ein fixer Bestandteil in dieser Stadt. Diesen fixen Bestandteil, also diese Notlösung, wie Sie da immer wieder sagen, gibt es schon seit 1971, das sind fast 39 Jahre. Ich glaube, es ist jetzt endlich an der Zeit, dass Sie damit aufhören, Container aufzustellen und die Kinder darin lernen zu lassen, sondern dass Sie eine moderne Freizeitpolitik und eine Betreuungsphilosophie in dieser Stadt einführen. 

Wir haben in den letzten zwei Jahren - ich habe es nur kurz zusammengerechnet - 12,2 Millionen EUR für diese Art des Schulausbaus ausgegeben. Es ist in über 70 Prozent aller Wiener Schulen kein räumliches Angebot von ganztägigen Betreuungen möglich. Wir fordern jetzt noch einmal von Ihnen diesen schon lange und auch schon auf Anträgen eingebrachten Schulentwicklungsplan. 

Diesen möchte ich jetzt gerne noch einmal zusammenfassen, und vielleicht kann man sich doch in der SPÖ durchringen und uns die konkreten Ziele für die Errichtung neuer Schulstandorte mitteilen: genaue Anforderungsprofile für die infrastrukturelle Ausstattung, das heißt, Größe von Klassen, Ausstattung mit Sporteinrichtungen et cetera für alle Wiener Schulstandorte, eine vorausschauende Planung für die Weiterverwendung baulich veralteter Schulgebäude - das kam auch schon sehr oft von meiner Kollegin Jerusalem -, eine genaue Berechnung hinsichtlich der erforderlichen finanziellen Mittel für die Errichtung neuer Schulstandorte. 

Wenn ich jetzt wieder zusammenrechne, wie viel schon in diesem Ausschuss an Geldern für Werbung und somit für Ihr Ego ausgegeben wurde, komme ich auf 3,7 Millionen EUR nur in diesem einzigen Ausschuss. Wenn ich diese 3,7 Millionen wieder hineinrechnen würde in das, was für Schulausbauten und Räumlichkeiten verwendet werden kann, wäre das ein ganz anderer Weg. 

Dann wollen wir eine genaue Berechnung hinsichtlich der erforderlichen finanziellen Mittel für die Errichtung neuer Schulstandorte. Ich denke, wir sollten die Container als Schulen nicht als Lösung sehen. Es ist auch keine nachhaltige, vorausschauende Politik, die Sie da machen. Insofern möchte ich auch gleich den GRÜNEN sagen: Ihrem Antrag wollen wir, weil Sie auf Zuweisung gehen, auf alle Fälle zustimmen. Es freut mich sehr, dass auch Sie sich dieses Mal gegen die Containerklassen aussprechen. 

Ich möchte jetzt noch zwei weitere Anträge einbringen. 

Hier geht es auch um ein entsprechendes Konzept für ein flächendeckendes Angebot an Musikschulen und Sportmöglichkeiten im Rahmen der Realisierung eines flächendeckenden Angebots an Ganztagsschulen. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. 

Einen zweiten Antrag bringe ich mit meinen Kolleginnen Karin Praniess-Kastner und Monika Riha ein. Hier geht es um die Erweiterung des Kontingents an integrativen Kindergartenplätzen durch die Gemeinde Wien. Auch hier wollen wir die Zuweisung des Antrags an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangen. - Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. - Bitte.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zu den VorrednerInnen, die ein bisschen geschwankt haben zwischen Akt und allgemeinen Betrachtungen, was ja bei der Schwerpunktthemensetzung klar ist und von mir auch durchaus erwartet wurde; zum Kollegen Gudenus: Dass er hier einfach nur andere oppositionelle Politikerinnen zitiert, zeigt, dass er von sich aus einmal gar nichts überlegt hat. 

Man muss hier auch sagen, dass gerade die Container, die wir zum Beispiel in diesem Akt besprechen, also diese neuen Container, nicht umsonst teilweise mit „Pavillons", mit „mobile Klassen" bezeichnet werden. Ich habe aber auch nichts dagegen, wenn wir in einer Rede öfters „Container" sagen, weil es ja auch keine Schande ist, wenn man sagt, wie es gebaut ist und woher es kommt. 

Die Frage ist: Ist es groß genug? Wie ist es aufgebaut? Es gibt genügend Schallschutz, es ist der Brandschutz berücksichtigt, es sind die Normgrößen berücksichtigt, es ist alles berücksichtigt. Das heißt, in dem Sinn kann man dieser Polemik natürlich nicht nachgeben, weil sie einfach nicht stimmt. Und dass die Eltern das nicht wollen, stimmt natürlich ebenfalls nicht. Ich werde da im Lauf meiner Rede auch einiges an Beispielen bringen. 

Eines der Beispiele, die ich immer wieder bringe, ist, dass es gerade im 11. Bezirk zwei Schulen gibt. Eine ist schön ummauert, nur mit ganz normalen Klassen, die hat ein bisschen ein Problem bei den Schülerzahlen, und die daneben liegende, sich selbst „Gartenschule" nennende, in Containerbauweise errichtete, ist überlaufen. Dort müssen sie Kinder wegschicken, weil sie die Eltern dort anmelden wollen - und nicht fliehen, sondern wollen -, aber sie kommen nicht rein! Das einmal zur Qualität und dazu, wie Eltern das zumindest ganz verschieden wahrnehmen, denn dort gäbe es ja die Möglichkeit, sich entsprechend bei der anderen Schule in Gehweite anzumelden.

Natürlich, wenn man sagt, ist das die Ausnahme, ist das die Regel?, na, weder noch! Die Schulen werden renoviert, wir bauen auch neue Schulen, das alles ist ja bekannt und beschlossen. Wir stellen die Mittel zur Verfügung, wir sagen, wann welche Schule wie renoviert wird, gemeinsam mit den Bezirken, wir sagen, wo zum Beispiel Campusschulen auch neu gebaut werden. Daher kann man nicht sagen: Ihr habt damit aufgehört. Ganz im Gegenteil, dort werden ja die räumlichen Voraussetzungen für ganztägige und auch ganztägig verschränkte Formen, wie wir das haben wollen, gegeben sein. Das heißt, so einfach kann man es sich auf keinen Fall machen.

Bei unserem gegenständlichen Aktenstück geht es eigentlich um die Nachmittagsbetreuung, die mehr Raum braucht, zum Beispiel eine Singschule, die dort untergebracht werden soll. Wie ist es überhaupt zu diesem Wunsch gekommen? Das ist ein Wunsch des Schulgemeinschaftsausschusses, also der Lehrerinnen und Lehrer plus der Eltern dort in der Schule, die sich das gewünscht haben, und wir realisieren diesen Wunsch der Eltern mit - nur um zu zeigen, wie es dazu kommt. 

Ich meine, auch zu den ÖVP-Anträgen gesagt, den einen haben wir ja mit angenommen, der sozusagen zur Mitteilung da war, weil ich finde, im Großen und Ganzen hat er das noch einmal niedergeschrieben, was wir ja machen wollen und was wir auch bei der Volksbefragung abgefragt haben. Da muss man sich zwar auch fragen: Hat es einen Sinn, dass man das immer wieder neu beschließt? Ich bin da immer skeptisch, dass wir etwas, was ohnehin vorgesehen ist, noch einmal beschließen. Aber soll so sein, weil es ja eine Selbstbindung ist, die wir sowieso von uns aus haben wollten. 

Bei dem Antrag, dass man sagt, packen wir gleich alles hinein, apropos ganztägig, also alle Singschulen, Musikschulen, Sport und, und, und, machen wir einmal so eine Latte - gerade jetzt, wo es zur Realisierung kommt, ist das meiner Ansicht nach eher entsprechend unseriös. Natürlich werden die neuen Schulen so gebaut werden, dass diese Möglichkeiten gegeben sind. 

Ich meine, ich bin da eigentlich ein Feind der schwarzen Scheinheiligkeit, die da uns oder der Mehrheit im Haus immer vorwirft, dass wir hier Containerklassen fordern. Im 13. Bezirk, gemeinsam mit der ÖVP, werden aber zum Beispiel Container für einen Kindergarten gefordert. Also was jetzt, ist es dort eine Käfighaltung, ist das abzulehnen oder nicht? Dort wollen Sie es, dort fordern Sie es; wir machen es im 14., und es passt wieder nicht! (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Diese Debatte ist doch ganz interessant. Wenn man sich die Debatte anschaut, ist da auch gefragt worden: Wieso habt ihr das überhaupt abgefragt, das hättet ihr sowieso wissen können! Erstens einmal wurde nach der beschränkten Form gefragt, die uns ja pädagogisch ein Anliegen ist. Zweitens stimmt es, es wurde auch von allem Anfang an gesagt, dass die SPÖ eine dezidierte Meinung dazu hat: bei den HausbesorgerInnen, wo es, wenn man so will, Parteibeschlüsse gegeben hat, plus bei der Ganztagsschule. Da waren wir eben optimistisch, dass man das Ringen um die Herzen und Hirne auch gewinnen kann. 

Dass es aber ohne Widerspruch geht, stimmt sicher nicht. Sie werden ja auch die „Zwangstagsschule"-Aussendungen noch im Kopf haben. Auch bei der Debatte hat sich, nebenbei gesagt, der Katholische Familienverband gemeldet, aber nicht positiv, indem er gesagt hätte, das wäre eine „No-na-Frage“, sondern er hat gesagt: Nein, geht hin und stimmt dort mit Nein mit, aber so, dass dann niemand dagegen war und ohnehin alles ganz klar war. Das war eben eine Frage, die debattiert und auch entschieden wurde. Ich meine, dass gerade der Katholische Familienverband das gemacht hat, finde ich böse. 

Aber apropos scheinheilig: Interessant ist, dass die allermeisten katholischen Schulen immer schon ganztägig geführt worden sind und deshalb auch einen interessanten Zulauf hatten, weil sie sozusagen das Angebot hatten, noch vor den öffentlichen Schulen, dass aber dieses Erfolgsrezept bei den öffentlichen Schulen vom Katholischen Familienverband merkwürdig scheel angesehen wird. Die katholischen Schulen haben das von alters her gehabt und denken auch nicht daran, es zu ändern, aus guten inhaltlichen Gründen, wie ich glaube. Da bin ich mit den Schulen zwar einer Meinung, aber das wollte ich einfach nur bemerken, weil mir aufgefallen ist, dass gerade diese Gruppe sich hier auch inhaltlich gemeldet hat. 

Zur Kollegin Anger-Koch sei nur gesagt, dass man gerade bei dem vorliegenden Akt sieht, dass keine einzige Klasse in den neuen Containern untergebracht wird, sondern dass es ausschließlich um die Nachmittagsbetreuung geht, wofür es zusätzlichen Raum geben soll, weil man diese ausweiten will. Es geht darum, dass die Singschule einen neuen Raum bekommt. Es gibt natürlich auch jetzt im Moment eine qualitativ hochwertige Nachmittagsbetreuung, und in Zukunft kann es nur besser funktionieren, deshalb machen wir es. 

Wir werden dieser Zuweisung trotzdem zustimmen, weil man die Debatte vom Ansatz her natürlich trotzdem führen muss, über den Anlassfall hinaus. Nur weil ich glaube, dass es dort eine qualitativ gute Nachmittagsbetreuung gibt, will ich es wiederum nicht ablehnen. Ich würde auch empfehlen, dass wir einer Debatte im Sinne der Zuweisung zustimmen, wollte es aber trotzdem auch erwähnt haben.

Natürlich gibt es da keine Ratlosigkeit, und es ist auch kein neues Konzept, sondern manchmal passt es eben, und manchmal passt es nicht. Wir nehmen manches Mal Container weg, ein anderes Mal nicht. Manchmal kommen sie an einen anderen Standort. Manchmal wünschen es sich die Eltern und die Lehrer, indem sie sagen: Wir haben uns schon so daran gewöhnt, nehmt uns den Raum nicht weg, auch wenn wir genügend Klassenräume haben! Auch das kommt häufig vor. Warum sollen wir da sagen, nein, der Opposition passt es nicht, und wir reißen ihnen den Container weg, weil wir etwas dazugebaut haben? Ich meine, das wäre auch eine merkwürdige Vorgangsweise. 

Nebenbei sei auch noch eines gesagt, weil man immer sagt, wie gibt es das, dass dort auch immer mehr Schüler sind und dort nicht, wisst ihr nicht, wo die Schüler sind? Natürlich, dort, wo es neue Besiedlung gibt, baut Wien ja auch entsprechende Schulen. Eine einzige Sache, für die ich aber bin, ist natürlich die, dass die Eltern ja auch entscheiden können, wo sie die Kinder hingeben. Hast du eine absolute Regelschule, wo du das Kind nur in die Sprengelschule geben kann, dann kannst du leicht planen. Ich weiß nur nicht, ob das die ÖVP oder die GRÜNEN wollen. Ich hatte immer den Eindruck: Nein.

Hast du aber eine Wahlfreiheit der Eltern, wirst du hier natürlich Spitzen und Überraschungen erleben, worauf du entsprechend flexibel und schnell reagieren musst. Das tun wir, und dass das recht flexibel und schnell auch in Containerform passiert, kann ja niemand wundern. Ich bin froh, dass wir diese Möglichkeit haben, weil wir sonst sagen müssten: Nein, der Platz ist aus, gehen Sie auf eine Sprengelschule! Das würde die Eltern, glaube ich, auch nicht freuen. 

Und dementsprechend, nur um auch da einmal eine Antwort zu geben, wenn man sagt, wie gibt es das, dass da einmal mehr Schüler sind als geplant. Na, weil es eben nicht zu hundert Prozent planbar ist und du nur weißt, wo neu gebaut wird und wo die Menschen wohnen, aber nicht genau die Anmeldeströme kennst. 

So wie ich da gegen die schwarze Scheinheiligkeit bin, bin ich auch gegen diese grüne Maßlosigkeit, die das dann gleich auch verwenden will, um überhaupt alles, was gut und teuer ist, zu fordern. Sozusagen: Okay, wenn es schon diskutiert wird, habe ich dann noch 37 andere Punkte, die ich hineinpacken will! Das wäre zwar oppositionell verständlich, aber in dem Sinn auch nicht wirklich seriös. Daher werden wir diesem einen Antrag auch nicht zustimmen können. 

Ich habe das mit der Gartenschule im 11. Bezirk schon erwähnt. Es ist eben eine Polemik, wenn man sagt, das erinnert an eine Käfighaltung, weil viele Eltern und viele Kinder es durchaus auch wollen, auch wenn das eine Beispiel, das Sie jetzt zitiert haben, das du zitiert hast, sicher auch stimmt, dass du nämlich gesagt hast, die Lehrerin kommt nicht. Es gibt überhaupt immer ein breites Motivationsbündel, warum wer wofür ist. Aber solange es diese Elternrechte gibt, sollten wir, so wie in diesem vorliegenden Akt, das auch irgendwie akzeptieren können und entsprechend vorgehen.

Keiner hat behauptet, dass es eine neue Art der Politik ist, dass man sagt, okay, unser vordringliches Ziel ist es, alles mit Containern abzudecken. Das wird sicher nicht der Fall sein. Wir bauen neu, wir renovieren mit Hochdruck, und dort, wo es notwendig und/oder auch gewünscht ist, wird es weiter Container geben. Das heißt, es ist jetzt nicht auf Container abgestellt, sondern es ist darauf abgestellt, dass es einen Neubau gibt, dass gebaut wird, dass auch renoviert wird und dass dort, wo es gewünscht wird oder eben notwendig wird, auch das eine oder andere mit Containern passiert.

Jetzt zu den Anträgen kommend: Den einen habe ich schon behandelt. Auch die Sache mit dem Hort müssen wir länger diskutieren und daher die Zuweisung einmal annehmen, weil die Diskussion ja geführt werden soll. Ich sage nur, es gibt schon seit sehr langer Zeit, oder zumindest, solange ich im Haus bin und mich dafür interessiere, die Regelung, dass es HortpädagogInnen gibt, die gemeinsam mit den Kindern das auch entsprechend einüben, üblicherweise bis Weihnachten. Nachher kennen und können die Kinder den Weg, und es ist eigentlich bisher noch nie in irgendeiner Form schwierig gewesen. 

Dem einen Zwischenruf des Herrn Stadtrats habe ich entnommen, dass er in den gleichen Kindergarten gegangen ist, also dürfte es diese Regelung vielleicht schon länger geben und diese Praxis sich schon sehr bewährt haben, sodass es die allermeisten Kinder bei den allermeisten Schulen zumindest schaffen. Daher sehe ich jetzt auch nicht wirklich einen absoluten Handlungsbedarf. Aber schauen wir einmal, vielleicht fällt uns noch das eine oder andere ein. Der Zuweisung werden wir also zustimmen. 

Ich wollte das nur erwähnen, damit nicht übrig bleibt, wir sind da vollkommen ratlos, und es gibt nichts in Wien, das ist sozusagen ein freies Spiel der Kräfte, wie sich die Kinder da durchschlagen können. - Nein, so ist es nicht! Es gibt eine klare Vorgangsweise, die langjährig erprobt ist und bisher eigentlich in allen Fällen erfolgreich war.

Dass das mit der gemeinsamen Schule tatsächlich nicht an uns scheitert, nämlich bei uns in Wien, ist ja evident, weil man sieht, wie sehr wir darum kämpfen, dass wir diese ganzen Höchstbegrenzungen wegbekommen, was die Neue Mittelschule betrifft, weil auch wir in Wien diese 10 Prozent natürlich leicht überschreiten könnten und das österreichweit ja ebenfalls diskutiert wird. Es ist ein Erfolgsmodell, dementsprechend werden wir das auch voranbringen. 

Bei den ganztägigen Formen gibt es ja tatsächlich Verschiedenes. Sie haben den Hort angesprochen, dann gibt es die Offenen Schulen, und es wird jetzt verstärkt die aus meiner Sicht durchaus pädagogisch wertvollste Form, nämlich diese verschränkte Form der Ganztagsschule, geben. Mich freut es, dass wir dazu auch einen politischen Auftrag der Bevölkerung haben. Im Interesse der Eltern und der Kinder in Wien werden wir das jetzt entsprechend umsetzen, und es wird für beide Gruppen gut sein. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Frau GRin Jerusalem hat sich noch einmal zum Wort gemeldet. Ihre Restredezeit beträgt 22 Minuten. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Danke, das freut mich natürlich, beim Schwerpunktthema kann ich mich jetzt über alles auslassen. - Nein, das mache ich natürlich nicht! Ich möchte nur noch einmal etwas auf den Punkt bringen, von dem ich glaube, dass es vielleicht untergegangen ist. 

Die GRÜNEN sagen Ja zu Containern, wo es um vorübergehende Lösungen geht, wo akut Bedarf da ist. Deswegen - und jetzt auch in Richtung ÖVP gesagt - stimmen wir dem Antrag zu. Ich weiß, es wäre der Diesterweggasse nicht genug, wenn wir jetzt dagegen stimmen. Die brauchen den Platz, die wollen das haben, das sollen sie kriegen. Das Einzige, was ich sage, ist, das ist nicht der Standort, wo man à la longue mit Containern planen soll, denn hier ist ein wunderbarer großer Zubau möglich, der es dann tatsächlich auch ermöglichen würde, dass alle Kinder dieser Schule eine Nachmittagsbetreuung bekommen. 

Das ist so ein Standort, und gerade an diesem Standort - deswegen bezieht sich ja mein Antrag jetzt einmal auf genau den Standort - bin ich der Meinung, ja, Container jetzt als Übergangslösung, aber gleich zu planen beginnen und aus dieser Schule eine ganztätige Schule machen! Dann kann man sogar überlegen, ob man dort nicht den Standort für eine Ganztagsschule macht. Die Diesterweggasse würde sich dafür eignen, und wenn jetzt damit begonnen wird, darüber nachzudenken - es soll ja im Jahr 2011 genannt werden, wo die ersten Ganztagsschulen stehen -, dann behaupte ich jetzt einmal, die Diesterweggasse wäre ein Standort, den man sich diesbezüglich anschauen sollte und müsste.

Die andere Geschichte, dass es tatsächlich mobile Schulen, wirklich mobile Schulen gibt, wo die Leute zufrieden sind, ist wieder eine andere, weil da ja die ganze Schule so konzipiert ist. Die Unzufriedenheit ist bei den Eltern meistens dann gegeben, wenn ich ein Schulgebäude habe, dann passen nicht alle hinein, und dann pflanze ich zwei Container daneben hin - oft sind es auch schon ältere -, wo wirklich zwei Klassenräume untergebracht sind. Das ist dann sehr unbefriedigend, sowohl für die Eltern der betroffenen Kinder als auch für die Kinder selbst. 

Also müsste man jetzt wirklich hergehen und sagen, erstes Ziel: nur vorübergehend. Und zweites Ziel: Schauen wir uns jeden Standort an, was wir dort machen können. Das ist das, was ich kritisiere, mein Eindruck ist, es wird schon sehr viel improvisiert und eingespart und nicht sehr großzügig mit der Sache umgegangen. Da ist es mein Anliegen, dass man sich das vielleicht in den kommenden Jahren, wenn es um einen Umbau in Richtung Ganztägigkeit geht, anders anschaut als bisher. 

Das war es auch schon - keine 22 Minuten! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. - Sie verzichtet. Damit kommen wir sofort zur Abstimmung. 

Wer für die Post ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ und den GRÜNEN fest, damit ist der Antrag mehrstimmig angenommen.

Ich komme nun zur Abstimmung der Beschlussanträge, zunächst jener drei der GRÜNEN. 

Der erste Antrag betrifft Mobilklassen für die Volksschule Diesterweggasse. Hier wird die Zuweisung des Antrages gewünscht. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Der nächste Antrag betrifft den Weg von der Schule zum Hort. Auch hier ist die Zuweisung beantragt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die einstimmige Zustimmung, damit gibt es eine Zuweisung dieses Antrags. 

Ich komme nun zum Antrag auf kostenlose ganztägige Betreuung der Schülerinnen und Schüler an Wiener Pflichtschulen. Hier wird die sofortige Abstimmung begehrt. Wer dafür ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Ich komme nun zu den beiden Anträgen der ÖVP. 

Der erste betrifft die Erstellung eines Konzepts für ein flächendeckendes Angebot an Musikschulen und Sportmöglichkeiten im Rahmen der Realisierung eines flächendeckenden Angebotes an Ganztagsschulen. Es ist die sofortige Abstimmung beantragt. Wer für diesen Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dafür sind die ÖVP, die FPÖ und die GRÜNEN, der Antrag hat somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft die Erweiterung des Kontingents an integrativen Kindergartenplätzen durch die Gemeinde Wien. Hier ist die Zuweisung beantragt. Wer für die Zuweisung ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 16 der Tagesordnung: Subvention an den Verein Kinderhaus Hofmühlgasse. Berichterstatter ist Herr GR Baxant. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Jerusalem. - Bitte.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Das Kinderhaus Hofmühlgasse beantragt eine Förderung von 68 768 EUR und bekommt 65 000 EUR. Ich denke mir, man sollte dem Kinderhaus die beantragten Mittel zugute kommen lassen. Mein Antrag lautet daher ganz simpel: 

„Der Gemeinderat beschließt, dass dem Kinderhaus Hofmühlgasse die Förderung in der angesuchten Höhe von 68 768 EUR zuerkannt wird. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages."

Ich bitte um Zustimmung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bin davon überzeugt, dass die im Subventionsantrag stehende Summe von 65 000 EUR ausreicht, um die wichtige Arbeit des Kinderhauses in der Hofmühlgasse weiterzuführen, und bitte um Zustimmung zu dem Antrag. - Danke.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für den Antrag des Berichterstatters ist, bitte ich um Zeichen mit der Hand. - Es gibt die Zustimmung von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, der Antrag hat die erforderliche Mehrheit. 

Ich komme nun zur Abstimmung über den Antrag der GRÜNEN betreffend Kinderhaus Hofmühlgasse. Wer für den Antrag ist, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Hier gibt es die Zustimmung von ÖVP und GRÜNEN, der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir gelangen zur Postnummer 22: Sachkredit für Zuweisungen an die Bezirke für Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Projekt „fair play team - Kommunikation und Vermittlung im öffentlichen Raum". Herr GR Vettermann ist der Berichterstatter. Ich bitte ihn, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Ich bitte um Zustimmung zum eben einreferierten Aktenstück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. - Bitte.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir können ja beinahe in jeder oder jeder zweiten Gemeinderatssitzung erleben, dass in dieser Stadt neue Sicherheits- und Ordnungstruppen unterschiedlicher Art installiert werden, mit unterschiedlicher Bekleidung und g'schmackigen Namen.

Auf der anderen Seite wird von der SPÖ immer behauptet, es gibt diese Sicherheits- und Ordnungsprobleme, wie sie geortet werden, überhaupt nicht, und es bestünde kein Bedarf an einer einzigen, nämlich wirklich günstigen und richtigen Lösung: Das wäre ein einheitlicher Wachkörper, der diese Sicherheits- und Ordnungsdienste in dieser Stadt übernimmt, Stadtwache, Sicherheitswache, wie immer man sie bezeichnen will, vielleicht fällt Ihnen ja auch ein anderer Name ein. Das wäre jedenfalls das einzig Sinnvolle um diese zersplitterten Gruppen, die sich um Teile der öffentlichen Ordnung und der öffentlichen Sicherheit kümmern sollen und offensichtlich ein Angebot im Wahljahr an die Wähler darstellen, dass man doch zur Kenntnis nimmt - wenngleich eben sehr halbherzig -, dass es zu Unsicherheit, zu Verschmutzung und zu Beschwerden kommt, die den öffentlichen Raum oder Institutionen betreffen. 

Das nun fast schon zwanzigste Team in diesem Spiel ist das „fair play team“, das sich in den Abendstunden der Probleme in den Wiener Parkanlagen annehmen soll. Hat man von Problemen in den Parkanlagen gesprochen, haben Sie ja immer gemeint, die gibt es nicht. Sind Parkwächter oder geschlossene Parkanlagen verlangt worden, haben Sie gemeint, es ist nicht notwendig, dass die eine oder andere Parkanlage über Nacht gesperrt wird. Bis es dazu gekommen ist, war das also oft ein harter Kampf, und es hat eben eine lange Vorlaufzeit gehabt, in der es immer wieder zu unangenehmen Dingen gekommen ist, zu Einschnitten in der Sicherheit der Parkbesucher oder auch zu Krawallen, die dann vor allem die Anrainer belästigt haben.

Nun haben wir ein neues Team, das „fair play team“, das sich also doch in den späten Abendstunden und in den Nachtstunden um die Sicherheit, die Ruhe, die Ordnung in den Wiener Parkanlagen auf Abruf der Bezirke kümmern soll. Wir werden dem Antrag natürlich nicht zustimmen, weil wir nach wie vor felsenfest davon überzeugt sind, und vielleicht - Sie sind ja schon in manchen Dingen nach einem, zwei oder mehreren Jahren draufgekommen, dass es sinnvoll ist, und haben es dann doch eingeführt, ich sage nur kostenloser Kindergarten, da wurden, ich weiß nicht, zig Anträge der Opposition immer abgelehnt, und er wurde dann trotzdem eingesetzt, die SPÖ ist ja doch ein bisschen lernfähig - könnte es doch sein, dass Sie zu der Einsicht kommen - ein bisschen Zeit haben wir ja noch bis zur Wahl -, dass ein einheitlicher Körper für die Sicherheit und Ordnung in Wien, und zwar ein von der Stadt installierter Wach-, Sicherheits- und Ordnungskörper, endlich notwendig ist. 

Bis dahin wissen wir nicht, was wir noch zu erwarten haben. Wenn Sie heute die Medien verfolgen, dann hören wir schon jetzt die Rufe der Polizei, die Sie ja wieder einsetzen wollen und müssen, wenn es etwa um die Überwachung der längeren Fahrzeiten der U-Bahn geht, um die längeren Betriebszeiten der U-Bahn geht, oder auch um die Kontrolle und Überwachung des Hundeführscheins. All das soll die Polizei machen, und man bürdet ihr damit weitere Aufgaben auf oder ordnet ihr weitere Aufgaben zu, die nicht im Kern Polizeiaufgaben sind. 

Daher wäre es dringend notwendig, die Polizei, abgesehen natürlich von der Aufstockung, die wir ja schon lange befürworten und fordern, auch von Aufgaben zu entlasten, die durch einen städtischen Wach- und Ordnungskörper genauso gut ausgeführt werden können.

Aber wir haben ja nicht nur dieses Problemfeld in den Parkanlagen, sondern es gibt ja auch eine Reihe anderer Dinge. Vielleicht darf ich Ihnen noch ein paar Vorschläge bis zur Wahl machen: Wir könnten etwa noch „Dog Watcher“ einsetzen, um das Thema Hundeführschein zu kontrollieren oder - Sie haben es ja gerne ganz lustig – „Wau-Wau“, wobei man das erste „Wau“ mit einem W schreiben und dann ein „Wau“ hintendran geben könnte.

Wo haben wir denn noch Probleme, wo Sie ja auch sagen, hier muss was geschehen? Das ist etwa die Nichteinhaltung der Ladenschlusszeiten in Wien. Wir wissen, viele Geschäfte haben, auch wenn sie kein Gastrobetrieb sind, rund um die Uhr offen, so wie es ihnen passt. Hütten stehen vor der Tür, die Ausräumungen blockieren den Gehsteig, es ist Betrieb, es wird zugefahren. Vielleicht könnte man da die Truppe der „Shopserver“ - zusammengesetzt aus Shop und Observer mit einem weichen b und einem harten p und das Ganze unter Klammer gehalten, so könnte ich es mir vorstellen - einsetzen?

Wir haben das Problemfeld der Radfahrer. Hier brauchen wir eine Truppe schneller, starker Radfahrer. Die könnte man vielleicht die „Bike-Reiter" nennen. 

Wir haben Probleme im Schulbereich. Hier wäre vielleicht eine „Schul-Force“ anzudenken. Das ist jetzt mit einem Augenzwinkern zu sehen. 

Bevor Sie mit diesem Stückelwerk an Truppen, an Kapperln, an Jackerln weitermachen, schaffen Sie in Wien bitte endlich einen einheitlichen Wach- und Sicherheitsdienst! Das ist notwendig! Hier ist das Geld gut angelegt. Hier gibt es dann keine verschiedenen Einrichtungen, die alle für sich Geld beanspruchen. Es ist auch wesentlich wirtschaftlicher. Es ist besser zu administrieren. Die Menschen kennen sich aus. Es gibt einen Wachkörper, den man erkennt, und nicht unterschiedlich färbige Jackerln und Kapperln! Lassen Sie dieses Sammelsurium und diesen Salat an SPÖ-Ordnungstruppen endlich auf, weil wenn Sie das nicht schaffen, dann, glaube ich, müsste man wirklich noch einen einzigen zusätzlichen Wachkörper beantragen, und das wäre eine „SPÖ Control“. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik und ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zum Teil teile ich die Kritik der Kollegin Matiasek an der Kapperl- und Jackerlwut beziehungsweise -vielfalt in dieser Stadt. Nur komme ich zu einem anderen Schluss als den, wir brauchen einen einheitlichen zusätzlichen Wachkörper, denn ich stelle mir überhaupt die Frage: Brauchen wir das? In diesem Fall glaube ich, dass es gut gemeint, aber doch zu übertrieben ist, denn jetzt zwei Menschen in den Park zu schicken, die dann hier 5 Monate von 17 bis 24 Uhr was auch immer machen, also „Kommunikation und Vermittlung im öffentlichen Raum“ wie es so schön in der Projektbeschreibung heißt, da frage ich mich wirklich: Brauchen wir das? Wäre das Geld für die Jugendbetreuung anderwärtig nicht besser eingesetzt als hier zwei Menschen mit Kapperln und Jackerln, wie auch immer die dann ausschauen sollen, in die Parks zu schicken?

Jetzt glaube ich schon, dass die Bezirke, die das bisher auch genützt haben - und es wird im Akt ja darauf Bezug genommen, dass es bis jetzt in vier Bezirken äußerst erfolgreich gelaufen ist. Wie erfolgreich das gelaufen ist, entzieht sich meiner Kenntnis, weil es ja auch hier aus diesen Bezirken nicht ganz so gleichlautende Meinungen gibt. Aber ich glaube nicht, dass es Sinn macht, das auf alle Bezirke jetzt auszudehnen. Ich glaube, dass auf jeden Bezirk ein unterschiedliches Bedürfnis zukommt und es unterschiedliche Problemlagen gibt. Vielleicht ist es für die Bezirke 10 und 11 zum Beispiel eine Möglichkeit, in dieser Zeit hier dieses „fair play team“ auf die Straße beziehungsweise in die Parks zu schicken, aber für andere Bezirke auch nicht. Und soweit ich mich erkundigt habe, ist die Begeisterung bei den Bezirken auf dieses Angebot der Stadt doch eher nicht so großartig, würde ich jetzt einmal sagen. Es haben schon einige Bezirke beschlossen, dass sie dieses Geld, diese Form der „Park-Watcher“ nicht in Anspruch nehmen werden und ich glaube, dass das zurecht so ist, denn die Bezirksvertretungen wissen zum Teil ganz genau, wo ihre Probleme sind und wie diesen Problemen am besten auch entgegengetreten werden kann beziehungsweise was sie auch brauchen würden.

Spricht man jetzt mit den Vereinen oder den Menschen in den Vereinen der Kinder- und Jugendarbeit, die das dann ja auch in den unterschiedlichsten Organisationen machen können sollen, so sagen die auch: Na ja, warum brauchen wir das eigentlich jetzt? Eigentlich haben wir in den Parks jetzt noch nicht so viele Probleme festgestellt, dass wir zusätzlich am Abend zwei Leute durch die Gegend schicken. Also es ist offensichtlich hier gut gemeint, geht aber an den Bedürfnissen der Vereine, aber auch der Bezirke vielleicht vorbei. Und ich frage mich schon, wieso jetzt zu dieser Zeit, jetzt gerade in diesem Jahr diese nächste „Watch-Truppe“ in die Parks geschickt wird? Vielleicht hängt das auch damit zusammen, dass diese Hausordnungsgeschichte, die der Herr Bürgermeister überall plakatiert hat, vielleicht ein Teil dessen ist. Ich nehme an, es ist Wahlkampf und es ist ja auch nicht so wenig Geld.

Und ich habe das schon im Ausschuss gesagt: Auch wenn die Stadt Wien hier für dieses Projekt Gelder übernimmt, falls sich ein Bezirk dazu entschließt, so ist das Geld, das die jeweiligen Bezirke aus ihren Budgetmitteln dafür beschließen sollen, doch sehr, sehr happig und wir wissen alle, wie die finanzielle Situation der Bezirke ist. Es ist ja hier nicht das erste Mal die Rede davon, dass wir Bezirke haben, die nicht so mit Geld gesegnet sind und es viel zu viele Ausgaben gibt, die auf die Bezirke zukommen und das jetzt wieder etwas ist, was noch dazu kommt. Wie ich schon gesagt habe, ich glaube, dass die Bezirke die Mittel, die sie für die Jugendarbeit, für die Jugendbetreuung ausgeben wollen und können, selber definieren können sollen und nicht jetzt dann auch noch Gelder für das „fair play team“ binden.

Ich habe auch schon im Ausschuss erwähnt, dass der personelle Rahmen und auch die Mindestanforderungen an die Personen, die da dann diese Arbeit machen sollen, hinterfragenswert ist. Ich glaube nicht, dass es reicht, wenn man das wirklich ernst nimmt und diese zwei Personen wirklich von 17 bis 24 Uhr unterwegs sind - und was ist nach 24 Uhr? Geht es dann genauso weiter? Die Krawalle, die die Kollegin Matiasek angesprochen hat, werden dann ja nicht verschoben werden und ausbrechen. Mir sind keine Krawalle in dem Fall bekannt. Aber trotzdem glaube ich, dass diese Mindestanforderungen, die hier dann auch in diesem Projektplan angeführt sind, vielleicht nicht ausreichen werden, wenn diese Konfliktmediation, dieses Konfliktmanagement wirklich ernst genommen werden soll. 150 Unterrichtseinheiten mögen vielleicht für manche, die eine Vorbildung haben, ausreichen. Ich glaube aber nicht, dass es ausreicht, hier bei wirklichen Konflikten einzuschreiten und es zu dem gewünschten Ziel führt.

Wir lehnen dieses Geschäftsstück ab. Ich frage mich auch so wie die Kollegin Matiasek, welche Truppen noch kommen werden. Diese „Wau-Wau-Truppe", glaube ich auch, wird kommen. Ich bin mir da fast ziemlich sicher, weil ja der Hundeführerschein irgendwie kontrolliert werden muss. Ich glaube, es ist ein netter Versuch, hier am Abend Angebote zu setzen. Ich glaube aber nicht, dass es der richtige Weg ist, hier an den Bedürfnissen der Bezirke vorbei Gelder zur Verfügung zu stellen und wir werden dem nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Die Luft ist eh weitgehend heraußen. Es ist schon eine sehr matte Sache, die Sie uns da vorlegen, ein Grobkonzept, das vor lauter Schlagworten nur so strotzt: Prävention statt Ordnungsmaßnahme, Verbesserung des sozialen Klimas, Förderung der Eigenverantwortlichkeit, ein besonderer Fokus und hin und her, Konfliktmanagement bei Bedarf, regionale Vernetzung. Also das hört sich eher wie ein Soziologieseminar an. Es wird auf eine große Nachfrage Bezug genommen. Eigenartigerweise halten sich die Zwangsbeglückten oder Zwangs zu Beglückenden mit ihrer Begeisterung auch sehr zurück. Der Akt verrät nicht einmal, welche Projekte hier bereits durchgeführt worden sind, von einer Evaluierung ganz zu schweigen.

Wenn es wirklich so einen großen Bedarf nach solchen Aktionen und Aktivitäten gäbe, dann sollte man einmal diesen Bedarf heranwachsen lassen, damit dieser Bedarf artikuliert wird und dann kann man sich überlegen, ob man das nicht auch in den bestehenden Strukturen erledigen kann.

Diese Kapperlwut ist eh schon angesprochen worden. Offenkundig braucht jeder Stadtrat so eine Truppe, so ähnlich wie die ganzen Sicherheitsdienste in Italien. Ich glaube, jedes zusätzliche Kapperl ist die beste Werbung dafür, eine einheitliche Stadtpolizei zu schaffen. Wir lehnen diesen Akt ab. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag (FH) Tanja Wehsely. Ich erteile es ihr.

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Ja, ich meine, es ist wahrscheinlich jetzt eh bis zum Wahltag egal, was wir tun oder nicht tun, weil entweder wir tun es bösartig oder böswillig nicht. Es ist, wie sagt man, die rote Karte. Egal. 

Ich möchte mich sehr herzlich auch im Namen meiner Fraktion bei der Magistratsabteilung 13 bedanken, bei dem Landesjugendreferat und auch bei dem Abteilungsleiter, die uns rasch und in ganz toller Art und Weise als ExpertInnen auch in diesem Feld dieses Konzept vorgelegt haben. Es ist nicht plötzlich entstanden, so wie es hier diskutiert wird. 

Und Wolfgang, du müsstest das ja wissen, denn in unserem Bezirk gibt es dieses Projekt ja schon seit sechs Jahren, also 2004 haben in der Brigittenau die Kommunikatoren und Vermittler im öffentlichen Raum ihre Arbeit aufgenommen. Es folgten der 2. Bezirk, der 10. und der 11. Also es ist sozusagen auch hier organisch gewachsen. Es sind auch ganz unterschiedliche Bezirke, die auch gerne dieses zusätzliche Geld von der Stadt nehmen, um dieses Projekt durchführen zu können. Das sind rote Bezirke, schwarze, ein grüner, also auch da können wir von uns weisen, ist das eine Bestellung oder nicht. Du weißt auch, es sind diese Kommunikatoren, Vermittler im öffentlichen Raum, jetzt „fair play team“, natürlich ein präventives und niederschwelliges Projekt. Sie sind unterwegs, insbesondere in den Abendstunden, auch in den Nachtstunden, wo teilweise gar nicht mehr so viele Jugendliche unterwegs sind. Es handelt sich um eine gute Sache, diese Projekte bei der Jugendarbeit und bei den Strukturen der Jugendarbeit anzudocken, um Reibungsverluste zu vermeiden und sie gleich in die guten Strukturen bei den Leuten zu integrieren, die sich in den Bezirken draußen wirklich gut auskennen. Wir haben das durchdiskutiert und es liegt auch in den Konzepten vor, die ExpertInnen, die Jugendarbeit, wissen es sowieso: Es werden nicht die Teams der Parkbetreuung, die Jugendarbeit untertags machen, das auch am Abend machen. Soweit ist das natürlich konzipiert und mitgedacht, das ist gar keine Frage. Wir reden ja auch mit den Leuten. Das ist nicht am grünen Tisch überlegt und beschlossen worden. Das heißt, es ist klar, es kann nicht ein Jugendarbeiter, der untertags im Park steht, am Abend als jemand anderer auftreten, der nicht eine parteiliche Jugendarbeit macht. Aber womit wir auch aufräumen wollen, ist die Annahme vieler, nicht unbedingt hier in diesen Räumlichkeiten, aber grundsätzlich, dass an jedem Mist, an jedem Dreck, an jeder Lautstärke, an jedem Konflikt Jugendliche schuld sind. Also wir werden auch sehen, was die Aktivitäten, die Gespräche, die Anregungen, die Wünsche, die durch das „fair play team“ entgegengenommen werden, auch an interessanten Einblicken fördern, was den öffentlichen Raum, die Parkanlagen, et cetera in Abend‑ und Nachtstunden insbesondere natürlich in der warmen Jahreszeit betrifft. Wir dürfen auch nicht vergessen, dass es sich hier logischerweise um ein saisonales Projekt handelt, um eine saisonale Einrichtung, denn es ist ja im Frühling und im Sommer mehr los. In Zusammenarbeit mit den ganzen Regionalplattformen, die wir haben, den Jugendplattformen, natürlich auch an der Jugendarbeit der MA 17 und auch der MA 42 angedockt, wird das vernetzt und ausgetauscht. So sind die Bezirke und auch der öffentliche Raum dort, die Parkanlagen, et cetera, gut betreut. Das ist uns wichtig. Es geht um Minimierung von Konflikten, es geht um Austausch. Es geht auch darum, Informationen über die soziale Infrastruktur des Bezirks und auch der Stadt Wien an die Leute zu bringen. Das ist eine wichtige Sache. 

Unter anderem haben wir heute schon über die Wiener Ausbildungsgarantie, die Kümmer-Nummer, gesprochen. Auch solche Angebote wollen, sollen und müssen die Menschen erfahren, egal, ob jung oder alt und auch das erwarten und erhoffen wir uns von diesem „fair play team“. Also ich denke mir, es sind mehr als Schlagworte. Man braucht das gar nicht so herabwürdigen, wenn wir von Prävention, von Verbesserung des sozialen Klimas und von Akzeptanz für unterschiedliche Nutzungen des halböffentlichen und des öffentlichen Raums unter den Nutzungsgruppen reden, die wir dort vorfinden. Das sind keine Schlagworte, das ist uns wichtig, das ist uns vorrangig. 

Ich denke mir, wir haben auch die Mindestanforderungen so gelegt, dass wir mit kompetenten Menschen arbeiten können. Es suchen die Vereine auch unterschiedlich ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Wir haben hier nur ein Mindesterfordernis formuliert. Das, glaube ich, ist ganz in Ordnung, das zu machen, um hier auch gute Leute zu bekommen. Die Einschulung wird einfach auf die Arbeit erfolgen, die dann vernetzt in den Bezirken gemacht werden soll. Es ist nicht die Einschulung, die schon als Mindestanforderung erforderlich ist, um diesen Job zu bekommen, also um das hier ein bissel aufzuklären. Wir verstehen diesen Einsatz, wie gesagt, durchaus auch als Aufklärung. Nicht an allem sind Kids schuld, nicht an allem sind Kinder schuld. Wir müssen gemeinsam ein gedeihliches Auskommen in unseren Parkanlagen, in unseren Bezirken finden. 

Ich denke mir, wo jetzt die nächste Kapperltruppe, et cetera, herkommt, der Ruf nach Stadtpolizei – gut, es kommt von da eh nichts anderes. Da brauche ich jetzt nichts dazu zu sagen. 

Ich möchte es kurz machen: Was bedeutet für uns „fair play“? Ich denke mir, das ist ganz in unserem Sinne und deswegen heißt das auch so. Es passt gut. Warum passt es gut? „Fair play“ bedeutet einfach mehr als „Halte dich an die Regeln“. „Fair play“ bedeutet - und das ist uns für Wien auch wichtig und das wünschen wir uns für Wien - einen partnerschaftlichen Umgang miteinander und mit anderen. Es bedeutet auch, gleiche Chancen und Bedingungen insbesondere auch im öffentlichen und teilöffentlichen Raum zu achten und es bedeutet Haltung bewahren. Uns geht es hier ganz eindeutig um ein gutes Miteinander und ein gutes Zusammenleben. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Als Nächste zum Wort gemeldet sind zwei Bezirksvorsteher. Wir beginnen mit der Wieden. Frau Bezirksvorsteherin Reichard, ich erteile Ihnen das Wort.

Bezirksvorsteherin Susanne Reichard: Ja, Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

„fair play team“ - ich gestehe, ich habe selten so eine sinnlose Projektidee gesehen und gehört wie dieses „fair play team“, was da am Tisch liegt. Jetzt mache ich den Job als Bezirksvorsteherin doch schon fast neun Jahre und mir ist einiges untergekommen, aber diese Unausgegorenheit, diese Unkoordiniertheit und dieses Chaos innerhalb dieses Projekts, das ist mir eigentlich selten vorgekommen. Ich glaube, da müssen wir jetzt einmal ganz ehrlich reden und das benennen, was es ist. 

„Fair play“ - spielen wir ganz einfach fair - ist nichts anderes als ein Wahlkampf-Gag! (Beifall bei der ÖVP und von GR Mag Wolfgang Jung.) Das ist ein (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Reden Sie mit Ihren Kollegen!) Wahlkampf-Gag. Das ist die nächste Kapperltruppe, die wir in Wien haben und das ist das erste Mal ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch. So reden Sie doch mit Ihren Kollegen!) Das ist das erste Mal eine Kapperltruppe ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das waren ja Ihre Vorschläge!) Na, so schaut’s nicht aus. Das ist das erste Mal eine Kapperltruppe, die mit Finanzierung der Bezirke ja ins Rennen geschickt wird und das erste Mal eine Kapperltruppe, die bei der MA 13, bei der Jugendarbeit, ist. Und, Herr Stadtrat, genau das ist es, was mich so wütend macht, dass man das bei der Jugendarbeit ansiedelt, bei der Jugendarbeit, die mit Ordnungsdienst absolut nichts zu tun hat! Das kann nur nach hinten losgehen und drum bin ich so verärgert, weil es da um meine Kinder und um meine Jugendlichen im Bezirk geht und ich will nicht, dass meine gute Jugendarbeit darunter leidet! (Beifall bei der ÖVP.)
Wie gesagt, es ist die nächste Kapperltruppe (GR Siegi Lindenmayr: Sie haben keine Kapperln!), Jackerltruppe, ich weiß schon, jeder sagt, die haben kein Kapperl auf, dann ist es eine Jackerltruppe. Was immer es für eine Truppe ist, es ist irgendeine Truppe, die gekennzeichnet herumkommt. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das haben Sie von der Parkbetreuung auch gesagt! Genau das haben Sie auch gesagt!) Nein, weil die Wieden war der erste Bezirk, der überhaupt - einer der ersten Bezirke, der die Parkbetreuung hatte ganz zu Beginn. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Genau das haben Sie von der Parkbetreuung auch gesagt!) Das ist die 18. oder 19. Kapperltruppe, die wir in Wien haben. Wie viele das jetzt wirklich sind, weiß niemand so genau. Wir haben die „Waste Watchers“, wir haben die SAM-Gruppe, wir haben „Help U“, wir haben blaue Kapperl, schwarze Kapperl, dazu kommen noch die ganzen Truppen von der MA 17, von der Gebietsbetreuung, die ja, Gott sei Dank, auch unterwegs sind und Sozialarbeit machen. Das heißt, keiner hat eigentlich mehr einen Überblick. Und so lange wir diese Ordnungstruppen nicht in eine einzige Truppe zusammenfassen, versteht ja keiner mehr, wie das Ganze funktioniert und wer was macht und wer welche Kompetenz hat. (Beifall bei der ÖVP.)
Das heißt, das Einzige wäre, wenn man schon diese ganzen Ordnungstruppen in Wien braucht: Geben wir sie doch zusammen. Geben wir sie in eine Stadtwache zusammen oder wie immer dieses Ding dann heißt. Keiner weiß mehr, wie viele Anträge wir gestellt haben. Keiner weiß mehr, wie viele dieser Kapperln in Wien herumschwirren. Nicht einmal der Wolfgang Ulm hat mehr den Überblick, wie oft er den Antrag hier schon gestellt hat. Du hast sicher einen Überblick, aber du musst auch nachdenken. Jedenfalls frage ich mich: Warum tun Sie das nicht? Tun Sie das nicht, weil das eine ÖVP-Idee ist und eine ÖVP-Idee kann man nicht annehmen? Offensichtlich kann es aber auch nicht so sein, weil der Ideenklau ja in letzter Zeit um sich gegriffen hat wenn ich beim Gratiskindergarten anfange bis hin zur 24 Stunden U-Bahn am Wochenende - alles ÖVP-Ideen, die jetzt plötzlich Ihre Ideen sind. Vielleicht könnten Sie sich auch dem Thema einer einheitlichen Stadtwache einmal nähern. 

Aber offensichtlich ist es so, jeder Stadtrat in dieser Stadt braucht mittlerweile ein Kapperl. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Das ist originell! Das ist originell! Also jetzt die Jugendlichen durch die Stadtwache überprüfen zu lassen und nicht durch „fair play“, das ist super! Das ist super!) Ich bin für überhaupt keine Überprüfung. Ich habe gesagt, wenn wir die Ordnungstruppen brauchen, dann geben wir sie zusammen. Und offensichtlich ist es so, dass jeder Stadtrat mittlerweile in dieser Stadt ein Kapperl braucht, weil er sonst als Stadtrat nichts mehr wert ist. Nur, Herr StR Oxonitsch ... (Beifall bei der ÖVP.) Nur, lieber Herr StR Oxonitsch, Ihnen nehme ich das nicht ab, weil ich mir vorstellen kann, dass Sie nicht wirklich glücklich darüber sind, dass Sie das geerbt haben, diese Sache jetzt sozusagen als Jugendarbeit zu verkaufen, weil ich schon weiß, es ist Ihnen lieber, dass Sie es in Ihrem Bereich haben, weil man dann die ganze Geschichte doch pädagogisch lenken kann, als wenn man es woanders angesiedelt hätte. Nur, die Geschichte ist mehr als eigenartig und ich denke mir, was wirklich eine Gefahr ist: Wir haben einfach eine gute Jugendarbeit in dieser Stadt (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja! Ja!) und das sage ich hier auch als Oppositionspolitikerin. Die Jugendarbeit funktioniert! Es sind viele Punkte, wo man wirklich lange diskutieren kann, diese alten verkrusteten Strukturen der Jugendzentren und, und, und. Aber die Jugendarbeit, die Parkbetreuung und die mobile Jugendbetreuung – das funktioniert in der Stadt. Das kann ich aus meiner eigenen Erfahrung sagen, egal, ob es ein schwarzer Verein oder ob es ein roter Verein ist. Und darum verstehe ich nicht, dass man das nicht nutzt, dass man nicht dieses Netzwerk nutzt, dass man nicht diese Vernetzung nutzt und die Zusammenarbeit, die wir haben und dass man jetzt eigentlich ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Genau, die Jugendlichen-Stadtwache!) Nein, aber dass man genau jetzt mit den ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Genauso haben Sie es gesagt!) Dass man jetzt sozusagen eine Stadtwache hineinsetzt in diesen Verein (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Super! Genauso haben Sie es gesagt!), dass man das hineinsetzt und sozusagen Sozialarbeiter jetzt als Stadtwache herumrennen lässt. Genau das ist es! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ihre Argumentation ist eine Stadtwache! Ihre Argumentation ist eine Stadtwache!) Aber nicht für die Jugendarbeit. Das habe ich ausgenommen. (GR Prof Harry Kopietz: Aber um das geht es ja!)

Jedenfalls ist dieses ganze System ein Rückfall zu den Parkwächtern und ich sage ganz ehrlich, das brauchen wir im 4. Bezirk nicht, weil bei uns die Jugendarbeit funktioniert. Jetzt weiß ich schon von den Bezirken, die das gehabt haben, da hat es dann geheißen: „Supertruppe, Mediation, Kommunikation, ich habe es erfahren, wenn Vandalismus im Bezirk war, wenn eine Bank oder sonst etwas hin war. Ich habe es erfahren.“ Jetzt frage ich mich, ich weiß, ich habe einen kleinen Bezirk, das wird mir auch immer hier vorgeworfen, aber selbst in einem großen Bezirk - da gibt es mehr Infrastruktur, da gibt es mehr Bezirksräte, da gibt es ein Büro, das mit wesentlich mehr Mitarbeitern ausgestattet ist. Auch dort müsste man diese Dinge ohne diesen Dingen im Griff haben. Auch dort könnte man mit einer guten Jugendarbeit die Sachen alleine bewältigen, weil wenn ich ein Problem mit irgendeiner Jugendgruppe habe oder wenn es bei mir im Bezirk irgendwo Zoff gibt, dann greif’ ich zum Telefonhörer und rufe meine Jugendbetreuung an und sag’ ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Na, dann machen Sie es nicht!) Ich mache es eh nicht! (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Na, dann machen Sie es halt nicht! Machen Sie es nicht!) Jedenfalls (Heiterkeit bei Amtsf StR Christian Oxonitsch. – Aufregung bei GR Mag (FH) Tanja Wehsely.) auf der Wieden wird es das auch nicht geben! 
Und die zweite Sache, wo ich ja vermute, das ist ja der zweite Grund, wo ich vermute, warum das bei der Jugendarbeit angesiedelt ist, ist, weil das der einzige Topf ist, wo man auf die Bezirke mit 60 Prozent Mitfinanzierung zurückgreifen kann, weil nämlich die Jugendbetreuung in der Dezentralisierung festgeschrieben ist. Wenn da jetzt sozusagen in dem Brief, wo das angekündigt wird, drinnen steht, dass die Umsetzung durch die Vereine der Kinder- und Jugendarbeit betrieben werden soll - „dadurch lässt sich dieses zusätzliche Angebot gut in die bestehende Struktur im Bezirk implementieren“ -, so verstehe ich das genau so: Dezentralisierung, ihr zahlt 60 Prozent dazu (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Ja, dann machen Sie es nicht! Machen Sie es nicht!), jetzt geben wir es in die Jugendarbeit. Tu’ ich eh nicht, weil ich kann Ihnen garantieren ... (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Warum sprechen Sie dann? Sie machen es nicht!) Ich spreche für ein Dankeschön für die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen Ihrer Abteilung, die hier offensichtlich über dieses Projekt auch nicht glücklich sind! (Beifall bei der ÖVP.)
Das ist nämlich der Kern an der Sache, dass wir uns alle in dieser Stadt die gute Jugendarbeit zusammenhauen. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Aber dann reden Sie nicht von Stadtwache!) Auf der Wieden wird es jedenfalls diese Kapperl-Jackerl-Werbe-Gag-Truppe nicht geben, weil wenn wir Geld in die Hand nehmen, das die Bezirke wirklich zu wenig haben, dann stecken wir es in gute und seriöse Jugendarbeit hinein. (Amtsf StR Christian Oxonitsch: Warum sind es so wenige?) Das hat sich bewährt und das tun wir. Daher werden wir auf der Wieden da nicht mitmachen. So lange ich dort in diesem Bezirk als Bezirksvorsteherin werke, wird sicherlich kein „fair play team“ auf der Wieden herumrennen und das würde ich auch all den anderen Bezirken und meinen anderen Kollegen empfehlen! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster kommt der Herr Bezirksvorsteher aus Floridsdorf. Herr Ing Lehner hat das Wort.

Bezirksvorsteher Ing Heinz Lehner: Herr Berichterstatter! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich habe nicht oft die Gelegenheit, vor diesem Hohen Haus zu sprechen, aber eines habe ich gerade bei der Kollegin jetzt bemerkt: Man muss ganz genau vom Anfang bis zum Ende zuhören, um insgesamt zu wissen, was inhaltlich vorgetragen wird. Und ein Punkt war - und das hat mich sehr gefreut und da hoffe ich, dass es alle Kolleginnen und Kollegen gehört haben - das Lob für die Jugendarbeit, die in Wien geleistet wird, die hier in der Sozialdemokratie einen Schwerpunkt hat, wo das bei vielen verschiedenen Ansätzen hier auch bewiesen wird. Ich danke, dass Sie das so deutlich herausgearbeitet haben! (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte Sie aber gleichzeitig einladen, Frau Kollegin, mit Ihren Bezirken und ich meine „mit ihren“ wo auch die ÖVP die Vorsitzführung stellt, auch Rücksprache zu halten, um dadurch zu erkennen, dass es hier doch ganz unterschiedliche Ansätze gibt, wie man in den Bezirken zu „fair play“ und zu diesem Projekt steht. Es hat ja letztendlich auch schon Abstimmungen gegeben, wo auch die ÖVP, übrigens auch die Freiheitlichen und die GRÜNEN, gemeinsam hier im Bezirk klargestellt haben, dass sie das als wichtige zusätzliche Einrichtung sehen, um Ruhe und Frieden und Gemeinsamkeiten in unserer Stadt zu erwirken. 

Und wenn die Kollegin Sorge hat, dass es da wieder ein zusätzliches Kapperl gibt und gleichzeitig meint, dass die Parkwächterzeit wieder anbricht, dann kann ich nur sagen, gerade die Parkwächter waren die, die Kapperln aufgehabt haben und vor denen habe ich mich als Kind, ich will nicht sagen, gefürchtet, aber es war für mich ein Ordnungssystem, das ich damals nicht geschätzt habe. Mir ist es viel lieber, wenn mit mir wer kommuniziert, wenn mit mir wer spricht und mir vielleicht dadurch auch zu erkennen gibt, dass ich etwas mache, das ich nicht machen soll. Ich bin auch froh, dass heute hier nicht der Ordnungsrahmen der Ohrfeige das Normale ist, sondern dass auch Eltern, Psychologen, Lehrerinnen und Lehrer mit den Kindern andere Umgangsformen haben. Und wenn es heute noch immer Politiker gibt, die meinen, das Strafen ist wichtiger als das mit ihnen Reden, dann glaube ich, haben sie auch manches in unserer heutigen Zeit nicht erkannt. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich glaube, dass es Sinn macht, das „fair play team“ sehr wohl punktuell dort, wo es Sinn macht, und das haben die Bezirke, in denen es erprobt wurde, gut erkannt, einzusetzen und es dort nicht wie die Polizei mit Amtskapperl, Strafblock und vielleicht sogar mit Drohungen agiert, sondern mit Gesprächen und in Gesprächen mit Jugendlichen. Aber es sind auch sehr oft nicht Jugendliche, sondern Menschen aus verschiedenen Bereichen, die sich in einem Park zusammensetzen und wo dann genau auf den Bankerln, die sie gefordert haben, dass man sie aufstellt, am Abend vielleicht „high life“ ist und die Umgebung darunter leidet und es diese „fair play teams“ bei diesen Menschen hier auch durch das Erkennenlassen schaffen, dass durch das Reden die Leute zusammenkommen und letztendlich vielleicht durch diese Mediation auch manches gelöst werden kann. 

Ich glaube daher, und das gebe ich durchaus zu, dass es in den Bezirken unterschiedliche Ansichten gibt. Wenn die Kollegin aus dem 4. Bezirk meint, dass es bei ihr sehr gut funktioniert, dann sollte sie auch wissen: Eben weil es verschiedene Ansätze mit Unterstützung der Stadt hier gibt, wenn ich nur rund um den Karlsplatz denke; und ich freue mich für sie, dass sie sagt, diese Ansätze sind so umfangreich, dass sie ein weiteres Team vielleicht nicht braucht. 

Das heißt zusammenfassend: Ich glaube, es ist eine gute Möglichkeit, mit Unterstützung der Stadt in den Bezirken je nach Bedarf diese „fair play teams“ einzusetzen. Es wird kein Bezirk gezwungen, aber es sollte sich nur die Bevölkerung in den Bezirken, wo es eben dann nicht eingesetzt wird, auch darüber klar werden, wenn es wo Konflikte gibt und zur Konfliktlösung dann niemand da ist, dass man sich in diesem Bezirk eine Chance hat entgehen lassen. 

Ich lade Sie daher, Kolleginnen und Kollegen aus dem Wiener Gemeinderat, ein, diese finanzielle Unterstützung für die Bezirke zu unterstützen, lade aber auch meine Kolleginnen und Kollegen in den Bezirken ein, den Einsatz dieser „fair play teams“ zu ermöglichen und nach einer gewissen Zeit, ich denke mir, nach zwei Jahren, durch eine Evaluierung vielleicht auch die eine oder andere weitere Verbesserung einzusetzen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke schön. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 25 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention zur Förderung der neuen Medien. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Baxant, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Petr Baxant: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder und ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Danke, Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich mache es nur ganz kurz, da es ja vermutlich heute eine etwas spannendere und hitzigere Kulturdebatte geben wird, als es bei diesem Thema ist, vermute ich einmal. 

Nur eine kleine Anmerkung von Seiten der GRÜNEN: Wir haben uns sehr über die Studie von „FAS.research“ gefreut, die zum Thema „NetzNetz“ gemacht worden ist und haben das auch sehr aufmerksam verfolgt. Für uns sehr spannend in dieser Diskussion ist, dass eine Community sich selbst Subventionen vergeben kann. Ja, wir GRÜNE sind ja sehr erfahren, wenn es um Diskussionen der Basisdemokratie geht und da kann man unsere Expertise durchaus einholen. Da sind wir ganz gut drauf. Jetzt gibt es die Jury. Das finden wir im Grunde in Ordnung. Die Community will das auch so, wir begrüßen das. Wir hoffen und schauen uns das gerne einmal an. 

Das, was ich schade finde, das habe ich im Ausschuss schon gesagt und das möchte ich hier noch einmal festhalten: Es gibt sozusagen eine Klausel, dass auch die Politik hier eingreifen kann, um Subventionen zu vergeben. Das finden wir bedauerlich, weil es gerade in dieser Diskussion ja immer darum ging, dass die Community es selbst vergibt und selbst dazu stehen kann. Und in dem Sinne würde ich bitten, das noch einmal zu überdenken und noch einmal darüber nachzudenken, ob man ihnen nicht wirklich was wegnehmen will, sondern es wirklich dann in der Community lässt. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Mag Dworak und ich erteile es ihm.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

500 000 sollen eben in den „Neuen Medien“ auf Basis eines selbstverwalteten Fördersystems vergeben werden. Basis für dieses jetzt neue selbstverwaltende Fördersystem ist die von der „FAS.research“ erstellte Studie, die nämlich auf Grund vieler Klagen von Teilnehmern der Netzkultur notwendig wurde. Abgesehen davon, dass wir die Studie begrüßen - gibt sie doch einige Klarstellungen -, gab es auch von unserer Seite immer wieder Kritik an diesem undurchsichtigen Fördersystem. Wenn der Kollege Schreuder sagt, er hat große Erfahrung mit der Basisdemokratie - ja, ich kann mir das schon vorstellen, aber sie geht manchmal nicht so aus wie die handelnden Personen es oft wollen. 

Kritik wollen wir aber auch direkt an der Studie üben. Die Zahl der Teilnehmer an der Studie, nämlich 105 Personen beziehungsweise Organisationen, das sind ungefähr 25 Prozent der so genannten Szene, erscheinen einfach gering. Und weiters wird als Ergebnis erwähnt, dass das System möglichst weit von der Politik angesiedelt werden soll und dass „FAS.research“ der geeignete Partner für die Durchführung sei. Ich meine, das Eigenlob stinkt, das muss man schon dazu sagen, aber es erscheint natürlich im Gegensatz zu meinem Vorredner gerade absurd, dass das für eine Förderung der Stadt Wien gefordert wird. 

Aber nun zu den einzelnen Konfliktpunkten. Es gibt natürlich eine Reihe von Konfliktlinien und zwar ist die erste Konfliktlinie jene zwischen der digitalen Kunst - dort handelt es sich meistens um Einzelkünstler und Einzelpersonen - und der digitalen Kultur. Hier sind meistens Gruppen am Werk, die deutlich etablierter sind. Wie die Ergebnisse der Befragung gezeigt haben, beurteilen die digitalen KünstlerInnen „NetzNetz“ deutlich kritischer als die Angehörigen der digitalen Kultur. Dies dürfte zu einem Gutteil daran liegen, dass eben die Einzelkünstler stärker auf öffentliche Fördermittel angewiesen sind und dass sie weniger auf Erwerbsarbeit außerhalb der Netzkunst und Netzkultur zurückgreifen können. Deswegen fällt es ihnen schwerer, bei den Vergabewahlen UnterstützerInnen für ihre Projekte zu finden. Das ist klar. Sie haben zu arbeiten und nicht in der Kommune sozusagen herumzuhängen, damit sie Unterstützer finden. 

Als zweiten Punkt sollte es unserer Meinung nach eine Möglichkeit für unterschiedliche Förderinstrumente geben. Es sollte eben einen Topf für Netzkultur und Netzkunst geben und das wird in der Studie leider nicht vorgesehen. 

Und drittens glauben wir, dass die basisdemokratische Verwaltung der Subventionsvergabe als gescheitert angesehen werden kann. Im Bericht wird nämlich von einer Neugründung von „NetzNetz“ gesprochen, um wieder Ansehen und Autorität gegenüber den Mitgliedern der Community zu erreichen. Darüber hinaus wird eine externe Mediation empfohlen. Das ist unserer Meinung nach natürlich eine Bankrotterklärung. 

Als letzten Punkt: Die internationale Jury, die teilweise eben mit Mitarbeitern der MA 7 besetzt ist, sollte auch bei der Netzkunst zwei Aspekte beachten, einerseits die Vergabewahl für Erstlingsprojekte und eine Jury für die etablierten Akteure. Hier würde deutlich mehr Basisdemokratie einkehren. Das ist in der Studie auch nicht der Fall. 

Zusammenfassend muss man nämlich sagen, dass die basisdemokratische Verteilung von Fördermitteln trotz Studie offenbar gescheitert ist und aus diesem Grund werden wir diesem Akt nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist GRin Mag Straubinger. 

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Ich glaube, „NetzNetz“ und das Projekt „Neue Medien“ sind ein sehr spannendes Beispiel, das es schon seit einigen Jahren mit Beteiligung und Mitbestimmung von Betroffenen gibt. Wir machen es nicht nur bei der Volksbefragung, das jüngste Beispiel, sondern auch das ist schon ein Beispiel für partizipatorische Demokratie auf einer anderen Ebene und mit einem anderen Kontext. Das ist, glaube ich, ein sehr gutes Beispiel dafür, wo man auch sieht, dass das ein Projekt ist, das sich weiterentwickeln muss. Es ist die Studie von „FAS.research“ lobend erwähnt worden. Ich glaube, die kann man auch wirklich lobend erwähnen. Das war eine Studie, die nicht von zwei Personen erstellt worden ist, die sich mal kurz erkundigt haben und dann sozusagen ihre Schlussfolgerungen gezogen haben, sondern das war eine Studie, die die Protagonisten, die Künstler, die Kulturschaffenden eingebunden hat und zwar in mehreren Workshops in einem sehr intensiven Dialogprozess. 

Und wenn der Herr Dworak jetzt sagt, es haben sich dort nur 110 Personen beteiligt, dann sage ich, das ist eine sehr hohe Zahl, die sich da intensiv eingebracht hat, die befragt worden ist und in mehrere Workshops eingebunden war und ich glaube, es ist auch ein sehr gutes Ergebnis rausgekommen. Es ist das Ergebnis rausgekommen, dass die direkte Vergabe, diese basisdemokratische Vergabe für einen kleineren Bereich für neue junge Kulturschaffende und Künstler vergeben wird, denn die sind dort sichtbar, wo sich sozusagen die Szene aufhält, wo sich das abspielt. Es ist herausgekommen, dass es eine Jury geben wird, wo die Community selbst die Mehrheit der Jurymitglieder nicht stellt, sondern wählen kann. Das heißt, drei von den fünf Jurymitgliedern sind von der Community gewählt, allerdings nicht aus ihrem ureigensten engen Bereich, sondern es sind international anerkannte Künstler und Kulturschaffende. Es ist die MA 7 mit Vertretern in der Jury nicht vertreten, sondern es sind zwei ebenfalls internationale Künstler und Kulturschaffende drinnen, die die MA 7 nominiert hat. Ich glaube, das ist ein guter Weg. 

Der Kollege Schreuder hat noch den Bereich, der direkt von der MA 7 vergeben wird, angesprochen und dass wir noch einmal darüber nachdenken sollen. Ich habe mit ihm auch kurz vorhin gesprochen. Wir finden, das ist ein sehr gutes Modul auch in diesem ganzen Gesamtkomplex, denn es gibt einfach immer wieder auch Projekte, die unterm Jahr auftauchen, die relativ schnell Förderungen brauchen und die kurzfristig einreichen. Die Vergabewahlen finden zweimal im Jahr statt, da ist das nicht möglich. Und das ist das Instrument, um darauf auch schnell und unbürokratisch reagieren zu können.

Ich freue mich, dass auch die FPÖ zustimmt, zumindest hat sie im Ausschuss noch zugestimmt. Ich hoffe, dass Herr Dworak, nachdem er sich offensichtlich intensiver mit der Studie beschäftigt hat, was mich auch sehr freut, vielleicht beim nächsten Mal davon überzeugt werden kann, hier auch zuzustimmen und wir eines Tages einen einstimmigen Beschluss für diesen Bereich, der unsere Gesellschaft in Zukunft deutlich verändern wird, der sozusagen in die Zukunft weist, zusammenkriegen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen und der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Kommen wir nun zur Abstimmung.

Wer dem Geschäftsstück zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Neuankauf einer mobilen Röntgeneinheit. Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Matzka-Dojder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Anica Matzka-Dojder: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

GR DDr Eduard Schock (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir wollen diesen Gesundheitsakt zum Anlass nehmen, ein paar Anträge für die Bediensteten der Stadt einzubringen, vor allem im Gesundheitsbereich der Stadt. Diese Anträge sind notwendig, weil die Stadt als Dienstgeber ja immer unsozialer wird und ihre Fürsorgepflicht, die sie eigentlich gegenüber dem Dienstnehmer hätte, immer mehr vernachlässigt, nicht nur im Gesundheitsbereich. Da gibt es viele, viele Beispiele. Wir erinnern uns alle an den unsäglichen Spitzelskandal bei den Verkehrsbetrieben, bei den Wiener Linien, wo man kranken Mitarbeitern Spitzel nach Hause nachgeschickt hat. Oder eine andere Unsitte, die in allen Magistratsabteilungen grassiert, ist, dass man den Krankenstand begrenzt. Meine Damen und Herren, wie gibt es denn sowas? Wo bleiben denn alle unsere sozialen Errungenschaften, wenn die Stadt Wien heute beginnt, unter einer sozialistischen Regierung den Krankenstand mit einer maximalen Dauer zu begrenzen und wenn Mitarbeiter länger krank sind, denen dann einfach Briefe nach Hause flattern. Etwa bei der Wiener Rettung wo, ich zitiere: „auf die dienstrechtlichen Folgen“ solcher Krankenstände hingewiesen wird, in einem offiziellen Schreiben!

Meine Damen und Herren! Diese Anträge sind wichtig, weil ja auch die Gewerkschaft hier völlig versagt. Der Kollege Meidlinger ist ja auch im Saal, der eigentlich diese Aufgabe hätte, aber diese Aufgabe gar nicht erfüllen kann, weil er ja hier auch in einer klassisch unvereinbaren Doppelrolle sitzt als Gemeinderat, als Mehrheitsfraktion, als Dienstgeber auf der einen Seite und auf der anderen Seite soll er Dienstnehmerinteressen vertreten. Das geht ja überhaupt nicht. Genauso schaut das dann auch aus. Was sagt der Herr Meidlinger nämlich zu diesen Briefen, die den Mitarbeitern nach Hause flattern? Sie haben gesagt, das ist ein Hilfeschrei des Magistrats und - das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen - Sie sagen: „Was soll man denn tun, wenn man nicht weiß, wie es um einen Mitarbeiter steht?“ Herr Meidlinger, ich meine, das ist zynisch, wie Sie da als Gewerkschafter mit den Mitarbeitern umgehen. 

Es gibt viele andere Beispiele, eben auch gerade bei der Wiener Rettung. Meine Damen und Herren, erinnern Sie sich an den Fall, der ja Aufsehen erregt hat, als ein Bauarbeiter, ein Schwarzafrikaner, einem Sanitäter die Fingerkuppe abgebissen und verschluckt hat. Die war natürlich dann weg. Der Finger ist für immer weg, er hat in den Krankenstand müssen. Was sind jetzt die dienstrechtlichen Folgen, meine Damen und Herren? Die dienstrechtlichen Folgen schauen so aus, dass der betroffene Sanitäter natürlich seine Zulagen verliert, auf sein Grundgehalt zurückfällt, selbst noch die Rechtsanwaltskosten tragen kann und sich auf seine Kosten einen Rechtsanwalt nehmen muss, damit er von dem Schwarzafrikaner vielleicht einen Finger oder, wenn das nicht geht, zumindest ein Schmerzensgeld bekommt.

Es wäre hier eben die Aufgabe der Stadt, für die notwendige Sicherheit der Bediensteten zu sorgen, für den Arbeitnehmerschutz. Es sollte das eigentlich eine Selbstverständlichkeit sein. Aber was macht die Stadt? Was machen Sie? Sie machen sehr oft das Gegenteil. Sie lassen die Dienstnehmer hier im Regen stehen. Sie lassen sie alleine und statt dem Opfer zu helfen, solidarisieren Sie sich sehr häufig auch noch mit dem Täter.

Meine Damen und Herren! Ich bringe daher heute zwei Beschlussanträge ein, nämlich den ersten Antrag betreffend eine Entschädigung für Sanitäter, für Gesundheits- und Krankenpflegepersonal. Den zweiten Antrag betreffend einen erhöhten Versetzungs- und Kündigungsschutz für im Dienste der Allgemeinheit tätige Berufsgruppen. Ich bringe diese Anträge ein und beantrage eine Zuweisung an den Gesundheitsausschuss, keine formelle Abstimmung, keine sofortige Abstimmung, sondern eine Zuweisung, weil es uns wirklich um die Sache geht und wir für die Mitarbeiter der Stadt etwas erreichen wollen. Was wir brauchen, ist ein neues Verständnis für ganz große Berufsgruppen, die eben im Dienste der Allgemeinheit tätig sind, etwa das medizinische Personal, das Sanitätspersonal. Was wir brauchen, ist eine Entschädigung bei erlittenem Schaden. Was wir brauchen, ist aber vor allem auch ein erhöhter Versetzungsschutz und natürlich ein erhöhter Kündigungsschutz, denn wie kommt ein betroffener Geschädigter dazu, dass er zuerst geschädigt wird und dann, weil er geschädigt ist und nicht mehr arbeiten kann, am Schluss auch noch gekündigt wird?

Meine Damen und Herren! Ich glaube, wir sollten alle auch daran arbeiten, eine bessere Entlohnung für all jene Berufe zustande zu bringen, die täglich für uns alle hier in der Stadt ihre Gesundheit und ihr Wohl aufs Spiel setzen müssen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet hat sich GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ich möchte auch ganz kurz zwei Anträge anlässlich dieses Tagesordnungspunkts einbringen. Dem Tagesordnungspunkt stimmen wir ja zu.

Der erste Antrag beschäftigt sich mit einer Standesvertretung für Pflegepersonal. Da möchte ich schon darauf hinweisen: Kein Spital funktioniert nur auf Grund der Ärzte. Kein Arzt macht irgendwas, bevor er nicht vorher Schwestern und Pfleger fragt. Unsere Gesellschaft wird immer älter. Es ist ein akuter Pflegemangel. Es kann die Gesellschaft nicht ohne diesen Berufsstand funktionieren und es kann kein Spital ohne diesen Berufsstand funktionieren. Gleichzeitig ist die Bezahlung eher bescheiden, sagen wir einmal so, und die Wertigkeit, die diesem Berufsstand zukommen sollte, ist noch lange nicht gegeben. Deswegen bringen wir folgenden Beschlussantrag ein:

„Der Bürgermeister und die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales werden aufgefordert, umgehend jene Maßnahmen zu veranlassen, damit die Gesundheits- und Krankenpflegeberufe zur Umsetzung ihrer zentralen Anliegen eine eigene Berufs- und Standesvertretung erhalten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Darüber hinaus gibt es auch diese Ungleichgewichtung bei der Bildschirmzulage. Bedienstete der Gemeinde Wien, die überwiegend an Geräten der automatischen Datenverarbeitung, an elektrischen Rechengeräten und Buchungsmaschinen arbeiten, können laut Nebengebührenkatalog eine solche Zulage bekommen. Für das leitende Stationspersonal der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe ist das nicht vorgesehen. Gerade die müssen Pflegedokumentationen im Detail anlegen. Deswegen unser Beschlussantrag: 

„Die zuständige Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, die notwendigen Schritte zu setzen, damit dem leitenden Stationspersonal, das mit der Pflegedokumentation befasst ist, die Bildschirmzulage laut Nebengebührenkatalog der Gemeinde Wien gewährt wird.  

In formeller Hinsicht wird wieder die sofortige Abstimmung verlangt.“ 

Dem Aktenstück, wie gesagt, werden wir zustimmen. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Meidlinger. 

GR Ing Christian Meidlinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ursprünglich wollte ich mich ja nicht zum Wort melden, aber hier gehört einiges an fokussierter Unwissenheit ein bisschen wieder ins richtige Licht gerückt. Die Stadt Wien ist, wie wir im Vergleich mit anderen Firmen auch wissen, ein guter Dienstgeber, wo man sich auch im Bereich der Frage des Krankenstands und in anderen Fragen sehr bemüht, wie man mit Kolleginnen und Kollegen hier umgehen kann. Ja, es stimmt, es hat Briefe an Kolleginnen und Kollegen gegeben, an ganz wenige, wo es darum gegangen ist, etwas über den Gesundheitszustand der Kolleginnen und Kollegen zu erfahren, wobei es nur dort passiert ist, wo man keine Ahnung hatte, was mit dem Kollegen gerade passiert. Hier geht es eben um die Fürsorgepflicht der Dienstgeberin: Kann ich diesen Arbeitnehmer, kann ich diese Arbeitnehmerin noch wo einsetzen? Gibt es die Möglichkeit, so wie in der Dienstordnung auch die Möglichkeit besteht, den betroffenen Kollegen oder die betroffene Kollegin umzuschulen, damit eine weitere Beschäftigung hier auch garantiert wird und erhalten werden kann? Und hören Sie mit dieser Angstmache auf! Hören Sie auf, hier Kolleginnen und Kollegen zu verunsichern! Diese Stadt Wien ist interessiert, Kolleginnen und Kollegen (Aufregung bei der FPÖ.) solange wie möglich hier im Dienst zu halten. Ich sage es hier auch noch einmal: Wenn sie zu Ihnen kommen und Sie haben einen einzigen Fall des Datenmissbrauchs oder einen anderen, wo nicht auf die Freiwilligkeit gepocht wurde, dann gehen Sie hier zu den entsprechenden Vertretungskörperschaften und sagen Sie es ihnen! Es gibt hier keine Toleranz, wenn es Datenmissbrauch gibt, aber es gibt auch keinen Datenmissbrauch! Wir haben ... (Beifall bei der SPÖ.)
Und so tragisch der Fall mit dem Kollegen ist, dem die Fingerkuppe abgebissen worden ist, hier hätte es auch die Möglichkeit gegeben, mit Antragstellung an die MA 2 um eine Geldaushilfe anzusuchen. Ich weiß nicht, ob der Kollege das getan oder gemacht hat. Aber diese Möglichkeiten sind da. Mit einer entsprechenden Beratung und Information wäre das hier durchaus auch möglich gewesen.

Zur Frage der Standesvertretung: Das nehme ich mit etwas Verwunderung grundsätzlich einmal politisch zur Kenntnis. Ich kann mich an Zeiten erinnern, und wir haben das jetzt hier auf der einen Seite sehr wohlwollend zur Kenntnis genommen, wo die Freiheitliche Partei hier gegen jedwede Standesvertretung und gesetzliche Interessensvertretung angetreten ist. Ich denke nur an diverse Aussagen zur Arbeiterkammer und zur Stellung zur Arbeiterkammer. Aber zur Sache. Wenn es also hier ... (StR Johann Herzog: Pflichtmitglied!) Ja, Standesvertretung ist Pflichtmitgliedschaft. Wenn wir uns hier jetzt eine Standesvertretung und zwar für die Pflege und für die medizinischen Berufe anschauen, dann müssen wir feststellen, wir haben eine gesetzliche Vertretung, nämlich in der Arbeiterkammer. Alle Kolleginnen und Kollegen, die hier in diesem Berufsfeld tätig sind, haben dort eine gesetzliche Interessensvertretung. Es gibt daneben auch noch die freiwilligen Interessensverbände und es gibt hier natürlich auch noch die Interessensvertretung vor Ort, nämlich Betriebsräte oder Personalvertretungen. Also wir brauchen hier nicht noch eine zusätzliche Standesvertretung. Es sind hier die jetzigen Vertretungskörperschaften unserer Meinung nach ausreichend und daher werden wir auch diesen Antrag entsprechend ablehnen.

Dann gibt es noch einen sehr witzigen dritten Antrag zur Frage der Bildschirmzulage. Also wir nehmen zur Kenntnis, dass die Freiheitliche Partei mit dieser Zulage den Kolleginnen und Kollegen Geld wegnehmen möchte! Auch da bitte vorher informieren und nachfragen! Wir hätten Sie schon gerne aufgeklärt. Ich habe versucht, noch den einen Kollegen davon zu informieren, dass dieser Antrag, wenn er so gestellt wird, inhaltlich ein Blödsinn ist. Warum ist er ein Blödsinn? Weil diese Kolleginnen und Kollegen dort eine entsprechende Erschwerniszulage kassieren. Erschwerniszulage kann man praktisch nur einmal pro Arbeitsplatz kassieren und diese Erschwerniszulage, die heute dort gewährt und bezahlt wird, ist höher als die IBS-Zulage, die Sie hier fordern! Also die Kolleginnen und Kollegen werden Ihnen dankbar sein, wenn wir diesen Antrag annehmen würden, weil sie dann nämlich ein Einkommensminus hätten! Aber keine Sorge, wir werden auch diesen Antrag ablehnen, damit die Kolleginnen und Kollegen dort ihr weiteres Entgelt behalten können. 

Zur Frage noch und auch da vielleicht noch eine grundsätzliche Sache: Wir sind ja bemüht, hier Pflegekräfte sozusagen von den Administrativtätigkeiten wegzubekommen. Wir haben ja auch bereits Versuchsstationen, wo wir eben Pflegekräfte durch andere Berufsgruppen ersetzen, weil wir eben glauben, dass diese hochqualifizierten Kräfte besser am Bett und im medizinischen Bereich eingesetzt sind und nicht in der administrativen Bürotätigkeit. 

Wir haben dann noch einen Antrag, wo wir die Zuweisung mittragen werden, dieser lange Antrag, wo es auch um die Frage der Versicherung und der Hinterbliebenen geht. Aber auch da steht in diesem Antrag teilweise fokussierte Unwissenheit, denn wir haben bereits heute Versicherungen beziehungsweise Dienstordnungsregelungen für Kolleginnen und Kollegen, wenn sie verunfallen, wenn hier Schädigungen auftreten, dass entsprechend ausbezahlt wird. Aber dieser Antrag, da werden wir trotzdem bei der Zuweisung mitgehen, weil hier auch einige Punkte drinnen sind, die überprüfenswert erscheinen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters, das heißt, der Postnummer 28 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so beschlossen. 

Es wurden vier Beschlussanträge eingebracht von der FPÖ in allen Fällen.

Der erste Antrag betrifft erhöhten Versetzungs- und Kündigungsschutz für im Dienst der Allgemeinheit tätige Berufsgruppen. Hier wird die Zuweisung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird vom Antragsteller und von den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der nächste Antrag betrifft eine Entschädigung für Sanitäter, Gesundheits- und Krankenpflegepersonal und deren Hinterbliebene. Hier wird gleichfalls die Zuweisung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag hat die Einstimmigkeit. 

Der nächste Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der FPÖ, betrifft Schaffung einer eigenen Berufs- und Standesvertretung für Gesundheits- und Krankenpflegeberufe. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat keine ausreichende Mehrheit. 

Und der letzte Antrag der FPÖ betrifft Einführung einer Bildschirmzulage für leitendes Stationspersonal im KAV. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem zustimmt, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Wird von den drei Oppositionsparteien unterstützt und hat keine ausreichende Mehrheit. 

Mir ist gesagt worden, es geht sehr rasch. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Wir haben genau zwei Minuten, eineinhalb Minuten Zeit.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke, ich eröffne die Debatte und zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ausnahmsweise richte ich mich nach dem Kommando der SPÖ-Mehrheitsfraktion und nach dem Klubobmann und werde es wirklich ganz kurz machen, wiewohl ich Ihnen sehr gerne erzählt hätte, weshalb wir dem vorliegenden Geschäftsstück nicht zustimmen können. Es geht nämlich um eine Leistung, die nicht ausgeschrieben wurde und zwar wurde der Wiener Wohnen Kundenservice GmbH eine weitere Aufgabe zugeteilt, wo sie schon in der Vergangenheit leider nicht unter Beweis stellen konnten, sie gut zu erledigen. Daher können wir diesem vorliegenden Geschäftsstück nicht zustimmen. 

Meine Kollegin Ingrid Korosec und ich bringen aber einen Antrag ein, apropos Sozialpolitik. Wir denken, es ist für betroffene Menschen nicht zumutbar, auf Essen verzichten zu müssen, um Kindern warme Winterbekleidung oder Schuhe kaufen zu können. Deswegen wird der Gemeinderat ersucht, das zuständige Mitglied des Stadtsenats, dafür Sorge zu tragen, dass die Versorgung von SozialhilfebezieherInnen mit adäquater Winterbekleidung künftig ausschließlich über die Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs geregelt wird und die zugestandene Leistung den benötigten Bedarf auch tatsächlich vollständig abdeckt. 

Wir verlangen die sofortige Abstimmung. - Vielen Dank. Ich hoffe, es hat gepasst, dass ich so kurz war. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich orientiere mich an dieser Uhr. Wir haben noch genau eine Minute. Die Frau GRin Mörk ist am Wort. 

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Das Callcenter war eine Indoor-Vergabe und musste nicht ausgeschrieben werden, Frau Kollegin Praniess-Kastner. Das wurde auch schon im Ausschuss so erklärt. 

Ihr Antrag, dass Bekleidung über die Hilfe zur Sicherung des Lebensbedarfs geregelt werden soll, würde bedeuten, dass das ein Teil des Sozialhilferichtsatzes und eine Pauschale wäre. Genau das wäre das Schlechte, weil dann könnte man nicht individuell auf den tatsächlichen Bedarf eingehen. Schon jetzt wird der Sonderbedarf individuell von den Sozialzentren geprüft.

Wir werden daher den Antrag ablehnen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 29 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von SPÖ und FPÖ unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit.

Es wurde ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP eingebracht, betreffend Winterbekleidung ist kein Sonderbedarf. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wird von den Oppositionsparteien unterstützt und hat keine ausreichende Mehrheit.

Wir haben nun 16 Uhr knapp überschritten und kommen zum Verlangen, dass die von den GRen Mag Gerald Ebinger und Mag Wolfgang Jung eingebrachte, an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtete Dringliche Anfrage betreffend „Gruppensex in der Secession" vom Fragesteller mündlich begründet werde und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinde.

Gemäß § 37 Abs 5 der Geschäftsordnung hat auf Verlangen vor der mündlichen Begründung die Verlesung der Dringlichen Anfrage zu erfolgen. Ich bitte daher den Herrn Schriftführer um Verlesung dieser Dringlichen Anfrage.

Schriftführer GR Anton Mahdalik: „Der Schweizer Künstler Christoph Büchel bespielt bis 19. April im Zuge einer Ausstellung das Untergeschoß der Secession, einem ehrwürdigen Wiener Ausstellungshaus mittels eines Swingerklubs. Genau dort, nämlich im Untergeschoß des Ausstellungshauses, finden nun täglich, außer Montag und Sonntag, ab 21 Uhr die erotischen Turnübungen statt, ‚Gruppensex in der Wiener Secession’, die jährlich mit 550 000 EUR Steuergeld durch die Stadt Wien, Dr Mailath-Pokorny, SPÖ, und das Unterrichts- und Kunstministerium, Bundesministerin Dr Claudia Schmied, SPÖ, gefördert werden.

Darüber hinaus wurde das Gebäude mit 90 000 EUR in einen Tempel der Lust inklusive Sadomaso-Kammer umgewandelt. 

Der 1. Wiener Gemeindebezirk, Bezirksvorsteherin Ursula Stenzel, ÖVP, stimmte der Veranstaltung zu und bewilligte die ausgedehnten Betriebszeiten bis 4 Uhr Früh.

Swingerklubs sind Treffpunkte, an denen die Möglichkeit zu Gruppensex und Partnertausch geboten wird. Partnertausch konkret als Konzeptkunst?

Christoph Büchel bezeichnet sein Unterfangen als Kunstinstallation, Raum für Sexkultur. Koproduzent ist der Bar-Club Element6, der folgende Zeilen zu seinem Motto zählt: ‚Eine Atmosphäre zu schaffen, in der Frauen sich wohlfühlen und als individuelle sexuelle Wesen, nicht als Objekte, wahrgenommen werden, ist unser größter Anspruch. Wir schaffen Raum für Sexkultur.’

Jeder, der über 18 Jahre alt ist und bereit, zwischen 6 und 42 EUR zu zahlen, darf am Sündenpfuhl mitmachen. An den Einnahmen schneidet die Secession mit. 

Bgm Häupl in der Tageszeitung ‚Österreich’ am 24. Februar 2010: ‚Ich denke jedoch nicht im entferntesten an eine Rücknahme der Förderung.' Denn eigentlich gehe ihn das auch gar nichts an. Der Kulturstadtrat freut sich schon auf einen Lokalaugenschein in der Secession. Wörtlich: ‚Ich werde dort auch hingehen, um mir selbst ein Urteil bilden zu können.' – Na, viel Spaß, wird sich so mancher Wiener denken. 

Wer seine Bedürfnisse also in der Secession auslebt, schafft Kunst. Ob freilich außerhalb der Secession alles Kunst ist, was den Bedürfnissen entspringt, ist die große andere Frage.

Die gefertigten Gemeinderäte stellen daher gemeinsam mit den Mitunterzeichnern gemäß § 36 der Geschäftsordnung für den Gemeinderat der Stadt Wien folgende Dringliche Anfrage:

1) Welche gesetzlichen Auflagen beziehungsweise Vorschriften - Feuerpolizei, Hygiene, Nassräume et cetera - müssen konzessionierte so genannte Swingerklubs beziehungsweise Laufhäuser erfüllen?

2) Waren diese Voraussetzungen bei der Kunstinstallation von Christoph Büchel in der Secession gegeben?

3) Wer kontrolliert diese behördlichen Vorgaben wie oft?

4) Wird die Vergnügungssteuer in voller Höhe eingehoben oder findet hier eine konkurrenzverzerrende Begünstigung statt, weil ein normaler Swingerbetrieb im Rahmen einer Ausstellung betrieben wird?

5) Können Sie garantieren, dass der Bar-Club Element6 für die Einnahmen Getränke- und dergleichen Körperschaftssteuer und Umsatzsteuer beziehungsweise Getränkesteuer abführt?

Die Umbaukosten von 90 000 EUR werden laut GR Woller, SPÖ, von den Einnahmen durch den Swingerklub abgedeckt. Dies sind aber nicht die gesamten Kosten. Die Räumlichkeiten müssen ja auch wieder rückgebaut werden. 

6) Können Sie garantieren, dass die Einnahmen nach Steuer tatsächlich diesen Gesamtbetrag abdecken können, oder bleibt ein Restbetrag aus Förderungen über?

7) Ist es üblich, dass die Stadt Wien Gewerbeunternehmen durch von ihr subventionierte Institute Fördermittel für Investitionen vorschießt?

8) Können Sie ausschließen, dass im Rahmen dieser Performance ‚Raum für Sexkultur' auch professionelle Sexarbeiterinnen an den Vergnügungen teilnahmen beziehungsweise noch immer teilnehmen?

9) Welche Maßnahmen wurden ergriffen, dass Personen vor Ort nicht mit Geschlechtskrankheiten oder HIV infiziert werden?

10) Gab es bei der Vergabe der Kunstinstallation an einen Swingerklub in der Secession eine Ausschreibung? 

11) Wenn ja, zu welchen Kriterien?

12) Wussten Sie im Vorfeld der Kunstaktion darüber Bescheid? 

13) Wenn ja, waren Sie damit einverstanden?

14) In welchen anderen Wiener Kultureinrichtungen sind derartige Kunstimpressionen mit Swingerklubs in Zukunft geplant?

15) Werden Sie diese auch mit Steuergeld indirekt fördern?

16) Nach welchen Kriterien sind die Eintrittspreise im Rahmen von 6 bis 42 EUR zu entrichten und inwieweit sind diese gender-gerecht?

17) Welche anderen, einem Swingerklub ähnliche Einrichtungen, mit Ausnahme der Sadomaso-Szene im Amerlinghaus, werden durch die Stadt Wien in Zukunft noch gefördert werden?

18) Sehen Sie diese Form der Ars Amandi auch als förderungswürdige Kunst?

Ursula Stenzel, Vorsteherin des Bezirks Innere Stadt, zu dem die Secession gehört, hat in einer Aussendung gemeint: ‚Unter Vortäuschung falscher Tatsachen wurde die Zustimmung des Bezirkes zu einer Veranstaltung im Rahmen einer Kunstausstellung in der Secession erschlichen, weil weder im Konzessionsansuchen noch bei der Eignungsfeststellung der Secession für die besagte Ausstellung von einer Gruppensexveranstaltung die Rede war.' 

19) Fehlt nun die Bewilligung aus dem Grund der Nichtigkeit, wird diese auf Grund der Erschleichung unter Vorgabe falscher Tatsachen entzogen oder bleibt die Bewilligung trotz Täuschung bestehen?

20) Werden Sie sich dafür einsetzen, dass diese Kunstinstallation bis April 2010 bestehen bleibt?“

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke für die Verlesung dieser Dringlichen Anfrage.

Für die Begründung der Dringlichen Anfrage sieht die Geschäftsordnung gemäß § 37 Abs 1 eine Redezeit von 20 Minuten vor. 

Zur Begründung der Dringlichen Anfrage erteile ich nun Herrn GR Mag Ebinger das Wort.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Der Schriftführer hat es schon relativ lebensnahe pointiert vorgetragen. Sie alle kennen den Inhalt unserer Dringlichen Anfrage. Sie alle kennen den Medienrummel der letzten Tage, der sich immer weiter steigert. Sie alle kennen das von Ihnen, meine Damen und Herren von der SPÖ, subventionierte Projekt „Gruppensex in der Secession". 

Der Künstler Christoph Büchel hat auch über dem Eingang der Secession den Schriftzug verändert. Es steht dort momentan nicht: „Der Zeit ihre Kunst, der Kunst ihre Freiheit", sondern dort steht: „Der Kunst ihre Kunst und der Freiheit ihre Zeit". Das trifft die Sache eigentlich schon auf den Punkt. „Der Kunst ihre Kunst" heißt, die Kunst macht nur Kunst für sich selbst, was die Bevölkerung darüber denkt, ist jedem Künstler offenbar völlig egal. 

Wenn Sie, wie ich in manchen Fernsehdiskussionen gehört habe - auf den Herrn Gerald Matt gehe ich dann auch noch kurz ein - sagen, damals, das ist der Bezug zum Gustav Klimt und zum Beethovenfries, gibt es einen kleinen, feinen Unterschied. Das wurde nicht subventioniert. Das haben private Sponsoren und die Künstler selbst gezahlt. Dann ist das eine ganz andere Dimension von Skandal, als wenn öffentliche Gelder im Spiel sind.

Ich möchte eingangs ein bisschen Grundsätzliches sagen und benütze da den Pressedienst von Ernst Woller, der unter anderem sagt, kaum ist irgendetwas, ist die Toleranz dahin, wir fordern strengste Zensur. Wir sind auf den Leim gegangen, sagt er. Schlussendlich sagt er: „Im Übrigen wird gerade das Kunstprojekt des Nachtklubs nicht mit öffentlichen Mitteln gefördert, es finanziert sich über Eintrittsgelder selbst." – „Die Wiener Secession erhält von der Stadt Wien eine Jahressubvention. An wen und wofür die Räume der Secession vermietet werden, entscheidet einzig die Vereinigung bildender KünstlerInnen Wiener Secession.“

Lieber Kollege Woller, meine Damen und Herren von der SPÖ, wir fordern keine Zensur! Wir fordern eine sorgfältige Verwendung von Steuergeldern! (Beifall bei der FPÖ.)
Dieser ewig zitierte Pawlow’sche Hund mit dem Sabbern zieht sich intellektuell durch jeden Pressedienst der SPÖ. Begonnen hat es, glaube ich, mit dir, dann hat es der Klubobmann aufgegriffen. Ich weiß nicht, wer da nachsabbert. Ich sehe die SPÖ sabbern mit Freiheit der Kunst. Dazu kommen wir schon noch. Jetzt wird gesagt, eine Jahressubvention wird gegeben und was damit passiert, entscheidet einzig und allein die Secession. Das sehen wir auch nicht so. Wir sehen das so, wenn öffentliche Gelder im Spiel sind, dann muss genau geprüft werden, wofür diese verwendet werden.

Glaubt man dem Stadtrat, hat er alles im Griff und weiß, wofür seine Gelder ausgegeben werden. Aber nein, der sagt dann einfach zur Secession: „Da habt ihr das Geld, 330 000 EUR. Macht damit, was ihr wollt. Das geht mich nichts an." - Das glaubt doch keiner, Herr Stadtrat! Das glaubt schon deswegen keiner, weil dann wären Sie ersatzlos einzusparen! Das kann ein Computer auch machen, das Geld nach diesen Parametern auszuschütten.

Dann kommt das Totschlagargument mit der Freiheit der Kunst. Wo schränken wir die Freiheit der Kunst ein? Ich schränke die Freiheit der Kunst ein, wenn ich etwas für einen Schmarren halte, oder wenn ich nicht der Meinung eines Künstlers bin, dass ein Kunstwerk gut ist? (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie können sie das für einen Schmarren halten?) Wenn ich Kritik übe, ist das eine Einschränkung der Freiheit der Kunst? Das ist ja lächerlich! Eher noch, wenn jemand eine Subvention vergibt, schränkt er die Freiheit der Kunst ein, weil er entscheidet in einer Art Zensur, wem er die Subvention gibt und wem er sie nicht gibt. (Beifall bei der FPÖ.)

Das heißt, er entscheidet, was gefördert wird und was nicht gefördert wird, und der Opposition wird nicht einmal mitgeteilt, warum das nicht gefördert wird. Jetzt weiß ich auch, warum. Wenn die Subvention ausgegeben wird und dann jeder damit machen soll, was er möchte, kann ich gar nicht wissen, warum sie gegeben wird. Dann frage ich mich aber, warum andere keine Subvention bekommen, wenn es eh wurscht ist! Wir geben das Geld einfach aus und dann soll jeder machen, was er will! Das sind doch keine Auswahlkriterien! Das heißt, offensichtlich sind Auswahlkriterien Politik. 

Es hat immer geheißen, Kunst ist Ideologie. Ich habe mir in Puls TV diese interessante Diskussion zwischen Jeannée und Gerald Matt angeschaut. Ich finde Herrn Matt durchaus sympathisch, eloquent und er weiß auch viel. Das stelle ich in keinster Weise in Abrede. Aber ich möchte eines hier schon klarstellen: Mit all seiner Eloquenz und mit all seinem Wissen wäre er sicher nicht das, was er ist, wenn er nicht der persönliche Sekretär von Ursula Pasterk gewesen wäre! His Masters Voice! (Beifall bei der FPÖ.)

Dann kommt dieser Politkulturmanager und sagt den Politikern, dem Herrn Wolf und der Frau Unterreiner zum Beispiel, in der Diskussion, Politik soll sich nicht einmischen. Mir ist das selbst passiert, als ich mir erlaubt habe, zu sagen, dass diese „Keller-Soap" vom Herrn Kramar ein Schmarren ist. Schlussendlich hat er mich sogar geklagt. Weil ich gewagt habe, Kritik zu üben, bin ich sozusagen vor Gericht gezerrt worden. So kann das nicht gehen, meine Damen und Herren!

Das alles, wenn man bedenkt, wie viele sozial Schwache es gibt. Ich habe überhaupt kein Verständnis dafür, dass Sie Gruppensexprojekte direkt oder indirekt mitfördern, wenn wir immer mehr Sozialhilfeempfänger haben und die Leute nicht wissen, wovon sie leben sollen! Ich glaube, die Leute haben auch kein Verständnis dafür! (Beifall bei der FPÖ.)

Der Bürgermeister sagt, ihn geht das nichts an, er mag das nicht, aber die Subvention bleibt. Den Bürgermeister geht das nichts an. Ich frage mich, von wo ist er Bürgermeister? Von Krähwinkel? Gramatneusiedl kann ich nicht sagen, weil sonst fühlt sich dort jemand beleidigt, also sage ich Krähwinkel. Ich weiß es nicht. Der Herr Stadtrat sagt, wir geben das Geld her, aber was die damit machen, ist dann ihre Sache. Wenn ich dann etwas frage, versteht er die Frage nicht. Also was sind das für Politiker? Sie haben genauso eine Verantwortung gegenüber der Bevölkerung! Wissen Sie nicht, dass das Geld, dass Sie hier so „macht damit, was ihr wollt" hergeben, Steuergeld ist? Das ist das Geld, das Sie von den Menschen einnehmen! Da kann man doch nicht so eine Nonchalance an den Tag legen! Ich glaube, Sie haben überhaupt kein Gefühl mehr für die Volksmeinung! Für Sie zählt einzig und allein der Gruppensex! Das ist wichtig, dass man sozusagen einen Skandal provoziert! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Endlich ist es heraußen!)

Es ist wirklich schwer. Man weiß nicht mehr, wo man als Opposition zustimmen kann oder nicht. Da stimmt man in gutem Glauben zu, Sie haben das im Griff und was ist dann zum Beispiel bei so harmlosen Dingen wie dem Blasmusiktreffen am Rathausplatz? Bis jetzt habe ich immer geglaubt, es ist etwas Harmloses. Man weiß es nicht nach diesen Vorkommnissen. Oder wenn der StR Schicker ein Verkehrskonzept herausgibt, was ist das? (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: War das jetzt ein Witz?)

Aber kommen wir zum Antrag. Die Zeit ist leider so beschränkt. Ich gehe kurz auf ein paar Fragen mit den gesetzlichen Auflagen ein. Ich weiß nicht, ob Sie mir das sagen. Wahrscheinlich werden Sie sagen, das können Sie nicht beurteilen, da müsste man die Secession fragen. Die Secession gibt aber keine Auskunft. Die Auflagen sollten schon eingehalten werden. Es ist die Frage, ob dort überhaupt irgendetwas geprüft wurde, ob das überhaupt fähig ist, ob die ganzen Sanitäranlagen und so weiter vorhanden sind und wer das kontrolliert.

Zur Vergnügungssteuer: Die steuerlichen Fragen liegen mir klarerweise schon am Herzen. (GR Dr Herbert Madejski: Es geht auch um unser Geld!) Deswegen habe ich in der Früh auch gefragt, wer denn eigentlich den Eintritt einhebt. Das ist zwar ein Verein, aber er unterliegt der Gewerbeordnung. Das heißt, Vergnügungssteuer, Umsatzsteuer, Körperschaftssteuer. Wenn die Secession das einhebt, dann könnte es schon so sein, dass die dann vielleicht Ausnahmen von der Besteuerung haben, weil das im Rahmen einer Ausstellung ist. Dann haben wir eine ungerechtfertigte Benachteiligung. Das sind steuerliche Konstruktionen. Das muss von langer Hand geplant sein. Es ist nicht nur so, dass im Vorhinein Mittel verwendet wurden, bei dieser Konstruktion geht es auch in Richtung vorsätzliche Nichtsteuerbezahlung. Ich habe das auch ausgedruckt, es steht darin ausdrücklich, es hebt die Secession ein. 

Zu den Umbaukosten, wo Ernst Woller gesagt hat, diese werden eh von den Eintrittsgeldern bezahlt: Damit kommen wir genau zu dem Punkt, weil wenn die Eintrittsgelder gemäß jeglicher anderen Swingerklubs zu bezahlen wären, dann müssen sie zuerst Steuer zahlen, dann sind sie nur mehr halb so hoch. Wenn man das allerdings so dreht, sind sie vielleicht dann doch höher. Außerdem ist das eine Art der Finanzierung. Das ist so, wie wenn ich sage, ich kaufe mir ein Haus, gebt mir einstweilen das Geld, ich zahle euch das dann von den Mieteinnahmen zurück. Das sind völlig neue Finanzierungsmodelle, die die Stadt Wien hier mitträgt. 

Die Frage nach den professionellen Sexarbeiterinnen wird vielleicht heute noch einmal näher betrachtet werden, aber es ist durchaus so, dass in Swingerklubs so etwas gang und gäbe ist. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was Sie alles wissen!) Deswegen ist auch die Frage nicht blöd und nicht abwegig, ob hier sichergestellt wurde, dass man sich nicht mit Geschlechtskrankheiten oder mit HIV anstecken kann. 

Zur Frage nach der Ausschreibung: Es gibt ja mehr als einen Swingerklub in Wien. Warum wurde gerade dieser genommen? Ist das irgendwie ausgeschrieben worden? Gibt es da persönliche Beziehungen von irgendjemandem? Ich weiß es ja nicht! Ich weiß es nicht. Der Herr StR Mailath-Pokorny hat uns über die Zeitung glaubhaft versichert, er war noch nicht einmal dort, aber er wird sich das jetzt anschauen, er wird hingehen und sich dort ein Bild machen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Mich interessiert das im Unterschied zu Ihnen!) Dazu wollte ich Ihnen noch etwas sagen, falls Sie das noch nicht wissen. Sie werden wahrscheinlich am Abend hingehen, weil tagsüber ist es fad, da ist es leer, da geht man nur zum Beethovenfries durch. (GRin Mag Marie Ringler: Wir waren auch dort und haben uns das angeschaut!) - Ich war vor der Secession. Ich war nicht drinnen. Aber ich weiß, dass ihr dort wart. Nur damit Sie dann keinen Fehler machen. 

Apropos, wenn Sie auf Element6 im Internet klicken, Sie das eingeben, kommt eine Homepage, auf der steht: „Ich bin über 18 Jahre." und „Ich bin unter 18 Jahre." Der gleiche Link ist auf der Secession, da sind Sie automatisch drinnen. Dort kann man auch unter 18 Jahren die Fotogalerie betrachten und so weiter. (GRin Mag Marie Ringler: Fragen sie die Gäste auf der Galerie, wie alt sie sind!) Dann ist hier eine kleine Erläuterung. Es besteht kein Nacktzwang, Herr Stadtrat, aber ein erotisches Outfit ist erwünscht. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da müssen Sie aber lachen!) Das stelle ich mir jetzt vor. Dadurch erreichen sie angeblich ein gehobenes erotisches Ambiente. Das lassen wir dahingestellt. 

Wenn Sie wirklich zum ersten Mal dort sind, was ich annehme, weil ich glaube Ihnen ja, ich bin eigentlich eh ein gutgläubiger Oppositioneller: „Wer uns das erste Mal besucht, soll das bitte dem Team beim Eintritt mitteilen. Wir zeigen ihm dann alle Räumlichkeiten und erklären bei Bedarf die Abläufe." Das ist klar.

Was ein bisschen erschreckend ist, sind die Eintrittspreise. Da haben wir nämlich Eintrittspreise für Singlemänner von 36 bis 42 EUR und für Frauen und Transvestiten, glaube ich, von 6 EUR. Wie können Sie das bei einer öffentlich geförderten Institution mit Gender vereinbaren? Sind solche Unterschiede gender-gerecht? Das müssen Sie mir einmal erklären! (Allgemeine Heiterkeit.)

Angeblich dürfen Jugendliche dort nicht hinein. Auf der Homepage sehen Sie tagsüber die Eintritte auf der normalen Seite. Dort steht: „Kinder unter 10 Jahren gratis." (Allgemeine Heiterkeit.) Irgendwie hat man sich nicht einmal die Mühe genommen, diese Homepage so weit zu verlinken, dass das alles aus einem Guss ist. 

Es steht auch noch in den Erläuterungen der Secession: „Das E6 ist jedoch kein ‚günstiges Stundenhotel', sondern ein Swingerklub und finanziert sich über die Konsumationen unserer Gäste." - Offensichtlich geht die Konsumation doch zu Ihren Kosten, weil diese 90 000 EUR für den Umbau, und das muss wieder rückgebaut werden, sind eine Menge Geld. Das „Heute"-Journal hat heute sozusagen sogar angeregt ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Im ZDF war das schon?) - Die „Heute"-Zeitung, Entschuldigung, hat angeregt, dass man eigentlich einen Mietentgang dieser Räumlichkeiten von 2 500 EUR hat und sind auf 140 000 EUR gekommen. Ich sage die 90 000 EUR und das andere, vielleicht können Sie das teilweise ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Weil Sie es als Finanzbeamter immer so genau wissen!) Jedenfalls haben Sie in der Früh bei der ersten Frage, die Sie hier beantwortet haben, gesagt, wenn öffentliche Gelder doch gebraucht werden, hat der Künstler gesagt, er zahlt das. Das schaue ich mir an! Der Künstler provoziert sich einen Skandal, den er mit 150 000 EUR in Wien selbst zahlen darf? Aber das haben Sie gesagt! Wir werden es sehen! Ich hoffe, dass wir diese Abrechnungen jemals zu Gesicht bekommen. Ich glaube es ja nicht. 

Jedenfalls haben wir absolut kein Verständnis für solche Ausstellungen und für die Förderung solcher Ausstellungen. Da können Sie sich hin und her ausreden, dass Sie das nicht gewusst haben, dass die machen, was sie wollen, der Bürgermeister nicht da ist und uns das alles nichts angeht. Wir haben dafür kein Verständnis. Im Zuge dessen, dass es den Leuten immer schlechter geht, ist das eine echte Verschwendung von Steuergeld und wird auch von einem Gutteil der Bevölkerung in keinster Weise mitgetragen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zur Beantwortung hat sich der Herr amtsführende Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wie wir eben wieder gehört haben, war in den vergangenen Tagen und auch jetzt viel und ausreichend und geradezu lustvoll von Skandal die Rede, Aufregung über ein Kunstprojekt in der Secession, Aufregung über einen Swingerklub in den ehrwürdigen Hallen dieser Kultureinrichtung. 

Was ein Skandal ist, liegt zunächst einmal im Auge des Betrachters. Ich füge hinzu, dass ich so manches Unverständnis von Menschen nachvollziehen kann, die sich nicht täglich mit Kunst auseinandersetzen. Die Frage aber, ob und was Kunst sei, beschäftigt die Menschheit, seit sie Kunst macht. So wenig, wie es eine Definition oder gar eine einheitliche Ausbildung für Künstlerinnen und Künstler gibt, so wenig wird auch abschließend abzuhandeln sein, was denn genau Kunst ist. 

Genug der Theorie. Zu den Fakten:

Erstens: Die Secession ist eine unabhängige, international renommierte Künstlervereinigung, die mehrere Ausstellungen pro Jahr organisiert. Sie finanziert sich zu zwei Dritteln aus privaten Geldern und zu einem Drittel aus öffentlichen Geldern, die sich wiederum auf Bund und Stadt Wien aufteilen. 

2010, Kollege Ebinger, ist im Übrigen noch kein Cent städtischer Förderung geflossen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das wollen wir auch verhindern!) Dieses sollten Sie als Mitglied dieses Hauses wissen, denn Sie hätten es beschließen müssen, wäre etwas geflossen. 

Woraus dann genau die öffentliche Förderung der Secession für dieses Kunstprojekt hätte fließen können, bleibt mir verschlossen. 

Zweitens: Für dieses konkrete Projekt fließen nicht nur keine Steuermittel, sondern die von der Secession bereitgestellte Infrastruktur wird zudem vom Projekt rückfinanziert und, wie mir berichtet wird, hat sich der Künstler bereit erklärt, einen allfälligen Ausfall, vertraglich abgesichert, selbst zu begleichen.

Drittens: Kunst ist in Wien nicht genehmigungspflichtig. Es gibt klare Gesetze und Regeln. Werden diese eingehalten, so gilt das Grundrecht der Freiheit der Kunst und der freien Meinungsäußerung. 

Viertens: Wien ist eine offene, eine liberale, eine dynamische und interessierte Kunststadt und lebt zu einem guten Teil auch davon. Wien lebt von einem offenen Kulturklima, welches auch darin besteht, Auseinandersetzungen, Provokationen und Diskussionen mit Emotion, aber auch mit Gelassenheit abzuhandeln.

Was nun den angeblichen Skandal betrifft, wurde heute schon darauf hingewiesen, dass es ganz offensichtlich Teil des Konzeptes von Christoph Büchel ist, öffentliche Irritationen auszulösen. Alle, die sich daran beteiligen, werden somit Teil dieses Projekts. Mehr noch, das lustvolle Jonglieren der FPÖ mit Begriffen wie „Gangbang", „Gruppensex", „verschwitzt" könnte die Vermutung von Insiderkenntnissen nahelegen, erlangt etwa bei entbehrungsreichen Sexfindingmissions in Wiener Nachtklubs. Ein wahrer Hump oder Dump, wer Böses dabei denkt!

Ehe ein selbst ernannter Lebensmensch sich wieder dabei ertappt und bemüßigt fühlt, dies wieder vor Gericht ausleben zu müssen, sei noch einmal hinterfragt, was in unserer Gesellschaft tatsächlich ein Skandal ist. Wie sorgfältig jene politische Gruppierung, die hier als oberste Hüterin der Moral und des Steuergeldes auftritt, tatsächlich mit Steuergeld umgeht, beweist doch der wahre Skandal um die Hypo Alpe-Adria! Hier wird so viel Geld versenkt und verschenkt, dass die öffentliche Hand einspringen muss, um weitaus Schlimmeres zu verhindern! (Beifall bei der SPÖ. - Aufregung bei der FPÖ. - StR Johann Herzog: Da waren immer alle dabei in Kärnten!) - Meine Damen und Herren, der Herr Finanzbeamte verlässt gerade das Haus. Ich verstehe das. 

Da verstehe ich sehr wohl, dass sich die Menschen darüber aufregen. Auch Sie, wiedervereinigt mit den Kärntner Freunden, müssen sich aufregen, denn hier, im Unterschied zu Secession, wird tatsächlich Steuergeld eingesetzt, muss Steuergeld eingesetzt werden, um einen Gesamtkollaps zu vermeiden! (GR Mag Wolfgang Jung: Ein solcher Schwachsinn!) Die selbst ernannten Steuer- und Moralwächter, die wegen Steuerverschwendung in der Secession laut aufschreien, schweigen bei der Hypo Alpe-Adria! (StR Johann Herzog: Bei der Secession wird geschickt verschleiert!) Das ist verwunderlich! (StR Johann Herzog: Wieso? Warum?) Das ist verwunderlich, denn dieser Skandal, meine Damen und Herren, kostet jeden Einzelnen von uns 1 800 EUR! (GR David Lasar: BAWAG!) Jeder Einzelne von uns muss für die Hypo Alpe-Adria 1 800 EUR bezahlen, bei der Secession null Euro! (StR Johann Herzog: Ein interessanter Vergleich!) Bei der Secession null Euro, da 1 800 EUR! Bilden Sie sich selbst Ihr Urteil, wo da der Skandal liegt! Haltet den Dieb, rufen immer diejenigen am lautesten, die am meisten zu verbergen haben! (Beifall bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Genau das tun Sie gerade!)
Meine Damen und Herren, ich komme zur Beantwortung Ihrer eigentlichen Fragen:

Fragen 1 bis 5: Diese Fragen liegen nicht in meinem Geschäftsbereich. 

Frage 6: Die Material- und Umbaukosten für die Installation Christoph Büchels in der Secession betragen, anders als von Ihnen behauptet, zirka 30 000 EUR. Viele der benötigten Materialien und Einrichtungsgegenstände sind lediglich ausgeliehen oder im Wege des Sponsorings kostenfrei oder sehr günstig zur Verfügung gestellt worden. (GR Dr Herbert Madejski: Matratzen!)

Der Kartenverkauf wird von der Secession abgewickelt. 

Die Personalkosten dafür, auch die in der Nacht anfallende Überstundenentschädigung, werden über das Projekt, also ohne Steuergelder, finanziert. 

Die Secession führt die anfallenden Steuern ab. 

Das Projekt ist somit wirtschaftlich selbstständig. Aus den Einnahmen werden sämtliche Projektkosten abgedeckt. 

Zusätzlich verkauft die Secession, wie bei anderen Ausstellungen und Projekten auch, jene Teile der Infrastruktur, die wiederverwertbar sind. Bereits heute gibt es etwa für Sitzgarnituren und diverse Dekorationsgegenstände eine lange Liste von Interessenten. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Sollte sich dennoch ein Defizit ergeben, hat der Künstler vertraglich die Verpflichtung übernommen, dieses abzudecken. Sollte ein Überschuss erwirtschaftet werden, geht dieser ebenfalls an den Künstler. 

Von der Secession werden Kosten getragen, die vom spezifischen Projekt unabhängig sind. 

Fragen 7 bis 11: Auch diese Angelegenheiten fallen nicht in meinen Geschäftsbereich. 

Fragen 12 und 13: Die Einzelheiten dieses Projekts waren mir nicht bekannt. 

Fragen 14, 15, 17, und 18: Über ähnliche Aktionen in Wiener Kultureinrichtungen ist mir nichts bekannt. 

Die Eintrittspreise betreffen nicht die Secession, sondern einen Klub im Keller und entziehen sich daher auch meinem Zuständigkeitsbereich. 

Dasselbe gilt für die Frage 19. 

Frage 20: Sofern alle behördlichen und gesetzlichen Vorgaben eingehalten werden, gibt es seitens der Kulturverwaltung keine Interventionsmöglichkeiten. 

Abschließend möchte ich einer Kolumnistin einer großen Wiener Tageszeitung, die sich das zweifelhafte Vergnügen gemacht hat, das Parteiprogramm der Freiheitlichen zu durchforsten, danken. Sie hat ans Tageslicht gehoben, was nicht weiter verborgen bleiben soll. Ich zitiere: „Der unverzichtbare Anspruch auf volle innere und äußere Freiheit der Kunst wird nur durch die allgemeingültige Rechtsordnung eingeschränkt." - Zitat Ende. Weiters, Zitat Beginn: „Eine begriffliche Festlegung würde den Anspruch der Kunst auf volle innere und äußere Freiheit einengen." - Zitat Ende. So steht es im Parteiprogramm der FPÖ. (StR Johann Herzog: Das ist auch so!) Die gelegentliche Lektüre, meine Damen und Herren, der eigenen Programmatik wird abschließend wärmstens ans Herz gelegt! (Beifall bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bevor ich die Debatte eröffne, möchte ich wieder Besucher auf der Galerie begrüßen. Das Bundesgymnasium Albertgasse ist interessierter Zuhörer. - Herzlich willkommen! (GR Volkmar Harwanegg: Da haben sie sich ein gutes Thema ausgesucht!)

Ich eröffne nun die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Dauer der Diskussion insgesamt maximal 180 Minuten beträgt. 

Als Erster zur Debatte hat sich Herr GR Mag Jung zum Wort gemeldet. (Raunen bei der SPÖ.)

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Wenn sich die SPÖ nicht freut, ist es ein gutes Zeichen für mich. Gute Tage beginnen mit einem Murren der SPÖ. (Allgemeine Heiterkeit. - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Mit dem Zitat hat schon ein Finanzminister Schiffbruch erlitten!) – Ja, ich habe ihn zitiert. 

Jetzt zu drei Punkten, die der Herr Stadtrat angesprochen hat, bevor ich auf das Eigentliche eingehe, denn er hat nicht viel zur Sache gesagt:

Herumreden, keine direkten Steuermittel: Lesen Sie einmal in den Medien und so weiter nach! Was verstehen Sie denn unter direkten Steuermitteln? Niemand von uns hat behauptet, dass sie eins zu eins an diese Betreiber des Swingerklubs auszahlen. Indirekt geht es, denn die Gebäude werden erhalten, die Gebäude werden zur Verfügung gestellt, die Installationen werden zur Verfügung gestellt. Es gehen hier Steuermittel hinein, und gar nicht wenige. Also das ist Augenauswischerei!

Zweitens: Sie sagen, Kunst ist nicht genehmigungspflichtig. Da stimme ich Ihnen zu. Aber dann war das keine Kunst. Denn die Betreiber mussten ausdrücklich bei der Frau Stenzel darum einkommen, eine Genehmigungspflicht zu bekommen. Also was ist das jetzt, Herr Stadtrat? War es Kunst oder war es keine Kunst? Sie widersprechen sich selbst! Aber sie drehen und wenden es, wie Sie es halt gerade brauchen und schupfen die heiße Kartoffel hin und her!

Sie haben hier von Insiderkenntnissen gesprochen, die man braucht, verschwitzt oder nicht verschwitzt, damit man darüber reden kann. Herr Stadtrat, wenn ich in Hundekot steige, brauche ich nicht vorher hineinzusteigen, um zu wissen, dass er stinkt. Ich merke es, wenn ich ihn sehe. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber Vorurteile haben Sie keine!) Ich sehe es bei dem auch, dass es stinkt und es stinkt zum Himmel! (Beifall bei der FPÖ. - GR Siegi Lindenmayr: Sie vergleichen Kunst mit Hundekot?)
Und das stinkt nicht nur uns zum Himmel, das stinkt den Österreichern, zumindest den Wienern. Nicht umsonst haben sich so gut wie alle Medien in der entsprechenden Richtung - den „Falter“ habe ich noch nicht gelesen, aber ansonsten alle - darüber lustig gemacht, was Sie uns hier als Kunst verkaufen wollen. Sie müssen sich einmal vor Augen führen, das sind genau die Medien, denen Sie Inserate über Inserate in den Rachen werfen, um sie wohlzustimmen. (GR Siegi Lindenmayr: Welche Inserate über Kunst?) - Nein, nicht über Kunst, übers Volksbegehren und sonst über die SPÖ. (GR Siegi Lindenmayr: Warum sagen Sie nicht gleich, entartete Kunst!) Aber Herr Kollege, beruhigen Sie sich wieder! Sie dürfen sich nachher wieder aufregen, es kommt noch mehr! (GR Siegi Lindenmayr: Sie setzen Kunst mit Hundekot gleich!) - Ja, richtig! Ich brauche nicht in Hundekot hineinzusteigen, um zu wissen, dass er stinkt. Und ich brauche nicht in die Secession hineinzugehen, nach dem, was berichtet wurde, um zu wissen, dass das stinkt und keine Kunst ist! Das sage ich hier. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ihre Assoziation ist schon interessant! - Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie haben ein frühkindliches Problem!) - Ja, regt euch ruhig auf! Sie haben halt einen anderen Kunstbegriff. 

Ich bin für Freiheit der Kunst, aber ich bringe Ihnen ein paar andere Beispiele, die auch groß als Kunst gelobt werden. 

Da gibt es einen wirklich großen Künstler, Marcel Duchamp, Objektkünstler, wie der Schweizer auch, der ein berühmtes Objekt hergestellt hat, das „Fontaine" heißt. Dieses ist in England 2004 von den Kunstschaffenden zum einflussreichsten Kunstwerk der Moderne erkoren worden und darf nicht kritisiert werden. Wissen Sie, was es ist? Ein umgedrehtes Pissoir! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das gibt es schon seit hundert Jahren!)

Oder die Oxidationsbilder von Andy Warhol. Da hat er auf die Leinwand gepinkelt und mit seinem Penis darauf herumgewalzt. Das ist die Kunst, die Sie verteidigen, Herr Stadtrat, frage ich Sie. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Andy Warhol ist also keine Kunst? - Ja, er ist sakrosankt. Er kann auf die Leinwand pinkeln und ist Künstler. Geht euch doch brausen mit dem Blödsinn, Herr Kollege! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Das darf doch nicht wahr sein!) Sie machen den Wienern weis, dass das Kunst ist! Sie werden keine Chance haben! 

Jetzt kommen wir zum eigentlichen Thema, nämlich der Secessions-Geschichte. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Regen Sie sich nicht so auf! Das ist bei Männern Ihres Alters wegen dem Herzen gefährlich!) Ich rege mich eh nicht auf. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Glauben Sie mir! Ich kenne mich da aus!) Ich rege mich nicht auf. Außerdem ist mein Herz gut, Frau Kollegin. 
Ich fange mit einer Danksagung an, mit einer Danksagung an die ÖVP, die sich da aus der Debatte genommen hat und den Wienern gezeigt hat, wer sich wirklich darum kümmert. Bei der Secession eiert die ÖVP herum und lässt ihre eigene Frau Stenzel im Regen stehen. 

Ich bedanke mich besonders bei den GRÜNEN und ihrem Herrn Zinggl, der gefordert hat, dass die Secession stärker gefördert werden muss. (Beifall bei den GRÜNEN. - GRin Mag Waltraut Antonov: Bravo!) 

Die Wiener werden weniger applaudieren als Sie, aber Sie haben wieder eines ihrer Minderheiten-, Exoten- und Orchideenthemen mehr. Auf diese dürfen Sie sich ruhig stürzen. Wir stürzen uns darauf, was die Wiener berührt. Das tun wir auch. 

Zum Dritten und ganz besonders, Herr Stadtrat, darf ich mich bei Ihnen bedanken. Der Bürgermeister wird es weniger getan haben, denn Sie haben ihm damit seine Nachbereitung des großen Volksbegehrens in den Medien völlig abgestochen. Das ist geradezu wunderbar. Deswegen ist er auch so verhärmt. Er hat recht, es ist Ihnen wirklich völlig gelungen, das aus den Medien zu verdrängen. Das ist Faktum. 

Jetzt zur Secession selbst: In Wien sind wir hinsichtlich Kunst von Ihnen, aber auch schon von Ihren Vorgängern, einiges gewöhnt. In Wien steht die Kunst zwar nicht unter einem guten Stern, aber im Volkstheater zumindest unter einem roten Stern. Herausgefasst nur drei markante Punkte aus der ganzen Geschichte:

Die Notdurft auf den Uni-Kathedern. Sie haben die Leute zu so genannten Künstlern erhoben. 

Wir haben tolle Operetten erlebt, wie „Der Schweißfuß" von Gerhard Rühm. Im Volkstheater auch wiederum aufgeführt, ein ganz unglaubliches Kunstwerk. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Aber Sie wissen schon, wir schreiben 2010!) 

Jetzt haben wir den Stadtrat gehabt, der sich inserieren hat lassen, und auch der Kollege Woller, ein bisschen kleiner auf den Bildern, mit Vogelhäusern. Er hat seine Vögel ausgeführt und wollte uns das als Kunst verkaufen. Herr Stadtrat, ich habe auch ein Vogelhaus, aber das zahle ich mir erstens selbst, zweitens steht es in meinem Garten und ich belästige nicht die Öffentlichkeit damit und schon gar nicht verwende ich öffentliche Gelder für so einen Volkspflanz. 

Jetzt haben Sie geglaubt, Sie sehen wieder eine Chance zur Provokation. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist gelungen! Voll in die Falle getappt!) Wenn man dann aufzeigt, was es ist, es ist nämlich eine Provokation, es ist eine Frechheit gegenüber den Bürgern, dann sagen Sie, man ist hineingefallen, das Ziel ist erreicht, wenn sich die Medien und die Bürger aufregen. Wir werden am 10. Oktober sehen, ob das Ziel erreicht wird! 

Es wäre Ihnen natürlich lieber, das ist klar, wenn die Kritiker alle kuschen, sich das gefallen lassen und alles einfach hinnehmen, sich auf der Nase herumtanzen lassen und schweigend zahlen. Sie wollen uns einfach an alles gewöhnen, das hinzunehmen. Aber nicht mit uns, Herr Stadtrat, und sicher auch nicht mit den Wiener Bürgern! (GR Siegi Lindenmayr: Sie sind nicht Kritiker, sondern Zensor! Das ist es! Was Sie wollen, ist Zensur!) - Gehen Sie sich brausen! Wir wollen die Zensur? Für Kunst nicht, aber für diesen Holler! Das ist es, was da präsentiert wird und den man uns als Kunst verkaufen will! Sie können nicht sagen, irgendwer produziert irgendetwas, wie der Herr Warhol, der auf die Leinwand pinkelt und das ist Kunst! Das ist eine Frechheit und nichts anderes! 

Dieser Herr Christoph Büchel, ein weltbekannter Schweizer, wie wir gehört haben, hat jetzt die Chance, sich in Wien gut bezahlt über uns lustig machen zu können. Er wurde in breiten Kreisen, wie man so sagt, durch bedeutende Ausstellungen bekannt. Jetzt frage ich Sie wirklich, wer von Ihnen - gehen Sie in sich, außer dem Herrn Kollegen Woller natürlich, der ihn sicher kennt - hat vorher schon sehr viel von ihm gehört? 

Ich habe mich ein bisschen über den Herrn informiert. Er macht überwiegend solche Installationskunst. Er hat in Deutschland auch eine so genannte Politik-Messe gemacht. Das heißt, die politischen Parteien wurden eingeladen, sich zu präsentieren, Reden zu halten, Filme zu zeigen. Er wollte wieder provozieren. Der Stadtrat wäre sicher darauf hineingefallen und hätte die SPÖ dort vorgestellt. In Deutschland haben die Parlamentsparteien nicht daran teilgenommen. Daran teilgenommen hat die NDP und daran teilgenommen hat die Anarchistische Pogo-Partei. Was hat man auf dieser tollen Kunstveranstaltung - das war nämlich auch Kunst - gesehen? Die Parolen dieser Pogo-Partei, und die haben geheißen: „Politik ist Scheiße!", „Fick heil!", „Asoziale an die Macht!" und „Saufen Saufen. Jeden Tag nur Saufen!" Das war die Kunst, die dieser Herr dort präsentiert hat.

Zumindest eine dieser Parolen hätte wahrscheinlich auch unserem Bürgermeister gefallen. Nicht die letzte, sondern die, die ich jetzt noch gefunden habe. Die hätte nämlich gut auf Ihre Plakatwände bei der Volksbefragung gepasst: „Ordnung schaffen. Kreuzchen machen." Das hätte Ihnen gefallen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was heißt das?) – „Ordnung schaffen. Kreuzchen machen.", das hätte Ihnen sicherlich gefallen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich verstehe Sie zunehmend nicht mehr!) – „Ordnung schaffen. Kreuzchen machen.", die Kreuzchen, die Sie bei Ihrer Volksbefragung verlangt haben, wo Sie die Plakate gehabt haben. Erinnern Sie sich an die Hände mit den großen Kreuzchen! Das stammt von Ihnen, nicht von uns. 

Dieser Herr Büchel sieht sich als Provokateur, sagt er. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie sprechen dermaßen undeutlich! Ich habe Sie nicht verstanden!) - Ich spreche nicht undeutlich, Frau Stadträtin! „Ordnung schaffen. Kreuzchen machen." (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Was ist mit Kreuzchen?) Kreuzerl malen, wie beim Anzengruber. Kennen Sie das Stück „Die Kreuzerlschreiber" vielleicht? Das haben Sie auf Ihren Plakaten für die Volksbefragung gehabt.

Dieser Herr Büchel sieht sich also als Provokateur (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Und das gelingt!) und laut seinen Aussendungen in Augenhöhe mit Klimt. Das muss man sich einmal geben. Der Herr sieht sich in Augenhöhe mit Klimt. Beethoven-Fries und Puffrot auf einer Ebene, Wien und der Herr StR Mailath-Pokorny machen es möglich. 

„Kunst ist ein Palast, auf Hundescheiße gebaut", wurde Berthold Brecht in einer Kultursendung des ORF vor Kurzem, am 22. Februar, zitiert. In einer Zeit, in der die Regierung Machwerke wie die „Babyficker" als Literatur fördert oder den Urinstab des Herrn Kolig als Kunstwerk feiert, darf natürlich Kunst aus ihrer Sicht alles. Ich frage mich dann nur: Werden Ihre „Waste Watcher“ bald in den Museen eingesetzt werden? Das wird notwendig werden, wenn Sie so weitermachen.

Wir müssen uns aber allerdings, weil wir dauernd damit konfrontiert werden, einfach an das Vokabular dieser Fäkalkünstler gewöhnen. Mehr Kunst in den Gemeinderat! Wenn die Stadt Wien schon im kleinen Rahmen die Sadomaso-Fortbildungskurse im Amerlinghaus fördert, kommt das demnächst vielleicht auch in die Volkshochschulen. Warum nicht auch den Swingerklub in die Secession, könnte man denken. Eventuell zeigt sich auch in der SPÖ in Anbetracht der zu erwartenden Wahlniederlage die Notwendigkeit zur Partnersuche, zum Swingen. Sie können dann wählen zwischen ÖVP und GRÜNEN, oder vielleicht auch hin und her. Herr Stadtrat, vielleicht wäre es ganz günstig, wenn Sie dort einen Lokalaugenschein machen, einmal sehen, wer von den beiden bei Ihnen dann in die strenge Kammer kommt.

Ich will gar nicht auf das Wort Missbrauch, der Kunst ihre Freiheit durch flinke Maulwerksburschen, großartig eingehen. Weder durch das, was Sie da von sich gegeben haben, noch die selbst. Aber die Ausreden, dass keine öffentlichen Gelder dort hineingebuttert wurden, sind schon längst und mehrfach widerlegt worden. Das wissen Sie selbst ganz genau. Die Leute nehmen es Ihnen nicht mehr ab. Sie wollen nur diejenigen mundtot machen, die, ich erinnere an „Des Kaisers neue Kleider", schreien: „Die sind ja nackt!" oder „Der ist ja nackt!" Nackt sind allerdings nicht alle, wie ich den Medien entnehmen konnte, die in die Secession kommen. Manche gehen in Lack und Leder, habe ich gelesen, dominiert, einige sogar mit Hundehalsband und Kette. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Taugt Ihnen das besonders? Haben Sie das gern?) Die üben wahrscheinlich schon für den Hundeführschein Ihres Bgm Häupl. Ihr Publikum, Ihre Wähler, Herr Kulturstadtrat, sind das. Sie verteidigen die Exzesse laufend! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Laufend?)

Wenn man die Subventionen vergibt, und der Kollege Ebinger hat schon darauf hingewiesen, hat man die Künstler an der Leine, manchmal sogar an der sehr kurzen Leine. Sie sind angehängt, von Ihnen abhängig und werden zu dankbaren Ja-Sagern und willigen Promi- oder Pro-Links-Namensgebern bei diversen Unterstützerlisten, die Sie dann immer wieder auflegen. Es bleibt ihnen ja gar nichts anderes übrig. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist Ihr Zugang! Siehe Kärnten!)

Aber diese Leute und das Rotlichtmilieu überlassen wir gern Ihnen und einigen Leuten von den Freunden der Polizei in Wien. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Punktum! Das haben Sie ja schon gesagt!) - Ich werde es Ihnen noch einmal sagen! Sie werden diese Sachen noch öfters hören, das ist gar kein Problem!

Es geht uns hier bei dem Ganzen, das hat der Kollege auch schon gesagt, nicht um eine Kritik sexueller Praktiken an sich (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Da sind wir aber froh!), denn von Kunst ist dabei keine Rede mehr. Es geht dort nicht mehr um Kunst. Der Swingerklub soll machen, was er will und was er in seinen Statuten stehen hat. Die persönliche Selbstverwirklichung auf diesem Gebiet, Herr Kollege, bleibt auch Ihnen unbenommen und niemand wird Sie unter Druck setzen! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Jetzt haben sich sogar Ihre eigenen Leute geschreckt, bei dem, was Sie da erzählen!) Sie können gerne dort hingehen, wenn Sie wollen! Das sei Ihnen unbenommen. 

Wogegen wir uns erbosten, ist, unter anderem die öffentliche Reklame, die dafür gemacht wird und das Museum, das damit in seinem Wert geschlagen und hinuntergedrückt wird. Das ist eindeutig der Fall. (GR Siegi Lindenmayr: Sie machen da Reklame!) Sie sind anscheinend für den Slogan „Bumsen mit Kultur" oder so ähnlich. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wie bitte?) Das sollte aber zumindest aus unserer Sicht nicht der Slogan der Wien-Werbung werden. Sie machen es dazu! Sie degradieren diese Stadt dazu! Sie degradieren unsere Museen, unsere Kunsteinrichtungen. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Was sprechen Sie da daher? Das versteht überhaupt kein Mensch mehr!) - Ja, stampfen Sie nur wie das kleine Rumpelstilzchen! Die Sozialdemokratie, meine Damen und Herren, hat, was Zumutbarkeit gegenüber dem Bürger betrifft, wirklich jegliches Maß verloren! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wie kommen die Schüler und Schülerinnen auf der Galerie dazu, sich das anhören zu müssen!) - Regen Sie sich nicht auf! Die sollen sich das anhören, damit sie sehen, was Sie hier treiben, was Sie mit unseren Geldern machen, wie Sie uns verblöden, wie Sie die Wiener verdummen! Das sollen die Schüler ruhig hören! (Beifall bei der FPÖ.) 

Denn die Schüler haben Probleme, einen Arbeitsplatz zu kriegen, während Sie hier Millionen für Blödheiten und für Frechheiten gegenüber den Wienern hinausschmeißen! Das sollen die Schüler ruhig hören! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wer schmeißt welche Millionen hinaus? Wir haben dafür überhaupt nichts beschlossen!) - Das ist ja nicht das einzige Projekt, das Sie auf diesem Sektor betreiben! Sie machen es doch laufend! 

Wenn Sie mich von Millionen, die Sie hinausschmeißen, reden hören wollen, dann sage ich Ihnen zum Beispiel die 7 Millionen EUR, die Sie für Ihre so genannte Volksbefragung hinausgebuttert haben. Sie werden es noch öfter hören, Herr Kollege! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist auch Kunst!) Allein schon, dass Sie sich aufregen und einmal ein bisschen aus sich herausgehen, zeigt, wie nahe es Ihnen geht, Herr Stadtrat (GRin Nurten Yilmaz: Nein, es fäult uns an!), und wie Ihnen der Herr Bürgermeister wahrscheinlich geistige Ohrenreiberl verpasst hat, weil Sie ihm seine schöne Volksbefragung zusammengehauen haben! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Bei uns geht es kultiviert zu!)

Wenn Sie noch etwas von Millionen, die hinausgeschmissen werden, hören wollen, schauen Sie sich den Kontrollamtsbericht vom Ronacher an. Dort haben Sie die Millionen, die hineingebuttert werden. Dort darf die Kunst auch alles. Da ist es drinnen. 

Wenn Sie heute Sozialrentner sind, dann können wir auf Heller und Pfennig nachvollziehen, wie viel Geld Sie kriegen. Sie, Herr Stadtrat, weigern sich in letzter Zeit hartnäckig, die Gehälter jener Leute offenzulegen, die nicht Sozialrentner sind, sondern die monatlich Zigtausende kassieren! Wie solche Sachen vor sich gehen, sehen wir gerade in Salzburg bei den Festspielen und bei den Osterfestspielen. Wer weiß, was unter Umständen auch noch auf uns alles zukommen kann! Hier ist eigentlich Transparenz geboten, aber genau Sie verhindern diese Transparenz. Beim einfachen Bürger nicht. Der kann dem nicht entkommen. Aber diese Herren können großzügig sagen, sie machen, was sie wollen, sie sagen das nicht bei den sechsstelligen Salären der so genannten Kunstschaffenden.

Der Herr Kolig mit seinem Urinstab und derartige Machwerke sind Ferkeleien, Herr Stadtrat. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das haben wir heute schon dreimal gehört!) Aber obszön ist etwas ganz anderes. Wissen Sie, was obszön ist? Obszön sind diese Summen, an denen sich Einzelpersonen bereichern! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie haben, glaube ich, ein Problem in der analen Phase gehabt!) Obszön sind diese Summen, ausgegeben in Zeiten, wo wir bei den Bürgern im Sozialbereich kürzen müssen (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wo kürzen wir im Sozialbereich?), wo es in Wien Zehntausende gibt, die keinen Heizungszuschuss bekommen, weil ihn ihnen diese gleiche Stadt Wien verweigert! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wo wird im Sozialbereich gekürzt? Sagen Sie mir ein Beispiel, wo die Stadt Wien im Sozialbereich kürzt!) - Regen Sie sich nicht auf, es stimmt ja! (GRin Nurten Yilmaz: Sie schreien doch uns an!) Zehntausende bekommen keinen Heizungszuschuss! Kommen Sie heraus, reden Sie und schreien Sie nicht dauernd hinein! (GR Ernst Woller: Wenn man so viele Unwahrheiten wie Sie sagt, muss man mit Zwischenrufen leben!) Aber das trifft Sie! Das trifft Sie! Das ist klar! Es gibt in Wien, ich sage es Ihnen noch einmal, wenn Sie mitschreiben wollen, zehntausende Bürger, die keinen Heizungszuschuss bekommen, weil die soziale Stadt Wien Ihnen die Heizung abgedreht hat, weil das Geld dafür fehlt, aber für diese Sachen haben Sie Geld! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie sagen bewusst die Unwahrheit!)

Es gibt echte Armut in Wien, Frau Stadträtin! Und es gibt gleichzeitig, und den fördern Sie, unverschämten Übermut von einigen Leuten in dieser Stadt! Das sollten Sie sich langsam zu Herzen führen! Sie sollten heraus aus den „Seitenblicken" und zurück zu den Bewohnern im Gemeindebau, damit Sie deren Probleme kennenlernen! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Mich haben sie noch nie in den „Seitenblicken" gezeigt!) Aber dort sind eh schon längst wir! Sie haben sie verloren! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Sehr geehrte Besucherinnen und Besucher auf der Besuchergalerie, Sie befinden sich in einer Diskussion im Gemeinderat. Es geht um eine Kunstinstallation, die derzeit in der Secession stattfindet. In dieser Kunstinstallation ist ein Swingerklub und der Künstler Christoph Büchel, ein Schweizer Künstler, hat etwas sehr Erfolgreiches geschafft. Ich habe das heute Morgen schon gesagt. Er hat es geschafft, dass der Wiener Gemeinderat derzeit selbst ein Kunstprojekt wird und über dieses Kunstprojekt diskutiert. Genau das war natürlich auch die Absicht des Künstlers Christoph Büchel. 

Ich finde es sehr spannend. (GR Dr Herbert Madejski: Um unser Steuergeld!) Ich finde es zum größten Teil eine sehr amüsante Diskussion. Ich finde sie sehr lustig, weil das passiert auch nicht alle Tage, dass man über Kunstprojekte, kombiniert mit Sexualität, diskutieren kann. Aber eines fand ich überhaupt nicht lustig, Herr Kollege Jung, dass Sie hier stehen und sagen, was Kunst ist und was nicht Kunst ist. Wir sollten schon längst in einer Zeit angelangt sein, wo die Politik ganz genau weiß, dass es nicht ihre Aufgabe ist. Das Einzige, was in Ihrem Redebeitrag noch gefehlt hat, war das Wort entartet. (GR Mag Gerald Ebinger: Also bitte!) Sie sollten sich tatsächlich schämen für Ihren Beitrag!

Dass Sie ein Kunstwerk von Andy Warhol nicht mögen, kritisieren oder in eine Diskussion einsteigen, sei Ihnen unbenommen. Das machen wir alle gern. Kunstdebatten sind sehr interessant. Aber als Politiker zu entscheiden, was Kunst ist! (StR Johann Herzog: Es geht um die Förderung!) - Über die Steuergelder können wir auch diskutieren. Wir können auch über Subventionen diskutieren. Aber er hat gesagt, das ist keine Kunst. Und das ist nicht seine Aufgabe! Das ist nicht Aufgabe der Politik! (StR Johann Herzog: Das ist eine Meinung!) Das hatten wir schon und das ist schiefgegangen! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - StR Johann Herzog: Dass es gefördert wird, ist zu diskutieren!)
Zur Anfragebeantwortung sei mir nur eine kleine Anmerkung erlaubt, Herr Stadtrat. Sie haben gesagt, dass null Steuergelder der Wienerinnen und Wiener in dieses Kunstprojekt geflossen seien. Das mag sein. Ich kann das jetzt nicht einmal überprüfen, ich weiß es nicht. Wenn schon, auch ein Kulturstadtrat kann zu diesem Projekt stehen, kann zur Secession und auch zu dem öffentlichen Diskurs zu heiklen Themen stehen. Ich finde, es ist offensichtlich in dieser Stadt notwendig, das auch zu sagen. Das ist auch einer der Gründe, warum wir GRÜNE uns ganz sicher hinter den Künstler, hinter dieses Projekt und hinter die Secession stellen und sie vollends unterstützen werden. 

Nun sind wir eben ein Teil dieses Kunstwerks. Also diskutieren wir darüber, weil immerhin ermöglicht das auch gewisse Diskussionen darüber, was denn überhaupt die Aufgabe der Kulturpolitik ist. Ist die Aufgabe der Kulturpolitik zu werten, was moralische und unmoralische Kunst ist? Ist es unsere Aufgabe als Kulturpolitiker und Kulturpolitikerinnen zu sagen, was statthaft und unstatthaft ist? Ist es unser Ding zu sagen, was anständig oder unanständig ist? Oder ist das eine Frage der öffentlichen Diskussion? Natürlich können wir diese öffentliche Diskussion beeinflussen, aber eines sage ich Ihnen schon, sehr geehrte Damen und Herren, mit Bigotterie und mit Doppelmoral kommen Sie sicherlich nicht weiter! Ich finde es eine absolut widerliche Doppelmoral der FPÖ, ein Kunstprojekt in dieser Form anzugreifen, obwohl - wir wissen es doch alle - es Heuchelei ist. In dieser Stadt gibt es Sexshops. In dieser Stadt gibt es Swingerklubs. In dieser Stadt gibt es eine kommerzialisierte Szene der Sexualität und eine nichtkommerzielle Szene der Sexualität. In dieser Stadt findet zum Glück Sexualität in einem freien Ambiente, in einem liberalen Ambiente statt. Jetzt allerdings dieses Kunstprojekt zu nehmen und anzugreifen, ist absolute Doppelmoral. Selbstverständlich ist es Grundaufgabe der Kunst, Dinge, Geschehnisse, Ereignisse, Situationen, das menschliche Leben, das in unserer Stadt stattfindet, an sich zu artikulieren, Menschen damit zu konfrontieren und diese Verfremdung, einen Swingerklub in einem Ausstellungsraum zu machen, ist genau das. 

Ich war gestern, zum Unterschied von Ihnen, vor 21 Uhr, zugegeben, dort. Aber das ist eigentlich spannend. Ich war auch noch nie in einem Swingerklub. Man geht durch ein Museum und erfährt zum ersten Mal Dinge, über die sich ganz viele Menschen in Wahrheit Gedanken machen. Viele kennen es von innen und wir alle kennen es von außen. Jeder, der es nur von außen kennt, fragt sich, wie es darin eigentlich ist. Wer behauptet, es sei nicht so, lügt meiner Meinung nach. Selbstverständlich macht die Kunst genau das. Sie macht etwas sichtbar. Sie thematisiert etwas, was in dieser Stadt tagtäglich stattfindet. 

Was daran schlecht ist, können Sie beantworten. Ich sehe darin überhaupt nichts Schlechtes, im Gegenteil. Wenn wir uns die Kunstgeschichte anschauen, und ich hatte das Vergnügen, immerhin drei Jahre Kunstgeschichte studiert zu haben, war und ist Sexualität immer ein wichtiges Element der Kunstgeschichte gewesen, seit, und das hat der Herr Stadtrat gesagt, und da hat er recht, die Menschheit Kunst macht. Die Sumerer, denen wir die Schrift zu verdanken haben, haben bereits Sexualität dargestellt. Wir wissen sehr viel über die Sexualität der alten Ägypter, weil es nämlich Papyrusrollen aus Bordellen gibt. Wir haben Wandmalereien in Pompeji und im Römischen Reich. Wir haben Sexualitätsdarstellungen auf griechischen Vasen. Wir hatten erotische Darstellungen aus allen Kunstepochen und es war immer eine wichtige Phase. Es gab aber auch die Phasen, wo zensiert wurde, zum Beispiel Michelangelos „Jüngstes Gericht" in der Sixtinischen Kapelle. Da mussten dann die Schleier übermalt werden, weil Nacktheit nicht dargestellt werden durfte. Oder von Statuen wurden später die Genitalien mit Feigenblättern überdeckt, weil das nicht zumutbar ist. 

Sie reihen sich gerade in die Feigenblattfraktion ein, während wir sagen, wir verteidigen die Freiheit der Kunst. Das ist ganz wichtig! (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Mag Wolfgang Jung: Wir haben gesagt, nicht zumutbar ist die öffentliche Förderung! Das ist ein Unterschied!)
Die Doppelmoral der Freiheitlichen Partei, und damit komme ich eigentlich schon zum Abschluss, denn länger braucht man nicht darüber zu diskutieren, zeigt sich durch sexuelle Intervention im öffentlichen Raum, die wir durchaus auch von Ihrer Fraktion gewohnt sind. Ich werde Ihnen zum Abschluss einfach ein Foto vor Ihre Fraktion hinstellen, weil es Ihr eigener Parteivorsitzender ist, der überhaupt kein Problem damit hat, in Diskotheken, wo Jugendliche und junge Menschen sind, sein Autogramm auf Brüste zu geben! So viel zu Ihrer Doppelmoral! (Beifall bei GRÜNEN und SPÖ. - GR Marco Schreuder stellt ein vergrößertes Foto, auf dem Heinz Christian Strache beim Signieren von weiblichen Brüsten zu sehen ist, vor die Sitzreihen der FPÖ. - GR Dr Herbert Madejski: Wer sagt, dass er kein Künstler ist!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Projekt von Christoph Büchel funktioniert. Herr General, Sie sind eine Art Idealbesetzung. Sie realisieren hier, Sie spielen mit und sind in der Erregungsfalle. Ich fürchte, genau das war bezweckt. (Beifall bei der ÖVP.)

Aber auch Rot-Grün spielt genau die Rolle, die Christoph Büchel Ihnen zugemessen hat. Sie verteidigen reflexartig die Freiheit der Kunst, und das war es. (Beifall bei der ÖVP. - GR Dipl-Ing Martin Margulies: Der Grund ist jetzt schon klar!) - Ich komme schon dazu. 

Das heißt, es wird hier eine völlig unreflektierte Debatte zwischen Geschmacksdiktat versus Freiheit der Kunst geführt. So einfach ist die Debatte leider nicht. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, es geht ums Budget!) Das sage ich den jungen Leuten, weil ich werde den Versuch unternehmen, ein bisschen Differenzierung in die Debatte hineinzubringen, die meiner Meinung nach seit einigen Tagen völlig falsch geführt wird. 

Jung, Idealbesetzung, oder, mit anderen Worten gesagt, Sie sind „part of the game“, wie Ihr neuer Parteifreund in Kärnten es bezeichnen würde. 

Die Debatte ist falsch. Das sagt auch ein unverdächtiger Zeuge, Gert Korentschnig: „Die Aktion in der Secession ist mindestens so banal wie die Debatte darüber." - Damit trifft er es. Vielleicht sollte man eine faktenorientierte, eine auf Fakten basierende Debatte führen. Dann wäre weder Erregung noch die Angst um die Freiheit der Kunst angesagt. 

Meine Fraktion und ich geben ein eindeutiges Bekenntnis zur Freiheit der Kunst ab. Natürlich ist die Freiheit der Kunst notwendig, sie ist ein verfassungsrechtlich garantiertes Recht und ist in einer demokratischen Gesellschaft eine Selbstverständlichkeit, über die es nicht weiterer Diskussionen bedarf. Wir bekennen uns dazu. (GR Marco Schreuder: Aber?)

Aber genauso muss man sagen, dass natürlich auch die Freiheit der Kunst Grenzen hat, nämlich die Gesetze und die entsprechenden zivilrechtlichen, strafrechtlichen und verfassungsrechtlichen Grenzen. Das muss dazu gesagt werden, das ist ja nichts Schlimmes, das ist völlig normal! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Wir werden wahrscheinlich einer Meinung sein – wenngleich ich bei Ihnen nicht so ganz sicher bin! –, dass die Politik Kunst zu ermöglichen hat. Unsere Aufgabe ist es, Kunst zu ermöglichen. Wir müssen der Gesellschaft Kunst ermöglichen. Kunst muss ermöglicht und subventioniert werden, wobei die Politik kein Geschmacksdiktat aussprechen darf, indem sie sagt, was Kunst ist und was nicht Kunst ist, und nur dementsprechend subventioniert. Das ist nicht die Aufgabe der Politik! (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Wir wollen keine Zensur. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Ich komme schon dazu! Nicht so nervös sein!

Aufgabe der Kunst ist es, sich in Freiheit zu entwickeln, und Aufgabe der Politik ist es, diese Freiheit zu garantieren und somit Kunst zu ermöglichen.

Über Grenzen der Freiheit haben wir auch schon gesprochen, und jetzt komme ich zu dem Problem, vor dem wir stehen: Offenbar liegt das Elend der Avantgarde darin, dass sie langsam an die Grenzen der Grenzenlosigkeit stößt. Ich weiß, das ist ein bisschen kompliziert, aber genau dort liegt das Problem! Das könnte man in einer Debatte einmal theoretisch erörtern.

Ich zitiere noch einmal Gert Korentschnig, der im „Kurier“ sagt: „Man muss nicht prüde sein, um die Aktion spekulativ oder sogar kindisch zu finden. Sie missbraucht die Kunst zu eigenen PR-Zwecken und ist selbst voll mit jenen Klischees, gegen die anzukämpfen sie vorgibt. Im Grunde ist es eine Nichtaktion." – Das ist ein Ansatz, der die Debatte vielleicht entkrampfen könnte! Das Elend liegt nämlich offenbar darin, dass eine weithin anerkannte kulturelle Institution wie die Secession – immerhin entstanden aus dem Streit zwischen Historismus und Jugendstil – mit einer derartigen PR-Aktion ins Gespräch zu kommen glaubt, beziehungsweise diese offenbar setzen muss. Darin liegt das Elend, denn diese PR-Aktion ist nicht sehr toll, sondern eher ein bisschen peinlich!

Wenn man diese Institution zu derartigen PR-Aktionen sozusagen herabzieht, dann darf man sich nicht wundern, dass eine Debatte darüber entsteht. Allerdings ist die Analogie zwischen dem Klimt-Schiele-Pornographievorwurf und dem Swingerklubbetrieb im Keller der Secession einfach nicht stimmig. Das stimmt nicht!

Ein paar Worte zur Subvention: Bis zum Beweis des Gegenteils glaube ich, dass keine öffentlichen Mittel dafür eingesetzt werden, und daher geht der Vorwurf, dass hier Steuergelder verbraten werden, ins Leere. Wenn es aber nicht um öffentliche Gelder geht, dann hat auch die Aufregung keinen Sinn!

Es ist schon richtig, dass Subventionen, die Kunst und Kultur ermöglichen sollen, eine besonders heikle Angelegenheit sind: Es geht dabei um öffentliches Geld, um Geld der Steuerzahler, und daher ist dabei besondere Vorsicht geboten, keine Frage! Darauf müssen wir sehr genau schauen. Wenn es aber nicht zutrifft, dass Steuergelder eingesetzt werden, dann bricht die gesamte Erregung Ihrer Fraktion in sich zusammen. Dann haben sich nämlich private Sponsoren eine Aktion geleistet und es hat eine anerkannte Kulturinstitution eine Aktion gesetzt, die sich rechnet, die jedoch nach meiner Meinung und offenbar auch nach Meinung anderer eine billige PR-Aktion ist. – Also: Was soll es?

Nun noch ein Gedanke, der zu der Subventionsproblematik ganz gut passt. – Da gebe ich Kollegen Ebinger schon recht: Mit der unbegründeten Ablehnung einer Subvention im Kulturbereich wird natürlich qualifiziert. Zuerst sagt man: Du bekommst keine Subvention, weil ..., dann aber fehlt die objektive Begründung dafür. Im Hinblick darauf könnte jemand, der keine Subvention bekommt, sagen: Ich bekomme keine Subvention von der öffentlichen Hand, weil ich Kunstprojekte mache, die nicht die Zustimmung der Politik finden. – Da liegt in der Tat ein Problem, für welches ich auch keine einfache Lösung weiß. Eine Auflösung könnte aber sein, dass das Ganze transparent gemacht wird, dass jede Ablehnung einer Subvention genauso transparent dargestellt wird wie im Idealfall die Zustimmung zu einer Subvention. Das hat die Mehrheitsfraktion leider immer wieder abgelehnt, und ich lade Sie daher ein, darüber nicht nur nachzudenken, sondern einen entsprechenden Schritt zu setzen, denn er könnte ein Teilproblem, das in dieser grob geschnitzten Debatte untergeht, durchaus lösen.

Ich füge nur hinzu: Dass im Subventionsakt, dem die FPÖ zugestimmt hat, nicht „Büchel“ steht, sondern „C Büchelt“ mit „t“ wie Theodor, zeigt entweder Schlampigkeit oder dass man vielleicht nicht wollte, dass man erkennt, dass es sich um den Aktionskünstler Christoph Büchel handelt, sondern um einen gewissen C Büchelt. – Ich neige im Unterschied zum Herrn General nicht zu Verschwörungstheorien, aber jedenfalls ist das eine hässliche Facette der ganzen Geschichte! (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sind Sie jetzt eigentlich dafür oder dagegen? – GRin Mag Maria Vassilakou: Das wissen wir noch immer nicht!) 

Hätten Sie mir zugehört! Offenbar haben Sie es noch immer nicht verstanden: Die Politik hat nicht zu qualifizieren! Als Politiker habe ich nicht dafür oder dagegen zu sein, sondern ich habe Kunst nach Kriterien, die in Ordnung sind, zu ermöglichen! Daher ist Ihre Frage falsch! (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei den GRÜNEN. )
Man wird irgendwann nicht darum herumkommen zu definieren, was Kunst ist. Es gibt ganz gute Ansätze. Ich könnte Ihnen ein paar vorlesen. Wenn Sie wollen, nenne ich Ihnen einen Ansatz einfach zum Nachdenken, obwohl es noch nicht so spät ist: „Kunst ästhetisiert die Antinomien des Lebens, ohne sie aufzulösen. Sie ist geniale Objektivität." – Einfach zum Nachdenken.

Nun noch eine Schlussbemerkung: Möglicherweise sollten wir auch Folgendes ... (GR Ernst Woller: Das haben Sie vom Blatt gelesen! Sagen Sie das Gleiche jetzt frei!) Nein, das ist nicht vom Blatt gelesen! (GR Ernst Woller: Sie haben jetzt etwas zitiert! Sagen Sie frei, was Sie jetzt vorgelesen haben!) Herr Woller! Ich sage es Ihnen gerne frei: Die Gesellschaft hat eine Verantwortung für die Kunst. (GR Ernst Woller: Interpretieren Sie das Zitat, das Sie soeben gebracht haben, frei!) Welches Zitat? – Ach so, Sie meinen die geniale Objektivität beziehungsweise Subjektivität! (Weiterer Zwischenruf von GR Ernst Woller.)

Herr Woller! Ich gebe Ihnen noch etwas zum Nachdenken: Wenn es stimmt – und Sie werden mir zustimmen –, dass die Gesellschaft eine Verpflichtung hat, Kunst zu ermöglichen, dann werden wir irgendwann darüber diskutieren müssen, ob die Kunst eine Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft hat. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Sie sind nicht gemeldet? Kollege Woller hat zurückgezogen, und Kollegin Straubinger hat auch zurückgezogen. Wollen Sie sprechen oder nicht? – Bitte. (Zwischenrufe bei FPÖ und SPÖ.) Jetzt ohne Kostüm. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich bin überrascht! Aber ich werde die Redezeit nicht ausschöpfen!

Irgendjemand hat hier seine Redeunterlagen verloren oder vergessen. (GRin Waltraut Antonov: Kollege Jung!) Nein, Kollege Jung nimmt immer alles mit, und außerdem hat er es im Kopf! (Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Herr Stadtrat! Um in Ihrer Diktion der modernen Kunst zu reden: Verarschen können wir uns selber, und das können wir besser als Sie! Glauben Sie mir: Das können wir besser als Sie, denn das, was Sie hier als Kunst betreiben, ist eine Verarschung der Steuerzahler! (Zwischenruf von GR Godwin Schuster.)  

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Herr Madejski! Bitte achten Sie darauf, was Sie sagen!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Das ist ein Wiener Ausdruck, Frau Kollegin! (Heiterkeit bei der FPÖ. – Lebhafte Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Aber wenn Ihre Fraktion und Sie so bedacht auf die Kultur in diesem Land sind, dann sage ich Ihnen: Diese äußert sich auch in der Sprache!

GR Dr Herbert Madejski (fortsetzend): Ja, wir reden über die Kultur! Darum passe ich mich ja gerade an die Wiener Kultur des Herrn Stadtrat an! Ich passe mich in dem Moment in meiner Diktion an ihn an! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Also gut: Was soll ich sonst sagen? (Zwischenruf von Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny.) Mir fällt gar nichts anderes ein, Herr Stadtrat! Nehmen Sie es nicht persönlich, das ist halt ein Wiener Wort! (Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Meine Damen und Herren! Es kann aber nicht möglich sein, dass die Sozialdemokratie und die Grünen alles, was ein bisschen von den Linkslinken in der Kunst abweicht und vielleicht traditionell oder konservativ ist, angreifen dürfen und provozieren dürfen, dass man aber nicht zurückschlagen darf! – Wir haben die Provokation Ihrer Kunstpolitik angenommen, werden diese auch weiter annehmen und bleiben auf diesem Thema sitzen, und zwar sehr zum Missfallen des Herrn Bgm Häupl! Das sage ich Ihnen! (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja! Sie werden darauf sitzen bleiben!)

Ich werde nicht picken bleiben! Das ist aber auch ein Wiener Ausdruck! – Diese ganze Diskussion schafft eine sehr unangenehme Situation für die SPÖ. Der Herr Bürgermeister ist, wie man so hört, nicht gerade wirklich erfreut über diese Diskussion. Sie ruiniert ihm ein bisschen die Volksbefragungsstrategie. Wir werden schauen, wie ihr da herauskommt!

Meine Damen und Herren! Es gibt in Wien insgesamt 26 Swingerklubs, das heißt aber nicht, dass ich in allen 26 war. Ich war nämlich in gar keinem! Das ist aber im Internet ganz einfach zu eruieren. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das Thema gefällt euch offenbar sehr!) Sie können aber auch einschlägige Magazine kaufen, ich habe das gestern gemacht und werde sie euch noch zeigen. Wenn Sie diese lesen, kommen Sie drauf, dass es in Wien 26 offizielle Swingerklubs gibt. Ich rede jetzt nicht von Laufhäusern oder von Puffs, sondern von offiziellen Swingerklubs. 

Jetzt stelle ich eine Frage à la EWG – Einer wird gewinnen –: Wieso hat gerade dieser eine Swingerklub in der Secession gewonnen? Waren es Freunde? Hatte man dort bereits irgendwelche personellen Vorteile? – Ich weiß es nicht! Gibt es eventuell Rahmenverträge der Stadt Wien zwischen Swingerklubs und der Secession? Vielleicht hat der, der am meisten geleistet hat, diesen Auftrag bekommen! – Ich weiß es nicht! Sie sollen glücklich werden damit, meine Damen und Herren!

Ich habe mir auch ausgerechnet, dass der überhaupt nie auf 90 000 EUR kommen kann! Ich werde euch das jetzt beweisen, das ist ganz einfach: Der Swingerklub hat genau 26,5 m². Der Swingerklub braucht jeden Abend, um diese 90 000 EUR einzunehmen, 43 Männer. Die Damen zahlen ja nur ein Sechstel des Eintritts, die zahlen ja nur 6 EUR. Die Männer zahlen wesentlich mehr, nämlich 36 EUR. 

Das heißt, man braucht am Abend 43 Männer ab etwa 21 Uhr. Es vergeht ja auch ein bisschen Zeit, bis die sich einmal ausziehen. Ich nehme an, manche arbeiten auch irgendwann einmal! Das kann auch sein! Nehmen wir einmal an, das geht so bis 2 Uhr. – Der Herr Stadtrat versteht das nicht! Das macht aber nichts! Er lässt sich nicht provozieren! Er kann es nicht! Er versteht es nicht! Er ist auch nicht lustig! Macht nichts! Aber er ist halt Kunstexperte! (Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Man braucht mindestens 43 Männer und 43 Frauen, um die Kosten für diesen Swingerklub überhaupt hereinzubringen. Da sage ich noch gar nicht, was die dort tun, aber sie müssen einfach zahlen. Das geht sich aber überhaupt nicht aus! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Machen Sie sich Sorgen um den Swingerklub?)

Wenn man das Ganze zusammenrechnet, dann kann man sagen, dass in 5 Stunden jeder 0,6 m² hat! Ich war noch nie in einem Swingerklub. Aber wenn ich mir solche Zeitungen anschaue, dann denke ich mir: 0,6 m² pro Pärchen oder für 3 Leute, das geht nicht! Ich kann das nicht! Vielleicht kann es der Herr Stadtrat, er ist größer als ich, ich bin vielleicht ein bisschen dicker und behäbiger: Ich kann das aber jedenfalls nicht, meine Damen und Herren! Das wird sich nicht ausgehen. Daher wird das Ganze ein Verlustgeschäft! (Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bleiben wir jetzt ernst! Der Schaden ist trotzdem gegeben, und zwar in Wirklichkeit mit 46 700 EUR. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Beim Swingerklub?) Seien wir ein bisschen ernster! Es geht um 46 000 EUR aus Steuermitteln. – Der Herr Stadtrat hat lobenswerterweise gerade gesagt, dass sich die Secession zu zwei Dritteln mit Sponsoren – wenn ich das jetzt richtig im Kopf habe – und zu einem Drittel aus Subventionen finanziert, ob vom Bund oder von der Stadt Wien, das kann ich jetzt nicht beurteilen. Wenn aber durch die Nichtbezahlung dieses Swingerklubs an die Secession, die diese Räumlichkeiten normalerweise um 2 300 bis 2 500 EUR am Tag vermietet, ein Schaden entsteht, dann beläuft sich dieser auf insgesamt 138 000 EUR, und ein Drittel davon, nämlich 46 700 EUR – Geld hat ja kein Mascherl – wird durch Subventionen gedeckt. Und genau das kann es ja nicht sein!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf Ihnen aus der „Welt“ zitieren. Sie kennen die „Welt“. In dieser Zeitung ist am Mittwoch ein Riesenartikel über diese ganze Geschichte erschienen. Ich weiß nicht, wer ihn gelesen hat. Ich lese regelmäßig viele Zeitungen, daher auch die „Welt“. 

Die „Welt“ hat sich mit der Secession und der gegenwärtigen Situation beschäftigt, und es wird in dem Artikel festgestellt, dass traurigerweise Alte keinen Zutritt haben. Das ist wirklich unglaublich! Alte Menschen ab 60 haben dort keinen Zutritt! Das ist ein ungeschriebenes Gesetz. Jugendliche haben sowieso keinen Zutritt. Ich halte jetzt kein Plädoyer für Besucher ab 60, obwohl ich über 60 bin, denn ich würde eh nicht hingehen! Ich merke nur an, dass man heute in Altersheimen und Geriatriezentren geradezu davon lebt, dass es Sex gibt. Diejenigen aber, die sich vielleicht einmal ein bisschen vom Geriatriezentrum oder Pensionistenheim absetzen und sich abseits der normalen Szene betätigen wollen, dürfen dort gar nicht hinein, meine Damen und Herren! Das ist wirklich unglaublich!

Aber jetzt geht es weiter. Die „Welt“ schreibt: „Bei Tag ist die Installation Christoph Büchels mit Palmen, Kitschbildern und einem ausgestopften Löwen leer zu besichtigen.“ – Also dafür würde ich nichts ausgeben! Aber manche zahlen halt dafür! Interessant wird es aber am Abend: „Man(n) erwirbt eine Tagesmitgliedschaft“ zum Preis von 36 EUR. – Ich zitiere: „Frau zahlt naturgemäß einen Bruchteil. Das geschlechtsspezifische Preisverhältnis sechs zu eins müsste in einem weniger einschlägigen Biotop sofort den Gleichstellungsbeauftragten auf den Plan rufen.“ 

Ich habe noch nicht gehört, dass das Faktum, dass hier die Männer schon wieder einmal wesentlich mehr zahlen müssen als die Frauen, in Wien den Gleichstellungsbeauftragten auf den Plan gerufen hat. Ich habe aber gelesen, dass man im Swingerklub mehr Männer als Frauen braucht. Gut! Das ist halt so. (Heiterkeit und Zwischenrufe bei der SPÖ.) 

Ich zitiere weiter: „Alkohol ist – wohl im Sinne der Volksgesundheit – entsprechend teuer.“ – Das ist auch klar.

Aber jetzt kommt es, Herr Stadtrat! Dort gibt es nämlich Richtlinien. Haben Sie schon die Richtlinien geklärt? Sie waren ja noch nicht dort! Sie gehen erst hin! Dann nehmen Sie aber bitte die Richtlinien mit! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Darf ich Sie in den Rabenhof einladen?) 

Zu den Richtlinien beziehungsweise dieser Gebrauchsanweisung für den Swingerklub meldet die „Welt“ Folgendes, Herr Stadtrat: „,Kein Nacktzwang, aber erotisches Outfit erwünscht.’ Das beruhigt, ebenso wie der Appell, die Hygienevorschriften zu beachten und gebrauchte Kondome und Papiertücher bitte in die bereitstehenden silbernen Abfalleimer zu werfen und nicht zwischen den Matratzen zu verstecken.“ (Heiterkeit und Zwischenrufe bei SPÖ, FPÖ und GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Es ist wirklich unglaublich, welche Richtlinien dort herausgegeben werden! Zuletzt kommt in diesem Artikel noch ein lieber Satz: „Um mit Guido Westerwelle zu reden: ein klassischer Fall von spätrömischer Dekadenz.“ – Dem kann ich an sich wirklich nichts mehr hinzufügen, meine Damen und Herren! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)  

Aber jetzt wieder zu einem ernsteren Thema. Wie können Sie ausschließen, dass dort professionelle Sexarbeiterinnen arbeiten? Ich habe ja nichts dagegen, ich habe mich in der Wortwahl schon angepasst. 

Man muss eben die Szenezeitungen lesen. Mir ist in diesem Zusammenhang Folgendes passiert. Ich erzähle Ihnen jetzt die Geschichte, die ich gestern in Alterlaa erlebt habe. Kollege Deutsch kennt die gleiche Trafik wie ich, kauft dort aber vielleicht andere Dinge. (GRin Nurten Yilmaz: Welche? – Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Ich ging gestern in Alterlaa in meine Stammtrafik. Es war fünf vor sechs, und ich gebe ehrlich zu, dass ich geschaut habe, ob überhaupt jemand in der Trafik ist. Es war Gott sei Dank niemand drin, nur die drei Damen, die ich sehr gut kenne und die mich auch kennen. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Sehr interessant!) Ich bin hineingegangen und habe gesagt: Ich habe einen Spezialauftrag für Sie. (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das sind Verkäuferinnen! (Allgemeine Heiterkeit.) 

Ich habe gesagt: Das ist ein Spezialauftrag. Bitte haben Sie für mich ein Magazin, nach welchem ich die Swingerklubs in Wien ausfindig machen kann? Das war eher peinlich, aber was macht man nicht alles als Politiker! (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das hat schon der Kabas gemacht! Waren Sie damals mit Kabas unterwegs? – Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.)
Die Damen haben unten herum geschaut und gesagt: Da hätten wir etwas! – Darauf habe ich gesagt: Sie suchen das Magazin für mich aus. Schauen Sie einmal nach, ob irgendwo „Swingerklub“ drauf steht! Das nehme ich. – Schließlich habe ich das Magazin, das ich hier habe, um 2,50 EUR gekauft. In dem Moment sind zwei Damen herein gekommen und haben gesehen, was ich gekauft habe. Ich habe sie dann aber beruhigt. (Allgemeine Heiterkeit.) 

Aber jetzt kommt es. Ich will das Magazin ja gar nicht herzeigen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Na geh, zeigen Sie es her!) Da steht: „Exzess im Swingerklub. Gruppensex. Burgenland im Rausch der Sinne.“ (Heiterkeit und Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) Das andere will ich euch gar nicht vorlesen. Zum Glück hat meine Frau die Zeitung am Abend nicht gesehen, als sie nach Hause gekommen ist!

Jetzt sage ich Ihnen aber noch etwas: In der „Kronen Zeitung“ gibt es jeden Tag diese Naturalfotos. Ich überblättere sie normalerweise, weil ich gleich zum Sport gehe. (Zwischenrufe bei GRÜNEN und SPÖ.) Ich habe aber eine Mitarbeiterin gebeten, dass sie einmal bei einer dieser Einschaltungen anrufen möge, weil es mich interessiert hat, wer sich dort meldet und wer das ist. – Und das ist jetzt bedenklich, Herr Stadtrat: Bei 40 Prozent dieser Anzeigen handelt es sich um Swingerklubs. 40 Prozent von denen sind professionelle Sexarbeiterinnen!

Jetzt kommt aber das Größte: Es gibt jetzt schon Inserate, in denen steht: „Besuchen Sie uns in der Secession.“ – Dazu muss ich wirklich sagen, Herr Stadtrat: Das kann es nicht sein! Wie wollen Sie rechtlich verhindern, dass dann Zuhälter und die Freunde dorthin gehen? All das will ich in der Secession nicht haben! Warum macht man das Kunstprojekt nicht zum Beispiel im „Kerzenstüberl“? Nicht, dass ich das Kerzenstüberl kenne! Das steht aber da drin: Es ist in der Kaiserstraße und Nachbar des Swingerklubs, der jetzt in der Secession ist. (Zwischenruf von Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely.) Ich will das jetzt gar nicht vorlesen, Frau Stadtrat, ich zeige es Ihnen nachher! Es ist unglaublich! (Weitere Zwischenrufe bei SPÖ und GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren! Jetzt aber zum Ernsten: Ich habe das jetzt vielleicht ein bisschen lustiger gebracht, wie es eben meine Art ist. (VBgm Dr Michael Ludwig: Ein bisschen!) Das ist aber nicht ganz so lustig! Es geht nämlich wirklich um Steuermittel, meine Damen und Herren! Wie wollen Sie verhindern, dass sich dort bis 18. April, beziehungsweise so lange das stattfindet, unwillkürlich – ich sage ja gar nicht, dass das vorprogrammiert ist – eine Szene etabliert, die wir als Wiener gar nicht mehr kontrollieren können?

Ich verstehe nicht ganz, wie Sie diesem Projekt überhaupt noch den Titel eines Kunstprojektes geben können! Okay. Es kann Swingerklubs geben! Jeder soll machen, was er will. Ein solches Kunstprojekt gehört von mir aus in die Kaiserstraße, in die Ottakringer Straße oder auf den Westbahnhof, aber nicht in die Secession. (Beifall und Bravorufe bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Kollege Wutzlhofer gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Nur ganz kurz zur Geschäftsordnung, zur Überbrückung zweier vielleicht lustigerer Beiträge: Ich habe im Jahr 2005 von Ihnen, Frau Vorsitzende, einen Ordnungsruf bekommen, weil ich der ÖVP damals im Zusammenhang mit dem ÖH-Gesetz „Verarschung“ unterstellt habe.

Jetzt hat Herr Kollege Madejski das gleiche Wort in den Mund genommen, und da ich dafür bin, dass Parteien in diesem Haus gleich streng behandelt werden, beantrage ich einen Ordnungsruf, wenngleich ich meine, dass dieses Wort am ehesten von all dem, was er gesagt hat, der Normalität entspricht. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Okay, das stimmt! Ich habe Kollegen Madejski gleich unterbrochen, wurde dann aber abgelenkt von Streichungen. 

Kollege Madejski! Ich erteile Ihnen offiziell einen Ordnungsruf für das Wort, das ich nicht noch einmal in den Mund nehmen möchte. Es ist der Würde des Hauses nicht entsprechend.

Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich bin jetzt 22 Jahre Mitglied des Hohen Hauses. Auch wenn man durchaus dafür sein kann, dass es auch ein bisschen Spaß in der Politik gibt, muss ich trotzdem sagen: Das waren jetzt Wortmeldungen, Herr Madejski und Herr Jung, die der Würde dieses Hauses nicht entsprechen. Davon kann man sich wirklich nur distanzieren! Leben Sie bitte Ihre schlüpfrigen Phantasien anderswo aus, aber nicht hier im Gemeinderat der Stadt Wien! (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Das ist traurig!)
Ich werde versuchen, was jetzt nicht leicht ist, wieder zum Thema zurückzukommen. Ich werde versuchen, wieder ernsthaft auf das Thema Kunst und auf das, was das mit der dringlichen Initiative in diesem Haus zu tun hat, zu sprechen zu kommen. 

Kunst hatte immer wieder mit Widerspruch, Irritation und Provokation zu tun. Diese Tatsache ist so alt wie die Geschichte der Kunst. Dafür gibt es unzählige Beispiele in der Kunstgeschichte. Manche haben das perfekt gekonnt. Ich nenne jetzt nur Klaus Peymann, der den Skandal mit „Heldenplatz“ wochenlang inszeniert hat. Und das hat perfekt funktioniert! Außerdem erinnere ich an die legendäre Aktion von Markus Geiger, der die Secession rot angemalt hat. – Man könnte hunderte Beispiele erwähnen. 

Provokation funktioniert manchmal. Manchmal funktioniert sie nicht. Gestern hat sie beispielsweise nicht funktioniert. Ihr Parteiführer HC Strache wollte einen Skandal in der Josefstadt herbeischreiben. Er hat gesagt, man ziehe den armen Hans Moser in den Dreck, und hat prophezeit, dass das ein riesiger Skandal wird. – Dieser riesige Skandal hat aber nicht stattgefunden! Die Provokation hat nicht funktioniert. Das Premierenpublikum der Wiener Josefstadt hat gestern dem Stück, der Aufführung, den Schauspielern und Schauspielerinnen und dem Autor heftig Applaus gespendet, und dabei handelt es sich tatsächlich in der Josefstadt nicht um ein Publikum, in dem linksradikale oder besonders linke Kräfte vertreten sind, sondern eher um ein bürgerliches Publikum.

So ist das mit Provokation: Manchmal funktioniert Provokation nicht. Christoph Büchel ist ein talentierter Provokateur. Bei ihm hat es funktioniert. Das Ganze ist aber viel differenzierter, als es bei dieser Debatte wirken mag. Es hat in Wirklichkeit zwei wichtige Akteure bei diesem Kunstprojekt gegeben: Der eine Akteur waren die Gratiszeitungen „Heute“ und „Österreich“, die sich in der Stadt ein beinhartes Match in den Tiefen der Wiener U-Bahn um Gratisleser und ‑leserinnen und Auflagestärken und damit um den Marktwert für Inserate liefern. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Diese Gratiszeitungen müssen das journalistische Niveau offensichtlich jeden Tag noch weiter senken, um diesen beinharten Kampf gegen die andere Gratiszeitung bestehen zu können. Daher scheuen diese Zeitungen vor keiner Unwahrheit, keiner Erfindung, keiner Halbwahrheit oder Verdrehung von Tatsachen zurück. Die Zeitung „Österreich“, deren Redaktion in der unmittelbaren Nachbarschaft der Secession liegt, hat bisher noch nie über eine Ausstellung der Wiener Secession geschrieben. 

Jetzt hat „Österreich“ aber wirklich nicht darauf verzichtet, die tiefsten Register zu ziehen, um einen Skandal zu haben. Man scheut bei dieser Zeitung nicht davor zurück, Fotos zu veröffentlichen, die nichts mit der Kunstinstallation in der Secession zu tun haben und nicht einmal dort aufgenommen wurden, sondern inszeniert sind und von einschlägigen Agenturen zugekauft wurden. Man wusste in der Redaktion haargenau: Bilder sagen mehr als viele Worte. Deswegen wurden Bilder gebracht, die der Realität nicht entsprochen haben. 

Das muss gesagt werden: Hier hat ein Akteur seine voyeuristischen Phantasien ausgespielt, und darüber freuen sich die Herausgeber, vielleicht einzelne Redakteure und wahrscheinlich der kaufmännische Direktor von „Österreich“, und darüber freuen sich leider auch viele Leserinnen und Leser dieser Zeitung. 

Der zweite wesentliche Akteur dieses Kunstprojekts ist die Wiener FPÖ. Sie ist ein ganz verlässlicher Partner für provozierende Künstler. Auf die FPÖ kann man sich verlassen. Immer funktioniert dieser Reflex des sabbernden Pawlow’schen Hundes. (Zwischenruf von StR Johann Herzog.) Immer, wenn es in dieser Stadt ein Kunstprojekt gibt, das der FPÖ nicht gefällt oder das die FPÖ nicht versteht, dann schreit sie nach Zensur, nach Zusperren, nach Subventionsentzug, nach Verbot, nach Beseitigung. 

Das stimmt, auch wenn Sie jetzt sagen, Sie sagen das nicht! Sie haben sofort verlangt, dass der Bürgermeister die Subvention zurückzieht. Sie haben sofort verlangt, dass zugesperrt wird. Ihr Parteiführer HC Strache hat gestern sofort verlangt, dass das Stück „Moser“ von Franzobel in der Josefstadt abgesetzt wird. Sie haben sofort verlangt, dass die Kunstinstallation „Warten auf Vögel“, das Holzkunstwerk mit 100 Vogelnistkästen des burgenländischen Künstlers Josef Bernhardt, umgeschnitten wird. Sie haben auch einen Antrag in der Bezirksvertretung Landstraße gestellt, dass das Kunstwerk beseitigt wird. 

Sie sind nicht nur gegen die Freiheit der Kunst, sondern Sie sind garantiert gegen alle Kunstprojekte, die Ihnen nicht genehm sind! Und wir stellen uns dem entgegen, weil wir wissen, wo das in der Geschichte schon einmal geendet hat! Da ging es nicht nur um Zensur, um Verbieten, Absetzen und Zusperren, sondern da ging es um das Verbrennen von Büchern und letztlich um die Beseitigung von Menschen. Dieser Entwicklung werden wir allerdings auch in der Kunstdiskussion unseren heftigen Widerstand entgegensetzen! (Beifall bei der SPÖ.)

Wie tief die politische Kultur insbesondere durch die FPÖ gesunken ist, zeigt auch der Text der Anfrage. Ehrlich gesagt: Jeder Deutschlehrer in der Volksschule würde das nicht durchgehen lassen! Solche Formulierungen sind einfach in einem normalen, der Öffentlichkeit vorliegenden Druckwerk nicht zulässig! Ich will das jetzt nicht noch einmal vorlesen, es ist heute leider ohnedies schon vorgelesen worden. Diese Sätze würde jeder Deutschlehrer ausbessern. Sie beinhalten sprachliche Fehler, Rechtschreibfehler und inhaltliche Fehler. (GRin Henriette Frank: Das ist die Freiheit der Kunst!)

Das kennzeichnet auch Ihre Wortmeldungen. Ehrlich gesagt: Ich empfinde es für die Würde dieses Hauses als nicht zuträglich, wenn Kollege Ebinger hier schlüpfrige Formulierungen verwendet und sich dann insgeheim furchtbar darüber freut! Die ganze FPÖ haut sich darüber ab, Sie haben offensichtlich Ihren Spaß! 

Normalerweise zitiere ich keine Aussendungen der FPÖ. Die meisten werden eh nicht gelesen. Das aber, was die FPÖ vor wenigen Minuten ausgesendet hat, muss man dem Wiener Gemeinderat zur Kenntnis bringen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Die FPÖ dichtet nämlich, und das ist offensichtlich die Kunst beziehungsweise das Kunstverständnis der Wiener FPÖ. – Ich zitiere: „Der Mailath ist ein schlimmer Bub und fördert einen Swingerklub! Er dürfte nicht ganz richtig ticken, 90 000 nur fürs ...?" – Viele Punkte statt des letzten Worts, und ich sage das jetzt nicht, weil ich das nicht im Protokoll haben will! – Aber das ist das Niveau der Wiener FPÖ, und dazu kann ich nur sagen: Wir werden alles Mögliche tun – und ich hoffe auch alle anderen Parteien in diesem Haus! –, dass diese FPÖ in dieser Stadt nie irgendetwas zu entscheiden und zu verantworten hat! (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das, was hier gesagt wurde, trifft nicht zu! Es gab keinen allgemeinen Aufruhr über dieses Projekt! Es gab nur einen Aufruhr in den beiden Gratiszeitungen „Heute“ und „Österreich“, und es gab einen Aufruhr bei der FPÖ. Es gab unzählige Artikel, Kommentare und Berichte in allen Zeitungen. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.) Ich weiß nicht, welche Zeitungen du liest! (GR Dr Herbert Madejski: Alle!) 

Ich habe alle Zeitungen im Vorfeld dieser Debatte gelesen. Es gibt viele ausgesprochen richtige, kluge, ernst zu nehmende, teilweise unterhaltsame und witzige Artikel im „Kurier“, in der „Presse“, im „Standard“, im „Falter“, in der „Neuen Zürcher Zeitung“ und auch in der „Süddeutschen Zeitung“. Es stimmt einfach nicht, dass alle hineingefallen sind! Es sind nur die FPÖ und die beiden Gratiszeitungen hineingefallen. (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Alle anderen haben eine sehr positive Diskussion geführt. Das muss ich auch einmal anerkennend sagen. 

Es hat sogar eine sehr gescheite und witzige Aussendung des Kollegen Wolf gegeben. Und ich kann sagen, dass ich die Auffassungen, die er jetzt hier in seiner Wortmeldung geäußert hat, durchaus in großen Teilen teile. Gleiches gilt für die Wortmeldung des Kollegen Schreuder von den Grünen. – Es fallen also nicht alle automatisch auf diesen Trick von Christoph Büchel hinein, sondern nur die ganz dumpfen und einfältigen Kräfte und Menschen in dieser Stadt, und dazu gehört leider die FPÖ. (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR DDr Eduard Schock.)

Man kann das Kunstprojekt von Christoph Büchel ... (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Ich war vor der Secession und habe mit Leuten dort gesprochen. Diese sind wesentlich klüger, als Sie immer glauben und sagen! Unter uns gesagt: Es gibt sehr viele positive Reaktionen zu diesem Kunstprojekt. Sagen Sie nicht, dass die Mehrheit das kritisiert! Vielmehr wollen Sie einige wirklich schlüpfrige Phantasien immer wieder in die Öffentlichkeit bringen!

Worum geht es eigentlich bei dem Kunstprojekt in der Secession? – Es wurde schon gesagt: Die Secession ist ein ehrwürdiges Haus. Ein Punkt ist vor allem wichtig: Es ist dies kein öffentliches Museum! Die Secession ist weder öffentlich noch ein Museum. Es handelt sich um eine private Künstlervereinigung, die seit über 100 Jahren ausschließlich der zeitgenössischen Kunst verpflichtet ist und seit über 100 Jahren ausschließlich zeitgenössische Kunstproduktionen initiiert und ermöglicht. Getragen wird diese Künstlervereinigung von 280 internationalen Künstlern, die Mitglieder des Vereins Secession sind. Diese wählen alle paar Jahre einen Vorstand, der aus 13 Künstlern und Künstlerinnen besteht, und ausschließlich diese 13 Künstlerinnen und Künstler im Vorstand der Secession entscheiden, welche Künstler eingeladen werden, um Kunstprojekte in der Secession zu entwickeln.

Das ist ein höchst demokratischer Prozess, der seit der Gründung so funktioniert. Da gibt es keinen Einfluss, und zwar weder der Politik noch der Sponsoren. Heuer wurden zehn Künstler ausgewählt, die in fünf Ausstellungen gezeigt werden, und es bedeutet immer die höchste Wertschätzung und Auszeichnung für einen internationalen Künstler, wenn er eingeladen wird, in der Secession seine Kunst zu präsentieren.

Das Budget der Wiener Secession beläuft sich auf etwas über 1,5 Millionen EUR, und knapp ein Drittel wird durch öffentliche Förderung finanziert, und zwar kommen 220 000 EUR vom Bund und 330 000 EUR von der Stadt. Knapp 500 000 EUR sind Einnahmen aus Eintritten und Katalogerlösen. Und zirka 500 000 EUR sind Sponsorbeträge eines Großsponsors und vieler hoch angesehener Personen, die als Mitglieder des Vereins Secession nicht nur ihren Namen und ihre ideelle Unterstützung, sondern auch Geld zur Verfügung stellen.

All das kann ich Ihnen jetzt sagen. Das steht übrigens auch auf der Homepage, das kann man also nachlesen. Bei den Sponsoren handelt es sich um hoch angesehene wirtschaftliche Unternehmen und honorige Persönlichkeiten, die zur Wiener Secession und zum zeitgenössischen Kunstprogramm stehen. Und kein einziger dieser Sponsoren und keine einzige dieser honorigen Persönlichkeiten – ich war gestern in der Secession und habe für die heutige Debatte genau recherchiert – hat nur im geringsten darüber nachgedacht, seine Unterstützung zurückzuziehen! Daran sieht man, wie gut dieses Konzept ist!

Wenn man Kunstprojekte und Förderungen sowie Finanzierungen von Kunstprojekten kennt, dann weiß man, dass der Eigendeckungsgrad da wahnsinnig hoch ist! Kaum eine andere Kunstinstitution schafft es, zwei Drittel durch Eintritte und durch Sponsoring hereinzubringen. Das zeigt uns die Bedeutung dieser Einrichtung auch für diese Stadt. Und selbstverständlich wird das Geld, das wir hergeben, hauptsächlich für die Struktur des Hauses – das übrigens im Besitz der Stadt Wien ist – und für das Personal ausgegeben. Das sind knapp 800 000 EUR. 

Es ist sehr wohl gerechtfertigt, dass eine ehrwürdige, international höchst angesehene Kunstinstitution von der Stadt Wien gefördert wird. Dieses Haus hat jedes Jahr 100 000 Besucherinnen und Besucher, von denen mehr als die Hälfte insbesondere kommen, um den Beethoven-Fries zu sehen. (Zwischenrufe bei der FPÖ.)

Das ist ein ganz wesentlicher Faktor auch für den Wien‑Tourismus. Sie aber stellen sich hierher und sprechen von Zusperren, Zensurieren, Abdrehen und vom Streichen der Subvention! Das ist einfach unglaublich! Das ist unverantwortlich! Das muss man einmal deutlich sagen, auch wenn es Ihnen noch so oft nicht passt! (Beifall bei der SPÖ. – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 
Die Wienerinnen und Wiener werden das genau so sehen. Die Secession ist durch diese Konstruktion und durch diese Finanzierung tatsächlich das Haus der Freiheit der Kunst. Das Motto steht nicht zufällig auf der Kuppel der Secession, sondern das ist das zentrale Motto, und das müssen wir auch akzeptieren. 

Derzeit laufen in der Secession zwei Ausstellungsprojekte. Sie meinen offenbar, da gibt es nur einen Swingerklub, und das ist die Secession! Es werden jetzt aber zwei Kunstprojekte in der Secession gezeigt. Im Hauptraum wird die Arbeit „Atlas“ der österreichischen Künstler Nicole Six & Paul Petritsch präsentiert, und in den darunter liegenden Räumen ist ein vielfältiges Kunstprojekt von Christoph Büchel zu sehen, das aus vier Teilen besteht, und zwar aus einem Fassadenprojekt mit zwei sehr witzigen Sponsoring-Projekten, die in die Gestaltung integriert sind. Was daran witzig ist ... (Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) Ich weiß schon, was für Sie witzig ist! Verschonen Sie aber bitte wirklich den Wiener Gemeinderat mit Ihren Phantasien und Ihren Zwischenrufen! (Beifall bei der SPÖ.)
Das Projekt von Christoph Büchel besteht aus diesem Fassadenprojekt, aus dem Kuppelprojekt, wo er das Motto für die Zeit der Ausstellung adaptiert hat sowie aus der Installation und Interpretation des Traumes mit dem weltberühmten Beethoven-Fries. Dazu kann ich Ihnen auch sagen: Die Besucherinnen und Besucher der Secession, insbesondere Kinder und Jugendliche, gelangen in den Raum mit dem Beethoven-Fries, ohne dass sie durch das Grafische Kabinett gehen müssen. All das ist ganz genau überlegt. All das verstehen Sie aber nicht beziehungsweise wollen Sie gar nicht verstehen, weil Ihnen das nicht passen würde!

Im Prinzip ist der „Raum für Sexkultur“ nur einer der vier Teile dieses Projekts: Nur ein Raum im Souterrain, der tagsüber als ganz normaler Ausstellungsraum über Eintritt in die Secession zu besuchen ist, wird nachts an gewissen Abenden von Element6 bespielt. 

Christoph Büchel – das wurde heute schon gesagt – ist ein international gefragter Künstler, einer der bedeutendsten Künstler der Schweiz. Er ist Konzeptkünstler und ein besonders talentierter Provokateur. Er realisiert all seine Projekte so, dass vorher nicht bekannt ist, welches Projekt es geben wird. Es war daher nicht einmal außerhalb der Secession bekannt, welches Projekt gezeigt wird. Daher konnten weder der Herr Kulturstadtrat noch sonst jemand aus der Kulturabteilung der Stadt Wien wissen, was da gezeigt werden wird! Und das ist auch gut so, denn das ist nicht unsere Entscheidung.

Christoph Büchel trifft mit seinen Arbeiten immer haargenau Wunden einer Stadt, eines Ortes und einer Gesellschaft. Und Büchel kann Ihnen einfach nur applaudieren, so genau hätte er sich das wahrscheinlich gar nicht vorstellen können! Er inszeniert reale Gesellschaftszustände, setzt soziale Realitätsstücke in verfremdete Zusammenhänge und stellt sie in Kunsträumen kommentarlos aus. Das eigentliche Kunstprojekt ist der öffentliche Diskurs, und den haben Sie nun tatsächlich geführt, und Sie führen ihn weiter!

Sie haben das Projekt Parteienmesse „Politica“ in Kassel schon erwähnt. Büchel hat damals – um noch einmal deutlich zu sagen, worum es gegangen ist – alle in Deutschland zugelassenen politischen Parteien eingeladen, sich bei dieser Politikmesse mit Messeständen und Präsentationen vorzustellen. Der eigentliche Gag dabei war, dass dann plötzlichen die SPD, die CDU, die CSU und die FDP neben der NDP gestanden sind, daraufhin entrüstet abgezogen sind und gesagt haben, dass sie sich nicht neben die NDP stellen wollen. Dann war nur mehr die NDP dort, und dann wurde das Kunstprojekt abgebrochen, weil damit der Zweck erfüllt war. Büchel wollte der deutschen Öffentlichkeit zeigen, dass es einfach unmöglich ist, dass eine Partei wie die NDP eine offiziell in Deutschland zugelassene Partei ist.

In Salzburg hat er 2006 ein Bürgerbegehren gegen die Verschandelung der Stadt durch zeitgenössische Kunst initiiert, und er hat für dieses Bürgerbegehren so regen Zulauf bekommen, dass die Stadt Salzburg es dann gestoppt hat.

Diese Konzeptkunst von Christoph Büchel funktioniert selbstverständlich nur, wenn der öffentliche Diskurs funktioniert und es öffentliche Erregung gibt, und das ist ihm nun tatsächlich genau gelungen! Der Herr Stadtrat hat schon ausgeführt, dass alles genehmigt ist und nichts geschieht, was verboten ist. Der vierte Teil des Projekts im Raum für Sexkultur ist eine autonome wirtschaftliche Veranstaltung und funktioniert ohne Förderung. Der Künstler hat tatsächlich – das habe ich auch gesehen! – eine Verlustabdeckungsgarantie abgegeben. Sollte es sich mit den Einnahmen nicht ausgehen, dann zahlt er. Und er kann sich das wirklich leisten! Durch Ihre Teilnahme an seinem Projekt hat er nämlich seinen Marktwert so sehr gesteigert, dass er das aus der Portokassa zahlen könnte! Darüber braucht er sich keine Sorgen zu machen!

Die Politik entscheidet nicht über Kunst, nicht über Spielpläne, nicht über Ausstellungen, nicht über Programme und Projekte, sondern die Politik schafft nur finanzielle und sonstige Rahmenbedingungen sowie ein Klima der Offenheit und Liberalität. Die Politik garantiert die Freiheit der Kunst. Und gerade durch dieses Projekt und diese Diskussion, die Sie hier im Gemeinderat geführt haben, ist das Motto der Secession zeitlos richtig: „Der Zeit ihre Kunst. Der Kunst ihre Freiheit.“ (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Madejski gemeldet: Drei Minuten. – Bitte. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich hoffe, dass auch alle Wienerinnen und Wiener die Ausführungen des Herrn Woller verstanden haben!

Ich habe mich aber deshalb gemeldet, weil man etwas nicht so stehen lassen kann, Frau Vorsitzende! Ich habe auch einen Ordnungsruf bekommen, und ich habe diesen in Demut zur Kenntnis genommen.

Kollege Woller hat gesagt, dass die FPÖ und deren Mitglieder und Funktionäre einfältig und dumpf sind. Das stimmt nicht! Das möchte ich festhalten! Einfältig und dumpf ist vielleicht Kollege Woller, wir sind es aber nicht! (Beifall bei der FPÖ. – Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Das wir ja immer anspruchsvoller!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich nehme an, jetzt sind wir quitt! Es kam zweimal „einfältig und dumpf“. Somit erteile ich Kollegen Woller einen Ordnungsruf und Ihnen auch! (GR Dr Herbert Madejski: Man muss den inkriminierten Ausdruck ja wiederholen!) Sie haben ihn dann noch einmal gesagt! (Zwischenrufe bei der FPÖ.) 

Ich bitte Sie, die Debatte jetzt in Ruhe weiter abzuführen!

Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der Dinglichen Anfrage ist somit beendet. 

Wir kehren zurück zur Tagesordnung und fahren fort mit Postnummer 45 betreffend die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die Firma Promis Garagen GmbH. Ich bitte den Berichterstatter Kollegen Ekkamp, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. – Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Jetzt werden sich alle vor mir und rechts von mir, wo immer das ist, wahrscheinlich ein bisschen beruhigen! 

Grundsätzlich geht es hiebei um eine Garage, früher Volksgarage, jetzt Anrainersammelgarage beziehungsweise Wohnsammelgarage genannt, in der Missindorfstraße. Diese hätte ursprünglich unter dem Matznerpark sein sollen. Es hat einen Diskussionsprozess im Bezirk gegeben, und man hat gemeinsam einen anderen Standort gefunden.

Wir halten es grundsätzlich für richtig, wenn man einen solchen Diskussionsprozess angeht. Das heißt, der Standort ist für uns okay. Nicht okay ist für uns aber, dass man Garagenplätze mit 22 000 EUR fördert. Diese riesige Förderung ist unseres Erachtens nämlich unsozial gegenüber allen anderen, die eigentlich einer Förderung bedürfen, und daher lehnen wir dieses Aktenstück ab.

Noch einmal: Wir lehnen die unsoziale Garagenförderung der Stadt Wien ab. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Berichterstatter hat das Schlusswort. – Bitte, Kollege Ekkamp.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Es ist schon ein Fortschritt, dass der Standort für eine Wohnsammelgarage nicht mehr in Frage gestellt wird!

Ich denke, über die Finanzierung gibt es hier von Seiten der drei anderen Parteien schon seit mehreren Jahren beziehungsweise seit über einem Jahrzehnt Konsens. Ich weise auch noch einmal darauf hin, dass gerade eine Wohnsammelgarage insbesondere im Bereich der Lebensqualität für die Anrainerinnen und Anrainer viele Vorteile bringt. Daher ersuche ich um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer dem Antrag im Zusammenhang mit Postnummer 45 die Zustimmung gibt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Es ist dies somit mehrstimmig so beschlossen.

Nunmehr gelangt Postnummer 46 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Förderaktion zur Errichtung von Alarm‑ beziehungsweise Videoüberwachungsanlagen in Wiener Tabaktrafiken. Kollege Ekkamp ist schon da. – Ich bitte ihn, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich werde nur einen Antrag bezüglich Alarmanlagen einbringen und möchte eingangs einige Worte dazu sagen: Sie haben einen Antrag eingebracht, gemäß welchem nur die Trafiken in Wien gefördert werden. Wir werden in diesem Zusammenhang auch einen Antrag einbringen, denn unseres Erachtens ist die Sicherheit nicht nur bei den Trafikanten, sondern auch bei den anderen Geschäftsleuten, vor allem bei den kleinen Geschäftsleuten, gefährdet. 

Die GRe David Lasar, Dr Helmut Günther und Mag Johann Gudenus bringen daher heute einen Beschlussantrag betreffend Förderung von Alarmanlagen ein. – Der Antrag lautet wie folgt: 

„Die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, auch eine Alarm‑ und Videoüberwachungsanlagen-Förderung für andere gefährdete Berufsgruppen im Bereich der Klein- und Mittelunternehmer sicherzustellen. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“

Ich hoffe, dass auch Sie betreffend diesen Kreis von Unternehmern zustimmen werden, und danke Ihnen. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster gelangt Herr GR Dipl-Ing Margulies zu Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

In aller Kürze: Das heute vorliegende Förderprogramm für Alarmanlagen und Videoüberwachungen in Trafiken passt nahtlos zu der Mentalität, nach welcher man glaubt, Sicherheit durch mehr Überwachung gewährleisten zu können. Mittlerweile wird jede Bank mehrfach von Videokameras überwacht, die Anzahl der Banküberfälle ist aber nicht wirklich rückläufig. Auch Tankstellen werden überwacht. Die Anzahl der Raubüberfälle auf Tankstellen ist aber auch nicht sehr stark, sondern höchstens leicht rückläufig, das aber nicht ob der Überwachung. Es werden öffentliche Verkehrsmittel überwacht. Es werden Gemeindebauten überwacht. Video wohin man blickt.

In Österreich ist es noch nicht so schlimm wie zum Beispiel in London, aber wir bewegen uns in die Richtung, dass wir glauben, dass Sicherheit nur durch mehr Überwachungsstaat und – damit einhergehend – mit einer Einschränkung von Freiheit im weiteren Sinn erreicht werden kann. 

Der US-Philosoph Benjamin Franklin hat schon vor knapp 300 Jahren gesagt – wobei ich nicht weiß, ob ich es jetzt wortwörtlich richtig zitiere –: Wer die Freiheit aufgibt, um mehr Sicherheit zu erreichen, hat beides nicht verdient. – Das aber ist die Entwicklung, die unsere Gesellschaft nimmt! Davor müssen wir uns hüten! Es gibt aber schon einen weiteren Antrag, Alarmanlagen zu fördern, und soviel ich gehört beziehungsweise in einer Presseaussendung von FPÖ oder ÖVP – dessen bin ich mir jetzt nicht sicher – gelesen habe, sollen wir gleich auch Videoüberwachungsanlagen in anderen Gewerbebetrieben fördern.

Ist es wirklich unser Ziel, in einer Gesellschaft zu leben, in der jeder einzelne Schritt und jede einzelne Person überwacht wird? – In meiner Gesellschaft ist das nicht der Fall! Ich stehe auf Freiheit, und ich bin überzeugt davon: Nur wenn wir um die Freiheit kämpfen, dann gelingt es uns, mehr Sicherheit zu erreichen, aber nicht umgekehrt! – Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Berichterstatter.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren! 

Der Antrag stellt sicher, dass im Bereich insbesondere der Trafiken künftig das Sicherheitsgefühl steigt. Wir hoffen – und das zeigt auch die Erfahrung –, dass es wieder zu mehr Sicherheit kommt.

Ich glaube, es gibt sehr viele Beispiele, dass es durch Videoüberwachung, aber auch durch den Einbau von Alarmanlagen zu einer wesentlichen Reduktion von so genannten Einbrüchen oder Überfällen gekommen ist, und das ist auch der Sinn der Sache. Laut Datenschutzrecht muss es eine faktische Rechtsgrundlage geben. Das steht im Antrag sehr deutlich, und das ist auch der Fall.

Zum Antrag der FPÖ will ich mir jetzt eine lange Begründung ersparen, warum wir ihn ablehnen und ich die Ablehnung empfehle. Ich meine, er ist sehr unausgereift formuliert. Ich greife jetzt zurück auf eine Aussage bei der Dringlichen Anfrage: Für Subventionen wurden gewisse Kriterien verlangt. In diesem Antrag fehlen mir entsprechende Kriterien jedoch komplett. Er ist sehr pauschal gehalten.

Im Hinblick darauf ersuche ich um Zustimmung zu dem Geschäftsstück und um Ablehnung des Antrages der FPÖ. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer Postnummer 46, wie vom Herrn Berichterstatter vorgeschlagen, die Zustimmung erteilt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ mehrstimmig so beschlossen.

Es liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der Freiheitlichen Partei vor, gemäß welchem die zuständige Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke aufgefordert wird, auch eine Alarm‑ und Videoüberwachungsanlagen-Förderung für andere gefährdete Berufsgruppen im Bereich der Klein- und Mittelunternehmen sicherzustellen. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung von ÖVP und FPÖ fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Es gelangt nun die Postnummer 48 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Mittelumwidmung für die Anschaffung von Weihnachtsbeleuchtungen im Jahr 2009. Kollege Ekkamp eröffnet.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Geschätzte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wir werden dieses Poststück ablehnen.

Wir haben dieses Poststück aber auch zum Anlass genommen, einen Antrag betreffend Plastiksackerlverbot einzubringen. – Plastiksackerln sind, wie man aus verschiedensten Dokumentationen von Greenpeace, aber auch aus dem Film „Plastic Planet“ weiß, eher eine Gefahr für die Umwelt, und zwar global. 

Was da bei uns an Plastiksackerln in der Gegend verrottet, ist nur ein kleiner Teil des Problems. Andere Länder haben diesbezüglich schon einiges unternommen. In China überlegt man jetzt gerade ein Verbot, in Australien ist in manchen Städten ein Plastiksackerlverbot eingeführt worden, und manche Länder oder Städte nehmen auch eine Besteuerung für PE-Sackerln vor.

Wir wollen in Österreich, wenn möglich, ein grundsätzliches Verbot, und bringen deswegen einen Beschlussantrag ein, in dem es natürlich auch darum geht, was die Stadt Wien tun soll: 

„Der Wiener Gemeinderat ersucht die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, Mag Ulli Sima, bis September 2010 ein Maßnahmenpaket zum Ausstieg aus der Plastiksackerlverwendung in Wien vorzulegen. Das Maßnahmenpaket sollte insbesondere beinhalten: 

Erstens: Klärung des rechtlichen Rahmens für ein Plastiksackerlverbot in Wien. 

Zweitens: Pilotprojekte zur systematischen Umstellung im Handel auf Tragtaschen aus ausschließlich nachwachsenden und abbaubaren Rohstoffen in Kooperation mit dem Handel. Das gibt es zum Teil bereits, etwa bei der Firma Spar, aber teilweise auch bei der Stadt Wien selbst. 

Drittens: Forcierung von Maßnahmen auf Bundesebene zur Reduktion von Plastikeinwegverpackungen aus fossilen Rohstoffen. 

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrages.“

Somit bin ich schon fertig. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Kollege Ekkamp hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Geschätzte Damen und Herren!

Es ist schön zu hören, dass eine breite Mehrheit dem Antrag zustimmen wird. Die Weihnachtsbeleuchtung, die unsere Geschäftsstraßen jedes Jahr doch um einiges heller macht, als es in der normalen Winterzeit ist, tragen durchaus zu einer guten Stimmung und einem besonderen Flair in unserer schönen Stadt bei, in die auch viele Touristen zu dieser Zeit kommen.

Daher freut es mich, dass hier große Zustimmung erfolgt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 48 die Zustimmung geben will, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der SPÖ, FPÖ und ÖVP und somit Mehrstimmigkeit fest.

Außerdem liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend Plastiksackerlverbot vor. – Es ist die sofortige Abstimmung gewünscht. Wer diesem Antrag zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle Zustimmung von GRÜNEN, ÖVP und FPÖ fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Zu Postnummer 53, welche die 2. Gemeinderatssubventionsliste 2010 betrifft, liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Es wurde aber getrennte Abstimmung verlangt. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Erstens stimmen wir über die Subvention für die Freunde des Militärkommandos Wien ab. Wer dieser Subvention zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Es erfolgt die Zustimmung von ÖVP, FPÖ und Sozialdemokraten. Das ist somit mit Mehrheit beschlossen.

Die restliche Subventionsliste betrifft das Wiener Institut für Internationale Wirtschaftsvergleiche, das KDZ, das Österreichische Institut für Wirtschaftsforschung, den Wiener Fischereiausschuss, den Verein Notruf für Tiere sowie das International Ombudsman Institute. Ich bitte jene, die dem zustimmen können, um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle Einstimmigkeit fest.

Nun wechseln wir einmal den Vorsitz, denn so viel Zeit muss sein. 

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu den nächsten Tagesordnungspunkten 1, 2, 3, 4, 5 und 6 liegt keine Wortmeldung mehr vor. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung.

Wer Punkt 1 zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN und somit mehrstimmig beschlossen.

Wer Punkt 2 der Tagesordnung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Die Zustimmung erfolgt von Seiten der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN. Es ist dies somit mehrstimmig beschlossen.

Wer Punkt 3 der Tagesordnung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN, daher ebenfalls mehrstimmig beschlossen.

Wer Punkt 4 der Tagesordnung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird auch mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN und somit mehrstimmig beschlossen.

Wer Punkt 5 der Tagesordnung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das wird mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig beschlossen.

Wer Punkt 6 der Tagesordnung zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN mehrstimmig beschlossen.

Es wurde also alles mehrstimmig beschlossen.

Auch zu den Tagesordnungspunkten 7, 11 und 12 liegt keine Wortmeldung vor, wie ich gerade feststelle. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung.

Wer Postnummer 7 die Zustimmung erteilt, möge bitte ein Zeichen mit der Hand geben. – Das ist mit den Stimmen von SPÖ und GRÜNEN somit mehrheitlich beschlossen.

Wer Punkt 11 der Tagesordnung zustimmt, gebe ebenfalls ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen von SPÖ, ÖVP und GRÜNEN somit mehrheitlich beschlossen 

Wer Punkt 12 der Tagesordnung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier erteilen ÖVP, SPÖ und die GRÜNEN die Zustimmung. Es ist dies somit mehrheitlich beschlossen.

Auch zu Punkt 10 der Tagesordnung liegt mir keine Wortmeldung vor.

Wer Punkt 10 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zustimmung erfolgt von Seiten der ÖVP, der SPÖ und der GRÜNEN und damit mehrstimmig.

Wir kommen nun zur Abstimmung der Postnummer 13 der Tagesordnung. Auch zu diesem Tagesordnungspunkt liegt keine Wortmeldung vor. Wer Post 13 zustimmt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Dies ist mit den Stimmen der SPÖ und der GRÜNEN und damit mehrstimmig beschlossen.

Die nächsten Tagesordnungspunkte sind die Punkte 39 und 40. Auch diesbezüglich liegt keine Wortmeldung vor.

Wer stimmt Punkt 39 zu? – Das ist mit den Stimmen von ÖVP, FPÖ und SPÖ mehrstimmig beschlossen.

Ich bitte jene, die Punkt 40 der Tagesordnung zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ und damit ebenfalls mehrstimmig beschlossen.

Wir kommen nun zu Punkt 43 der Tagesordnung. Dieser betrifft den Verkauf einer Liegenschaft im 6. Bezirk, KatG Mariahilf. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Niedermühlbichler, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Hierbei handelt es sich um eine Liegenschaft, die deshalb verkauft werden soll, damit hier unter anderem auch ein Gebäude für betreutes Wohnen von Pensionisten geschaffen werden kann. – Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort ist Frau GRin Praniess-Kastner gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich kann es ganz kurz und bündig machen. Wir lehnen den gesamten geplanten Grundstücksverkauf ab, und ich möchte Ihnen ganz kurz sechs Punkte nennen, weshalb wir ihn ablehnen. (GR Karlheinz Hora: Das soll kurz sein?) Es wird ganz kurz sein: sechs Punkte, sechs Sätze. Sie können gerne mitzählen, Herr Kollege!

Seit 2006 hat für uns dieses Übersiedlungskonzept weder Hand noch Fuß. Warum? – Die Kommunikation der Stadtregierung in dieser Phase ist mit Nicht genügend zu bewerten, meine Damen und Herren! Die Bezirksgremien und insbesondere die AnrainerInnen wurden entweder gar nicht oder viel zu spät informiert. Die vorhandenen Informationen, die Sie gegeben haben, wurden seltsamerweise durch widersprüchliche Zeitungsmeldungen der Verantwortlichen widerlegt. So viel Chaos, meine Damen und Herren, ist eine absolute Zumutung für uns! Nach mehr als drei Jahren des Herumwurschtelns ist die Geduld der Bevölkerung und auch seitens der Bezirks-ÖVP am Ende!

Die Damen und Herren der Wiener SPÖ lassen sich auch von den Bedenken der Wohnbevölkerung nicht beeindrucken. Von Seiten der ÖVP-Mariahilf haben wir eine Umfrage gestartet, und 90 Prozent der Bevölkerung lehnten dieses Projekt ab. Aber Ihr Motto scheint zu lauten: Das muss durchgedrückt werden, koste es, was es wolle!

Damit bin ich auch schon bei meinem letzten Punkt: Die Kosten pro Quadratmeter von 825 EUR für einen Bau, der einem sozialen Zweck gewidmet werden soll, sind sehr beachtlich, zumal das Ganze nach der Fertigstellung durch die Gesellschaft an den Fonds Soziales Wien zurückvermietet werden soll. Die Höhe der Kosten für diese Vermietung sind uns auch nicht klar, und das wurde uns bisher auch noch nicht schlüssig erklärt. 

Zusammenfassend stelle ich fest: Für solche undurchsichtigen Transaktionen, meine Damen und Herren, sind wir nicht zu haben, und daher lehnen wir das vorliegende Geschäftsstück ab. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Georg Niedermühlbichler: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich kann es auch kurz machen.

Der Ganslwirt ist eine sehr gut akzeptierte niederschwellige Einrichtung für drogenkranke Menschen. Mit diesem Verkauf ermöglichen wir einerseits eine Neugestaltung, aber auch, wie ich schon eingangs gesagt habe, die Errichtung eines Pensionistenwohnheimes mit betreutem Wohnen. – Damit das umgesetzt werden kann, bitte ich um Zustimmung. Übrigens hat auch die Bezirksvorsteherin des 6. Bezirkes dem Projekt zugestimmt und steht diesem positiv gegenüber.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Grünen so beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 44 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine außerplanmäßige Ausgabe für die Zuführung von nicht verbrauchten Mitteln an die Rücklage 2009. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlungen einzuleiten. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich kann es ganz kurz machen. – Wir bringen zu diesem Geschäftsstück einen Antrag ein. Es kommt nicht allzu oft vor, dass Mittel übrig bleiben und wieder zurückgewiesen werden beziehungsweise auf die – unter Anführungszeichen – hohe Kante gelegt werden. Wir wüssten eine dementsprechend gute Verwendung für diese Mittel, und daher bringe ich mit meinen Kollegen Bernhard Dworak und Dr Wolfgang Ulm einen Antrag betreffend die Ausweitung der Förderung für den Einbau einbruchshemmender Terrassen‑ und Balkontüren sowie einbruchshemmender Fenster und Alarmanlagen ein. 

Es geht uns darum, dass entsprechende Standards und eine Förderung geschaffen werden, dass sowohl in Mehrfamilienhäusern als auch in Einfamilienhäusern solche Maßnahmen ergriffen werden können. Geld ist jetzt da, um diesen Förderungstopf zu speisen, und daher beantragen wir: Der zuständige amtsführende Stadtrat wird aufgefordert, die Förderung für Terrassen‑ und Balkontüren sowie Sicherheitsfenster in Erdgeschoßbereichen analog der Förderung für Eingangstüren einzuführen. Darüber hinaus sollte für den Einbau von Alarmanlagen in Wohnungen, Eigenheimen, Kleingarten‑ und Reihenhäusern ein einmaliger Kostenbeitrag von 50 Prozent der Errichtungskosten gewährt werden. – In formeller Hinsicht hätten wir gerne die sofortige Abstimmung.

Ich denke mir, dass sich die Stadt Wien das leisten kann und das ein guter Beitrag für die Wienerinnen und Wiener wäre. – Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Dieser Wortmeldung entnehme ich, dass dem Aktenstück im Prinzip zugestimmt wird, und das würde ich auch empfehlen. Ich glaube, darüber gibt es eh keine Diskussion. 

Ich bin aber dagegen, dass man das Geld gleich wieder sozusagen zweckgewidmet ausgibt, denn das Ressort tut in den angesprochenen Fragen sowieso etwas und ist ohnedies ein Ressort, wo man Geld immer sehr sinnvoll einsetzen kann.

Ich glaube, dass man die Mittelzuführung beschließen soll, ohne gleichzeitig eine fixe Ausgabe mitzubeschließen. Daher empfehle ich, diesen sozusagen gleich bindenden Antrag abzulehnen. – Vielen Dank.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Wir kommen nun zur Abstimmung. Ein Gegen‑ oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist mehrstimmig mit den Stimmen der FPÖ, der SPÖ und der Grünen so beschlossen.

Es liegt auch ein Beschluss- beziehungsweise Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Ausweitung der Förderung auf einbruchshemmende Terrassen‑ und Balkontüren vor. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilt, der gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die ÖVP und die FPÖ und damit die Minderheit.

Zu Post 32 liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Daher kommen wir gleich zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren, die der Post 32 der Tagesordnung zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mit den Stimmen der FPÖ, der SPÖ und der Grünen mehrstimmig beschlossen.

Es gelangt nunmehr Postnummer 33 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7906 im 21. Bezirk, KatG Stammersdorf. Ich bitte den Herrn Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Mag Thomas Reindl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Frau Dipl-Ing Gretner.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht bei diesem Flächenwidmungsplan um einen Planentwurf für Floridsdorf, und zwar ist das eine Fläche nördlich des Heeresspitals an der Brünner Straße auf der einen Seite und im Osten abgegrenzt durch den Marchfeldkanal. Das ist derzeit vor allem in der Nähe des Marchfeldkanals noch eine sehr schöne Landschaft mit Feldern und mit einem Spazierweg entlang des Marchfeldkanals. Es gibt dort sehr viel Grün und einen weiten Blick. 

Vorne an der Brünner Straße gab es schon Bebauung. Wir haben vor nicht allzu langer Zeit einen Flächenwidmungsplan beschlossen, nach welchem es unserer Ansicht nach einen recht guten Vorschlag gab: Es wären ein Schulbau eher hinten im Bereich des Marchfeldkanals und eine nicht allzu dichte Bebauung vorgesehen gewesen, die in unseren Betrachtungen angepasster an den Ort gewesen wäre. Wie wir wissen, ist es dann nicht mehr weit bis zur Stadtgrenze, und der Verkehr entlang der Brünner Straße ist auch jetzt schon ein Problem. Es sollen dort 1 000 neue Wohnungen entstehen, und wir befürchten, wenn man die Straßenbahn nicht noch weiter bevorrangt und kürzere Intervalle schafft, dass man mit diesen neuen Wohnungen einen Verkehrskollaps produzieren wird. 

Dieses Gebiet soll auch einen Schulstandort haben, diesen hat man aber verlegt. Man hat in diesem Planentwurf den Schulstandort westlich direkt an der Brünner Straße angeordnet. Das können wir wirklich nicht nachvollziehen! Wir meinen, dass es gerade für die Mittelschule wichtig wäre, dass sich die Jugendlichen in den Pausen auch im Freien aufhalten können und große Sportflächen zur Verfügung haben. 

Man hat argumentiert, dass man somit näher am öffentlichen Verkehr sei. – Ich glaube, man kann Jugendlichen durchaus zumuten, maximal 200 m bis zu dem vorher geplanten Schulstandort zu gehen. Dann hätte man vor allem ruhige Klassenzimmer mit Ausblick ins Grüne gehabt, und so hat man halt den Ausblick auf die Brünner Straße oder auf das westlich direkt angrenzende Wohngebiet. Wir halten das nicht für die beste Lösung!

Interessant ist auch, wie es offensichtlich dazu kam! Das ist im Erläuterungsbericht zum Plan sehr deutlich angeführt. Es wird Bezug auf den Stadtentwicklungsplan, den steigenden Wohnungsbedarf und den nunmehr einheitlichen Grundbesitz – in Klammer: drei Wohnbauträger - genommen. Da ist schon klar, woher der Wind weht! Man hat offensichtlich mit diesen Wohnbauträgern vereinbart, dass sich dieser Schulstandort nicht auf ihren Grundstücken befinden soll, sondern auf dem Gelände, das der Stadt gehört, nämlich auf diesem ehemaligen Bahnhofsgelände direkt an der Brünner Straße, wo sich jetzt übrigens ein schützenswerter Wald befindet. 

Die MA 22 und auch die Umweltanwaltschaft haben Stellungnahmen abgegeben und gesagt, dass man hier wirklich aufpassen muss: Dort gilt auch das Forstgesetz, und das sind wertvolle Grünflächen, die auch einen gewissen Lärmschutz für die dahinterliegenden Wohnhäuser zwischen der Brünner Straße bieten. Aber offensichtlich haben die Wohnbauträger darauf bestanden, diesen Schulstandort nicht auf ihren Gründen zu haben.

Man hat dann auch sehr stark aufgezont, und es gab ein recht großes Engagement der Anrainerinnen und Anrainer vor Ort, die sich zum Teil erst vor Kurzem dort Wohnungen gekauft haben beziehungsweise dort in Mietwohnungen eingezogen sind. Man hat jetzt geringfügige Änderungen zwischen dem öffentlichen Auflageentwurf und dem jetzt vorliegenden Entwurf vorgenommen. Es gibt Höhenreduktionen, was durchaus positiv ist, vor allem auch in Richtung Marchfeldkanal. Andererseits gibt es aber auch wieder Aufzonungen. Wir mir gesagt wurde, ist diese enorme Dichte jedoch gar nicht notwendig. Seitens der Bauträger geht sich das mit dem Grundstücksbesitz und den Investitionen, die man dort vornehmen muss, offensichtlich recht gut aus, und deswegen verstehe ich überhaupt nicht, warum die Stadt Wien hier so vorprescht und noch etwas Dichteres vorschlägt, als anscheinend wirtschaftlich notwendig ist!

Das ist umso unverständlicher, als in unseren Augen gerade der Marchfeldkanal ein sehr wertvolles und sensibles Gebiet darstellt. Wir hätten uns gewünscht, dass man hier einen viel breiteren Grünstreifen entlang des Kanals frei hält, um ihn für zukünftige Generationen zu sichern. Wenn hier nämlich 1 000 Wohnungen stehen und mindestens 1 000 Leute wohnen werden, dann entsteht natürlich auch ein größerer Druck auf diese Grünflächen. Deshalb hätte man doch großzügiger vorsehen sollen, dass auch die anderen Leute, die schon hier wohnen, weiterhin etwas von diesen Grünflächen haben!

Zum Schulstandort habe ich mich schon geäußert. Das ist ein wesentlicher Punkt. Der andere wesentliche Punkte ist dieses nahe Heranrücken an den Marchfeldkanal, und der dritte Punkt ist diese hohe Dichte. Wir erkennen sehr wohl, dass hier der Versuch gemacht wurde, auch Plätze und Fußwege zu widmen. Das halten wir für den richtigen Weg. Aber wie auch andere Orte in Floridsdorf zeigen, reicht es nicht aus, diese Plätze in den Plan hinein zu zeichnen, sondern man muss auch für Belebung sorgen.

Ich habe deswegen einen Antrag vorbereitet, in welchem es um den Theumermarkt geht. Diese Fläche entstand auch in einem Stadtentwicklungsgebiet entlang der Brünner Straße in Floridsdorf. Der Theumermarkt war als Zentrum der Siedlung geplant, wo immerhin 15 000 Menschen wohnen. Jetzt herrscht dort aber eigentlich die gähnende Leere. Man hatte den Wunsch, dass dort Märkte stattfinden sollen, dass man sich dort hinsetzen kann und sich ein städtisches Leben entwickeln könnte. Meiner Meinung nach gibt es dort aber viel zu wenig Stadtmobiliar, kein Angebot für Kommunikation beziehungsweise entsprechende Einrichtungen für Kinder und Jugendliche. 

Deswegen bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Frau Lachkovics den Antrag ein, dass es hier eine städtebauliche Analyse geben soll, ob überhaupt die Ziele erreicht wurden, die man damals mit dieser Widmung verfolgt hat. Es soll eine Befragung der AnrainerInnen stattfinden, wie sie diesen Platz gerne gestaltet hätten und wie sie ihn gerne nutzen möchten, und daraufhin sollen die Erarbeitung eines Neugestaltungskonzeptes gemeinsam mit den BürgerInnen und die Umsetzung erfolgen. 

Wie mir Kollege Hora vorher gesagt hat, sei ein sehr ähnlicher Antrag in der Bezirksvertretung schon beschlossen worden. Das ist gut so! Wir setzen darauf, dass man sich an die Umsetzung macht. Allerdings fehlt dabei ein Detail, und das ist uns schon wesentlich, nämlich die BürgerInnenbeteiligung. Wir wollen, dass die Leute dort einbezogen werden und ihre Wünsche äußern können, weil wir glauben, dass sie ExpertInnen vor Ort sind. Deswegen bringe ich diesen Antrag ein, auch wenn ein ähnlicher Antrag im Bezirk schon beschlossen wurde, um eben diesen wichtigen Aspekt der BürgerInnenbeteiligung sicherzustellen. – So viel zu diesem Plandokument. 

Wir werden dieses Plandokument ablehnen und uns in weiterer Folge dafür einsetzen, dass gerade bei diesem Schulstandort Rücksicht auf den wertvollen Baubestand genommen und die Ausgestaltung der Freiflächen im Gesamtplanungsgebiet so gestaltet wird, dass sie öffentlich durchgängig bleiben und das Gebiet entlang des Marchfeldkanals der Öffentlichkeit erhalten bleibt. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing Peterka.

GR Ing Christian Peterka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Liebe Kolleginnen und Kollegen des Hohen Gemeinderates!

Ich darf vorweg schicken, dass dies meine erste Rede in diesem Hohen Haus ist. Es erfüllt mich natürlich mit großem Respekt und großer Ehrfurcht, hier sprechen zu dürfen, und zwar auch im Hinblick darauf, dass viele große Persönlichkeiten von diesem Rednerpult aus bereits gesprochen haben. – Ich möchte beispielhaft zwei Personen nennen, die unabdingbar mit der Geschichte Wiens und mit diesem Haus verbunden sind.

Einerseits nenne ich Bürgermeister Karl Seitz, der am 12.2.1934 von Austrofaschisten aus den Amtsräumen dieses Hohen Hauses gezerrt und verhaftet wurde. Andererseits möchte ich Herrn Dr Robert Danneberg erwähnen, der wie Harry Kopietz Landtagspräsident war. Er wurde am 12.12.1942 im Konzentrationslager Auschwitz ermordet. 

Ich erwähne das, weil mir in meinem politischen Umgang die gegenseitige Wertschätzung, der respektvolle Umgang und das miteinander Sprechen sehr wichtig sind. Ich war zehn Jahre lang Bezirksrat in Floridsdorf. Heute durfte ich hier in der Gemeinderatssitzung erstmalig in meiner politischen Funktion erleben, wie jemand in einem Faschingskostüm eine Rede hält und dem Hohen Gemeinderat erklären möchte, was Kunst und Kultur ist. 

Das erfüllt mich mit einem angespannten Gefühl, denn das ist – wie die Vorredner von unserer Sozialdemokratischen Fraktion und auch von den Grünen vielfach erwähnt haben – nicht weit weg davon, dass eine politische Partei Kunst zensuriert und sich herausnimmt zu definieren, was Kunst ist. Dann sind wir – wie heute auch schon des Öfteren angesprochen wurde – nicht sehr weit entfernt von einem autoritären System und von dieser Zensur. 

Deswegen bin ich der Meinung, dass es wichtig ist zu sagen, was in autoritären Systemen mit gewählten Demokratinnen und Demokraten passiert ist. Daher, liebe Genossinnen und Genossen ... (Zwischenruf von GR Dr Wolfgang Aigner.) Verzeihung, das war ein Versprecher! Liebe Gemeinderätinnen und Gemeinderäte! Daher möchte ich noch einmal wiederholen, dass es mir sehr wichtig ist, dass dieser respektvolle Umgang hier in diesem Haus gewahrt bleibt, weil ich der festen Überzeugung bin, dass das dem Wohle der Stadt und der Bürgerinnen und Bürger dient. (Beifall bei der SPÖ.)
Frau GRin Gretner hat das Projekt dargestellt. Es geht hier um 1 200 Wohnungen in einer verdichteten Wohnbauweise. Das wurde bereits im Stadtentwicklungsplan 05 hinreichend dargestellt. Es handelt sich um das Stadtentwicklungsgebiet entlang der Brünner Straße in Floridsdorf in der Nähe des Heeresspitals. In der Sitzung des Fachbeirates am 9.9.2009 wurden die Empfehlungen der MA 21 in einem Gutachten zur Kenntnis genommen. 

Die Grünen haben eine Bürgerinitiative gestartet, und es wurden 123 Stellungnahmen abgegeben, die allesamt auf Vordrucken der Grünen hier eingebracht wurden.

Der Grund, warum die Sozialdemokratische Partei diesem Antrag zustimmen wird, ist, dass die Stadt Wien wächst. Ich darf hier als allgemein bekannt annehmen, dass sich das so verhält! Die Stadt Wien wird 2015 um 5 Prozent und 2030 um zirka 15 Prozent mehr Einwohnerinnen und Einwohner haben. Am Rande sei erwähnt, dass im Bundesland Kärnten im Gegensatz dazu die Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner sinken wird. Das liegt wahrscheinlich auch daran, wo die fortschrittlichere Politik in diesem Land gemacht wird! (Beifall bei der SPÖ.) 

Die größte Altersgruppe werden mit 24,1 Prozent die 30- bis 44-Jährigen sein. Das ist, wenn man es im Lebenszyklus betrachtet, wahrscheinlich genau jene Gruppe, die dann wahrscheinlich ein zweites oder drittes Mal auf Grund von Familienzuwachs oder anderweitigen Überlegungen die Wohnung wechseln. Mir und vielen anderen ist es ja auch so ergangen. Auf Grund dieses Zuwachses der Wiener Bevölkerung ist es uns als Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten so wichtig, dass wir rasch und einfach zu realisierende Projekte jetzt einschienen und diese vorziehen. Wir wollen nämlich in schwierigen wirtschaftlichen Zeiten Maßnahmen setzen, mit welchen Arbeitsplätze gesichert werden, die Wirtschaft gestärkt und die Kaufkraft erhöht werden.

Sehr geehrte Damen und Herren! Floridsdorf zählt neben Donaustadt und Simmering zu den Wachstumsbezirken. Das ist bereits in der Volkszählung 2001 deutlich zum Ausdruck gekommen: Im 21. Bezirk gab es einen Bevölkerungszuwachs von 7,4 Prozent, in Simmering von 14,7 Prozent und in Donaustadt gar mit 28 Prozent. Wir von der Sozialdemokratischen Fraktion meinen, dass diese Entwicklung so zu beachten ist, wie sie ist. Daher müssen wir Maßnahmen setzen, die eine sinnvolle Baudichte garantieren, die das Konzept der kurzen Wege beinhalten und mit welchen bei solchen Projekten die natürlichen Ressourcen bestmöglich geschont werden. 

Zur Kritik der Grünen: Die Grünen und auch diejenigen, die diese Befragung unterstützt haben, haben davon gesprochen, dass hier Grünraum zerstört wird. – Das ist überhaupt nicht der Fall! Das Gebiet des Marchfeldkanals wird, was den Grünraum oder den Wald‑ und Wiesengürtel betrifft, in keinster Weise verschmälert! Dort bleibt alles genauso, wie es jetzt schon ist!

Die Grünen sprechen von einem einmaligen Naturgebiet. – Auch das ist für uns nicht nachvollziehbar! Links des Marchfeldkanals finden sich lediglich landwirtschaftlich genutzte Flächen und keine einmaligen Naturschutzgebiete!

Außerdem haben die Grünen auch damit argumentiert, dass der Ortskern von Stammersdorf beeinträchtigt wird. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Das Widmungsgebiet, um welches es heute geht, ist in Wahrheit sehr weit entfernt vom eigentlichen Ortskern von Stammersdorf! Harry Kopietz als Stammersdorfer nickt und bestätigt das. Das Bauvorhaben hat keinen Einfluss auf den Altstadtkern von Stammersdorf. 

Auf der Homepage der Grünen findet sich ein Beitrag des Bezirksrats Karl Baumgarten, der allerdings nicht aktuell ist. Er spricht hier von Bauklasse IV und hat das zweifelsohne und richtigerweise kritisiert. Auch wir von der Sozialdemokratischen Fraktion meinen, dass Bauklasse IV für dieses Projekt nicht angebracht ist. Darauf wurde in dem Widmungsverfahren sehr wohl eingegangen. Die Bauklasse IV wird auf die Bauklasse III heruntergestuft, und auch diesfalls werden nur einige Parzellen auf Bauklasse III herabgesetzt, sonst handelt es sich in einem hohen Maße um Bauklasse II. Jedenfalls hat aber kein einziges Gebäude in diesem Widmungsplan Bauklasse IV.

Bei ihrer Kritik des Schulneubaus hat Frau GRin Gretner die Sichtweise aus dem neuen Widmungsgebiet dargestellt. Die Schülerinnen und Schüler, die dort die Schule besuchen, müssen über die Brünner Straße gehen. Frau Gemeinderätin! Wir müssen aber bedenken, dass es auch die Sichtweise eines anderen Teils von Floridsdorf gibt, nämlich die Sichtweise jener, die sie auch angeführt haben. Es wohnen nämlich auch beim Theumermarkt, bei der Lazarsfeldgasse und bei der Kummergasse sehr viele Familien mit Kindern, und die Kinder, die dann in diesen Schulneubau gehen werden, müssen die Brünner Straße nicht überqueren!

Ich möchte hier möglichst die gesamte Sichtweise der Dinge darstellen. Es hat eine Einladung zu einer Bürgerversammlung gegeben, an der auch Frau GRin Gretner teilgenommen hat. Frau Gemeinderätin! Sie haben dort ein Plandokument verwendet, das nicht dem entsprochen hat, worum es bei dieser Flächenwidmung heute geht! Ich darf Sie jetzt aus einem Wortprotokoll zitieren: Als Herr Vorsitzender Hora Ihnen das am 25.11. hier in einer Gemeinderatssitzung dargestellt hat, haben Sie sogar gesagt: „Das war ein Versehen!“ – Ich darf also ersuchen, dass wir Politikerinnen und Politiker auch in so wichtigen Fragen wie Flächenwidmungen mit dem notwendigen Respekt an die Bevölkerung herantreten! Ich meine nämlich, dass das erforderlich ist, um die Bevölkerung fair und sachlich zu informieren. 

Wir von der Sozialdemokratischen Fraktion legen sehr großen Wert auf die Einhaltung des Naturschutzes und auf die Erhaltung der Gewässer. Dabei handelt es sich in Floridsdorf im Besonderen um die Alte und die Neue Donau. Wir legen aber auch besonderen Wert auf Grün‑ und Erholungsräume, und so ist beispielsweise in Floridsdorf und insbesondere in Stammersdorf, aber auch in anderen Bezirken die Weingartenkultur von essentieller Wichtigkeit. 

Ich darf auch darstellen, in welch breitem Bogen wir uns bei Flächenwidmungen und bei Wohnungsbauten bewegen. Ich möchte in diesem Zusammenhang einen sehr aktuellen Artikel aus dem „Kurier“ vom 7.2. zitieren. Der Geschäftsführer der Bundesinnung Bau in der Wirtschaftskammer, Herr Mag Manfred Katzenschlager, spricht davon, dass die Alarmglocken schrillen. Man kann wohl im Hinblick auf die Person Herrn Mag Katzenschlagers nicht von einem rasenden Einfluss der SPÖ sprechen! Herr Mag Katzenschlager bringt aber zu Recht seine Kritik ein, dass es zu wenig Neubauten gibt.

Diese Kritik mag ja stimmen! Sie passt allerdings nicht auf Wien! Wir bauen nämlich auf Grund der Anstrengungen unseres Stadtrats Schicker und unseres Stadtrates Ludwig in Wien 6 500 bis 7 000 geförderte Neubauwohnungen, und das ist nahezu die Hälfte jener Zahl, die in ganz Österreich gebaut wird.

Im Hinblick auf das zuerst Gesagte verstehe ich allerdings nicht, warum die ÖVP heute diesem Antrag betreffend den Flächenwidmungsplan nicht zustimmen wird. Liebe Kolleginnen und Kollegen der ÖVP! Sie sollten mit ihrem Geschäftsführer der Wirtschaftskammer sprechen, der ganz massiv einmahnt, dass mehr Wohnungen gebaut werden. Ich würde Ihnen nahelegen, zum Hörer zu greifen, Herrn Katzenschlager anzurufen und ihn davon zu informieren, dass Sie heute hier dagegen stimmen. (Zwischenruf von GR Günter Kenesei) Genau!

Ein ganz wesentlicher Punkt scheint mir zu sein, dass es ein größeres Angebot an Wohnungen gibt und somit auch eine preisdämpfende Wirkung auf den Wohnungspreis und auf die Mieten entsteht. StR Ludwig hat das in vielen Ausführungen bereits erwähnt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates! Das ist auch hier der Fall. Umso mehr Wohnungen wir errichten, umso niedriger oder stabiler bleiben die Preise für Mieten und Wohnungen, und diese Tatsache wollen wir Sozialdemokraten auch der Bevölkerung von Wien zeigen. 

Vielfach haben wir auch das Problem – und ich gehe davon aus, dass Sie davon auch gehört haben –, dass sich zirka 5 000 Wienerinnen und Wiener rund um Wien ansiedeln, weil sie in den letzten Jahren den Wunsch haben, stärker naturverbunden zu wohnen. Sie wollen in einem Grünraum wohnen, aber auch die Nähe zur Stadt und zur Infrastruktur nützen. Diese 5 000 Wienerinnen und Wiener, die nach Niederösterreich in den Speckgürtel aussiedeln, tragen aber auch dazu bei, dass Kaufkraft aus Wien abfließt. Daher möchten wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten genau an jene Bevölkerungsgruppe, die, wie Frau GRin Gretner erwähnt hat, Interesse daran hat, dass dieses Flächenwidmungsgebiet in einem Grünraum liegt, und sonst in den Speckgürtel von Wien abwandern würde, ein Angebot machen. Deswegen ist es für uns so wichtig, auch in einem grünnahen Bereich Wohnungen errichten zu können, wo es kleine Gärten und Terrassen gibt, liebe Kolleginnen und Kollegen, liebe Gemeinderäte und Gemeinderätinnen! (Beifall bei der SPÖ.)
Dieser Flächenwidmungsplan lässt zu, dass freie Flächen zwischen den Wohnhäusern nicht durch Zäune und Einfriedungen zerstückelt werden und dass großzügig zusammenhängende Parkanlagen und Grünanlagen entlang des Marchfeldkanals und Durchgänge bis zum Marchfeldkanal beinhaltet sind. Die Straßenbahnlinie 31 fährt direkt vor diese gewidmete Fläche, und damit ist diese Fläche entgegen den Argumenten von Frau GRin Gretner auch verkehrsmäßig gut erschlossen. 

Wien ist eine der lebenswertesten Städte der Welt. Das besagt die Mercer‑Studie. Daher ist es für mich nicht verständlich, dass einige Fraktionen hier diesem Projekt nicht zustimmen. Das impliziert nämlich, dass jene Fraktionen kein Interesse daran haben, dass Wien auch weiterhin gemäß dieser Mercer-Studie die lebenswerteste Stadt der Welt bleibt! 

Ich möchte daher abschließend sagen, dass dieses Plandokument 7906 mit der Postnummer 33 von der Fraktion der Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten befürwortet wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet. Wir kommen gleich zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 33 die Zustimmung erteilt, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. Das ist somit mehrstimmig beschlossen.

Mir liegt ein Antrag der GRÜNEN betreffend Attraktivierung des Theumermarkts vor. – Es wird die Zuweisung verlangt. Wer dieser Zuweisung zustimmen kann, gebe bitte ein Zeichen mit der Hand. – Das sind die GRÜNEN, die FPÖ und die ÖVP, und das ist somit nicht die erforderliche Mehrheit.

Wir kommen zur Postnummer 34. Sie betrifft das Plandokument 7834 im 22. Bezirk, KatG Stadlau. Ich bitte Kollegen Hora, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche auch diesfalls um Zustimmung zu dem Plandokument und erlaube mir, Mitglieder der Bürgerinitiative „Bacherpark“ auf der Galerie zu begrüßen, obwohl ich heute keinen Margaretner Akt sehe. – Danke.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Am Wort ist Kollege Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter!

Man merkt an den einleitenden Worten, dass die SPÖ schön langsam wehleidiger wird, als sie sonst schon ist. Ihr dürften die Umfragen und die zahlreichen Probleme, die sich vor allem in der Stadtplanung in ganz Wien ergeben, doch etwas an die Nieren gehen! Diese Angst wird auch in weiten Bereichen berechtigt sein! 

Es liegt hier und heute wieder ein Plandokument zur Beschlussfassung vor, dem die Freiheitlichen nicht die Zustimmung geben werden, wie ich vorweg nehmen möchte, und zwar aus folgendem Grund: Auch dort wird eine massive bauliche Verdichtung stattfinden und wird sich die Lebensqualität der Bevölkerung durch diese bauliche Verdichtung und durch den massiv vermehrten Verkehr deutlich verschlechtern wie auch in anderen Bereichen. Ich denke jetzt etwa an die Marillenalm oder an den Mehrwert Simmering, den ich auch noch kurz zur Sprache bringen werde. Um die Marillenalm wird sich Kollege Madejski ein bisschen später thematisch kümmern. 

Betreffend dieses Plandokument im 22. Bezirk hat es massive Proteste bei der öffentlichen Auflage gegeben. Es gab über 100 Stellungnahmen aus der Wohnbevölkerung. Die Anrainer haben massiv protestiert. Über 100 Stellungnahmen sind eine sehr große Zahl! Daran merkt man, dass die geplanten Festsetzungen seitens der SPÖ dort umstritten sind. Sie haben natürlich vor allem zum Ziel, dass sich dort rote Wohnbauträger in den nächsten Jahren in der Nähe der U-Bahn eine goldene Nase verdienen! Diese Verhaltensmuster können wir in den Planungsprozessen in Wien seit vielen Jahren feststellen! Und die SPÖ wird damit so lange nicht aufhören, bis sie vom Wähler eine Kräftige – entschuldigen Sie den Ausdruck! – über die Rübe bekommen hat!

Ich hoffe, dass es am 10. Oktober so weit sein wird! Ich hoffe aber auch – und diese Hoffnung wird vielleicht umsonst sein –, dass sich die ÖVP nicht, wie es sich in den letzten Monaten vor allem in der Marillenalm-Koalition abzeichnet, als billiger Jakob für die SPÖ, nachdem diese ihre absolute Mehrheit verloren hat, hergeben wird! Die Anzeichen sprechen leider dafür, weil sich – das wird Kollege Madejski nachher noch genauer ausführen – die ÖVP für einen Spekulationsgewinn für ihre Akademie von 5,5 Millionen EUR die bereits schwarz auf weiß zugesagten Unterschriften für die Untersuchungskommission zum Skylink-Skandal über 830 Millionen EUR abkaufen lassen hat. Darum fürchte ich, dass sich die ÖVP auch bei anderen Planungen von der SPÖ in den nächsten Monaten kaufen lassen wird! Die rot-schwarze Marillenalm-Koalition dürfte für den Tag nach dem 10. Oktober ja bereits fix ausgepackelt sein! 

Wir hatten diese Woche eine Podiumsdiskussion im 11. Bezirk, bei der alle Parteien vertreten waren. (Zwischenruf von GR Mag Rüdiger Maresch.) Das kommt später, Rüdiger! (Zwischenruf von GRin Mag Maria Vassilakou.) Das habe ich vergessen! Ich habe mir gedacht, die Klubobfrau will heute nicht mehr herauskommen und mich einen unverschämten Lügner nennen! Oder zählt das jetzt für alle Sitzungen? (Lebhafte Zwischenrufe bei den Grünen.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Herr Kollege Madhalik ist am Wort! Nicht tratschen! 

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Ihr zieht das Ganze in die Länge! Ich wollte Rüdiger Mareschs Autofimmel heute nicht erwähnen, aber wenn ihr wollt, kann ich das am Schluss noch einflechten! (Zwischenrufe bei den GRÜNEN.) 

Bei der Diskussionsveranstaltung zum Mehrwert Simmering hat sich auch herausgestellt, dass die Bürger mit den Planungen der SPÖ alles andere als einverstanden sind, und zwar vor allem mit der geplanten Durchzugsstraße B 228, aber auch mit vielen anderen Straßenquerschnitten von bis zu 31 m und auch in den kleinen Gasserl von bis zu 10 oder 12 m, was natürlich den Verkehr in diesem Bereich massiv ansteigen lassen würde. 

Die SPÖ würde es schaffen, gleichzeitig mehr Verkehr zu erzeugen und Radwege, Alleen und viele Parkplätze zu vernichten. Der Verkehr würde natürlich durch viele hunderte oder tausende Zuziehende zusätzlich verstärkt werden, und es fehlen Parkplätze. Jungfamilien haben in den ersten Monaten oder Jahren, nachdem sie eine Wohnung erworben haben, natürlich kein Geld, um sich noch zusätzlich einen Garagenplatz zuzulegen. Daher greift man natürlich auf die „Laterndlgarage“ zurück. 

All das sind widersinnige Maßnahmen der SPÖ-Stadtplanung. Tausende Menschen sind in den letzten Jahren in den Bereich des Mehrwert Simmering in die Nähe der Gasometer gezogen. Allerdings wurden sie unter Vorspiegelung falscher Tatsachen dorthin gelockt. So wurde ihnen beispielsweise versprochen, dass die Schlachthausbahn wegkommt. Das wurde nicht nur versprochen, sondern das wurde auch bildlich in Prospekten dargestellt, und es wurde auch auf einer Homepage, die noch bis zum Jahr 2009 im Netz der Stadt Wien war, zugesagt, dass dieser Eisenbahnstrang wegkommt und dort ein grüner Panoramaweg errichtet wird. – Heute ist davon überhaupt keine Rede mehr!

Damals wurde den Leuten auch zugesagt, dass daneben ein neuer großer Park mit Schwimmteich entstehen soll. Darüber gab es auch bildliche Darstellungen. Das war für den überwiegenden Teil der Jungfamilien auch der Grund, sich dort anzusiedeln. Man hat ihnen blühende Landschaften versprochen. Wie wir jedoch bei der Podiumsdiskussion hören mussten, ist die Finanzierung des Parks bis heute unklar. Aus den Widmungsgewinnen der Wohnbauträger soll der Park angeblich irgendwann finanziert werden, ein Zeithorizont wurde jedoch nicht genannt, und von dem Panoramaweg ist überhaupt keine Rede mehr. Die Züge sollen dort weiter fahren.

Daher sind die Leute natürlich ang’fressen und sagen, dass sie angelogen wurden. Manche sagen, dass sie betrogen wurden. Die Leute werden dann nämlich nicht nur mehr Lärm und weniger Lebensqualität haben, sondern das bedeutet einen massiven finanziellen Verlust für diejenigen, die sich dort um teueres Geld eine Wohnung zugelegt haben in der Hoffnung, ihre Kinder im Grünen aufziehen zu können. Wenn sie jetzt ihre Wohnung wieder verkaufen und wirklich irgendwo hinziehen, wo die SPÖ ihrer Meinung nach nicht in den nächsten Jahren alles zubetoniert, dann erleiden sie einen massiven Wertverlust. Darum werden wir hier und heute auch einen Antrag im Interesse der Bürger im Mehrwert Simmering einbringen, der da lautet: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Planungen für diesen Bereich gesamtheitlich und von Beginn an in enger Zusammenarbeit mit der Bevölkerung neu gestartet werden. Die Durchzugsstraße B 228 mit der aktuell geplanten Trassenführung ist dabei auf keinen Fall als Option zu behandeln. Sollte dieser Prozess zu keinem für die Anrainer zufriedenstellenden Ergebnis kommen, ist eine bindende Bürgerbefragung zu diesem Themenbereich durchzuführen. 

In formeller Hinsicht verlangen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Bürgerbefragungen sind ja, obwohl die SPÖ jetzt im Wahljahr auf einmal die direkte Demokratie entdeckt hat, nur so lange opportun, wie wir in den letzten Wochen bemerkt haben, so lange man eben „No-na-net-Fragen“ stellen kann. Bei der Marillenalm möchte man zum Beispiel die Bürger nicht mehr befragen, obwohl das im Bezirk vorherrschende Meinung ist, und zwar sogar bei der SPÖ mit Abstrichen; vielleicht verhält sie sich nur vordergründig so, damit es im Bezirk nicht so schlecht ausschaut. Jedenfalls möchte man aber nicht abstimmen lassen. Im Hinblick darauf befürchte ich, dass man auch beim Mehrwert Simmering über die Bevölkerung drüberfahren und diese nicht abstimmen lassen wird!

Wo lässt man denn abstimmen, beziehungsweise wo hat man abstimmen lassen? Und das geschah mit zum Teil dubiosen Methoden und „No-na-net-Fragen“ à la: Wollt ihr einen Hausmeister, oder wollt ihr keinen Hausmeister? – Da hätte man auch noch fragen können: Wollt ihr Freibier oder nicht?

Dafür hatte man 7 Millionen EUR aus dem Steuertopf bei der Hand. Bei der Marillenalm, beim Mehrwert Simmering oder in Stadlau, wo es wirklich notwendig wäre, die Bevölkerung zu befragen, hat die SPÖ auf einmal den Igel im Sack, fürchtet sich vor einem schlechten Abstimmungsergebnis und befragt die Leute nicht mehr. Auf einmal ist die direkte Demokratie gar nicht mehr so populär bei der SPÖ wie bei der „No-na-net-Volksbefragung“! Aber all das wird sich am Wahltag rächen, auch wenn jetzt noch so viel Steuergelder für SPÖ-Eigenwerbung hinausgeschmissen werden, liebe Kollegen! Denkt an diese Worte! 

Wir haben noch einen zweiten Antrag, der thematisch nicht ganz dazu passt, aber wenn wir schon bei den Straßen sind, möchte ich auch auf eine andere Straße kurz zu sprechen kommen, und zwar auf die Wiener Höhenstraße. Diese betrifft den 17. und 19. Bezirk direkt, ist aber selbstverständlich ein Thema für ganz Wien. Es ist dies ein historisches Baudenkmal, das man nicht so weiter verfallen lassen kann, wie es die SPÖ in den letzten Jahren getan hat.

Wer in den letzten zehn Jahren einmal über die Höhenstraße gefahren ist, hat gemerkt, dass das eine Schlaglochpiste ist. Wenn die Straße ein bisschen feucht ist, dann ist das lebensgefährlich! Sie befindet sich in einem desolaten Zustand, und die Wiener Stadtregierung sieht seit Jahr und Tag tatenlos zu und macht keine Anstalten, eine Sanierung auf Schiene zu bringen. Sie wartet vielleicht auf die Bezirke, die natürlich mit der Finanzierung heillos überfordert wären, denn die Bezirke krachen durch die mangelnde Zuteilung der Mittel aus der Stadt Wien sowieso wie die Kaisersemmeln. Die meisten sind hoch verschuldet.

Eine denkmalgerechte Sanierung würde – die Schätzungen differenzieren ein bisschen – zwischen 8 und 30 Millionen EUR kosten, und es muss allen klar sein, dass dies nicht aus dem Bezirksbudget 17 und 19 zu finanzieren sein wird! Was kann man jetzt tun? Weiter beim Verfall zuschauen? Oder die schönen Pflastersteine herausreißen und das Ganze einfallslos asphaltieren?

Wir wollen heute einen Mittelweg vorschlagen. Wir wollen eine schnelle Sanierung der Höhenstraße, aber nicht in allen Bereichen mit den bestehenden Pflastersteinen, weil die Leute in den Wohnbereichen, von denen es dort auch einige gibt, unter der erhöhten Lärmentwicklung durch die Pflastersteine seit vielen Jahren zu leiden haben. Wir meinen, dass in diesen Bereichen ein anrainerfreundlicher Belag aufgebracht werden sollte, dass aber alle anderen Bereiche der Höhenstraße natürlich so saniert werden sollen, dass man sich nachher nicht genieren muss und dass dieses Baudenkmal in der ursprünglichen Form erhalten bleibt, wenn auch neu und besser. Darum bringen wir hier und heute folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Sanierung der Höhenstraße in einer der historischen Bedeutung des Bauwerks entsprechenden Form aus den Mitteln des Zentralbudgets der Stadt Wien beziehungsweise nach Möglichkeit mit finanzieller Beteiligung des Bundes rasch durchgeführt wird. 

Hiefür beantragen wir die sofortige Abstimmung.“ 

Zusammenfassend ist festzuhalten, dass sich die SPÖ planungstechnisch und verkehrstechnisch nicht nur im Jahr 2010 auf einem Irrweg befindet. Sie gibt den finanziellen Vorteilen für rote Wohnbaugenossenschaften und sonstige nahe stehende Wohnbauträger den Vorzug gegenüber den Interessen der Bevölkerung. Dieser Holzweg führt in eine Sackgasse, die spätestens am 10. Oktober mit dem Verlust der absoluten Mehrheit enden wird. Und das ist gut so. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr GR Dr Tschirf gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich wiederhole es zum, ich weiß nicht, wievielten Mal: Wenn der Kollege Mahdalik behauptet, dass es einen Zusammenhang zwischen der Marillenalm und Skylink gibt, dann sagt er bewusst die Unwahrheit. Er sagt sie zum wiederholten Mal. 

Man kann diskutieren über den Skylink. Wir haben hier unterschiedliche Positionen. Wir haben hier auch Rechtsgutachten eingeholt von so renommierten Juristen wie Korinek oder auch Raschauer. Wir sind der Ansicht, man muss zuerst einmal die Rechnungshofprüfung abwarten – das war im Oktober nicht so –, dann sind wir für alles bereit. Aber so geht das nicht. Hier wird bewusst die Unwahrheit von Seiten des Kollegen Mahdalik gesagt. Die Frage Marillenalm werden wir hier diskutieren. Aber einen Zusammenhang herzustellen, ist einfach unwahr, bewusst die Unwahrheit.

Ich bin beim Kollegen Mahdalik ja auch in anderen Fällen wie zum Beispiel beim Fluglärm, wo er im Herbst etwas behauptet hat, wo ich ihm nachweisen konnte, dass er die Unwahrheit gesagt hat, draufgekommen, das ist sein Stil, das gehört dazu, aber das sollte man doch in diesem Haus nicht zulassen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

Wir bringen auch einen Antrag ein zum Ausbau der B228 – wir werden auch dem der F zustimmen und auch dem gemeinsamen Antrag von SPÖ und ÖVP –, aber uns geht es eigentlich bei dieser Sache um gelebte BürgerInnenbeteiligung. Dort ist es so, dass in ein Areal, bekannt vielleicht aus der Arena-Besetzung vor vielen, vielen Jahren, mittlerweile sehr viele Wohnbauten hineingesetzt worden sind, ob es jetzt die 5 Schwestern sind, Simply 11, Gasometer oder die Ville Verde. 
Faktum ist, dass die Stadt dort jetzt eine unglaubliche, wenn man so will, Gemüseautobahn, wie es so schön heißt, geplant hat. Die Gemüseautobahn verbindet das Simmeringer Industriegebiet mit der Südosttangente in der Abfahrt St Marx. Die B228, ein Verkehrsband mit 31 m Breite, da geht sich schon eine vierspurige oder vierstreifige Schnellstraße aus.

Der Herr StR Schicker hat dann im Gespräch mit den BürgerInnen dort gesagt, es wird keine vierstreifige Straße, sondern, so wie die B3 in Floridsdorf und in der Donaustadt, eine zweistreifige mit Ausweitungen an der Kreuzung. Die B3 ist in Wirklichkeit ein Paradebeispiel, wie man einem Bezirk das Leben schwer machen kann mit einer Verbindung, die zwar viel, viel Verkehr aufnimmt, aber gleichzeitig den Bezirk so durchschneidet, dass nördlich und südlich eigentlich zwei getrennte Stadtteile vorhanden sind, was im Grunde genommen schwer zu überwinden ist für die Bürger und Bürgerinnen, und es gibt Lärmschutzwände.

Nur, die Situation in Simmering ist ganz anders. Dort werden die BürgerInnen bedroht von dieser Durchzugsautobahn. Ob es jetzt eine Bundesstraße ist oder eine Autobahn oder eine Schnellstraße, macht für die Bürger in Wirklichkeit kaum einen Unterschied aus, denn LKWs werden dort Tag und Nacht fahren. Die Leute, die dort wohnen, werden getäuscht worden sein, weil sie jetzt eine Ruhelage zum Teil gekauft, zum Teil gemietet haben, und dann haben sie nächtlichen Lärm.

Die zweite Sache, die uns völlig überrascht hat dort, war die Schlachthausbahn. Die Schlachthausbahn soll aktiviert werden, weil das Biomassekraftwerk und die MVA einen Schienenanschluss brauchen.

Im Jahre 2004 hat es die öffentliche Auflage gegeben, wenn man so will, und es war auch die Umweltverträglichkeitsprüfung, der Garten zur Müllverbrennungsanlage Pfaffenau. Wir haben damals verlangt, einen Schienenanschluss zu bauen, und zwar von der Donauländebahn zur MVA hinüber. Das hat die Stadt Wien abgelehnt. Verhandlungspartner waren der Herr Bortenschlager und der Herr Kadrnoska, der Herr Bortenschlager damals als Chef der EBS und der Herr Kadrnoska als Chef der MA 30. Beide haben dezidiert gesagt, es wird keinen Bahnanschluss geben. Jetzt auf einmal kommt man drauf, dass man einen Bahnanschluss braucht, und man braucht plötzlich die Schlachthausbahn, die eigentlich einem Panoramaweg und einem überregionalen Radweg weichen hätte sollen.

Deswegen unser Antrag. Wir wollen die Auseinandersetzung, die die Bürger führen, auch unterstützen, denn sie haben sich die Information und den Diskurs erkämpft. Deswegen sollte man auch darüber abstimmen, und deswegen unser Antrag.

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich gegen einen Ausbau der neuen Trasse der B228" – die übrigens im Masterplan Verkehr steht, den Sie beschlossen haben, wir haben nicht zugestimmt – „für den Durchzugsverkehr aus. Diese Straße soll eine reine Aufschließungsfunktion erfüllen." 

Dort wurde uns übrigens erklärt, dass eine Bundesstraße eine Erschließungsstraße ist und keine Durchzugsstraße. Das kann man den Leuten am 31. Februar erzählen, aber sonst glaubt Ihnen niemand. Bundesstraßen sind Durchzugsstraßen.

So, es geht weiter: „Deshalb wird der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr ersucht, in der zuständigen Magistratsabteilung Neuplanungen für die B228 in Auftrag zu geben, mit dem Ziel, dass es in der neuen Straße zwischen Döblerhofgasse und Haidestraße keinen Durchzugsverkehr geben kann.

Gleichzeitig wir der Herr amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr ersucht, mit dem zuständigen Mitglied der Bundesregierung Verhandlungen aufzunehmen, mit dem Ziel, die B228 im Bundesstraßengesetz wieder über die alte Trasse zu verankern.

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrages.“

Zu den beiden Anträgen – ursprünglich war ja die ÖVP mit einem eigenen Antrag da – will ich nur sagen, wir werden dem F-Antrag zustimmen, wir werden dem ÖVP-SPÖ-Antrag zustimmen, nur möchte ich noch sagen, dass sogar der ÖVP-Antrag ursprünglich weitergehend war, denn da stand: „die Trasse nach dem derzeitigen Umfahrungsverlauf Franzosengraben – Erdbergstraße – 1. Haidequerstraße und Haidestraße zu fixieren", das heißt, festzulegen. Jetzt lautet der gleiche Satz, das nur zu evaluieren, und Evaluieren ist durchaus manchmal eine gefährliche Drohung. Trotzdem werden wir, durchaus Vertrauen vorschießend, dem Antrag zustimmen. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Kollege Mahdalik gemeldet. Drei Minuten. (Ruf: Schon wieder!)

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Mahdalik, die Dritte.

Ich möchte nur festhalten, weil der Kollege Tschirf fälschlicherweise behauptet hat, ich hätte die Unwahrheit gesagt, ich hätte sie noch absichtlich gesagt – wie war der Ausdruck; das weiß ich nicht genau –: Also ich habe weder die Unwahrheit gesagt, noch eine bewusste Unwahrheit – weder bewusst eine Unwahrheit, sondern eine Unwahrheit an sich –, ich habe es nicht ausgesprochen, es war alles wahr. Es war auch unbequem, das verstehe ich schon, denn jeder Mann und jede Frau, die betroffen sind von der Marillenalm-Koalition, brauchen sich nur die zeitlichen Zusammenhänge anzuschauen, bis wie lange die ÖVP die U-Kommission gefördert hat.

Herr Kollege Tschirf hat auch gesagt, wir müssen Tabula rasa machen, alle Fakten müssen auf den Tisch, es muss eine U-Kommission her. Dann ist hinter den Kulissen verhandelt worden – in Wien sagt man, „gepackelt" worden –, dann haben wir den Antrag, einen umfangreichen Antrag ausgeschickt an die Klubs. Auf einmal war der Klubobmann Tschirf verschollen, der schwarze Klubdirektor war verschollen, keiner war erreichbar, die Unterschriften sind nicht gekommen. Und irgendwann einmal nach zwei Wochen hat man sich zu einem dürren Statement durchringen können: Der Antrag war nicht in Ordnung. Man hat nicht gesagt, was nicht in Ordnung war, und hat auch keinen eigenen Antrag eingebracht. Sie hätten sagen können, wir haben einen viel besseren Antrag, stimmt unserem Antrag zu, eine U-Kommission ist notwendig und wichtig zum Skylink-Skandal. Nichts ist gekommen. Ihr habt gepackelt mit den Roten. (GR Prof Harry Kopietz: Was soll das für eine tatsächliche Berichtigung sein?)
Ja, er hat die Unwahrheit gesagt, denn – und dabei bleibe ich – die ÖVP hat sich von der SPÖ um 5,5 Millionen EUR einkaufen lassen, und büßen dürfen es jetzt die Anrainer der Marillenalm in diesem Bereich. (GR Alfred Hoch: Das ist die reine Unwahrheit, was Sie da behaupten!) Und dabei bleibe ich auch. Das ist die Wahrheit, auch wenn sie der ÖVP nicht gefallen wird. (Beifall bei der FPÖ. – GR Alfred Hoch: Eine tatsächliche Unwahrheit!)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Der Kollege Tschirf ist zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich weiß schon, dass der Kollege Mahdalik intellektuell nicht imstande ist, dem zu folgen, was sich beim Skylink abspielt. Das Problem ist halt – lesen Sie sich die Gutachten von Korinek und so weiter durch –, dass wir uns hier auf einem sehr schmalen Weg bewegen. Auch die Grünen haben das genauso wie wir gesehen, dass im Moment ein Untersuchungsausschuss kaum Möglichkeiten bietet, dass wir das untersuchen, weil maximal die Möglichkeit bestünde, dass man einen von Wien entsandten Aufsichtsrat befragt, aber alle anderen Zeugen kommen leider nicht in Frage. Es prüft der Rechnungshof, das wird aufgeklärt. 

Die inhaltliche Diskussion können wir hier gerne führen, wir können die Diskussion über die Marillenalm führen, die führen wir auch, aber die Behauptung aufzustellen, das eine würde mit dem anderen zusammenhängen, ist einfach unrichtig, und es ist nicht gut, wenn man Unrichtigkeiten immer wieder wiederholt. Nur deshalb, weil man eine Unwahrheit mehrmals sagt und glaubt, dass die Leute das dann halt so meinen, das ist ein Ziel, das der Politik nicht gut tut. Dann kommt man dorthin, wo manche vielleicht die Politik gerne sehen möchte, aber wo sie nicht sein sollte, nämlich weit weg von dem, was im Interesse der Bevölkerung ist. 

Ich würde Sie wirklich ersuchen, Kollege Mahdalik, sagen Sie das, was Wahrheit ist, sagen Sie das, wo Sie etwas vorliegen haben, und wiederholen Sie nicht etwas Unwahres immer wieder. 

Das Zweite, was auch gegenüber der SPÖ von uns klipp und klar gesagt wurde, was unsere Haltung ist – übrigens die Grünen haben das genauso gesehen, und die haben mit der Marillenalm absolut nichts zu tun –, warum wir nicht für diesen U-Ausschuss zu diesem Zeitpunkt gewesen sind und noch sind: Weil wir einfach zu wenig Substanz haben und dann das Problem ist, dass das danebengeht. Aber Ihnen geht es nur um Gags, Ihnen geht es nur darum, dass Sie Unwahrheiten mehrmals wiederholen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster ist Kollege Hoch am Wort zu einer richtigen Wortmeldung.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ich komme jetzt noch einmal zurück zum gar nicht Hauptthema, es betrifft nicht die Flächenwidmung, sondern es betrifft die B228.

Auch wir werden einen Antrag einbringen, der von der SPÖ unterstützt wird. Wir sehen das Problem ein bisschen weitläufiger als die beiden anderen Parteien. Man muss sich die Vorgeschichte einmal kurz anschauen. Sie wissen, im Industriegebiet ist der Mehrwert Simmering gewidmet und dann auch gebaut worden, und da gab es eben im Flächenwidmungsplan ein Verkehrsband. Also auch die Behauptung von Kollegen Maresch ist falsch, dass dort eine Straße gewidmet ist mit 30 m Breite, sondern es ist dort ein Verkehrsband mit einer theoretischen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe Verkehrsband gesagt!) – lass mich bitte ausreden –, ein Verkehrsband mit einer theoretischen Breite von 30 oder 31 m vorgesehen. Das hat dich dann veranlasst, mit der Bürgerinitiative Horrormeldungen hinauszugeben, dass da eine vierspurige Autobahn oder Autostraße durch das Gebiet führt. Das hat sich ja dann bei der Bürgerversammlung, wo wir beide waren, eh als nicht richtig herausgestellt. 

Das Problem ist aus unserer Sicht nämlich so, dass sich durch die Öffnung der A4-Autobahn Altsimmering in dem Gebiet Simmering – aber das geht dann bis in die Landstraße hinüber – die Verkehrsströme doch deutlich geändert haben. Da wurde leider noch keine Untersuchung gemacht. Es wurde zwar bei der Podiumsdiskussion von einer Variantenuntersuchung gesprochen, aber beim näheren Fragen hat sich dann herausgestellt, dass man sich nur die Variante ansieht, die eben im Flächenwidmungsplan projektiert ist. Wir wollen ein bisschen weitergehen und stellen folgenden Beschlussantrag:

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird hiermit aufgefordert, erstens eine Analyse der geänderten Rahmenbedingungen und der Verkehrsströme in Auftrag zu geben," – also das ist das, was ich gemeint habe; ich glaube, dass sich seit 2002 in dem Gebiet die Verkehrsströme doch radikal geändert haben, das wollen wir untersucht haben –, „zweitens nach Vorliegen der Ergebnisse die betroffenen Anrainer und die Bürgerinitiative zu informieren und mit einzubeziehen," – also wir sind ja eine Partei, die sehr eng mit Bürgerinitiativen zusammenarbeitet (GR Mag Rüdiger Maresch: Siehe Marillenalm!), auch bei der Marillenalm, das kann ich dir auch beweisen, dass das so war (GR Mag Rüdiger Maresch: Das glaubst du ja selber nicht!); also wir wollen das auch bei diesem Projekt haben und, Kollege Maresch hat das schon thematisiert, „drittens die Trasse nach dem derzeitigen Umfahrungsverlauf Franzosengraben – Erdbergstraße – 1. Haidequerstraße – Haidestraße zu evaluieren,"

Warum evaluieren? Wir wollen uns da jetzt nicht einengen, sondern wir wollen in dieser Untersuchung wirklich einmal sehen, wie die Leute fahren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da brauchst du nur die Anrainer zu fragen! Aber davor fürchtet ihr euch!) Nein, ich brauche mich nicht zu fürchten, wir wollen uns nur einmal anschauen: Wie fahren die Verkehrsteilnehmer und wie werden die jeweiligen Routen genutzt? Der Antrag geht dann weiter: „damit hier im Sinne des Mehrwert Simmering die Lebensqualität der Anrainerinnen und Anrainer nicht beeinträchtigt wird." 

Ich hätte mir auch bei den beiden anderen Anträgen die Lebensqualität eben der Anrainerinnen und Anrainer dazu gewünscht, aber wir wollen da kein politisches Kleingeld schlagen, sondern es geht uns wirklich um die Sache selbst. - In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrages. (Beifall bei der ÖVP.)

Die ÖVP wird die beiden Anträge der beiden anderen Parteien ablehnen, und zwar den Antrag der FPÖ aus dem Grund, weil dieser teilweise extrem einengt. Die Durchzugsstraße B228 mit der aktuellen Trassenführung ist dabei auf keinen Fall als alleinige Option zu behandeln. Also, wie gesagt, wir wollen diese Untersuchung haben und dann können wir weiterreden, denn wenn wir das jetzt schon einschränken, hätte eine Untersuchung keinen Sinn. 

Detto ist es beim grünen Antrag des Kollegen Maresch, dass wir uns gleich festlegen, dass es da keinen vierspurigen Durchzugsverkehr geben soll. Der kommt eh nicht, aber das ist auch eine Einengung. Wir setzen eben auf Qualität, auch bei den Anträgen, und bitten um Zustimmung. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Mag Maresch hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Drei Minuten. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Jetzt wird es schon fad!)

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Kollege Hoch, ich habe gesagt – das kann man im Protokoll nachlesen –, dass ein Verkehrsband gewidmet ist, 31 m breit – man muss nur zuhören oder im Protokoll nachschauen –, das heißt – da warst du, Kollege Hoch, ja auch dort – 31,5 m genau gemessen, damals vierstreifige Straße, dann zweistreifig mit Ausweitung an den Kreuzungen. Das habe ich auch gesagt. Das ist das eine. 

Und dann hätte ich wirklich einmal ganz gerne eines erklärt. Wenn man als ÖVP-Fraktion zunächst einmal einen Antrag verschickt, wo drinnen steht, die B228 auf der Trasse oder auf der Strecke außerhalb der Heidequerstraße zu fixieren, dann verhandelt man mit der SPÖ und auf einmal kommt „evaluieren" heraus, und dann zu sagen, es ist besser, wenn man es evaluiert, heißt das in Wirklichkeit, sich der Meinung der SPÖ angeschlossen zu haben. Zwischen evaluieren und fixieren ist nicht nur semantisch ein Unterschied, sondern real heißt das, die Trasse nicht dort hinzusetzen, sondern sich zu überlegen, ob sie da, dort oder insgesamt kommt. 

Das sind zwei verschiedene Sachen, Kollege Hoch. Ich weiß nicht, ob Sie Ihren eigenen Antrag überhaupt gelesen haben. Ich schon. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrte Damen und Herren!

Als ich herausgekommen bin, hatte ich eigentlich vor, als Berichterstatter für einen Flächenwidmungsakt aus der Donaustadt dazustehen. Ich habe nur gemerkt, dass die Redner in keiner Weise auf diesen Akt eingegangen sind. Der Kollege Mahdalik, selber Donaustädter, hat genau zwei Sätze darüber verloren. Erlauben Sie mir daher, dass ich heute auch die Geschäftsordnung sehr strapaziere und als Berichterstatter das eine oder andere dazu bemerke. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Nein! Nein, das erlauben wir nicht!)
Die grüne Fraktion hat sich auch nicht an diese Spielregeln gehalten. Was aber ganz spannend ist, ist die Tatsache, dass Kollege Mahdalik sich heute hier herausstellt und Anträge über Straßen bringt, obwohl er eigentlich, so wie es vereinbart ist, ohne Weiteres die Möglichkeit gehabt hätte, hätte er die Tagesordnung durchgelesen, bei Akten der MA 28 dementsprechende Anträge einzubringen. Ich habe vor Kurzem für mein Enkelkind ein Buch gekauft mit dem Titel „Toni lernt lesen“, aber ich verkneife es mir, jetzt darauf einzugehen.

Betreffend die B228 ist hier heraußen sehr viel gesagt worden. Ich will aber ein paar technische Details sehr wohl erklären, Kollege Mahdalik, und es wäre gescheit, wenn man ab und zu zuhört. Ich weiß schon, das ist nicht immer die Gepflogenheit von dir, bei Sitzungen anwesend zu sein oder zumindest zuzuhören. 

Die B228 ist im Bundesstraßengesetz verankert. Das darf man nicht vergessen. Die B228 wurde auch – das wurde hier auch schon ausgeführt – im Masterplan Verkehr genannt. Eine Möglichkeit, hier eine Änderung herbeizuführen, bedeutet, dass man eine entsprechende Evaluierung – und dieser Antrag wurde auch heute hier gestellt – machen muss und machen soll. Wie Sie mitbekommen haben, wird dieser Antrag auch, so nehme ich an, hier mehrheitlich abgestimmt. 

Mein Ersuchen wäre es, in Zukunft bei diversen Akten auch die entsprechenden Inhalte zu berücksichtigen. Ich habe mir die Protokolle der letzten Reden des Kollegen Mahdalik durchgelesen. Ich konnte im letzten halben Jahr keine einzige Rede finden, wo du auf ein Aktenstück eingegangen bist. Auch heute hast du das wieder bewiesen. Vielleicht können wir wieder Disziplin in diesem Haus einkehren lassen. 

Ich danke und ersuche um Zustimmung zum Flächenwidmungsplan. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Somit mehrheitlich so beschlossen. (Widerspruch bei der FPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Die FPÖ nicht!) Entschuldigung! Also ÖVP und SPÖ haben zugestimmt. Der Antrag hat trotzdem eine Mehrheit gefunden.

Es liegen mir nunmehr vier Anträge vor, die ich in der Reihenfolge des Einlangens zur Abstimmung bringe.

Der erste Antrag ist von der FPÖ betreffend die B228. Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Planungen für diesen Bereich neu, gesamtheitlich und vor Beginn in enger Zusammenarbeit mit der Bevölkerung neu gestaltet werden. Die Durchzugsstraße B228 mit der aktuell geplanten Trassenführung ist dabei in keinem Fall als Option zu behandeln. Sollte dieser Prozess zu keinem für die Anrainer zufriedenstellenden Ergebnis kommen, ist eine bindende Bürgerbefragung zu diesem Themenbereich durchzuführen. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ und Grünen fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag ist auch von der FPÖ eingebracht, und zwar betrifft er die Höhenstraße. Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Sanierung der Höhenstraße in einer der historischen Bedeutung dieses Bauwerkes entsprechenden Form aus den Mitteln des Zentralbudgets der Stadt Wien beziehungsweise nach Möglichkeit mit finanzieller Beteiligung des Bundes rasch durchgeführt wird. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. Wer diesem Antrag zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und Grünen fest. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der nächste Antrag ist von den Grünen, ursprünglich zu Postnummer 54, jetzt zu Postnummer 34 eingebracht; ebenfalls betreffend den Ausbau der B228. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Grüne und FPÖ. Das ist nicht die erforderliche Mehrheit.

Der letzte Antrag ist von der ÖVP – da steht noch 54, Sie haben ihn aber bei 34 eingebracht; ich nehme zur Kenntnis, dass er bei 34 abzustimmen ist – betreffend Straßenprojekt B228. Hier wird in formeller Hinsicht auch die sofortige Abstimmung dieses Antrages verlangt. Wer diesem Antrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest. (Widerspruch bei der FPÖ.) Nein? Entschuldigung. Ich bin schon ein bisschen blind heute. Ich stelle die Mehrstimmigkeit fest mit ÖVP, SPÖ und Grünen. Das ist eine Mehrheit. 

Nunmehr gelangt die Postnummer 37 der Tagesordnung nur mehr zur Abstimmung. Sie betrifft einen Bestandsvertrag zur künftigen Nutzung der Albertinapassage. Wer der Postnummer 37 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das sind ÖVP, FPÖ und SPÖ, somit mehrstimmig so beschlossen.

Nun gelangt die Postnummer 54 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7870 im 12. Bezirk. Herr Kollege Hora wird die Verhandlungen einleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu dem Plandokument.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Ich eröffne die Debatte. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Dr Madejski. Ich erteile es ihm.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Herr Stadtrat ist auch hier, was mich sehr freut. 

Dieses Aktenstück haben zumindest wir heute in der Früh schon sehr intensiv behandelt – Sie können sich erinnern an den Robin Hood der Marillenalm –, daher möchte ich nur mehr sehr wenig zu diesem Aktenstück einbringen, aber das sind jetzt die wichtigsten Punkte, warum wir das ablehnen werden. 

Entscheidend bei dieser Ablehnung ist ein neuer Aspekt, der dazugekommen ist, und zwar ist das jetzt das Schreiben der MA 22 an den Herrn Stadtrat im August 2009. Es ist – das habe ich heute teilweise vorgelesen, wahrscheinlich haben die anderen auch diesen Brief – eine Ungeheuerlichkeit, dem Stadtrat, dem Bürgermeister und der ÖVP vorab die Möglichkeit zu bieten, in den Antrag gleich das hineinzuschreiben, was eigentlich Aufgabe dieser Dienststelle wäre, nämlich dem entgegenzuwirken und für den Naturschutz einzutreten. 

Ich möchte auf das nicht mehr näher eingehen, Sie können sich aber alle erinnern. Da stand drinnen, wir können dem nur zustimmen, wenn ihr das und das macht, dann werden wir ein Gutachten ausstellen, damit das alles funktioniert. Das war der Sukkus dieses ganzen Schreibens. 

Aber der wichtigste Punkt – es gibt zwei, den sachlichen und den politischen –, der politische Aspekt ist jener, dass die MA 22 am Schluss von sich aus vollkommen ungefragt auf einen offensichtlich politischen Deal hingewiesen hat, der bereits in den 70er Jahren stattgefunden hat, nämlich auf den Deal – was die SPÖ und ÖVP bisher immer abgestritten haben –, das Renner-Institut beziehungsweise das Hotel Altmannsdorf im Schlosspark Altmannsdorf, der ebenfalls Naturschutzgebiet gewesen ist, zu bauen und zu verschieben. 

Das ist für mich der Beweis, dass es schon damals offensichtlich eine Achse zwischen ÖVP und SPÖ gegeben hat, und die ÖVP macht nichts anderes als das, was man normalerweise als guter Geschäftsmann macht: Man fordert die Gegenleistung ein. Der Kollege StR Walter lächelt, aber er hat ja nicht Unrecht, und es ist ja nichts Böses. In dem Fall muss ich sagen, die ÖVP verlangt ja für sich nichts Böses. Sie will ihre Akademie ausbauen, sie will ein Hotel bauen und fordert den Preis, den sie irgendwann einmal vor 30 Jahren der SPÖ gegeben hat, damit die ihr Hotel Altmannsdorf im Naturschutzgebiet und im Park bauen durfte, jetzt ein. Das ist einmal so. Die Schulden werden eingeklagt, einmal früher, einmal später, einmal durch Exekution, einmal durch Vererbung, wie auch immer. Das dürfte eine Vererbung sein, weil von uns, glaube ich, kaum jemand mehr hier sitzt, der damals diesen Deal durchgezogen hat. (Zwischenrufe von GR Dr Matthias Tschirf und StR Norbert Walter, MAS.) Bitte, wenn mich der Kollege Tschirf jetzt provoziert und mit dem Bärental beginnt, dann darf ich dir sagen, Kollege Tschirf, fahr hin. Das ist ein schöner Urlaub. Dort gibt es die Natur, im Unterschied zur Marillenalm, wenn ihr ein Hotel baut. Das sage ich euch. 

Das Zweite ist: Der Akt stimmt nicht überein. Da gibt es einen Antrag der Grünen. Wir haben deswegen gar keinen eigenen mehr gestellt, sondern werden diesem Antrag zustimmen. Da gibt es einen Akt, weshalb die Bürgerinitiative wahrscheinlich auch gemeinsam den Verfassungsgerichtshof anrufen wird. Ich bin guter Dinge, dass wir das insofern schaffen, als ja die Vorlage nicht mehr dem Antragsentwurf entspricht, und zwar in ganz wichtigen Punkten, sei es die Quadratmeterverbauung, sei es die Durchlässigkeit im Grund des Springer-Parks oder seien es Fluchtlinien et cetera. Ich glaube, dem ist nichts mehr hinzuzufügen. Wir werden dem also zustimmen. 

Die Chuzpe bei dieser Geschichte ist aber das Verhalten der SPÖ. Der Ball liegt ja bei der SPÖ und nicht bei der ÖVP. Der Ball liegt bei der SPÖ. Ihr habt die Mehrheit, die SPÖ hat die Mehrheit. Die kann die Flächenwidmung durchziehen, egal, ob wer von uns mitstimmt oder nicht. Ihr habt es in der Hand. 

Ihr schenkt heute in 10 Minuten, wenn wir abstimmen, 5,5 Millionen Schilling, ihr schenkt heute 100-prozentige Verbaubarkeit dieser Liegenschaft für ein Hotel mit 3 150 m². Ich habe das heute schon mit dem Kollegen Al-Rawi besprochen. Schaut euch das einmal an. Das ist eine reine Rechenaufgabe. Ursprünglich waren von 3 500 m² 70 Prozent verbaubar, das sind 2 450 m². Mit dem, was wir heute beschließen, mit diesen 6 m Reduktion und mit der Fluchtlinienänderung gibt es eigentlich – da schätze ich aber sehr gutmütig; der Kollege Maresch hat das ein bisschen anders geschätzt, er wird dann erklären, wie er auf diese 40 Prozent kommt, ich komm auf 25, das reicht aber auch schon – ein Viertel mehr zu verbauen, meine Damen und Herren. Ganz logisch, denn wenn ich die 350 m² jetzt auf Grund der Reduktion der 6 m und des Fluchtlinienplanes von den 3 500 abziehe, sind es noch immer 3 150. Das heißt, ihr könnt in Zukunft 3 150 m² verbauen – 70 m über Wien, mit 120 Zimmern, Garage, Restaurant, sozialen und sonstigen Einrichtungen, was im ursprünglichen Text ja noch gar nicht drinnen gestanden ist – statt 2 450. Eine Erhöhung um 25 Prozent. 

Tausch. Ja, wer tauscht mit wem? Das wissen wir überhaupt noch nicht. Wir wissen ja noch gar nicht, wer mit wem tauscht. Tauschen die Volksheime, tauscht die Akademie, die ÖVP, der in Wirklichkeit gar nichts dort gehört – wie so oft in Wien, der gehört gar nichts –, und die Stadt Wien? Wer tauscht mit wem welches Grundstück? Das schau ich mir noch an, wer dann die Bedingungen übernimmt, die die SPÖ der ÖVP vorschreiben wird. 

Das Verkehrsproblem ist absolut nicht gelöst. Ich sage jetzt etwas, was ich mir denke. Ich bin ein Visionär, Sie wissen alle, ich bin ein Visionär und denke wahnsinnig weit in die Zukunft. (Ironische Heiterkeit bei SPÖ und GRÜNEN. – Ruf: Wie der Robin Hood!) Der Robin Hood war auch ein Visionär, vollkommen richtig. Aber ich denke jetzt etwas, und da wird euch die Lad' runterfallen – da ich kriege ich aber keinen Ordnungsruf, das ist Wiener Dialekt, da heißt es so schön, die Lad' runterfallen –: Das Hotel Altmannsdorf hat ja eine Dependance über den Geschäftsführer des Cafés Gloriette – das wissen wir ja alle –, und ich könnte mir folgendes Szenario vorstellen: Die SPÖ macht mit euch heute den Flächenwidmungsplan, dann wird draufstehen, da kann man ein Hotel bauen. Außer es gibt Vereinbarungen. Von denen wissen wir alle nichts. Wenn es die geben sollte, dann wäre das sehr dubios, aber das glaube ich nicht, dass es jetzt schon Vereinbarungen gibt. Ich bin ja gutgläubig. Es gibt vielleicht politische Vereinbarungen, aber nicht solche. Dann diktiert die SPÖ der ÖVP knapp vor der Wahl, vor Koalitionsvereinbarungen, was auch immer, die Bedingungen, zu welchen dieses Hotel überhaupt gebaut werden kann, mit dem illegalen Hotel im Springer-Park, Abriss, Asphaltierung wegräumen und, und, und. Die ÖVP, die kann ja gar nicht tauschen, es muss ja ein anderer Verein sein, es muss ja ganz jemand anderer sein. Wir reden da von der ÖVP, die es ja gar nicht gibt in dem Fall, sondern das ist die Politische Akademie, und wir reden von dem Verein Wiener Volksheime – so glaube ich, heißt das –, die tauschen sollen. Wenn die das nicht machen können, weil die SPÖ – und die von der SPÖ sind ja nicht ganz dumm, außer das Swingen, das war nicht so gescheit, aber ganz dumm sind sie nicht – die Auflagen so hoch macht, dass die ÖVP-Akademie dem nicht zustimmen kann, könnte ich mir vorstellen, dass man dann eine Zeitlang eine Bausperre macht auf das ganze Gebiet, und am Schluss baut ein anderer Hotelbetreiber – ich sage ja gar nicht, die SPÖ, aber zum Beispiel die Altmannsdorf Hotel GmbH, die sucht eh noch ein zweites Standbein im Norden – dort ein Hotel, denn der sagt sich, den Flächenwidmungsplan gibt es ja. 

Das ist ein Szenario, das ich mir wirklich vorstellen kann. Dann fällt die ÖVP in dem Fall wirklich um alles um. Ich will jetzt nicht sagen, ich wünsche das der ÖVP, aber ich weiß nicht, ob ihr das jemals bedacht habt. Und wenn das nicht zustande kommen sollte und wirklich die PolAk dort ein Hotel bauen darf, dann war es ein politischer Deal, dann ist es vollkommen ausgemacht. 

Meine Damen und Herren! Zum Abschluss. Morgen in der „Kronen Zeitung" – ihr werdet das übermorgen auch lesen –, da gibt es ja einige Sachen und nächste Woche noch weiter. Ich will es schon vorab sagen, was es da gibt. Es wurde mir ein Protokoll der ÖVP-Bezirksleitung des 12. Bezirks vom Dezember 2008 zugespielt – das ist echt, das ist nachweisbar, Unterschrift, ÖVP-Papier –, und zwar aus dem Land. Bei euch ist es ja so, da muss ja der Bezirk die Protokolle immer an das Land schicken, damit die Zentrale weiß, was in den Bezirken passiert. Es ist unglaublich, was da drinnen steht, wirklich unglaublich. Da steht nämlich nicht nur, wer die Weihnachtsbäckerei macht, wer als Krampus geht und wer als Nikolo verkleidet geht, sondern da steht unter anderem auch Folgendes drinnen: „Budget haben wir zugestimmt" – ÖVP Meidling – „2009, weil wir bekommen Kommissionen. Wir brauchen sie - Klammer: SPÖ - wahrscheinlich auch beim Neubau des Hotels in der Politischen Akademie." 

Meine Damen und Herren! Wenn das nicht eine Schieberei ist, wenn das nicht ein politischer Deal ist, dann frage ich mich, was das wirklich in Wien ist. Bitte, das verstehe ich nicht. Und das kommt noch, das werden wir der Öffentlichkeit so lange präsentieren, und da werde ich weiterhin den Robin Hood spielen, da könnt ihr machen, was ihr wollt. Wir werden à la longue gemeinsam mit den Bürgerinitiativen dieses Projekt in dem Sinne, wie ihr euch das vorstellt, verhindern. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster am Wort ist Herr GR Mag Maresch. (Heiterkeit, weil GR Mag Rüdiger Maresch mit einer Säge, an der ein Trauerflor befestigt ist, zum Rednerpult geht.) Ich weiß nicht, heute sind alle verkleidet. Der Fasching ist schon aus. Das zur Information. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Das ist ein Geschenk. Ich werde es dann am Schluss meiner Rede überreichen. 

Jetzt möchte ich doch ein bisschen eingehen auf dieses schöne Leiberl. (Der Redner trägt ein T-Shirt mit der Aufschrift: „Almretter – Kein Hotel im Tivoli-Park. Retten wir die Marillenalm!“) Vielleicht retten wir die Alm gemeinsam, das ist schon richtig, aber ich möchte mir, bevor wir uns in Wirklichkeit bei Wortwiederholungen und dergleichen Dingen treffen, im Grunde genommen ein bisschen anschauen: Wer ist die PolAk? Das ist eine interessante Geschichte. 

Die PolAk ist ein Verein, und da haben wir uns den Vereinsregisterauszug, wie das so schön heißt, besorgt. Da gibt es Vereinspräsidenten und -präsidentinnen des Vereins, und da gibt es einen Geschäftsführer. Die Vereinspräsidenten Werner Fasslabend, Elisabeth Gehrer, Reinhold Lopatka und Karl Karner sind eben Präsidenten beziehungsweise VizepräsidentInnen des Vereins PolAk, allerdings – und das ist der Gag dabei – nur bis zum 22.9.2008. Dann hat die ÖVP an die Vereinsbehörde nicht gemeldet, wer Vereinspräsident ist oder -präsidentin ist. Niemand! 

Jetzt haben wir uns natürlich gefragt: Wie kann das gehen? Normalerweise muss ein Verein als Leitungsorgan mindestens zwei Personen haben. Wenn wir jetzt nachsichtig sind, sagen wir, der Dietmar Halper ist der Geschäftsführer. Okay. Eine Person. Aber wo ist die zweite? Die ÖVP hat es verabsäumt, sie hat gegen das Vereinsgesetz verstoßen und kann natürlich mit einer Geldstrafe dafür belegt werden. Das ist ein interessantes Ding. Also die ÖVP ist in Wirklichkeit so schlampig gewesen, dass sie bei der PolAk – immerhin, das ist ja nicht nichts, die PolAk ist ja ganz wichtig; Hotel und dergleichen haben wir schon gehört – zumindest einmal die Vereinsbehörde nicht wirklich bedient hat. 

Das Nächste, was uns sehr interessiert, ist, dass der Kollege Hoch bei einer nicht all zu lange zurückliegenden Veranstaltungen, und zwar am Gatterhölzl, gesagt hat, dass das Hotel eine Fremdauslastung – so war das Wort – von 70 Prozent hat, zum Beispiel Seminare für die Firma Siemens. Jetzt stellt sich eine Frage. Es gibt da so eine Konstruktion, dass man für ein Bildungsinstitut einer Partei Publizistikförderung und Förderung vom Bund bekommt. Da muss aber nachgewiesen werden, dass diese Organisation, die das macht, keine kommerziellen Interessen vertritt. 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft, was das ist. Die Bürgerinitiative hat uns bei der letzten Veranstaltung mitgeteilt, dass, ich glaube, an 28 Tagen Seminare waren, davon wenige Tage – ich glaube, vier oder fünf –, wo das Hotel benutzt werden sollte. Das heißt, wenn – seien wir großzügig – an 30 Tagen Menschen übernachten, die dort ein Seminar besuchen, dann kann ein Hotel offensichtlich nicht positiv geführt werden, wenn die anderen 11 Monate draufgezahlt wird. Also was ist das? Ein kommerzieller Betrieb. 

Der Kollege Pilz hat im Parlament eine parlamentarische Anfrage an den Bundeskanzler gerichtet, ob die ÖVP beziehungsweise ihre PolAk nicht dafür illegal Förderungsgelder der Republik bezogen hat. Der Rechnungshof hat sich auch damit beschäftigt, und wir werden schauen, was dabei herauskommt. 

Also noch einmal: Das Springer-Hotel gehört zu einem Drittel der PolAk, zu zwei Dritteln dem Verein Wiener Volksheime. Die Frage von uns ist natürlich jetzt: Was hat das eigentlich mit der ÖVP zu tun? Das fragt man sich wirklich. Das ist ja eigentlich der Verein Wiener Volksheime, die PolAk, das ist ja alles wer anderer. Nein, es ist so, dass es hier eine Konstruktion gibt, die eigentlich gar nichts oder nur marginal mit der Bildung zu tun hat. Da hätten wir auch auf den Fiat-Gründen oder anderswo ein Hotel oder irgendetwas anmieten können. Das ist überhaupt kein Problem. Die GRÜNEN brauchen in Wirklichkeit keine Hotelanlage. Wenn wir Leute nach Wien zur Bildungswerkstatt einladen, dann wohnen die Menschen in ganz normalen Hotels oder Pensionen. Die ÖVP hat ein eigenes Hotel dafür, das wir mit einer unglaublichen Flächenwidmung da draußen bedienen. Die SPÖ macht wieder einmal den Buckel. Ich möchte nur den Kollegen Al-Rawi zitieren, der im Ausschuss gesagt hat bei der letzten Geschichte im Dezember: Ja, warum sagt ihr nichts? Warum müssen wir allerweil den Kopf hinhalten? Das frage ich mich auch. 

Der Kollege Kovar von der SPÖ hat beim letzten Mal bei dieser Veranstaltung am Gatterhölzl gesagt: Wir wollen ja eigentlich in Meidling – das war ein einstimmiger Beschluss – eine AnrainerInnenbefragung haben. Wir wollen das eigentlich nicht. Und er hat auch gesagt – ich meine, ich bin gespannt, ob die Ankündigung wahrgemacht wird –, dass Meidlinger MandatarInnen – ich sehe, da es gibt vier MandatarInnen aus Meidling – da nicht mitstimmen werden. Das hat er vor ungefähr 120 Zeugen gesagt. Jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Die vier MandatarInnen stimmen dagegen, oder die vier MandatarInnen gehen hinaus. Ich bin gespannt, was die vier MandatarInnen tun werden. – Das war das Erste.

Das Zweite: Er hat gesagt, wir fordern die ÖVP auf, ihren Antrag zurückzuziehen. Wir, die Meidlinger SPÖ, fordern auf, den Antrag zurückzuziehen. Der Kollege Hoch ist dort gesessen und hat nicht gewusst, wie ihm geschieht. Hin und her, und dann hat er uns wieder einmal Geschichten erzählt, aber es war so, es gab diese Aufforderung. Anscheinend ist die Aufforderung nicht bis in den Gemeinderat vorgedrungen. Die ÖVP zieht ihren Wunsch natürlich nicht zurück, und die Meidlinger MandatarInnen werden möglicherweise nicht den Saal verlassen oder gar dagegen stimmen. Wir werden ja sehen.

Das heißt, da gibt es ganz, ganz viele Fragezeichen um diese ÖVP-Geschichte. Und warum ist das so? Der Kollege Madejski hat ja schon zweimal dieses Papier zitiert, und ich muss das schon auch sagen, ein Papier der Umweltabteilung an den Herrn StR Schicker. Noch einmal: der Umweltabteilung. Die Umweltabteilung kümmert sich um Umweltbelange. Da muss man sich einmal anschauen, wer die Unterzeichner sind. Das ist der Mag Gerald Kroneder, Rechtsabteilung, und dann ist es der Dipl-Ing Bruno Domany. 

Der Bruno Domany war früher, wenn man es sich recht überlegt, für die Donauinsel zuständig, dann wurde er dort abgezogen, dann war er eine Zeitlang woanders – ich weiß nicht, wo, und ich will es gar nicht wissen –, und dann war er in der MA 22. Dort war er für alles zuständig, was mit Straßen zu tun hatte. Ganz konkret für die Lobauautobahn, dann für diese Autobahn, die dann wieder aufgegeben wurde, entlang der Raffineriestraße. Aber immer, wenn der Herr Domany aufgetaucht ist, gab es kreative Ideen. Er taucht auf bei einer BürgerInnenversammlung und sagt dort gegenüber der Bürgerinitiative, die ÖVP schwimmt. Das ist auch klar: Die Bäume wurden gefällt, dann hat es Bescheide gegeben im Nachhinein, die Bäume wurden nicht alle nachgesetzt – deswegen auch die Säge dann für die ÖVP –, also es hat jede Menge Dinge gegeben. Und dann kommt Bruno Domany wie ein Phönix aus der Asche und sagt: Ich hab's! Wir geben ihnen die Marillenalm. 

Wenn man sich das jetzt anschaut, dann waren alle zufrieden. Es ist gleich verhandelt worden. Die Bürgerinitiative hat sich zumindest befreit aus dieser unglückseligen Umarmung. Und jetzt gibt es dieses Papier, und das ist ganz interessant. Da stehen einige Dinge, die Kollege Madejski schon zitiert hat, aber ein besonderes Ding ist für mich Folgendes: Der Herr Domany beschäftigt sich vor allem damit, warum das eh alles geht, warum das mit dem Umweltschutz alles passt, und dann gibt es eine Passage, ich finde, die muss man wirklich vorlesen, denn – noch einmal – die Umweltabteilung sagt: „Aus unserer Sicht gibt es aber auch noch einige pragmatische wirtschaftliche Argumente." – Ich habe mir gedacht, das ist die Finanzabteilung, die sich um das kümmert, aber nein, der Herr Domany aus der Umweltabteilung kümmert sich darum. 

Der Herr Domany ist übrigens von der MA 22 auch in eine Sitzung in Meidling entsandt worden. Statt eines Beamten der MA 22, die normalerweise so etwas bedienen, kommt Herr Domany, obwohl schon in Pension – darf man ja normalerweise nicht machen –, taucht dort auf und gibt seine Ezzes zum Besten. 

Jetzt seine Ezzes: „Das alte Hotel könnte bis zur Inbetriebnahme des neuen weiterbetrieben werden." – Wieso kümmert sich die Umweltabteilung um die Inbetriebnahme oder Nichtinbetriebnahme des alten Hotels? 

„Der hohe finanzielle Aufwand" – ja, ist der dort Geschäftsführer, oder wird der Herr Domany demnächst dort angestellt? – „für die PolAk zur Erhaltung des historischen Parks wäre deutlich verringert." – Seit wann kümmert sich die MA 22 ums Börserl von der ÖVP? Das ist ja unglaublich! (Beifall von Besuchern auf der Galerie.) 

„Bauführung, künftige Anlieferung, Reisebusse" – noch einmal: Reisebusse, nicht irgendwelche; da sind ja nicht irgendwelche bildungshungrigen ÖVPler drinnen, sondern schlicht und einfach stinknormale Touristen und Touristinnen kommen dort vorbei – „findet ohne Störung der Anrainer statt. Die direkte unterirdische Zufahrt" – das kommt alles aus der Umweltabteilung – „zu einem Ladehof in der Garage von der Grünbergstraße aus, ampelgeregelte Linksabbiegerspur", schreibt Herr Domany. Das muss man sich einmal vorstellen! Die MA 22 macht das Verkehrskonzept für die ÖVP. Ja, Entschuldigung, das ist ja unglaublich. 

Dann geht es weiter: „Von der bergwärts dreispurigen Grünbergstraße". – Dazu muss man sagen, der Herr Domany ist Bauingenieur gewesen, Straßenverkehrsexperte in der MA 22 ist er auch. 

Und dann geht es noch weiter. Es gibt ja einen Streitpunkt, wie groß das Hotel sein soll, es ist ja viel kleiner jetzt. Das war immer der Punkt. Und jetzt der schöne Satz: „Unter Berücksichtigung der Gebäudehöhe im angrenzenden Baubestand" –Seniorenresidenz, fünfgeschoßige und so – „müsste die Begrenzung der Zimmeranzahl nicht unbedingt mit 95 getroffen werden." Das heißt, die MA 22 empfiehlt, das Hotel zu vergrößern. Ja, da denke ich mir, wo sind wir denn? Seit wann empfiehlt die Umweltabteilung in Form des Herrn Domany, ein größeres Hotel dort hinzubauen? 

Aber die Geschichte geht ja natürlich noch weiter, und er sagt: „Es scheint aber realistisch, den gewünschten Termin" – und jetzt kommt's – „für die Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen und Flächenwidmungs- und Bebauungsplan für den Hotelneubau in der Sitzung des Gemeinderates im Dezember 2009 dann einzuhalten." – Das heißt, der Domany kümmert sich in Wirklichkeit darum, dass es möglichst schnell geht, im Dezember noch. Das heißt, die MA 22 gibt Gas für die ÖVP. 

Entschuldigung, da muss man sich anschauen, warum der Herr Domany noch immer einen Beratervertrag in der MA 22 hat. Da denke ich mir schon: Was läuft da? Wo sind wir? 

Die andere Geschichte ist natürlich – das hat der Herr Kollege schon gesagt, und das haben wir immer vermutet –, da gibt es einen Zusammenhang mit dem Altmannsdorfer Renner-Institut. Irgendetwas ist da. Und da denke ich mir – Entschuldigung, vielleicht kriege ich einen Ordnungsruf –, wie blöd muss man sein, das noch hineinzuschreiben in ein Papier und zu sagen: „Der ganze Fragenkomplex erinnert an die Diskussionen in den 70er Jahren um eine Bebauung des Altmannsdorfer Schlossparks." – War das ein Hölzl für uns? 

Entschuldigung, da denke ich mir, jenseitig der Mann, der das geschrieben hat. Wenn man in Wirklichkeit die SPÖ demaskieren will, dann schreibt man genau so ein Papierl. Ich wundere mich ja auch, ich meine, ich halte den Herrn Kroneder für einen gescheiten Menschen, warum steht er da drunter? Also okay, dem Herrn Domany ist offensichtlich fad gewesen, und er hat sich darum bemüht, dass da ein bisserl weitergeht mit der ÖVP. Und da denke ich mir, wer solche Beamte hat, braucht sich um Packeleien gar nicht zu kümmern, die machen das schon. 

Deswegen – nicht nur deswegen, die Zeit läuft mir davon – muss ich zwei Anträge einbringen. Weil sich eben das Plandokument verändert hat – das ist ja so, und da gibt es auch ein Rechnungshoferkenntnis –, haben wir einen Antrag vorbereitet für die Neuauflegung des Plandokuments 7840, und zwar Entwurf 4, einschließlich aller Fristen. Den möchte ich jetzt nicht mehr vorlesen, sonst bleibt mir zu wenig Zeit, aber es geht um die Neuauflage des Dokuments. Den möchte ich hiermit einbringen. 

Dann gibt es einen Antrag betreffend Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes bei 7870. Da hat es ja Änderungen gegeben. Die werde ich auch nicht vorlesen. Da wollen wir wieder etwas verändert haben. Ich habe schon gesehen, es gibt ja einen SPÖ-ÖVP-Antrag, der das berücksichtigt. Dem werden wir in diesem Fall zustimmen, aber unseren Antrag bringen wir auch ein.

Wie gesagt – noch einmal –, ich war ja eigentlich schon völlig überrascht, wie dieser Umweltbericht dabei war. Dann denke ich mir, schauen wir einmal, was jetzt passiert. Jetzt hat die SPÖ die Chance zu sagen, okay, wir machen nicht den Buckel für die ÖVP, für einen Verein, den es eigentlich gar nicht gibt, weil es ja nur einen Geschäftsführer gibt, und sonst ist in dem Verein genau tote Hose. 

Das Zweite ist: Bei einem Verein, der es nur zusammenbringt, ein Hotel bestenfalls einen Monat zu nutzen, aber dafür dieses Hotel zwölf Monate lang braucht, da denke ich mir, was ist das? 

Liebe SPÖ! Ihr könnt in Meidling genau mit der Geschichte null gewinnen, sondern nur verlieren, nur verlieren. Die ÖVP ist in Meidling offensichtlich am Todestrip. Was macht ihr mit denen die ganze Zeit? Was reitet euch da hinein, so etwas zu tun? Das ist ein Verein, der durcheinander ist, mit unklaren Besitzverhältnissen. Man weiß überhaupt nicht, was mit dem Hotel passieren wird. Wir werden schauen, was bei der Anfrage im Parlament herauskommt. Ihr seid da völlig hineingeritten. Da bleibt uns nur mehr zu sagen: Bitte, steigt aus der Geschichte ganz rasch aus, außer ihr wollt die Wahlen unbedingt verlieren! Da hält euch keiner auf. Danke schön, übrigens. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Jetzt zum Abschluss bekommt derjenige, der dafür verantwortlich ist, diese schöne Säge. Sie ist deswegen mit einem schwarzen Flor versehen – das hat auch mit der Partei ein wenig zu tun –, weil auch die MA 22 ganz lange zugeschaut hat, wie die ÖVP dort einen Baummord nach dem anderen begangen hat. Nur der Bürgerinitiative ist es zu danken, dass diese Nachpflanzungen überhaupt stattfinden, denn offensichtlich hat niemand nachgeschaut.

Also Vorsicht! Gehen wir's an! (Unter dem Beifall der GRÜNEN und zahlreichen Zwischenrufen überreicht der Redner die genannte Säge an StR Norbert Walter, MAS.) Da hast du sie. Du wirst sie brauchen können.
Wie gesagt, die SPÖ sollte einmal wirklich in sich gehen. – Danke schön.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr GR Hoch. – Kollege Hoch, wollen wir? (GR Alfred Hoch begibt sich zum Rednerpult und stellt dort unter diversen Zurufen eine schmale, hohe Flasche Marillenschnaps vor sich hin.)

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe gerade gehört, Alkohol ist verboten in diesem Saal. Ich hoffe, wir können eine Ausnahme machen. Es soll nur der Beweis sein oder auch die Angst der FPÖ und den Grünen nehmen, dass es dann keine Marillenbäume mehr geben wird, sollte das Hotelprojekt auf der Marillenalm realisiert werden. Es wird weiterhin Marillenbäume dort geben und natürlich dann auch dieses köstliche Produkt. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wenn man über diese Flächenumwidmung diskutiert, muss man in Wirklichkeit auch ein bisschen auf die Geschichte eingehen, und das haben leider beide Vorredner nicht gemacht. Sie haben völlig unsachlich irgendwelche aufgeschnappten Wortmeldungen, dann irgendwelche E-Mails, die sie irgendwann bekommen haben, hier wiedergegeben. Ich glaube nicht, dass wir da weitergekommen sind. 

Ende 2008, Anfang 2009 hat die PolAk einen Antrag eingereicht, ihr Hotel im Springer-Park zu erneuern, neu zu bauen, eine Garage darunter zu machen. Es waren dann auch noch vier Baukörper zur Absiedlung vorgesehen. Das ist eingereicht worden. Es hat dann einen riesigen Aufstand der Bürgerinitiative Tivoli-Alarm gegeben, der durch alle Gazetten gegangen ist, das Fernsehen war auch dabei. Gut. 

Was hat die PolAk gesagt? Na gut, das ist nicht durchzubringen. Wir wollen nicht gegen die Anrainer vorgehen, wir setzen uns mit der Bürgerinitiative und mit den Magistratsabteilungen zusammen (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit der MA 22!), aber vorwiegend mit der Bürgerinitiative. Nach einigen Verhandlungen und Sitzungen hat man relativ schnell festgestellt, dass dieses erste Projekt, so wie die PolAk sich das vorgestellt hat, nicht realisierbar gewesen wäre. Man hat sich dann mit der Bürgerinitiative Tivoli-Alarm zusammengesetzt und ist dann einem Vorschlag der Bürgerinitiative gefolgt, die gemeint hat, bitte, baut doch das Hotel nicht im Springer-Park, denn wir brauchen den Park – das war völlig nachvollziehbar –, baut es oben auf der Marillenalm. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist ein Schmäh!)

Das ist kein Schmäh, denn es hat dann am 17.11. eine Bürgerversammlung im Haus der Begegnung in Meidling gegeben – ich war selber vor Ort –, und gleich nach der Begrüßung durch die Frau Bezirksvorsteherin hat der Chef der Bürgerinitiative, Dr Mayr-Harting, eine Power-Point-Präsentation gezeigt und hat ganz stolz gesagt, wir haben mit der Politischen Akademie ausgemacht, verhandelt, dass das Hotel auf die Marillenalm soll, damit der Park den Anrainerinnen und Anrainern erhalten bleibt. Das hat der dort gesagt. Kollege Madejski war dort, Kollege Maresch war dort, einige Kollegen der Sozialdemokraten waren auch dort. Das hat er dort gesagt. 

Es hat dann auch – das erwähne ich auch – die MA 28, glaube ich, war es, das dazugehörige Verkehrskonzept vorgestellt. Das war nicht schlüssig, und es wäre – ich bin selber Autofahrer – eher unvorstellbar gewesen, das umzusetzen. 

Aber was war dann? Ein paar Tage später haben wir in Zusammenarbeit ÖVP, Bürgerinitiative, Anrainer dann gleich gesagt: Nein, das geht so nicht. Das Verkehrskonzept ist nicht schlüssig und damit den Autofahrern nicht zumutbar. Wir lassen das. Man wird zum Hotelprojekt Marillenalm nur vom Süden zufahren können. Das war am 17.11., und ein paar Tage später war es dann, dass wir gesagt haben, das Verkehrskonzept kommt so nicht. 

Jetzt einmal zur Geschichte, weil es immer heißt, da wird gepackelt, da wird gegen die Anrainerinnen und Anrainer vorgegangen. Also es gibt wenige Projekte, zumindest sind mir wenige bekannt, wo die Anrainer so stark eingebunden sind und wo auch die Vorschläge der Bürgerinitiative umgesetzt werden. 

Welche Vorteile hat aus unserer Sicht dieses Hotelprojekt der Politischen Akademie auf der Marillenalm? 

Ich beginne einmal mit dem Park. Also für uns ist das eine total gute Sache, und das geben ja auch die Anrainer zu, wenn man mit ihnen spricht. Es sind ja nur wenige da, es sind vor allem Leute von der Bacherpark-Bürgerinitiative hier. Über 30 000 m² Parkanlage kommen ins Eigentum der Gemeinde Wien, und der Park wird öffentlich. Das heißt, die Anrainerinnen und Anrainer haben dann die Möglichkeit, diesen Park zu nutzen. 

Tausch – von Kollegen Madejski wird das immer wieder heruntergebetet: Wir tauschen oder die PolAk tauscht 8 000 m² Park gegen 2 500 m² Marillenalm, das ist rechnerisch ein Verhältnis 1 zu 4. Das ist in Wirklichkeit für die Anrainerinnen und Anrainer ein sehr gutes Geschäft, vor allem ist es die einmalige Chance in Wien, dass man der Natur auch wieder etwas zurückgibt. Das ist ein Park, der in Privatbesitz war. Er kommt jetzt zur Gemeinde und wird dadurch wieder öffentlich. Das derzeitige alte Hotel, das dort platziert ist, wird natürlich dann, sollte das andere Projekt realisiert werden, sofort weggeschliffen. Das heißt, wir gewinnen dort mehr Platz. 

Mit dem Hotel – jeder, der schon drinnen war, weiß das, und ich hoffe, diejenigen, die jetzt so groß dagegen aufbegehren, waren schon einmal in dem Park – fallen natürlich auch die ganzen Nebengebäude weg. Also das heißt, die Grünfläche wird deutlich erhöht, und die Parkplätze werden dann nur mehr im Bereich des unteren Eingangs sein von der Tivoligasse weg. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das sind illegale Parkplätze!)

Nächster Punkt, der ganz wichtig ist: Lebensqualität. Es wird immer wieder davon gesprochen, dieser Kinderspielplatz auf der Marillenalm ist ein schöner Spielplatz mit schönen Spielgeräten. Man darf nur eines nicht vergessen, der wird ja jetzt dann in Wirklichkeit verdoppelt in den Park hinein. Er ist derzeit auf der Marillenalm an der Grünbergstraße platziert. Ich meine, der liegt ja direkt an der Grünbergstraße. Bitte, schaut euch das an! Da fahren jeden Tag an die 60 000 Autos vorbei. Das heißt, die Anrainer lassen dort ihre Kinder bei Lärm und Gestank spielen. Das ändert sich dadurch, dass dieser Spielplatz vergrößert wird, zweigeteilt wird, in den Park hinein wandert. Das Hotel ist übrigens kein Betonbau, wie der Kollege Maresch landauf, landab predigt, sondern es wird in ökologischer Bauweise als Holzbau errichtet. 

Dieses Hotel wirkt dann als Riegel gegenüber der Grünbergstraße. Das heißt für die Kinder, die dort spielen, weniger Lärm, weniger Gestank, weniger Staub. Das muss man auch einmal sagen.

Den nächsten Punkt, den ich mir aufgeschrieben habe, habe ich ohnehin schon genannt: Dass die PolAk mit der Bürgerinitiative lange Zeit oder fast bis zum Ende sehr gut zusammengearbeitet hat. Ich glaube auch, warum es dann nicht mehr geklappt hat oder warum dann diese - unter Anführungszeichen - Unstimmigkeiten aufgetreten sind, liegt daran, dass die GRÜNEN ein bisschen in die Bürgerinitiative hineingewirkt haben, die sich dann untereinander auch nicht mehr verstanden und eine zweite Bürgerinitiative gegründet haben, und so ist es dazu gekommen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr habt in Wirklichkeit ...!) Nein, in Wirklichkeit ist das so gewesen.

Direkt zum Hotelbau, auch mit der Veranstaltung von gestern, das habe ich auch gesagt und das war das, wo du mich dann bei dieser Bürgerversammlung Gatterhölzl zitiert hast: Wir haben oder die PolAk hat derzeit 23 Angestellte in dem Hotel. Es wird dann natürlich deutlich werden, dass deutlich mehr Arbeitsplätze nach Meidling kommen. Ich glaube auch, in der heutigen Zeit ist das genauso ein Argument, dass man dort schaut, dass wir Arbeitsplätze in die Stadt bekommen, und dass wir nicht immer nur alle Monate, wenn wir die Zahlen sehen, darüber jammern, dass die Arbeitsplätze in das Wiener Umland abwandern. Durch dieses Projekt kommen also neue Arbeitsplätze wieder in die Stadt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber das wollt ihr diesmal so haben!)
Das kann dann weiter - ich meine, das wird jetzt Wasser auf die Mühlen sein, aber das kann man auch sagen - eine Erweiterung des Tourismus- und Gastronomiestandortes sein, das muss man ehrlich sagen, in diesem Bereich, wo es vor allem besteht. Wenn du dir das genau anschaust: Es besteht in Wirklichkeit auch ein baulicher Ringschluss um den Park. Das wird dort also - was es derzeit nicht ist - eine wirkliche Grünoase sein. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Alle Meidlinger und Meidlingerinnen werden davon profitieren. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bei Orwell heißt das Newspeak, was du da machst!)
Einen Punkt, den ich mir auch noch aufgeschrieben habe, habe ich schon vorhin genannt: Es ist keine andere Verkehrslösung möglich gewesen. Wir sind den Bürgern entgegengekommen und haben diese anfängliche Verkehrsplanung zurückgestellt. (GR Dr Herbert Madejski: Wo fahren die jetzt hin?)
Vielleicht auch noch etwas, was ich irgendwo gelesen habe: dass das Hotel 160 Zimmer haben wird. Es wird um die 90 Zimmer, 95 Zimmer haben. Da merkt man wieder, was jetzt in dieser hitzigen Mediendebatte - sie wird ja nur über Medien geführt - herauskommt. Es ist also nicht überdimensioniert, im Gegenteil! Kollege Al-Rawi wird dann auch einen Abänderungsantrag einbringen, woraus hervorgeht (GR Mag Rüdiger Maresch: Wie viel habt ihr jetzt ...?), dass das Projekt doch kleiner dimensioniert wird. 

Über den Lärmschutz habe ich schon gesagt, dass das vor allem innerhalb des Parks sicher auch ein Argument dafür ist. Ich glaube, das war auch ein Punkt, der damals im Gatterhölzl relativ gut rübergekommen ist.

Ich bitte um Zustimmung bei der Flächenwidmung. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. - Bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben ja schon einiges zu diesem Plandokument diskutiert und auch heute wieder gehört. Ich finde immer wieder, dass die wesentliche Frage die ist: Gibt es in Wien nicht genug Bauland? Wieso muss man ein Hotelprojekt im Grünland bewilligen? Das ist bis heute nicht klar. Es geht aus keinem dieser Berichte wirklich hervor, es geht aus der Diskussion nicht hervor. 

Der einzige Grund ist eben dieser Grundstücksbesitz, würde ich einmal sagen, oder diese Verwendung des Grundstücks für die ÖVP-Akademie. Jetzt ist es ja quasi sogar auf das Nachbargrundstück ausgegliedert, daher kann man nur sagen, okay, es ist jetzt in unmittelbarer Nähe. Aber gibt es in Meidling nicht andere Grundstücke, wo es bessere Bedingungen im Hinblick auf die Verkehrsanbindung gäbe? Auf das, was sich da mit den Bussen auf der Gründbergstraße abspielen wird, bin ich auch schon sehr gespannt. 

Bezüglich des Parks muss man auch sagen, dass Meidling nicht unbedingt mit vielen Grünflächen gesegnet ist. Sie wissen alle, dass der Park an der Grünbergstraße im Winter auch als Rodelhügel und so weiter genutzt wird. Ich muss sagen, auch das Argument, dass durch diesen Hotelbau möglicherweise der Lärm ein bisschen abgeschirmt wird und es dahinter dann staubfreier stattfinden könnte, dass Kinder spielen, kann man so nicht gelten lassen, weil ja den Kindern einfach Fläche genommen wird. Ich sehe jetzt also nicht diesen Zugewinn an Fläche. Man hätte irgendwo anders in Meidling eine Baulücke im Tausch oder so anbieten müssen, aber eben in meinen Augen sicher nicht wieder im Grünland.

Ich möchte jetzt nur eine Stelle aus diesem Bericht zitieren, in der zu den Umwelterwägungen ganz klar Folgendes gesagt wird: „Als Ergebnis dieser Erwägungen wurden verschiedene Optimierungen in Teilbereichen des Plangebiets, jedoch keine grundsätzlichen Veränderungen des Planungsvorhabens vorgenommen." Genau das ist das Problem! Man kann kosmetische Verbesserungen machen, auch jetzt noch mit Abänderungsanträgen, aber an dem Grundproblem, dass man dort einen Hotelneubau im Parkschutzgebiet errichtet, in einem ohnehin schon dicht verbauten Gebiet, wird man mit diesen kosmetischen Änderungen nicht grundlegend etwas verändern können. 

Was ich auch interessant finde, ist: Es kommt immer wieder, die GRÜNEN seien schuld, sie hätten sich da in die Bürgerinitiative eingemischt und sonst wie. Wir haben von Anfang an unser Anliegen vertreten und sind da keinesfalls irgendwie umgeschwenkt oder sonst etwas. Ich finde es schon interessant, wenn Sie es dann so darstellen. 

Wer hat denn dieses Ansuchen, oder wer betreibt denn dieses ganze Projekt? Es hat Sie keiner gezwungen, gerade heuer - oder es hat ja schon letztes Jahr begonnen - dieses Projekt voranzutreiben. Sie hätten das schon in den letzten Jahren machen können, sich vielleicht ein Grundstück mit einer geeigneten Baulandwidmung suchen können, und wir hätten uns diese ganzen Debatten und Diskussionen erspart.

Wesentlich für mich ist auch, dass diese Durchwegung wirklich sichergestellt wird. Ich habe jetzt in dem Abänderungsantrag gesehen, dass die öffentliche Zugänglichkeit seitens der Grünbergstraße gewährleistet werden soll, aber für mich ist auch wesentlich, dass in dem hinteren Bereich die Kinder und Bewohner von Meidling wirklich zu dem Spielplatz gelangen können, ohne große Umwege in Kauf zu nehmen. Es handelt sich immerhin eher um einen Kleinkinderspielplatz, und da kann man den Kindern schwer zumuten, dass sie allein hunderte Meter durch noch dazu relativ stark befahrenes Gebiet marschieren müssen.

Wie gesagt, wir werden nicht aufhören, dieses Bauprojekt sozusagen zu verfolgen, und werden auch nicht anstehen, darauf hinzuweisen, ob diese öffentlichen Durchgänge wirklich hergestellt werden oder ob das nur Versprechungen sind, ob die Spielgeräte möglichst rasch aufgestellt werden. Wie dieser ganze Ablauf vor sich geht, ist meiner Ansicht nach wirklich sehr wesentlich.

Ich möchte jetzt noch einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, der mit dieser Widmung nichts zu tun hat, in dem es aber auch um ein Projekt geht, das schon in den letzten Jahren sehr heftig umstritten war, obwohl dort Gott sei Dank noch nichts passiert ist. Es geht um das vom WEV gepachtete Areal des Eislaufvereins, wo es ja derzeit eine Bausperre gibt. 

Wir möchten jetzt vorschlagen, dass man, um dort den WEV und den Eislaufverein zu sichern und als innerstädtische Freiluftsportstätte langfristig zu erhalten, eine bestandsgemäße Widmung erarbeitet. Wir wollen aber, dass dieser Antrag zugewiesen wird an den Gemeinderatsausschuss für Stadtentwicklung und Verkehr, dass wir das dort auch noch einmal gemeinsam diskutieren können. Darum bitte ich um Zustimmung.

Wie gesagt, diese Tivoli-Marillenalm-Sache ist kein Ruhmesblatt der Wiener Stadtplanung. Es hat da Bemühungen von vielen Seiten gegeben, um kosmetische Änderungen vorzunehmen. Aber das Grundproblem bleibt, und diesen klaren Willen, die klare Haltung: Wir wollen unser Grünland erhalten, wir wollen Erholungsflächen in der nahen Wohnumgebung erhalten, wir wollen den Kindern qualitative Spielplätze bieten, diese Grundhaltung vermissen wir, und deswegen, wie gesagt, unsere Ablehnung. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Tschirf. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich glaube, dass die GRÜNEN das Areal der PolAk tatsächlich nicht so kennen, denn ich glaube, wenn man sich das anschaut, sieht man, dass gerade durch dieses Projekt mehr für die Kinder geschieht, zwei zusätzliche Kinderspielplätze, dass hier ein Riegel geschaffen wird, durch den eben 60 000 Autos, die täglich vorbeifahren, von diesen Kinderspielplätzen abgetrennt sind, dass das also durchaus ökologisch und auch für die Kinder ein Vorteil ist.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kollege Hoch hat das alles hier dargestellt. Ich möchte noch kurz auf ein anderes Thema eingehen, nämlich das Thema Flächenwidmung Wiener Eislaufverein, und möchte hier folgenden Beschlussantrag meiner Kollegen Alfred Hoch und Mag Ines Anger-Koch einbringen:

„Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr wird ersucht, bis September 2010 für das Gebiet des Wiener Eislaufvereins in Wien-Landstraße den Gründruck einer Flächenwidmung von Bezirksgremien und den zuständigen Gremien der Stadt Wien zur Begutachtung vorzulegen. Dabei soll durch die Flächenwidmung der uneingeschränkte und wasserdichte Bestand der Sportfläche sichergestellt werden. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt." (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Al-Rawi. - Bitte.

GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Debatte ist jetzt teilweise emotionell, teilweise auch sachlich verlaufen. Vieles von dem, was gesagt worden ist, hat Hand und Fuß, und es rentiert sich auch, darauf einzugehen.

Zur Aussage von Kollegin Gretner, zu fragen, warum das im Grüngebiet stattfinden muss: Das kann man nicht abweisen, nur ist es eine Tatsache, dass die ÖVP im Moment ein Hotel und eine Politische Akademie im Springerpark besitzt. Die Situation ist laut ihren Aussagen die, dass das Hotel schon in die Jahre gekommen ist, dass es dort kein Fließwasser gibt, dass es nicht mehr adäquat ist und der Wunsch da war, dort das Ganze auf Vordermann zu bringen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Da gibt es aber bereits eine Widmung ...! - Weitere Zwischenrufe bei den GRÜNEN.)
Zu der Aussage von Kollegen Madejski, dass die SPÖ die absolute Mehrheit hat und alles abwürgen könnte: Das ist nicht unser Verständnis vom Regieren dieser Stadt, dass wir sagen, mit unserer Mehrheit würgen wir alles ab, sondern wir schauen uns einmal an, was das Ansinnen ist. Bevor noch die Leute ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Ihr schenkt der ÖVP ...!) Hör mir einmal zu, lieber Herr Maresch - ich habe dir auch zugehört -, dann können wir nachher darüber diskutieren. 

Daraufhin kam die ÖVP mit dem Wunsch - das brauchen wir jetzt nicht alles nachzuvollziehen -, mit den vier Stadtvillen, mit einer großen Parkgarage, mit dem neuen Hotel, das dort entstehen soll, natürlich auch mit dem Gedanken, durch diese Stadtvillen, die man dort errichtet, sozusagen eine Einnahmequelle zu haben und das Ganze zu finanzieren. Daraufhin haben wir klargestellt, dass wir uns das in Meidling so nicht vorstellen können. 

Es hat sich dann auch bald eine Bürgerinitiative gebildet, mit Mayr-Harting, mit Prof Erhard, glaube ich, heißt er, der TU-Professor für städtebauliche Belange. Er ist dann hingegangen und hat StR Schicker besucht. Wir haben daraufhin versprochen: Okay, dann reden wir über die Vorschläge. Unsere Vorstellung in Meidling wäre gewesen, dass das alte Hotel revitalisiert, abgerissen, neu gebaut wird, dass die Garage nicht in Frage kommt, und wenn schon, dann eben unter dem alten Hotel.

Plötzlich kam ein neuer Vorschlag, wie du schon erwähnt hast, mit Herrn Domany und mit der Bürgerinitiative, die uns plötzlich gesagt haben: Wir tauschen um. (GR Mag Rüdiger Maresch: Domany hat den Vorschlag gehabt, nicht die Bürgerinitiative! Das war Domany!) 

Rüdiger, als wir bei der Bürgerversammlung am 17. November dabei waren: Wer hat denn dieses Projekt vorgestellt? Wer hat dieses Projekt vorgestellt, das Herr Mayr-Harting mit der Power Point Präsentation, die Herr Hoch ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Bei der ersten Bürgerversammlung hat es Domany so vorgestellt!) Nein. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich habe nichts davon gewusst! Domany hat gesagt: Ich habe eine Idee!)
Das weiß ich nicht. Aber dort ist auf jeden Fall die Bürgerinitiative gekommen, damals waren wir gemeinsam in der Längenfeldgasse. Dort ist doch Herr Mayr-Harting aufgestanden und hat ein Projekt vorgestellt, und dann gab es eine Diskussion von allen Anrainern, die dort waren. Das hat sich in etwa die Waage gehalten, die Hälfte wollte die Marillenalm haben, die anderen haben gesagt, nein, meine Kinder spielen dort nicht gerne. 

Aber auf jeden Fall kam ein Vorschlag, und dieser Vorschlag beinhaltete, dass der Springerpark für die Öffentlichkeit geöffnet wird, dass dort die Spielplätze der Kinder gebaut werden, dass das abgesiedelt wird und so weiter. So ist die Dynamik in dieser ganzen Geschichte entstanden. Dass dann plötzlich diese alte Bürgerinitiative sagt, okay, jetzt habe ich das Projekt von mir weggeplant, jetzt ist das auf die Marillenalm gewandert, und mir ist das wurscht, jetzt sollen sich die anderen darum kümmern, das ist eben auch ein Problem der Diskussion, die da stattfindet. (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben sich etwas gewünscht, und ihr habt es gewidmet!)
Tatsächlich ist Folgendes der Fall, und das möchte ich heute auch festhalten: Wir schenken, bitte, der ÖVP heute gar nichts! Die Widmung findet auf einem Grundstück der Stadt Wien statt. Dieses Grundstück der Stadt Wien wird erst dann ausgetauscht, wenn alles vertraglich abgesichert ist, wenn abgesichert ist, dass der Springerpark wiederhergestellt ist, dass die Ersatzpflanzungen passiert sind, dass dort die Spielplätze errichtet worden sind (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie wünschen sich etwas, und ihr widmet!), dass man auch die Übernahme der Pflege dieses Parks zumindest für die nächsten fünf Jahre übernimmt. 

Das alles sind Kostenverpflichtungen, die die ÖVP oder die PolAk, oder wer immer dann der Vertragspartner ist, übernehmen muss. Wenn er das geschafft hat, erst dann wird der Tausch gelingen. Die Sorge, die Herr Madejski heute geäußert hat, dass dann die Stadt Wien oder wer immer mit der Gloriette dort ein Hotel errichtet, das kann ich heute kategorisch abstreiten und garantieren, dass das nicht kommt! Ich füge da noch hinzu, dass wir uns, sollte dieses Projekt innerhalb der nächsten fünf Jahre nicht realisiert werden, sogar eine Rückwidmung vorstellen können. Wir werden dann sehen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Unwahr! Was erzählst du da? Du stimmst ja gar nicht mit!)
Wir erstellen heute einfach einen Rahmenvertrag und eine Grundlage, es ist kein Beschluss über die Bebauung mit dem Hotel. (GR Mag Rüdiger Maresch: ... hat gesagt, du stimmst heute nicht mit!) Es muss dann ein Bauverfahren geben, und es sind alle Anrainerinnen und Anrainer auch Partei in diesem Bauverfahren. Wir wissen auch, dass dort eine naturschutzrechtliche Bewilligung erforderlich sein wird. Es ist also mit dem heutigen Tag noch nicht ... (GR Mag Rüdiger Maresch: ... das Papier, das du unterschrieben hast!)
Aus diesem Grund möchte ich heute auch einen Abänderungsantrag einbringen, der im Wesentlichen die Wünsche des Bezirkes beinhaltet. Da geht es um die Reduzierung der Bebauungsfläche.

Lieber Rüdiger, und auch Herr Madejski! Ihr redet immer von den 70 Prozent, und ihr geht immer noch von der 6 m Reduzierung aus. Die 70 Prozent waren auf das vorvorletzte Plandokument bezogen, und dann ist die Reduzierung um 15 m passiert. Gleichzeitig ist dort auch die Begrenzung erfolgt, dass dieses Projekt nur für soziale und Bildungszwecke dienen soll und nicht für touristische Zwecke gewidmet werden soll. 

In diesem Sinne gebe ich den Antrag ab und ersuche um sofortige Abstimmung. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Herr GR Dr Madejski hat sich gemeldet. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na geh, was soll das mit dem Madejski?) Neun Minuten Restredezeit.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

So kann man ja das eine oder andere nicht stehen lassen, was hier gesagt wurde.

Herr Kollege Hoch, ich habe dich selten so nervös wie heute gesehen! Du warst wirklich schwach. Du warst wirklich schwach dabei, das zu erklären. Dann sagst du uns nach, am 17.11. - das stimmt - hat der Vorsitzende der Bürgerinitiative gesagt, das ist ein Projekt, mit dem wir uns identifizieren können. Vollkommen richtig, das ist gesagt worden, Kollege Hufnagl war ja auch dort. 

Nur hast du vergessen hinzuzufügen, dass es sofort nachher eine eigene neue Bürgerinitiative gegeben hat, nämlich „Rettet die Marillenalm". Denn bis zu diesem Zeitpunkt, zu dem der Herr Domany plötzlich aufgetreten ist, hat ja kein Mensch von diesem Alternativprojekt gewusst. Jetzt gab es zwei Bürgerinitiativen, inzwischen haben sich beide dafür eingesetzt: Wenn schon, dann muss das Volk oder die Anrainer befragt werden! Beide Bürgerinitiativen haben das gesagt, und das ist heute noch überhaupt nicht gesagt worden. 

Es ist ja von Ihnen, ÖVP und SPÖ, diese Anrainerbefragung, die der Bezirk gefordert hat, die die Bürgerinitiativen gefordert haben, die die Parteien gefordert haben, abgelehnt worden! Sonst hätten wir sie heute, sonst würden wir ja hier darüber diskutieren. Sie sind über das drübergefahren! Dann noch einmal von Demokratie zu reden, Kollege Hoch, Kollege Tschirf und Kollege StR Walter, das halte ich wirklich für vermessen. - Das ist das eine. 

Das Zweite: 35 000 m² schenken wir der Stadt Wien, das ist ja wirklich gut, das klingt super. Das stimmt zwar quadratmetermäßig, aber in Wirklichkeit schenkt ihr Grünland her, das in Zukunft der Steuerzahler über die MA 42 erhalten muss. Die Allgemeinheit muss all jene Bäume ersetzen, die Ihr illegal gefällt habt. Bis heute sind noch nicht einmal die Ersatzpflanzungen durchgeführt. Es gibt eine Anfragebeantwortung ... (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Ich weiß schon, du hast keinen Kontakt mit der ÖVP-Meidling. Das ist auch schwierig mit denen, weil man die nicht findet. Ich weiß das, es ist schwierig. Nur lass dir Folgendes sagen: Es gibt eine Anfragebeantwortung von Frau Bezirksvorsteher Votava und auch von der MA 42, es sind noch immer 40 Bäume nicht nachgesetzt. (GR Dr Matthias Tschirf: Das tut man auch nicht im Schnee!) Die werden im Laufe des Jahres 2010 nachgesetzt. Das konnten sie auch gar nicht, weil der Frost war, das gebe ich ja zu. Nur hat es inzwischen drei Jahre gegeben, in denen es keinen Frost gegeben hat, und in Wirklichkeit gibt es auch im Sommer keinen Frost; ihr hättet da die Bäume jederzeit setzen können. 

Meine Damen und Herren! Ich habe 25 Jahre in der Schwenkgasse 21 gewohnt, genau vis-à-vis von der Julius-Raab-Siedlung, von den Brinke-Bauten. Ich möchte in der Geschichte nicht noch weiter zurückgehen, zu dem, was in den 50er Jahren passiert ist, wie ihr damals überhaupt zu diesen Grundstücken gekommen seid. Ich möchte darauf überhaupt nicht eingehen, den Name Brinke werden vielleicht nicht mehr alle kennen. Das war einer der ersten Wohnbauskandale, die es in Wien überhaupt gegeben hat; das aber nur am Rande, weil die anderen uns immer irgendwelche Sachen vorwerfen. 

Das Nächste ist die „Grünoase". Na, das ist super, die Grünoase entsteht dort! Was für eine Grünoase? Ihr verbaut jetzt 3 150 m² und sagt, da entsteht eine Grünoase? Rechnen kannst du auch nicht; das ist eine typische Hoch-Rechnung, die du hier vollbringst! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Mag Rüdiger Maresch: Der war nicht schlecht!) Ich bin zwar heute schon ein bisschen müde, aber das ist eben eine Hoch-Rechnung.

Du sagst, der Kinderspielplatz wird verdoppelt. Nein, das ist falsch - Grundrechnungsarten! Der wird geteilt und dann noch einmal irgendwo anders in zwei verschiedene Kinderspielplätze aufgeteilt. (StR Norbert Walter, MAS: Das stimmt ja gar nicht!) Das wird ja besonders gut sein! Denn wir wissen heute noch nicht, wie die Kinder in die Horte, in die Kindergärten, wie sie dort überhaupt zu den Kinderspielplätzen kommen. Das möchte ich hier auch noch erwähnen. 

Wenn du großzügig sagst, ich habe das Verkehrskonzept abgelehnt - bitte, das war ja nur abzulehnen! Alle, die dort waren, wissen, dass das konfus war, was der vorgestellt hat, das war wirklich ein Wahnsinn. Nur: Wie kommen wirklich die Leute aus dem Norden in eure Akademie? Falls überhaupt noch irgendjemand in die Akademie kommen sollte: Wie kommt der denn hin? 

Der kommt aus dem Norden, biegt ein in die Schönbrunner Straße, Bischoffgasse, Schwenkgasse, Hohenbergstraße, fährt durch die Stranitzkygasse, und dann fährt er den ganzen Grünen Berg wieder hinunter, um beim Bergabfahren rechts abbiegen zu können. Wisst ihr, was das für die Bevölkerung dort heißt? Habt ihr euch das schon einmal überlegt? Wo ist das Verkehrskonzept, wo ist es? Das gibt es nicht. Wir beschließen einen Flächenwidmungsplan ohne Verkehrskonzept, meine Damen und Herren! (Heiterkeit auf der Galerie.)
Schlussendlich muss ich noch eines sagen. Es wird auf den Fiat-Gründen ein Hotel geben. Aber ich weiß, für die ÖVP sind 350 m - siehe U2 Richtung Hauptbahnhof - ein bisschen weit, ich weiß, 350 m sind sehr weit zum Gehen. Ich weiß das, es ist unheimlich weit. (Neuerliche Heiterkeit auf der Galerie.) Gut, dann müsst ihr eben eure Leute, die dort hinkommen, vielleicht mit dem Taxi oder sonst wie hinschicken. 

Es gibt ein Hotel. Wozu brauchen wir dieses Hotel auf der Marillenalm? Es gibt eines, es wird eines gebaut, noch dazu im Hochhauscharakter. Darauf sind wir heute noch gar nicht eingegangen. Wenn man sich den Flächenwidmungsplan genau durchliest, hat man ja unten - damit haben wir uns noch gar nicht beschäftigt, weil die Marillenalm so wichtig ist - aufgestockt. Ich weiß nicht, ob du das überhaupt weißt: Dort ist man plötzlich bei 33 m Hochhauscharakter, obwohl wir bis vor zwei Wochen - das weiß wahrscheinlich Al-Rawi auch nicht - noch bei 29 m waren. 

Meine Damen und Herren! Schlussendlich - es hat ohnedies keinen Sinn, mit Ihnen darüber zu diskutieren, Sie fahren da über die Volksmeinung drüber - verstehe ich bei der SPÖ eines nicht. Eines verstehe ich überhaupt nicht: Wie kann die Sozialdemokratie, Kollege Al-Rawi, den Antrag auf Flächenwidmung einbringen, der der ÖVP nützt? Wieso bringt den nicht die ÖVP selber ein? Das wird die Bürger in Meidling überhaupt nicht freuen, und das versteht niemand. Da muss es einen Deal geben! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Er hat noch fünf Minuten. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): So, in der Kürze: Ich habe am 17. Dezember 2009 einen schriftlichen Antrag auf AnrainerInnenbefragung eingebracht. Im letzten Ausschuss habe ich StR Schicker gefragt: Was ist denn los, warum bekommt man da keine schriftliche Antwort oder zumindest einmal eine im Ausschuss? Daraufhin hat StR Schicker zu mir gesagt: „Du wirst schon sehen." Normalerweise heißt es immer: acht Wochen, dann bekommt man die Antwort. Die acht Wochen sind vorbei, und ich habe noch immer keine Antwort. 

Der Bezirk hat eine Volksbefragung beschlossen. Wir waren eigentlich der Meinung, dass es sinnvoll ist, dass man, bevor man diesen ganzen Flächenwidmungsdurchgang fertig abschließt, eine Volksbefragung macht. Man spart viel Zeit, man spart Arbeit für die Dienststellen, man spart vielleicht Frust bei der ÖVP, und Erleichterung bei der SPÖ kommt dann heraus. 

Nein, das passiert aber nicht, sondern das ist eine Sache des Bezirks, brauchen wir gar nicht, wird schon irgendwann kommen. So leicht, wie die anderen Volksbefragungen sozusagen gekommen sind, tut man sich da nicht. Denn wir haben, die Zeit nutzend, Dreieckständer rund um die Marillenalm aufgestellt - diese Dreieckständer waren geschwind weg. Zwei Tage, und sie waren weg, so schnell war die SPÖ überhaupt noch nie! Die waren geschwind weg, und fertig. 

Jetzt bleiben eigentlich noch ein paar Dinge übrig. Ich kann mich an ein wertvolles Buch erinnern, da ging es um einen Widmungsskandal. Da hat Kollege Kenesei massiv und ganz pingelig - das ist vielleicht ein böses Wort, aber das war ihm damals so wichtig, dass er mit Kollegin Gretner gemeinsam das Buch geschrieben hat. Da lautete der Titel, den Günter Kenesei verwendet hat, „Sie wünschen - wir widmen". Die ÖVP wünscht, die SPÖ widmet, und Kollege Al-Rawi macht sogar den Antrag dazu! Da denke ich mir wirklich noch einmal: Was reitet die SPÖ, sich in Wirklichkeit für die ÖVP so ins Zeug zu legen? Es liegt natürlich die Vermutung nahe, dass da irgendwelche Deals, G'schichteln und G'schafteln dabei sind. Herr Domany hat es auch in seinen Abschlusssätzen geschrieben.

Dann gibt es noch einen kleinen Punkt, und auf den warte ich noch immer. Wir haben natürlich vermutet, dass ein Teil der Stellplätze, die die ÖVP da benutzt, illegal sind. VBgm Ludwig hat uns eine Anfragebeantwortung geschickt, und das ist wirklich schnell gegangen, großes Lob für den Herrn Vizebürgermeister! Es stellt sich heraus, dass jeweils Teile der beiden Parkplätze, die die ÖVP benutzt - im Grünland, wohlgemerkt, ohnehin schon illegal errichtet -, überhaupt keine Rechtsgrundlage haben. Das eine sind 17 mal 34 Meter, das andere ist eine Zeile. 

Jetzt frage ich mich ganz ernsthaft: Warum sind dort noch immer Autos illegal im Parkschutzgebiet? (GR Alfred Hoch: Das kommt ja weg!) Wann? Vielleicht in fünf Jahren? Nein, die ÖVP muss dort sofort auf diese beiden Teile des Parkplatzes verzichten. Da müssen die Herren die 300 m von der U-Bahn zu Fuß gehen. Ja, genau, in einem Beitrag über „Wer wird Bundespräsidentschaftskandidat der ÖVP?" war das alles zu sehen. Ich war selber zweimal auf einem Seminar und habe mir gedacht: Tolle Parkplätze, direkt vor der Haustür!

Alles illegal! (StR Norbert Walter, MAS: Stimmt ja überhaupt nicht!) Es ist alles illegal - warum greift, bitte, der Magistrat nicht ein und räumt die Autos einfach hinaus?! Die ÖVP benutzt das Parkschutzgebiet illegal, also raus damit! Es ist wider die Wiener Gesetze, warum also handelt die Stadt nicht? Da denke ich mir: Was sind da für Deals im Background? Zu sagen, es kommt ohnehin anderswo ein Hotel, da brauchen wir jetzt nicht die Gesetze zu befolgen, ist jenseitig.

Noch einmal, Omar: Was reitet da euch alle, etwas zu machen, das wider eure normalen Überzeugungen geht? Das gibt es nicht. Macht bitte nicht den Buckel für die ÖVP! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Madejski hat mich auf etwas aufmerksam gemacht. Nachdem er sich schon zweimal gemeldet hat, sage ich es: Im Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN steht Plandokument 7840. (GR Dr Herbert Madejski: Falsche Nummer! Kommt heraus und korrigiert es schnell! Wenn ihr mich nicht hättet, wäre das alles ungültig!)
Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen zur Abstimmung. Zuerst müssen wir über die Abänderungsanträge abstimmen. 

Mir liegt ein Abänderungsantrag der GRÜNEN bezüglich Festsetzung des Flächenwidmungs- und Bebauungsplanes des Plandokuments 7870 vor. Da gibt es diverse Änderungen. Der gegenständliche Entwurf soll so abgeändert werden, dass die im Entwurf ursprünglich vorgeschlagene Bebauungsbestimmung BB2, begrünte Flachdächer und so weiter, bestehen bleibt und im Entwurf 4 erneut festgesetzt wird, und zweitens, dass für die mit Spk BB13 vorgeschlagenen Grundflächen die maximale Bebaubarkeit dieser Flächen auf höchstens 70 von 100 beschränkt wird, wie dies auch im Entwurf 3 vorgesehen war. Wer diesem Abänderungsantrag der GRÜNEN zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei den GRÜNEN und bei der FPÖ fest, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Es liegt mir weiters ein Abänderungsantrag der Kollegen Al-Rawi, Hora, Hoch, Dworak und Kenesei vor, der in vier Punkten Abänderungen einbringt. Ich denke, es haben ihn alle gelesen, ich muss ihn nicht noch einmal vorlesen. Wer diesem Abänderungsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und GRÜNEN fest, das ist mehrheitlich so beschlossen. 

Jetzt kommen wir zur Abstimmung über das eigentliche Plandokument. Wer dem Plandokument 7870 die Zustimmung geben kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP und SPÖ fest. (Buh-Rufe von der Galerie. - Auf der Galerie wird ein Schriftband mit der Aufschrift „KEIN HOTEL MARILLEN" entfaltet. - Von der Galerie werden Zettel in den Saal geworfen, die mit „Ei-Ei-Ei Parteien-Packelei" betitelt sind und auf denen Ostereier mit den Aufschriften „ÖVP", „SPÖ" und „MA22" abgebildet sind.)

Es ist nicht gestattet, Zustimmung und Ablehnung von der Galerie zu bekunden. Wir haben es gesehen, danke - niedersetzen und schweigen, bitte, wir sind in einer Abstimmung. Wir kommen jetzt ... (Ruf von der Galerie: Wir haben ja eh keine Rechte!) 

Ich habe gerade gesagt, Sie dürfen nicht sprechen. Bitte halten sie sich daran, sonst muss ich Sie leider von der Galerie verweisen. (Weitere Rufe von der Galerie.) Sie dürfen sich von der Galerie nicht äußern, weder zustimmend noch ablehnend. Das ist die Geschäftsordnung. (Ruf von der Galerie: Unser Geld nehmen Sie ja auch! - Das auf der Galerie entfaltete Schriftband wird von Bediensteten des Rathauses entfernt.)
Wir kommen jetzt zur Abstimmung über zwei Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag ist von den GRÜNEN betreffend Neuauflegung des Plandokuments 7870. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei GRÜNEN und FPÖ fest, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen weiters zum Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend Widmung des vom WEV, Wiener Eislaufverein, gepachteten Areals. Hier wurde die Zuweisung beantragt. Wer diesem Beschluss- und Resolutionsantrag zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle fest, mit den Stimmen von Freiheitlichen, SPÖ und GRÜNEN ist die

ser Antrag beschlossen. 

Es liegt mir jetzt noch ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP betreffend Flächenwidmung Wiener Eislaufverein vor. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer dem zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich sehe die Zustimmung bei der ÖVP, das ist nicht die erforderliche Mehrheit. (Ruf bei den GRÜNEN: Und Zustimmung der GRÜNEN!) Entschuldigung, Zustimmung gibt es bei der ÖVP und den GRÜNEN, das ist auch nicht die erforderliche Mehrheit. 

Wir kommen nun zum Punkt 55 der Tagesordnung. Er betrifft das Plandokument 7863 im 17. und 18. Bezirk. Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. Wer dem Plandokument 7863 zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich stelle die Zustimmung bei der SPÖ fest. 

Damit ist die Tagesordnung erledigt.

Diese Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 20.34 Uhr.)

